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EDITORIAL/143: Verteidigung der Dunkelheit (SB)





Wochendruckausgabe 143 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
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Verteidigung der Dunkelheit

   Ach Bruder, die Straße ist dunkel,

   und dunkel ist mein Gesicht.

   Ach Bruder, du kennst nicht die Straße,

   und den Dreck und die Tränen kennst du nicht. *

Ein lichtverheißendes Lied aus christlicher Feder am Beginn meiner
Ausführungen zum Gegenstück.

Bei aufkommender Dunkelheit ist man der Wehr- und Handlungsunfähigkeit
ausgeliefert, weil der Mensch sich, seiner Sinne oder vornehmlich
seiner Sicht beraubt, außerstande findet, ein Ziel oder einen
Gegenstand richtig erkennen und verfolgen zu können, um sich diesem
zum Selbstschutz und zur Bewältigung zu bemächtigen. Dabei handelt es
sich um jenes Dunkel, welchem sich der auf sein freies und
überschaubares Gesichtsfeld angewiesene Mensch in seiner Fertigkeit,
angreifen, zupacken und sich mithin auch verteidigen zu können, höchst
einschränkend und schließlich jedweder Gefahr, unterzugehen und nicht
zu überstehen, sprichwörtlich fast blind ausgeliefert sähe.

Spiegelbildlich ist der dunkle Eindruck oder das dunkle und finstere
Wesen, das eine Person ausstrahlt oder verkörpert, jene die
entsprechende Aufmerksamkeit erweckende Drohung der
Unvorhersehbarkeit, die mindestens überraschende, wenn nicht
erschreckende Ereignisketten ankündigt.

Suchen Sie doch, liebe Leserin, lieber Leser, gerne aus, mit welchen
der beiden beschriebenen Dunkelheiten Sie vorzugsweise ausgestattet
wären, oder ob Sie im Lichte des Vertrauten und Liebgewordenen mit der
dem Überblick verpflichtenden Orientierung lieber der lichten
Schönheit und Trefflichkeit aller damit verbundener Versprechungen und
Verheißungen treu bleiben wollten?

Allein, mir erschien das doch wie der Tanz einer Motte um die tödliche
Hitze einer Flamme. Vielleicht stellt sich auch die Frage, ob die
Dunkelheit nicht am Ende eine viel ausgreifendere und umfassendere
Sinnesmöglichkeit als jene uns sattsam vertraute sein müßte?

Ihre Schattenblick-Redaktion

* "Ich zieh meine dunkle Straße", Worte und Weise: Klaus Kleinau, aus:
Die Mundorgel, 3. Auflage 1968, Lied 93, 2. Strophe
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ATOM/223: Halbwertzeit - kooperationsfrei ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 27. Juli 2019

Hat Umweltminister Lies (NDS) Hitzefrei? 

BBU-Kritik am Weiterbetrieb des AKW Grohnde



(Bonn, Hannover, 27.07.2019) Der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) kritisiert, dass das Atomkraftwerk Grohnde in
Niedersachsen trotz der Ankündigungen seitens des Betreibers
PreussenElektra und des Niedersächsischen Umweltministeriums vom
Donnerstag (25.7.19) am Freitag (26. Juli 2019) trotz der sommerlichen
Temperatur in der Weser nicht abgeschaltet wurde.

Der BBU hatte Freitag Mittag schriftlich bei dem Umweltministerium in
Hannover und bei PreussenElektra (mittels E-Mail) nachgefragt, ob das
AKW zwischenzeitlich abgeschaltet wurde. Ohne Angabe konkreter Daten
antwortete PreussenElektra: "Die Wesertemperatur hat sich heute
(Freitag) im Verlauf des Tages weniger erhöht, als gestern
prognostiziert. Daher ist es nicht erforderlich geworden, das
Kernkraftwerk Grohnde heute vom Netz zu nehmen." Vom Umweltministerium
kam überhaupt keine Antwort. Sarkastisch kommentiert
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz: "Niedersachsens Umweltminister Olaf
Lies und sein Team hatten Freitag Mittag vermutlich bereits Hitzefrei.
Dabei wäre es Aufgabe des Ministeriums, das die Aufsichtsbehörde für das
AKW Grohnde darstellt, die Vorgänge beim AKW gerade bei der heißen
Witterung zu prüfen und die Bevölkerung umfassend zu informieren".

In einer aktuellen E-Mail an PreussenElektra vom Samstag bemängelt der
BBU, dass in den Mitteilungen des AKW-Betreibers keine konkreten
Messergebnisse veröffentlicht wurden. Die wären aber nötig, um
die Entscheidung zum Weiterbetrieb des AKW nachvollziehen zu
können. Weiterhin fragt der BBU das Unternehmen "wo die Messpunkte sind,
in welcher Wassertiefe und in welchem Abstand zum Ufer gemessen wird und
wer misst?"

BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz betont: "Bei der Sicherheit eines
Atomkraftwerkes darf nicht mit Zahlen gefeilscht werden. Wenn das
Weserwasser in den kritischen Temperaturbereich kommt sollte das AKW auf
jeden Fall vorsorglich abgeschaltet werden. Dass das Umweltministerium
in Hannover sich aktuell seit Donnerstag nicht mehr zu dem Thema äußert,
ist mehr als bedauerlich."

Grundsätzlich fordert der BBU, dass das umstrittene AKW Grohnde sofort
abgeschaltet und endgültig stillgelegt wird. Seit der Inbetriebnahme des
AKW Grohnde gab es dort bereits 262 meldepflichtige Ereignisse. "Das
Niedersächsische Umweltministerium kann die Betriebsgenehmigung
aufheben. Damit würde auch die Produktion weiteren Atommülls
verringert", so Udo Buchholz.

BBU fordert auch die sofortige Stilllegung des AKW Lingen 2

Das AKW Grohnde sollte wegen der steigenden Wesertemperatur
voraussichtlich am Freitag (26. Juli 2019) gegen Mittag abgeschaltet
werden. Für diesen Zeitpunkt wurde für das Wasser der Weser die
kritische Temperatur von 26 Grad erwartet. Für das zweite in
Niedersachsen laufende Atomkraftwerk, das AKW Lingen 2, das sich am
Dortmund-Ems-Kanal befindet, wurde bisher keine Abschaltung aus
Witterungsgründen in Erwägung gezogen. Dennoch fordert der BBU ebenfalls
die Stilllegung dieses Atomkraftwerkes: "Auch im AKW Lingen 2 kam es
bereits immer wieder zu meldepflichtigen Ereignissen. Und der Reaktor
befindet sich in der Nähe des Bombenabwurfplatzes Nordhorn-Range. Ein
unfallbedingter Flugzeugabsturz auf das AKWwürde zu enormen
katastrophalen Auswirkungen führen. Umso mehr gilt dies für gezielte
Flugzeugabstürze. Diese können spätestens seit den Anschlägen auf das
World Trade Center nicht mehr ausgeschlossen werden," so Udo Buchholz
vom Vorstand des BBU.

Der BBU weist darauf hin, dass bereits mehr als 350 Organisationen mit
der Lingen-Resolution die sofortige Stilllegung des AKW Lingen 2 und der
benachbarten Brennelementefabrik in Lingen fordern. Nach den jüngsten
Protestkundgebungen vor dem AKW Lingen 2 planen derzeit
Anti-Atomkraft-Initiativen weitere Aktivitäten.

Grundsätzlich engagiert sich der BBU für die sofortige Stilllegung aller
AKW und sonstiger Atomanagen - bundesweit und international. Aktuell
ruft der BBU gemeinsam mit anderen Initiativen und Verbänden zur
Teilnahme an einer Kundgebung am 4. August 2019 vor der bundesweit
einzigen Urananreicherungsanlage in Gronau auf (13 Uhr).


Hintergrundinformationen:

Vorkommnisse in den AKW Grohnde und Lingen 2

https://www.bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202018/07.121.18.pdf

AKW und Flugzeugabstürze

https://bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202016/13.01.16.pdf

Lingen-Resolution

https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%20Juli%202019.pdf

Aufruf Kundgebung in Gronau am 4.8.19

https://bbu-online.de/Aktuelles/Aufruf%20PDF%20UAA-Kundgebung%2004.08.19.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 27. Juli 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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ATOM/222: Halbwertzeit - schon wieder fünf vor zwölf ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schütttorf

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Internationale Ärzte für die Verhütung eines Atomkrieges/Ärzte in
sozialer Verantwortung (IPPNW)

Gemeinsame Pressemitteilung 24. Juli 2019

4. August 2019, 13 Uhr:

Kundgebung an Urananreicherungsanlage Gronau

"Kein atomares Wettrüsten - Urananreicherung sofort beenden - auch in
Gronau"



Friedens- und Anti-Atomkraft-Initiativen aus Westfalen und aus dem
Weser-Ems-Bereich rufen für Sonntag, 4. August 2019, um 13 Uhr zu einer
Friedenskundgebung vor der bundesweit einzigen Urananreicherungsanlage
im westfälischen Gronau auf. Auch der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU), die Ärzteorganisation IPPNW und der
NRW-Landesverband der Deutschen Friedensgesellschaft-Vereinigte
KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) rufen zur Teilnahme an der Kundgebung
auf. Das Motto der Kundgebung lautet: "Kein atomares Wettrüsten -
Urananreicherung sofort beenden - auch in Gronau". Die Initiativen und
Verbände warnen eindringlich vor einem neuen atomaren Wettrüsten.

Anlässe der Kundgebung sind erstens das Auslaufen des
INF-Mittelstreckenvertrags am 2. August sowie die Jahrestage der
Atombombenabwürfe über Hiroshima und Nagasaki am 6. bzw. 9. August.
Zweitens kritisieren die Initiativen und Verbände die Aufkündigung des
Iran-Abkommens durch die USA, was die militärische Nutzbarkeit der
Urananreicherung erneut in den Mittelpunkt der politischen
Auseinandersetzung rückt. Der Iran hat nunmehr angefangen, höher
angereichertes Uran mit bis zu 20 % Uran 235 herzustellen. Die Gefahren
dieser unkontrollierten Urananreicherung sind nicht abzuschätzen.

Drittens lehnen die Initiativen und Verbände ausdrücklich die jetzigen
Versuche des auch in Gronau ansässigen Urananreicherers Urenco ab, in
den USA selbst Uran bis zu 20 % Uran 235 anreichern zu wollen. Damit
will auch der britisch-niederländisch-deutsche Urenco-Konzern den
gefährlichen Sektor zwischen ziviler und militärischer Nutzung der
Urananreicherung weiter beschreiten. Vor wenigen Tagen warnte Oliver
Meier, Experte der Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP), gegenüber
der Deutschen Presse Agentur mit Blick auf den Iran vor einer solchen
Höheranreicherung: "Wer auf 20 Prozent angereichert hat, hat 90 Prozent
der Arbeitsschritte bis zum waffenfähigen Uran hinter sich."

Die Initiativen und Verbände fordern deshalb von der Bundesregierung ein
Veto gegen diese unverantwortlichen Urenco-Pläne in den USA. Zudem
fordern sie von der Bundesregierung die Beendigung der Urananreicherung
in der Bundesrepublik Deutschland. "Wer im Iran und andernorts glaubhaft
für ein Ende der Urananreicherung und für Abrüstung werben will, muss
selbst mit gutem Beispiel vorangehen und zuhause freiwillig auf die
Urananreicherung verzichten. Das wäre ein international enorm wichtiges
politisches Signal - besonders in Zeiten, wo zentrale internationale
Abrüstungsabkommen auf der Kippe stehen. Die Urananreicherung in Gronau
wird beim Atomausstieg in der Bundesrepublik Deutschland nicht mehr
benötigt, die Bundesregierung muss diese einmalige Chance nun nutzen,"
erklärte Udo Buchholz vom Arbeitskreis Umwelt Gronau und
Vorstandsmitglied beim Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz.


Der gesamte Kundgebungs-Aufruf findet sich unter:

https://bbu-online.de/Aktuelles/Aufruf%20PDF%20UAA-Kundgebung%2004.08.19.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. Juli 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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ATOM/221: Halbwertzeit - erste Wahl für die zweite Klasse ... (IPPNW)


Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Pressemitteilung der Kampagne "Tokyo 2020 - The Radioactive Olympics" vom
24.07.2019

Ärzt*innen warnen vor "radioaktiven olympischen Spielen 2020"

Ein Jahr vor Beginn der Olympiade in Tokio - Der Super-GAU in Fukushima
ist nicht unter Kontrolle



Aktivist*innen der Kampagne "Tokyo 2020 - The Radioactive Olympics"
protestierten am Mittwoch, 24. Juli 2019 in Frankfurt am Sitz des Deutschen
Olympischen Sportbundes (DOSB). Die Kampagne wurde von der
Ärzteorganisation IPPNW und von japanischen und internationalen
Organisationen initiiert, um daran zu erinnern, dass der Super-GAU von
Fukushima von 2011 noch immer nicht unter Kontrolle ist. Anlass der Aktion
ist die feierliche Eröffnung der Olympischen Sommerspiele in Japan in einem
Jahr, am 24. Juli 2020. Die japanische Regierung plant die Austragung der
Baseball- und Softballspiel-Wettkämpfe in der Hauptstadt der Präfektur
Fukushima - 50 Kilometer vom havarierten Atomkraftwerk Fukushima Dai-ichi
entfernt. In nur 20 Kilometer Entfernung soll im J-Village, Aufenthaltsort
von überwiegend jungen Athlet*innen, zudem der olympische Fackel-Lauf
starten.

In Strahlenschutzanzügen, mit dem um ein Radioaktivititätszeichen ergänzten
olympischen Ringen sowie einer umgestalteten olympischen Fackel machten die
Aktivistist*innen auf die anhaltende Gefahr durch die havarierten Reaktoren
in Fukushima aufmerksam. Sie betonten, dass die Olympischen Spiele nicht
dazu missbraucht werden dürften, vom Schicksal der Betroffenen in Japan und
der anhaltenden radioaktiven Gefährdung der Menschen abzulenken.

Kampagnenvertreter Dr. Jörg Schmid (IPPNW) erklärte: "Wir verstehen die
Ausrichtung der Olympiade als Versuch, der Welt Normalität zu präsentieren,
obwohl es keine Normalität in den von Strahlung betroffenen Gebieten Japans
gibt". Er appellierte an die Athlet*innen und die Sport-Funktionäre, sich
der anhaltenden Probleme der Bevölkerung bewusst zu sein, die dauerhaft in
den radioaktiv kontaminierten Regionen Nordost-Japans lebt. Diese müssten
Strahlendosen als normal hinzunehmen, die gegen internationale Regularien
des Strahlenschutzes verstoßen. "Die Bevölkerung wird bewusst einer
deutlichen Gesundheitsgefährdung ausgesetzt. Das ist nicht hinnehmbar", so
Schmid.

Verlesen wurde der Brief des Vorsitzenden einer Klägergruppe gegen das
japanische Energieversorgungsunternehmen Tepco Takashi Nakajima, der der
japanischen Regierung "Lügen über Fukushima" vorwirft und auf die
anhaltende radioaktive Kontamination des Meerwassers hinweist: "Wenn man
versucht, die Atomkatastrophe zu verschleiern, die Untersuchungen der
Ursachen und der wirklichen Schäden nicht vornimmt und den Opfern nicht
hilft, besteht die große Möglichkeit, dass sich solch eine Atomkatastrophe
wiederholen wird."

Dr. Anette Bänsch-Richter-Hansen (IPPNW) wies darauf hin, dass Sportstätten
in Fukushima-Stadt sowohl aus symbolischen als auch aus politischen
Beweggründen heraus für die Austragung von Softball- und Baseballspielen
ausgewählt worden seien. Hier sollten sogar die symbolträchtigen ersten
Wettkämpfe der Olympischen Spiele stattfinden. "Es ist zynisch, dass in
Fukushima keine westlichen Teams antreten werden, sondern vor allem
asiatische Mannschaften. Westlichen Athleten wäre die Austragungsstätte
wohl nicht zu vermitteln gewesen," so Bänsch-Richter-Hansen.

Yoko Schlütermann (Deutsch-japanische Gesellschaft, Dortmund) forderte den
Präsidenten des Deutschen Olympischen Sportbundes, Alfons Hörmann, in einem
Schreiben auf, auf die Wettkämpfe in Fukushima-Stadt zu verzichten. Sie
wies zudem darauf hin, "dass die Dekontaminationsarbeiten in Fukushima
wegen der Olympischen Spiele nicht vorankommen, da viele Bauarbeiter in
Tokyo eingesetzt werden".


Eine IPPNW-Information zu den Olympischen Spielen 2020 in Japan
finden Sie unter:

ippnw.de/bit/info-tokyo_de

Weitere Informationen zu der Kampagne "The Radioactive Olympics" finden Sie
unter:

www.radioactive-olympics.org

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. Juli 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland
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WALD/394: Hambacher Forst - finale Verwertung ... (Michael Zobel)


Waldspaziergänge - wir können uns keine Sommerpause leisten 

Michael Zobel, 30. Juli 2019



Guten Tag liebe Wald- und NaturschützerInnen, liebe PressevertreterInnen,
liebe Mitmenschen,

wenn es noch eines Beweises bedurft hätte, dass wir unbedingt weitermachen
müssen, dann hat ihn unser Ministerpräsident Armin Laschet am vergangenen
Wochenende geliefert.

"Ich könnte mich jetzt in Rage reden. Jetzt tun alle gerade so, als
 wenn im Hambacher Forst das Weltklima gerettet würde".



Herr Laschet, ich könnte mich jetzt in Rage schreiben. Eine Einladung zum
Waldspaziergang haben sie noch nicht einmal beantwortet. Stattdessen sehen
Sie zu, wie RWE im und am Wald und in den Dörfern täglich unumkehrbare
Tatsachen schafft. Mit Ihrer Unterstützung werden hier täglich wertvollste
landwirtschaftliche Flächen vernichtet, Dörfer ausradiert, Menschen und
Tiere vertrieben, das Grundwasser in unverantwortlicher Weise abgepumpt.
Das Weltklima wird sicherlich nicht am Hambacher Wald gerettet. Aber dieser
Wald steht wie kein anderes Symbol für eine Politik und eine Technik von
gestern, die dringend so schnell wie möglich beendet werden muss.

Wir werden weiter aufstehen, wir werden immer mehr, wir sehen nicht mehr
tatenlos zu, wie die Lebensgrundlagen der kommenden Generationen mit
Unterstützung der Politik vernichtet werden.

Sonntag, 4. August, Wald statt Kohle - 64 Monate Waldspaziergänge im
Hambacher Wald

Dem Hambacher Wald geht es schlecht, die Bagger kommen immer näher, die
Bäume verlieren ihr Laub, das Wasser wird in immer größerem Umfang
abgepumpt, eine Umweltkatastrophe ist in vollem Gange. Und hier vor Ort
deutlich zu sehen.

Treffpunkt 11.30 Uhr/12 Uhr Beginn. Einfahrt zum Kieswerk Collas an der
Landstraße zwischen Kerpen-Buir und Morschenich, gegenüber der Mahnwache.
Parkplätze vorhanden. ÖPNV S-Bahn-Station Buir, 20 Minuten zu Fuß. Bei
Bedarf schicken wir Shuttles. Wie immer keine Begrenzung der Gruppengröße.
Teilnahme kostenlos.

kommende Termine 8. September, 13. Oktober, 10. November...

Wir müssen weiter Druck machen, der Politik Beine machen, Konzerne wie RWE
stoppen.

Was können wir aktuell tun? - Einwendung gegen die neue wasserrechtliche
Genehmigung - das Rheinland darf nicht weiter trockengelegt werden! -
Einwendungen noch bis zum 6. August möglich!!!

Die Landesregierung will tatsächlich RWE für den Tagebau Hambach eine neue
wasserrechtliche Genehmigung 2020-2030 erteilen, obwohl klar ist, dass der
Tagebau nach dem Ergebnis der Kohlekommission solange kaum fortgeführt
werden kann.

Der Antrag findet sich hier:

https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/bekanntmachungen/2019/06/19_06_22_rwe_tagebau_hambach/index.php

Ganz viele Informationen und mögliche Texte auch hier:

https://ulrics.blog/2019/07/09/anleitung-zur-einwendung-endcoal-hambischreibt-hambibleibt-endegelaende-allegegenrwe/

Wichtig ist, dass zahlreiche Menschen deutlich machen, dass RWE und
Landesregierung nicht einfach so weiter Fakten schaffen können.

Bitte beachtet, dass die Einwendung mit Absender und Unterschrift per
Briefpost, Fax oder signierter (!) Mails an die Bezirksregierung Arnsberg
geschickt werden muss. Eine einfache, unsignierte Mail reicht nicht.

Danke für die Unterstützung,

viel Kraft und einen erfreulichen Sommer wünschen

Eva Töller und Michael Zobel

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 30. Juli 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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SPRACHE/1001: Experten der Namenberatungsstelle erforschen DDR-Namen - Vornamen aus dem "Mosaik" und "Dallas" (idw)


Universität Leipzig - 23.07.2019

Experten der Namenberatungsstelle erforschen DDR-Namen: Vornamen aus dem
"Mosaik" und "Dallas"



Gabriele Rodriguez von der Namenberatungsstelle der Universität Leipzig
erhielt Anfang des Jahres eine Anfrage von einer Frau, die zu DDR-Zeiten
den Namen Fatima bekommen hatte. Was damals exotisch klang, bereite ihr
heute immer wieder Probleme. Da ihre Eltern Deutsche seien und sie
keinerlei Bezug zum arabischen Raum habe, wollte die Dame von der Expertin
der Universität mehr über den Ursprung ihres damals äußerst ungewöhnlichen
Vornamens wissen, von den Eltern kannte sie dieQuelle: das "Mosaik".

Unerwartete Schützenhilfe gab es für Rodriguez und ihre Kollegin Dr.
Dietlind Kremer bei ihren Recherchen zur DDR-Namengebung: Ein früherer
Mitarbeiter der Uni-Namenberatung hatte auf seinem Boden 14 prall gefüllte
Hefter mit meist handschriftlichen Anfragen aus DDR-Zeiten an die
Namenberatungsstelle der Universität Leipzig gefunden und gab sie zurück.
Seither erforschen Rodriguez und Kremer intensiv das weite Feld der
DDR-Namengebung und sind auf überraschende Erkenntnisse gestoßen.

"Dreißig Jahre nach dem Mauerfall haben wir den Wunsch, uns aus objektiver
Sicht mit Dokumenten zu dem Thema zu beschäftigen", erklärt Kremer, die
Leiterin der Namenberatungsstelle. Auch oder gerade in einem Land hinter
geschlossenen Mauern wie der DDR kannte die Fantasie der jungen Eltern bei
der Namensgebung für ihre Babys oft keine Grenzen. Auf diese stießen die
Eltern erst in Form der DDR-Behörden, wenn sie einen exotischen Namen
ausgewählt hatten, der nicht im "Kleinen Vornamenbuch" stand. Dann
wendeten sie sich an die Forschungsgruppe Namenkunde der damaligen
Karl-Marx-Universität.

In ihren Schreiben, die für die Namenforschung heute ein wichtiger Schatz
sind, stand die Erklärung oft gleich drin: Sie hätten beispielsweise den
Namen im "Mosaik" gelesen, einem begehrten DDR-Comic. Die Helden von
damals, die Digedags, reisten durch die Welt und trafen Figuren wie
Achmed, Hassan oder eben Fatima. "Das 'Mosaik' hatte auf jeden Fall auch
Einfluss auf die Namengebung. Bis in die 1980er Jahre hinein lieferte es
einen Fundus an Vornamen", sagt Rodriguez. Andere Inspirationsquellen
seien Bücher, Künstler und Sportler, auch aus dem Ausland sowie das
West-Fernsehen gewesen, wie etwa die TV-Serie "Dallas", die so einige
Bobbys oder Pamelas hervorbrachte.

Dann befasste sich ein Pool von sprachbegabten Menschen an der Universität
mit der Frage, ob ein bestimmter Vorname zugelassen werden kann oder
nicht. "Die Universität war schon damals ein wichtiges Zentrum der
Namenforschung und -beratung", betont Kremer. Eltern hätten in der DDR die
Wahl ungewöhnlicher Vornamen für ihre Babys auch als Mittel genutzt, um
gegen das totalitäre Regime zu opponieren. "Sie ließen sich nicht gern
vorschreiben, wie sie ihr Kind nennen", erklärt Kremer und verweist auf
einen Brief, in dem Eltern ihren Sohn Howard nennen wollten.
Wahrscheinlich diente Schlagersänger Howard Carpendale als Vorbild.

Was die Expertinnen noch herausfanden: Der vielzitierte Kevin existiert
viel mehr in West- als in Ostdeutschland. Und: Während Jungen in der DDR
eher Steffen genannt wurden, war im Westen die Variante Stefan beliebter;
bei den Mädchen war Katrin im Osten lange Zeit der Favorit, im Westen eher
Katharina. Sehr beliebte Vornamen in der DDR waren auch Ronny, Enrico und
Maik für Jungen sowie Mandy, Jana, Kerstin und Nancy für Mädchen.

"Die Ostdeutschen sind Vorreiter, was die Namen angeht", sagt Rodriguez.
So hätten Paare schon in den 1970er Jahren die seit 1965 in der DDR
bestehende gesetzliche Möglichkeit genutzt, bei der Hochzeit den Nachnamen
der Frau anzunehmen. Nach der Wende hätten sie ihren Kindern deutlich eher
als ihre Landsleute im Westen traditionelle Vornamen wie Paul, Karl, Ida
oder Emma gegeben. "Das könnte am stark ausgeprägten Familienbezug vieler
Ostdeutscher liegen. Sie haben deshalb ihren Kindern den Namen der
Großeltern gegeben", erläutert die Fachfrau.

In einem Workshop am 30. Oktober 2019 anlässlich des 65-jährigen Bestehens
der Namenforschung und Namenberatung an der Universität Leipzig wird es
auch um Vornamen in der DDR gehen.


Weitere Informationen unter:

www.vornamenberatung.eu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 23.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/5046: Bocholt - Niederländisch-Intensiv-Kurs vom 19. bis 23. August 2019


Stadt Bocholt

Niederländisch-Intensiv-Kurs bei der VHS

19.-23. August // Als Bildungsurlaub anrechenbar // Jetzt anmelden



Bocholt (PID). Die Volkshochschule Bocholt-Rhede-Isselburg bietet vor
dem Start des offiziellen Semesters vom 19.-23. August 2019 einen
Intenvis-Kurs zum Erlernen der niederländischen Sprache an. Der Kurs
ist für einige Berufsgruppen als Bildungsurlaub anrechenbar; das
heißt, im Einzelfall erhalten Teilnehmerinnen und Teilnehmer
zusätzlichen Urlaub für diese Woche.

Vom 9-16 Uhr geht es für Teilnehmer ohne Vorkenntnisse um das Erlernen
der Niederländischen Sprache rund um die wichtigsten
Alltagssituationen. Frontalunterricht wird es kaum geben, vielmehr
erlernt die Gruppe die Sprache miteinander und praxisorientiert. Der
Kurs wird vom Niederländer Bert Schuurman geleitet.

Nähere Informationen in der VHS-Geschäftsstelle Bocholt (Südwall 4a,
Tel. 02871 2522-0) und in den Zweigstellen Rhede und Isselburg sowie
online unter www.vhs-bocholt.de .

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Juli 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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TREFF/1414: Hanau - "Tage der Industriekultur Rhein-Main" vom 3.-11. August 2019


Stadt Hanau

Industrielle Baukultur erleben

Tage der Industriekultur Rhein-Main vom 3.-11. August



"Baukultur" lautet das Fokusthema, mit dem sich die Route der
Industriekultur Rhein-Main in diesem Sommer vom 3.-11. August
präsentiert: Neun Tage voller spannender Führungen, Touren und
authentischer Orte erwarten die Besucherinnen und Besucher, denn die
Tage der Industriekultur machen industriekulturelle Orte erlebbar, die
sonst nur von außen ersichtlich sind: Fabriken und Firmen öffnen ihre
Tore, Führungen, Schiffstouren und Inszenierungen werden angeboten.

Im vergangenen Jahr nahmen rund 25.000 Besucher in der ganzen Region
die Angebote wahr. Dieses Jahr werden mehr als 180 verschiedene
Programmpunkte mit über 400 Veranstaltungen angeboten. Die
Veranstaltungen finden statt in 40 Städten der Region, von Bingen am
Rhein bis Miltenberg am Main, von Darmstadt bis Bad Nauheim. Acht
Veranstaltungen in Hanau starten am 3. August mit Führungen im
Industriepark Wolfgang und unter das Wilhelmsbader Karussell.

1.: Samstag, 3.08.2019, 10-12.30 Uhr 

Klug konstruiert - moderne Baustoffe von Evonik - Führung
Industriepark Wolfgang

Im Industriepark Wolfgang blicken die Teilnehmenden hinter die
Kulissen von Evonik. Sie lernen mit CALOSTAT© einen innovativen
Hochleistungsdämmstoff kennen, der sich durch Effizienz, Sicherheit
und Nachhaltigkeit auszeichnet. Anschließend erklären
Verfahrenstechniker, wie sie im Projekt WallCraft© an einem
selbstheilenden Beton arbeiten. Die Experten haben eine Formulierung
entwickelt, die unter anderem Mikroorganismen enthält.

Info und Anmeldung (erforderlich): 

standortkommunikation-hanau@evonik.com

Hinweis: Max. 30 / Ab 14 Jahren

Treffpunkt: Rodenbacher Chaussee 4, Haupttor (Rolli)(RolliWC)

Haltestelle: Bus bis Hanau-Wolfgang Degussa, Bahnhof Hanau-Wolfgang

2.: Samstag, 3.08.2019, 16-17 Uhr 

Das älteste Karussell der Welt und seine einzigartige Bauweise -
Führung unter dem Karussell Wilhelmsbad

1779 ließ Erbprinz Wilhelm I. von Hessen-Kassel im Kurpark
Hanau-Wilhelmsbad ein Karussell errichten. In dem Kuppelbau auf einem
künstlich angelegten Hügel drehten sich die Pferde und Kutschen wie
von Geisterhand. Lange vergessen wurde es vor wenigen Jahren aufwendig
restauriert und dreht seit 2016 wieder seine Runden. Interessierte
erfahren in einer einstündigen Führung Wissenswertes über die
Geschichte, einzigartige Bauweise und Sanierung des Wilhelmsbader
Karussells.

Info und Anmeldung (erforderlich): T.: 0151 56067935,
fuehrung@karussell-wilhelmsbad.de

Hinweis: Max. 25

Treffpunkt: Eingang zum Technikgewölbe, Parkpromenade

Haltestelle: Bahnhof Hanau-Wilhelmsbad

Kosten: 4 Euro

3.: Samstag & Sonntag 3.-4.08. und 10.-11.08.2019, 11-17 Uhr 

Führungen und Sonderausstellungen im RadWerk - Kulturstätte am
Main 

Auch das neu eröffnete RadWerk Klein-Auheim - Kulturstätte am Main
beteiligt sich an den Tagen der Industriekultur der Kulturregion
FrankfurtRheinMain. Am ersten und zweiten August-Wochenende (3./4. und
10./11.8.2019) ist samstags und sonntags von 11 bis 17 Uhr geöffnet.

Um 14 und 15 Uhr gibt es jeweils Einführungen des Heimat- und
Geschichtsvereins Klein-Auheim e.V. in die ortsgeschichtliche
Abteilung. Sammler Jörg Schulisch stellt Bauer-Fahrräder, -Mopeds und 
-Zubehör vor und präsentiert eine kleine Sonderausstellung über
Rennräder der Firma Bauer. Die Eisenbahnfreunde Hanau e.V. lassen von
14-17 Uhr eine 5-Zoll-Bahn auf dem Außengelände fahren und die
Schlepperfreunde Klein-Auheim e.V. gewähren einen Blick auf ihre
Traktoren.

Das Bistro / Manufaktur Kuchenstil hat donnerstags bis sonntags von
9.30 Uhr bis 18 Uhr geöffnet und kredenzt neben Kaffee und Kuchen auch
herzhafte Snacks.

Der Eintritt in die Ausstellung "Menschen, Räder, Erinnerungen" im
RadWerk kostet 3 Euro für Erwachsene, 2 Euro ermäßigt, Kinder 1 Euro,
Familienkarte 6 Euro.

Das RadWerk Klein-Auheim hat seit Juni 2019 seine Pforten geöffnet.
Der Heimat- und Geschichtsverein Klein-Auheim e.V., die
Schlepperfreunde Klein-Auheim e.V., die Eisenbahnfreunde Hanau e.V.
(ab 3.11.), das Familiennetzwerk Hanau e.V., Günthers Ratladen und das
Bistro Kuchenstil bieten ein einzigartiges Besichtigungs- und
Erlebnisangebot für Jung und Alt. Zentral ist die weltgrößte Sammlung
an Bauer-Fahrrädern und -Mopeds von Jörg Schulisch, die einst in
Klein-Auheim für Deutschland und die Welt produziert wurden.

Adresse: RadWerk - Kulturstätte am Main, Gutenbergstraße 7, 63456
Hanau - Klein-Auheim.

Nähere Informationen unter: hallo@radwerk-hanau.de, Gutenbergstraße 7
Bahnhof Hanau Klein-Auheim

Eintritt 3 Euro, erm. 2 Euro

4.: Sonntag, 4.08.2019, 14 - 17 Uhr

Entlang der Kinzig zum Industriepark Wolfgang - Radtour zu den
Stationen Hanauer Industriekultur

Auf der Radtour mit Prof. Wolfgang Hasenpusch lernen die Teilnehmenden
die Hanauer Industriegeschichte mit Schwerpunkt Heraeus und
Industriepark Wolfgang kennen. Die Tour über etwa 20 km führt vom
neugestalteten Freiheitsplatz mit FORUM Hanau und Oppenheim-Denkmal
über das Mühlenensemble Herrnmühle und die Maschinenfabrik Weinig,
vorbei an der Heraeus Holding und der Dunlop entlang der Kinzig zu
Argonner-und Pionier- Kasernen sowie zum Industriepark Wolfgang und
endet wieder am Freiheitsplatz.

Info und Anmeldung (erforderlich): Städtische Museen, 06181 2951799,
museen@hanau.de

Hinweis: Max. 25 / Ab 12 Jahren

Treffpunkt: Oppenheim-Denkmal, Freiheitsplatz Hanau

Kosten: 10 Euro

5.: Donnerstag, 8.08.2019, 15 Uhr 

Besichtigung des Wasserkraftwerkes Herrnmühle 

Am Herrnmühlenwehr wird die Kraft des Wassers der Kinzig seit über 600
Jahren genutzt. Seit 1991 produziert ein kleines Wasserkraftwerk
Strom, welches im Rahmen einer Besichtigung zugänglich gemacht wird.

info@kraftwerk-hanau.de

Max. 20 / Ab 14 Jahren

Otto-Wels-Straße, am Herrnmühlenwehr

6.: Samstag, 10.08. und Sonntag, 11.08.2019, 11-17 Uhr 

Tage der offenen Tür im historischen Bahnbetriebswerk Hanau

Jeweils um 11, 14 und 16 Uhr wird ein Rundgang durch das Gelände und
durch die Schuppen aus den Jahren 1904-1907 angeboten. Das
Bahnbetriebswerk Hanau besteht aus zwei Ringlokschuppen mit zwei
Drehscheiben sowie einem Rechteckschuppen mit Werkstatt und
Verwaltungsbau. Die Führungen über das Gelände geben einen Eindruck in
geleistete sowie geplante Maßnahmen zum Erhalt und Wiederaufbau der
Gebäude und Bahnanlagen aus der Zeit um 1900 bis 1940.

Hier wurden früher die Dampflokomotiven der Bahn mit Kohle und Wasser
versorgt, repariert und gewartet. Heute beherbergt das Betriebswerk
die Fahrzeuge der Museumseisenbahn Hanau e.V. Eine Fotoausstellung
zeigt historische Aufnahmen aus der Hanauer Eisenbahngeschichte und
der fast 30-jährigen Aktivitäten der Museumseisenbahn Hanau e.V.

Museumseisenbahn Hanau e.V., sven.gutmann@museumseisenbahn-hanau.de
Heideäcker 1, östlich vom Hauptbahnhof Hanau, Hanau Hauptbahnhof
info@museumseisenbahnhanau.de / www.museumseisenbahn-hanau.de / Der
Tageseintritt beträgt 3 Euro, Kinder (4-14 Jahre) 1,50 Euro,
Treffpunkt: Heideäcker 1 / Hanau Hauptbahnhof, ca. 15 Min. Fußweg.

7.: Sonntag, 11.08.2019, 11 - 14 Uhr 

Pioniere kamen aus Antwerpen - Radtour vom Bahnhof Wilhelmsbad
über den Hafen nach Großauheim 

Unter dem Titel "Pioniere kamen aus Antwerpen" fährt die Stadtführerin
Carolina Dols am Sonntag, 11.08. von 11-14 Uhr mit Interessierten
entlang der spannenden Hanauer Industriekultur. Mühlenensemble,
Weltkonzerne, pittoreske Arbeitersiedlungen und moderne
Bauhaus-Architektur gilt es zu entdecken. Die etwa 15 Kilometer lange
Tour führt vom Bahnhof Wilhelmsbad über den Beethovenplatz, vorbei am
Deutschen Goldschmiedehaus zur Bijouteriefabrik Kreuter, Papierfabrik
Fues, zum Mühlenensemble Herrnmühle und zur Teppichfabrik Leisler
vorbei an der Heraeus Holding und der Zeichenakademie zum Hanauer
Hafen. Die Kosten betragen 10 Euro. Anmeldungen nehmen die Städtischen
Museen unter Tel. 06181 295 1799, museen@hanau.de entgegen. Die
Teilnehmerzahl ist auf 20 Personen begrenzt. Die Radtour ist nicht
geeignet für Kinder unter 12 Jahren. Treffpunkt ist der Bahnhof
Wilhelmsbad (RMV Haltestelle). Das eigene Rad ist mitzubringen.

8.: Sonntag, 11.08.2019, 11-17 Uhr

Maschinentag im Museum Großauheim: mit Führungen, Vorführungen von
 Dampfmaschinen und Kinderrallye

Am 11. August sind die MAN-Dampfmaschine mit großem Schwungrad und die
Asto-Lokomobile in Betrieb zu erleben. Um 14 und 15 Uhr gibt es
Führungen im Museum und im Park. Weiterhin zeigt das Museum die
Höhepunkte der regionalen Industriegeschichte mit Höhensonnen von
Heraeus, Reifen von Dunlop und Küchenschütten der Frankfurter Küche -
Made in Hanau. Kinder können bei einer Fragebogen-Rallye das Museum
erkunden. Im Parkgelände ist ein Senioren-Sprayer-Projekt in Aktion zu
bewundern.

T.: 06181 2951799, museen@hanau.de

Museum Großauheim, Pfortenwingert 4, Hanau-Großauheim

Museumseintritt, Führung: 6 Euro, erm. 2,50 Euro

Das Museum Großauheim ist an beiden Wochenenden der Tage 

Industriekultur (Sa/So 03.08./04.08. und Sa/So 10.08/11.08., 11 - 17
Uhr) ganztags von 11-17 Uhr geöffnet. Zu sehen und zu hören gibt es
Klangkunst von Erwin Stache und die neue Aussstellung "Matthias Kohn.
Fährte"

Programmhefte und Publikationen zur Industriekultur 

Die Programmhefte mit allen Veranstaltungsangeboten der
RheinMain-Region liegen bei der Tourist-Information im Stadtladen, in
der Stadtbibliothek im Kulturforum am Freiheitsplatz, im Buchladen am
Freiheitsplatz und im Museum Großauheim aus.

Das ganze Jahr über sind die Publikationen zur Route Industriekultur
im Museum Großauheim erhältlich. Erschienen sind die Publikation
"Identität und Wandel" mit einem Beitrag zum Hanauer Hafen, ein
Ringbuch mit sehr informativen lokalen Routenführern sowie ein
regionaler Routenführer mit 35 empfohlenen Rad-Exkursionen zur
Industriekultur im gesamten Rhein-Main-Gebiet.

Informationen zu allen Veranstaltungen der Kulturregion gibt es unter
www.hanau.de Museum Großauheim.


Weitere Informationen:

www.krfrm.de/projekte/route-der-industriekultur/tage-der-industriekultur-2019/

KulturRegion FrankfurtRheinMain gGmbH

Poststraße 16, 60329 Frankfurt am Main Tel + 49 (0) 69 2577-1762

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 23. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 31. Juli 2019 
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REZENSION/715: Craig Unger - House of Trump, House of Putin (SB)


Craig Unger



House of Trump, House of Putin

The Untold Story of Donald Trump and the Russian Mafia




2004 feierte Craig Unger mit "House of Bush, House of Saud - The
Secret Relationship between the World's Two Most Powerful Dynasties"
(in Deutschland unter dem Titel "Die Bushs und die Sauds - Öl, Macht
und Terror" erschienen) einen großen Erfolg. Monatelang stand das Buch
nicht zuletzt deshalb weltweit ganz oben auf den Bestsellerlisten,
weil die darin enthaltene These einer Kumpanei der Familie des damals
amtierenden US-Präsidenten George W. Bush mit dem saudischen
Herrscherhaus eine schlüssige Erklärung für das rätselhafte Versagen
der US-Geheimdienste im Vorfeld der Flugzeuganschläge vom 11.
September 2001 sowie für den völkerrechtlich illegalen Einmarsch
angloamerikanischer Truppen 2003 in den Irak lieferte und zugleich die
Grundlage des Oscar-gekrönten Dokumentarfilms "Fahrenheit 9/11" von
Michael Moore bildete. Damals hat der Schattenblick Ungers Arbeit
einerseits wegen der Fülle an zum Teil bis dahin unbekannten Details
und der berechtigten Kritik an der Arbeit der republikanischen
Regierung von Bush jun. hoch gelobt, andererseits Bedauern wegen der
Nachsicht, mit der der Autor der Vorgänger-Administration des
Demokraten Bill Clinton ähnliches Fehlverhalten Riad gegenüber
durchgehen ließ, geäußert. [1]

Nichtsdestotrotz fiel Ungers einseitige Parteinahme für die Demokraten
und gegen die Republikaner bei "House of Bush, House of Saud" nicht
allzu sehr ins Gewicht. Ganz anders sehen die Dinge bei seinem neuen
Buch "House of Trump, House of Putin - The Untold Story of Donald
Trump and the Russian Mafia" aus. In der vorliegenden Lektüre hat sich
der liberal eingestellte ehemalige Chefredakteur des Boston Magazine
viel zu sehr von seiner persönlichen Abneigung gegenüber dem
reaktionär-rassistischen Prahlhans Trump verleiten sowie von der in
weiten Teilen des US-Sicherheitsapparats, aber besonders bei den
Demokraten herrschenden Russophobie anstecken lassen. Herausgekommen
ist ein Werk, dessen steile Kernbotschaft lautet, Trump sei eine
Marionette des Kremls und der russische Präsident Wladimir Putin ein
mutmaßlicher Kinderschänder, der mit den Methoden des "Hybridkriegs"
die westlichen Demokratien Nordamerikas und Europas zu Fall bringen
wolle.

Tatsächlich versucht Unger dem Leser weiszumachen, Trumps wiederholter
Eintritt für bessere Beziehungen zwischen Washington und Moskau sei
darauf zurückzuführen, daß der Kreml bereits beim ersten Besuch des
New Yorker Baulöwen 1987 in der Sowjetunion kompromittierendes
Material - etwa Bild- oder Tonaufnahmen sexueller Eskapaden mit
Prostituierten im Luxushotel - in die Finger bekommen hat. Doch wenn
"Kompromat" gegen Trump existiert, dann wäre der wahrscheinlichste
Besitzer Jeffrey Epstein. Mit dem verurteilten Kinderschänder hat
Trump im New York der achtziger und neunziger Jahre bekanntlich
rauschende Sexorgien gefeiert. Der schwerreiche Epstein, der auf dem
Höhepunkt seiner Macht ein ganz dicker Kumpel Bill Clintons gewesen
ist, sitzt derzeit wegen mutmaßlichen Geschlechtsverkehrs mit
Minderjährigen sowie Mädchenhandels in Untersuchungshaft. Der
zwielichtige Finanzmakler steht im Verdacht, im Auftrag des Mossads in
seinem Town house in Manhattan sowie auf seiner Insel in der Karibik
durch den Einsatz junger Mädchen gigantische Mengen
Erpressungsmaterial gegen ranghohe Persönlichkeiten der
englischsprachigen Welt produziert zu haben. Im Buch Ungers wird
Trumps ehemaliger Amigo Epstein jedoch nirgendwo erwähnt.

Der größte Lapsus ist jedoch das völlige Fehlen jeden Hinweises auf
die Deutsche Bank, obwohl das Frankfurter Finanzinstitut bekanntlich
seit Jahren der mit Abstand größte Gläubiger Trumps ist. 2017 mußte
die Deutsche Bank wegen des Waschens von Geldern in Milliardenhöhe aus
dubiosen russischen Quellen eine Strafe von 425 Millionen Pfund an das
New York State Department of Financial Services und 163 Millionen
Pfund an die britische Financial Conduct Authority zahlen. Aktuell
ermitteln zwei Kongreßausschüsse, das Außenministerium und das
Justizministerium der USA gegen die Deutsche Bank und zwar in
Verbindung mit Trumps Rußland-Kontakten. Vor diesem Hintergrund sowie
der nachgewiesenen jahrelangen Zusammenarbeit westlicher Großbanken
wie der HSBC und des US-Geheimdienstes CIA mit der internationalen
Drogenmafia mutet Ungers Behauptung, während die Amerikaner und
Europäer das organisierte Verbrechen bekämpften, hätte Putin mit Hilfe
brutaler Gangster in Rußland einen "Mafiastaat" errichtet, etwa so
plausibel wie eine Gute-Nacht-Geschichte für Kinder im Vorschulalter
an.

Peinlich ist auch Ungers Beharren auf der These, russische Einmischung
habe Hillary Clinton bei der Präsidentenwahl 2016 den Sieg gegen Trump
gekostet. Bis heute hat es keinen stichhaltigen Beweis für die
Behauptung, russische Hacker hätten politisch belastende Emails der
Demokraten, welche Wikileaks mitten im Wahlkampf veröffentlichte,
gestohlen und an Julian Assange, damals im "Exil" in der
ecuadorianischen Botschaft in London, übermittelt. Assange hat stets
bestritten, das fragliche Material von staatlichen Akteuren erhalten
zu haben. Zudem behauptet der ehemalige britische Botschafter Craig
Murray, der sich seit Jahren als Bürgerrechtler gegen staatliche
Übergriffe engagiert, persönlich den Transport der Datensammlung über
den Atlantik begleitet zu haben, die seinen Angaben nach von
Whistleblowern bei den Demokraten stammte, die sich über die illegalen
Machenschaften von Clintons Wahlkampfteam gegen den innerparteilichen
Rivalen Senator Bernie Sanders empörten.

Ungers durchgehender Wunsch, Putin die Schuld am Einzug Trumps ins
Weiße Haus zuzuschieben, ist im höchsten Maße ärgerlich, denn hätte er
auf den ganz großen Wurf verzichtet, wäre es ein besseres Buch
geworden. Schließlich enthält es eine Fülle an aufschlußreichen
Informationen über den Aufstieg des New Yorker Bauunternehmers zum
Immobilienhai, Reality-Fernsehstar und schließlich zum Staatsoberhaupt
der Vereinigten Staaten. Das gleiche gilt für die unglaubliche
Expansion der russischen Unterwelt in die USA, besonders an die
Ostküste, nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion 1991. An dieser
unheilvollen Entwicklung haben sich viele Akteure beteiligt. Daß sich
ab diesem Zeitpunkt London und New York zu den wichtigsten
Anlegeplätzen für die Gewinne aus dem Raub russischen Volksvermögens
entwickeln konnten, war von höchster Stelle gewollt. Für die
entsprechenden Gesetze, die bis heute eine lückenlose Kontrolle des
Vermögenstransfers von Ost nach West verhindern - etwa durch den
Verzicht auf die Offenlegung der Herkunft der Finanzierung beim
Immobilienkauf mit Bargeld im Vereinigten Königreich und in den USA -
haben die Mitglieder der amerikanischen und britischen Legislativen
selbst gesorgt.

Daß Donald Trump von diesen Gesetzen in den USA Gebrauch machte und
russische Investoren anlockte, um mit deren Hilfe sein Firmenimperium
zu retten, steht außer Frage. Bislang konnte ihm jedoch in diesem
Zusammenhang keine illegale Handlung und erst recht kein Landesverrat
nachgewiesen werden. Trumps größte Schwierigkeiten als Geschäftsmann
manifestierten sich vor einigen Jahren, als er sich mit dem Betrieb
dreier protziger Kasinos in Atlantic City übernahm. Seitdem gilt
Trumps Pleiteserie in der Zockerhöhle von New Jersey als Beweis dafür,
daß er kein guter Geschäftsmann, sondern einzig ein Blender ist. Wenn
das Haus immer gewinne, könne nur ein Trottel im Kasino-Geschäft einen
Konkurs einfahren, so das Urteil vieler Beobachter. Doch das
Glücksspiel ist ähnlich den Immobilien und dem Kinogeschäft
bekanntlich auch ein bevorzugter Platz für die Geldwäsche. Von daher
liegt die Frage nahe, ob nicht ganz andere Geheimdienste, etwa die CIA
und/oder der Mossad, lange vor dem Aufstieg Putins zum neuen
russischen Zaren Trump bereits in der Hand hatten.

30. Juli 2019



Craig Unger
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AKTION/1910: Briefe gegen das Vergessen, August 2019


www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Briefe gegen das Vergessen - Aktion des Monats August 2019

- Bahrain - Ali Mohamed Hakeem al-Arab und Ahmed Issa Ahmed al-Malali

- China - Jiang Tianyong

- Ukraine / Russische Föderation - Emir-Usein Kuku



Täglich werden Menschen weltweit festgenommen, bedroht, gefoltert,
getötet. Weil sie ihre Meinung sagen, sich für die Menschenrechte in
ihrem Land einsetzen oder mit friedlichen Mitteln ihre Regierung
kritisieren. Gewaltlose politische Gefangene verschwinden oft für
Jahre hinter Gittern - ohne faires Gerichtsverfahren und unter
unterschiedlich schwierigen Haftbedingungen. Die Gefahr, dass sie
vergessen werden, ist groß. Darum brauchen sie unseren Schutz, unsere
Solidarität, unseren Einsatz!

Aus diesem Grund startet Amnesty International sogenannte "Briefe
gegen das Vergessen". Sie geben den Gefangenen Hoffnung und zeigen den
Verantwortlichen, dass die Gefangenen nicht in Vergessenheit geraten
sind. Die "Briefe gegen das Vergessen" wirken durch ihre enorme
Anzahl.

Wir brauchen Ihre Unterstützung. Gegen das Vergessen. Beteiligen Sie
sich an den Briefen gegen das Vergessen!


BAHRAIN


Ali Mohamed Hakeem al-Arab und Ahmed Issa Ahmed al-Malali

Am 6. Mai 2019 bestätigte das Kassationsgericht die Todesurteile gegen
Ali Mohamed Hakeem al-Arab und Ahmed Issa Ahmed al-Malali. Das Vierte
Hohe Strafgericht von Bahrain hatte die beiden Männer in einem
Massenverfahren gegen 60 Personen im Januar 2018 u. a. der "Gründung
und Mitwirkung an einer terroristischen Gruppierung" für schuldig
befunden. Sicherheitskräfte folterten und misshandelten die beiden
Männer, um sie zu zwingen, ungelesene "Geständnisse" zu
unterschreiben.

Ali Mohamed Hakeem al-Arab und Ahmed Issa Ahmed al-Malali droht
unmittelbar die Hinrichtung, da ihr Urteil jederzeit durch den König
bestätigt werden kann.

Bitte schreiben Sie bis 30. September höflich formulierte
Briefe an den bahrainischen König und fordern Sie ihn auf, die
Todesurteile gegen Ali Mohamed Hakeem al-Arab und Ahmed Issa Ahmed
al-Malali nicht zu ratifizieren und dafür zu sorgen, dass die Männer
nicht hingerichtet werden. Bitten Sie ihn, eine internationalen
Standards entsprechende Neuverhandlung anzuordnen, bei der durch
Folter erlangte Beweismittel nicht zugelassen werden und in der nicht
auf die Todesstrafe zurückgegriffen wird. Fordern Sie zudem eine
unabhängige und unparteiische Untersuchung der Foltervorwürfe. Bitten
Sie ihn außerdem, alle Todesurteile in Haftstrafen umzuwandeln und
umgehend ein Hinrichtungsmoratorium zu verhängen mit dem Ziel, die
Todesstrafe ganz abzuschaffen.

Schreiben Sie in gutem Arabisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

Sheikh Hamad bin 'Issa Al Khalifa King of Bahrain

Office of His Majesty the King

P. O. Box 555 Rifa'a Palace

al-Manama

BAHRAIN

Fax: 00 973 - 17 66 45 87

(Anrede: Your Majesty / Majestät)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft des Königreichs Bahrain

S. E. Herrn Abdulla Abdullatif Abdulla Abdullatif

Klingelhöfer Str. 7, 10785 Berlin

Fax: 030 - 8687 7788

E-Mail: info@bahrain-embassy.de

(Standardbrief: 0,80 EUR)


Dein Appell

Majestät,

am 6. Mai 2019 bestätigte das Kassationsgericht die Todesurteile gegen
Ali Mohamed Hakeem al-Arab und Ahmed Issa Ahmed al-Malali. Das Vierte
Hohe Strafgericht von Bahrain hatte die beiden Männer in einem
Massenverfahren gegen 60 Personen im Januar 2018 u. a. der "Gründung
und Mitwirkung an einer terroristischen Gruppierung" für schuldig
befunden. Sicherheitskräfte folterten und misshandelten die beiden
Männer, um sie zu zwingen, ungelesene "Geständnisse" zu
unterschreiben.

Ich fordere Sie höflich auf, die Todesurteile gegen Ali Mohamed Hakeem
al-Arab und Ahmed Issa Ahmed al-Malali nicht zu ratifizieren und dafür
zu sorgen, dass die Männer nicht hingerichtet werden. Ich bitte Sie,
eine internationalen Standards entsprechende Neuverhandlung
anzuordnen, bei der durch Folter erlangte Beweismittel nicht
zugelassen werden und in der nicht auf die Todesstrafe zurückgegriffen
wird. Zudem fordere ich eine unabhängige und unparteiische
Untersuchung der Foltervorwürfe und bitte Sie außerdem, alle
Todesurteile in Haftstrafen umzuwandeln und umgehend ein
Hinrichtungsmoratorium zu verhängen mit dem Ziel, die Todesstrafe ganz
abzuschaffen.


CHINA


Jiang Tianyong

Dem bekannten Menschenrechtsanwalt Jiang Tianyong wurde 2009 aufgrund
seines Aktivismus die Anwaltslizenz entzogen. Er setzte seine Arbeit
als Menschenrechtsverteidiger jedoch trotz anhaltender Schikane,
Inhaftierung und körperlicher Übergriffe fort.

Das Mittlere Volksgericht der Stadt Changsha sprach Jiang Tianyong am
21. November 2017 der "Anstiftung zum Umsturz der Staatsmacht"
schuldig. Er wurde zu zwei Jahren Gefängnis und einem dreijährigen
Entzug seiner politischen Rechte verurteilt. Im Gefängnis
verschlechterte sich sein Gesundheitszustand rapide. Eigenen Angaben
zufolge wurde er gezwungen, zweimal am Tag ein unbekanntes Medikament
einzunehmen. Sein Vater sah, wie er an einen Eisenstuhl gefesselt war.
Seit dem 28. Februar 2019 ist Jiang Tianyong wieder frei, wird jedoch
streng überwacht. Er muss dringend ärztlich untersucht werden. Bisher
war es ihm jedoch nicht möglich, einen Arzttermin zu vereinbaren, da
er befürchtet, seine medizinische Versorgung könnte durch die
Anwesenheit seiner Überwacher_innen beeinflusst werden. Da er das Land
nicht verlassen darf, kann er auch keine Gesundheitsversorgung im
Ausland in Anspruch nehmen.

Bitte schreiben Sie bis 30. September höflich formulierte
Briefe an den Leiter des Büros für Öffentliche Sicherheit in
Luoshan und fordern Sie ihn auf, die Überwachung und Einschränkung der
Bewegungsfreiheit von Jiang Tianyong und seiner Familie einzustellen.
Bitten Sie ihn zudem, dafür zu sorgen, dass Jiang Tianyong
uneingeschränkten Zugang zu medizinischer Versorgung hat.

Schreiben Sie in gutem Chinesisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

Zhou Conggui

Xingzheng Dadao 16

Luoshan Xian, Xinyang Shi

Henan Sheng

VOLKSREPUBLIK CHINA

E-Mail: luoshangov@163.com

(Anrede: Dear Director / Sehr geehrter Herr Direktor)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Volksrepublik China

S. E. Herrn Ken Wu

Märkisches Ufer 54, 10179 Berlin

Fax: 030 - 27 58 82 21

E-Mail: chinaemb_de@mfa.gov.cn, presse.botschaftchina@gmail.com

(Standardbrief: 0,80 EUR)


Dein Appell

Sehr geehrter Herr Direktor,

dem bekannten Menschenrechtsanwalt Jiang Tianyong wurde 2009 aufgrund
seines Aktivismus die Anwaltslizenz entzogen. Er setzte seine Arbeit
als Menschenrechtsverteidiger jedoch trotz anhaltender Schikane,
Inhaftierung und körperlicher Übergriffe fort.

Das Mittlere Volksgericht der Stadt Changsha sprach Jiang Tianyong am
21. November 2017 der "Anstiftung zum Umsturz der Staatsmacht"
schuldig. Er wurde zu zwei Jahren Gefängnis und einem dreijährigen
Entzug seiner politischen Rechte verurteilt. Im Gefängnis
verschlechterte sich sein Gesundheitszustand rapide. Eigenen Angaben
zufolge wurde er gezwungen, zweimal am Tag ein unbekanntes Medikament
einzunehmen. Sein Vater sah, wie er an einen Eisenstuhl gefesselt
war.

Seit dem 28. Februar 2019 ist Jiang Tianyong wieder frei, wird jedoch
streng überwacht. Er muss dringend ärztlich untersucht werden. Bisher
war es ihm jedoch nicht möglich, einen Arzttermin zu vereinbaren, da
er befürchtet, seine medizinische Versorgung könnte durch die
Anwesenheit seiner Überwacher_innen beeinflusst werden. Da er das Land
nicht verlassen darf, kann er auch keine Gesundheitsversorgung im
Ausland in Anspruch nehmen.

Deswegen fordere ich Sie höflich auf, die Überwachung und
Einschränkung der Bewegungsfreiheit von Jiang Tianyong und seiner
Familie einzustellen. Sorgen Sie bitte außerdem dafür, dass Jiang
Tianyong uneingeschränkten Zugang zu medizinischer Versorgung hat.


UKRAINE / RUSSISCHE FÖDERATION


Emir-Usein Kuku

Der bekannte Krimtatar Emir-Usein Kuku ist Menschenrechtsverteidiger
und lebt auf der Krim. Nachdem die ukrainische Halbinsel 2014 von
Russland besetzt worden war, schloss er sich der
Menschenrechtsorganisation Crimean Human Rights Contact Group an und
dokumentierte die Menschenrechtsverletzungen, die im Zuge der
russischen Besatzung auf der Krim begangen wurden.

Er konzentrierte sein Engagement vor allem auf Fälle des
Verschwindenlassens von Angehörigen der krimtatarischen Gemeinschaft.
Zudem bot er Krimtatar_innen rechtliche Unterstützung an, wenn ihnen
strafrechtliche Verfolgung drohte.

Im Februar 2016 wurde er wegen des unbegründeten Vorwurfs
festgenommen, ein Mitglied der islamistischen Bewegung Hizb ut-Tahrir
zu sein, die in Russland als "extremistisch" verboten ist. Emir-Usein
Kuku hat jeglichen Kontakt mit dieser Bewegung bestritten. Der
Krimtatar ist ein gewaltloser politischer Gefangener, der nur wegen
seiner Menschenrechtsarbeit und der friedlichen Äußerung seiner
Meinung verfolgt wird.

Das Gerichtsverfahren gegen Emir-Usein Kuku und seine Mitangeklagten
wird seit dem 4. April 2019 fortgesetzt. Das Urteil wird im
August/September erwartet. Amnesty International betrachtet auch seine
Mitangeklagten als gewaltlose politische Gefangene.

Bitte schreiben Sie bis 30. September höflich formulierte
Briefe an den Generalstaatsanwalt Russlands und fordern Sie ihn
auf, alle Anklagen gegen Emir-Usein Kuku und seine Mitangeklagten
fallenzulassen und ihn und die anderen Angeklagten sofort und
bedingungslos freizulassen.

Schreiben Sie in gutem Russisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

Prosecutor General of the Russian Federation

Yurii Yakovlevich Chaika

Prosecutor General's Office

ul. B. Dmitrovka, d.15a

125993 Moscow GSP-3

RUSSISCHE FÖDERATION

Fax: 007 - 495 987 5841 / 007 - 495 692 1725

(Anrede: Dear Procurator General / Sehr geehrter Herr 

Generalstaatsanwalt)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Russischen Föderation

S. E. Herrn Sergei Nechaev

Unter den Linden 63-65, 10117 Berlin

Fax: 030 - 22 99 397

E-Mail: info@russische-botschaft.de

(Standardbrief: 0,80 EUR)


Dein Appell

Sehr geehrter Herr Generalstaatsanwalt,

der bekannte Krimtatar Emir-Usein Kuku ist Menschenrechtsverteidiger
und lebt auf der Krim. Nachdem die ukrainische Halbinsel 2014 von
Russland besetzt worden war, schloss er sich der
Menschenrechtsorganisation Crimean Human Rights Contact Group an und
dokumentierte die Menschenrechtsverletzungen, die im Zuge der
russischen Besatzung auf der Krim begangen wurden.
Im Februar 2016 wurde er wegen des unbegründeten Vorwurfs
festgenommen, ein Mitglied der islamistischen Bewegung Hizb ut-Tahrir
zu sein, die in Russland als "extremistisch" verboten ist. Emir-Usein
Kuku hat jeglichen Kontakt mit dieser Bewegung bestritten. Der
Krimtatar ist ein gewaltloser politischer Gefangener, der nur wegen
seiner Menschenrechtsarbeit und der friedlichen Äußerung seiner
Meinung verfolgt wird.
Das Gerichtsverfahren gegen Emir-Usein Kuku und seine Mitangeklagten
wird seit dem 4. April 2019 fortgesetzt. Das Urteil wird im
August/September erwartet. Amnesty International betrachtet auch seine
Mitangeklagten als gewaltlose politische Gefangene.
Deswegen fordere ich Sie auf, alle Anklagen gegen Emir-Usein Kuku und
seine Mitangeklagten fallenzulassen und ihn und die anderen
Angeklagten sofort und bedingungslos freizulassen.

 * 

Quelle:

www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Herausgeber: amnesty international

Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V., 53108 Bonn

Telefon: 0228/98 37 30, E-Mail: info@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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NAHOST/346: 5. Jahrestag des Genozids an den Yeziden


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 30. Juli 2019

5. Jahrestag des Genozids an den Yeziden im Nordirak (3.8.)

GfbV-Studie zur Lage yezidischer Frauen



Zum fünften Jahrestages des Völkermords an den Yeziden im Nordirak am
3. August 2014 veröffentlicht die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) eine Studie über die Lage der yezidischen Frauen. Die Analyse
"Fünf Jahre nach dem Völkermord an Yeziden: Eine Bestandsaufnahme und
Handlungsempfehlungen" hat der deutsch-yezidische Psychologe Prof.
Dr. Jan Ilhan Kizilhan im Auftrag der Menschenrechtsorganisation
erstellt. Er dokumentiert darin die Traumata des Genozids und deren
psychosoziale Aufarbeitung in Deutschland und Irakisch-Kurdistan und
skizziert politische Lösungswege.

"Der IS-Terror und die politischen, religiösen und ethnischen
Konflikte im Irak haben gezeigt: Yeziden und andere Minderheiten
verlassen ihr Land, wenn sie keinen Schutz haben und keine
Möglichkeit sehen, ihre religiöse und kulturelle Lebensweise zu
pflegen", schreibt Kizilhan, der seit Jahren eng mit der GfbV
zusammenarbeitet. In der Diaspora sei aber auch nicht gewährleistet,
dass Gruppen ihre Kultur und Sprache bewahren können. Wenn eine
Gruppe wie die Yeziden auf die ganze Welt verteilt werde, müsse man
damit rechnen, dass sie in vier bis fünf Generationen nicht mehr
existiert.

"Deshalb fordert die GfbV seit Jahren einen besseren Schutz und mehr
Aufbauhilfe für Yeziden und andere Minderheiten im Irak", erklärt
GfbV-Nahostexperte Kamal Sido. "Es braucht internationale Vermittlung
im Streit zwischen der Regierung in Bagdad mit Irakisch-Kurdistan um
das Yezidengebiet des Sinjar", sagt Sido. Rund 280.000 Yeziden lebten
noch immer als Vertriebene in provisorischen Camps oder bei privaten
Gastgebern. Sie könnten nur dann eine Zukunftsperspektive für sich
und ihre Kinder entwickeln, wenn sie in Sicherheit nach Sinjar
zurückkehren können. "Der arabische Irak und Kurdistan müssen sich
endlich darüber einigen, zu welchem Landesteil der Sinjar gehören
soll. Es ist die Pflicht der internationalen Gemeinschaft, den
Überlebenden des Völkermordes zu helfen und diesen Prozess zu
unterstützen", bekräftigt der Menschenrechtler.

Am kommenden Samstag gedenken Yeziden und ihre Freunde weltweit der
Opfer des Völkermordes im Sinjar. Am 3. August 2014 wurden die
400.000 Yeziden des Sinjar von IS-Terrormilizen angegriffen. Tausende
wurden getötet oder entführt. Die gefangenen Frauen wurden
vergewaltigt, zwangsverheiratet oder auf Sklavenmärkten verkauft.
Anlässlich des fünften Jahrestages wird es zahlreiche
Gedenkveranstaltungen in Deutschland, Europa, Nordamerika, Russland,
Armenien, Georgien und vor allem in Irakisch-Kurdistan geben.

Prof. Dr. Dr. Jan Ilhan Kizilhan wurde 1966 in Türkisch-Kurdistan
geboren. Er leitet das Institut für transkulturelle
Gesundheitsforschung an der DHBW Villingen-Schwenningen. Seit 2015
ist er medizinisch-psychologischer Leiter des Sonderkontingents der
baden-württembergischen Landesregierung für besonders
schutzbedürftige Frauen und Kinder. Ihr Martyrium in den Händen des
"Islamischen Staates" wird in der Studie dokumentiert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Juli 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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APPELL/156: Kein deutscher Militäreinsatz vor der Küste Irans! (Kooperation für den Frieden)


Pressemitteilung der Kooperation für den Frieden vom 30.07.2019

Kein deutscher Militäreinsatz vor der Küste Irans!



Mit größter Sorge verfolgt die Kooperation für den Frieden, ein
Zusammenschluss von Friedensorganisationen und Initiativen, die Diskussion
um die Beteiligung der Bundeswehr an einer militärischen Mission in der
Straße von Hormus, die sich Oman und Iran als Hoheitsgewässer teilen. Die
Kooperation fordert die Bundesregierung mit Nachdruck dazu auf, diese
Mission abzulehnen und stattdessen alles zu tun, um die drohende
militärische Eskalation zu verhindern.

Die deutsche Beteiligung an einem Militäreinsatz zur Sicherung der
Schifffahrt im Rahmen der EU oder anderer Bündnisse würde sicher nicht zu
einer Beruhigung der Lage beitragen. Die Zuspitzung ist bereits in vollem
Gange, wozu die Festsetzung des iranischen Tankers am 5.7.2019 vor
Gibraltar mit zumindest fragwürdigen rechtlichen Grundlagen einen
wesentlichen Beitrag leistete. Im schlimmsten Falle könnte die Bundeswehr
in einen Krieg hineingezogen werden.

Es ist Zeit für Diplomatie, Gespräche und Zeichen der Deeskalation. Es ist
dringend nötig, dass alle Seiten ihre Militärpräsenz im Persischen Golf
sowie im Golf von Oman zurückfahren. Eine deutsche militärische Präsenz zur
Sicherung freier Handelswege ist angesichts ihrer eskalierenden Wirkung,
der fehlenden völkerrechtlichen Grundlage und grundsätzlich nicht
akzeptabel.

Ein Krieg gegen den Iran würde nicht nur für die iranische Bevölkerung
verhängnisvoll sein und abertausende menschliche Opfer bringen. Er ist
geeignet, die gesamte Region des Mittleren und Nahen Ostens für einen
längeren Zeitraum ins Chaos zu stürzen. Ein solcher Krieg hätte darüber
hinaus schwerwiegende Folgen für Europa und den Frieden in der Welt.

Die Bundesregierung muss klar und unmissverständlich erklären, dass
Deutschland sich an einem Krieg gegen den Iran nicht beteiligen und den USA
untersagen wird, ihre militärischen Einrichtungen auf deutschem Boden (u.a.
diverse militärische Hauptquartiere in Ramstein-Miesbach und das
Europäische Kommando der USA in Stuttgart-Vaihingen) im Falle eines solchen
Krieges zu nutzen.

Die Kooperation für den Frieden ruft alle um den Frieden besorgten Menschen
auf, sich mit diesen Forderungen an den Aktionen zum Hiroshima- und
Nagasaki-Gedenken und dem Antikriegstag am 1. September zu beteiligen.

Unterschreibt und bewerbt den Appell an Bundesregierung und MdB "Kein Krieg
gegen Iran - Verhandeln statt eskalieren!" 

https://www.friedenskooperative.de/kein-krieg-gegen-iran

Philipp Ingenleuf, Wiltrud Roesch-Metzler und Jens-Peter Steffen

Sprecher*innen der Kooperation für den Frieden

 * 

Quelle:

Kooperation für den Frieden

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: info@koop-frieden.de

Internet: www.koop-frieden.de
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STANDPUNKT/365: Pax Terra Festival - für den Frieden sein genügt nicht (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Pax Terra Festival: für den Frieden sein genügt nicht

Von Reto Thumiger, 29. Juli 2019






[image: Regenbogenbunte Flagge des Pax Terra Nusica Festivals an einem Zaun, im Hintergrund Bäume, Menschen, eine Hüpfburg - Bild: © Pressenza Berlin]

Bild: © Pressenza Berlin



Mit deutlich mehr Teilnehmenden ging das Pax Terra Musica
Friedensfestival zum dritten Mal über die Freilichtbühne im
brandenburgischen Friesack. Der Anteil der Jungen hat auch dieses Jahr
zugenommen.

Die Wahl der Freilichtbühne in einer Waldlichtung, sowie Wasserrutsche
und Sprinkler-Anlage haben für kühle Köpfe gesorgt. Auch sonst haben
die Organisator*innen an alles gedacht, Hüpfburg und Kinderbetreuung,
schattige Plätze, wo man sich in Ruhe unterhalten und sich verpflegen
konnte, geeignete Orte für Vorträge, Workshops und ein offenes
Friedens-Forum.

Vielfältig war nicht nur das Bühnenprogramm, sondern auch die
Workshops und Vorträge. Frieden, Meditation, Alternative Medien,
ökologische Themen, Demokratie, soziale Bewegungen waren unter anderem
Themen in den zahlreichen Vorträgen und Workshops. So vielfältig wie
das Programm waren auch die Infostände der Organisationen.

Das Pax Terra sei ein nach rechts offenes Friedensfestival, monieren
Kritiker regelmäßig. Die Organisator*innen legen Wert auf einen
offenen Geist am Festival. Jede Gruppierung und Organisation, die sich
der Friedensarbeit verpflichtet fühlt, findet bei Pax Terra ein
Plätzchen. Diskriminierung und Rassismus wird jedoch keine Plattform
geboten und eine Teilnehmerin wurde wegen rechtsradikalen Kommentaren
des Platzes verwiesen.

Konsequente Friedensarbeit hat zwei Richtungen, nach Innen und nach
Außen, und zwar gleichzeitig. Für den Frieden - im Sinne von
Abwesenheit von Krieg - zu sein genügt nicht. Friedensarbeit und
Gewaltfreiheit sind untrennbar voneinander und beinhalten die
Ablehnung der Gewalt in all ihren Ausdrucksformen, dazu gehören auch
Diskriminierung, Hetze und Intoleranz. Wobei mit der aktiven
Gewaltfreiheit als Aktionsmethode die Konflikte, die beim Engagement
für eine grundlegende gesellschaftliche Veränderung unausweichlich
entstehen, nicht gescheut werden, aber konsequent der Gewalt mit
gewaltfreien Aktionen die Stirn geboten wird.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AKTION/187: Gronau - Kundgebung "Kein atomares Wettrüsten - Urananreicherung sofort beenden", 4.8.2019


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schütttorf

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Internationale Ärzte für die Verhütung eines Atomkrieges/Ärzte in
sozialer Verantwortung (IPPNW)


Gemeinsame Pressemitteilung 24. Juli 2019

4. August 2019, 13 Uhr:

Kundgebung an Urananreicherungsanlage Gronau

"Kein atomares Wettrüsten - Urananreicherung sofort beenden - auch in
Gronau"



Friedens- und Anti-Atomkraft-Initiativen aus Westfalen und aus dem
Weser-Ems-Bereich rufen für Sonntag, 4. August 2019, um 13 Uhr zu einer
Friedenskundgebung vor der bundesweit einzigen Urananreicherungsanlage
im westfälischen Gronau auf. Auch der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU), die Ärzteorganisation IPPNW und der
NRW-Landesverband der Deutschen Friedensgesellschaft-Vereinigte
KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) rufen zur Teilnahme an der Kundgebung
auf. Das Motto der Kundgebung lautet: "Kein atomares Wettrüsten -
Urananreicherung sofort beenden - auch in Gronau". Die Initiativen und
Verbände warnen eindringlich vor einem neuen atomaren Wettrüsten.

Anlässe der Kundgebung sind erstens das Auslaufen des
INF-Mittelstreckenvertrags am 2. August sowie die Jahrestage der
Atombombenabwürfe über Hiroshima und Nagasaki am 6. bzw. 9. August.
Zweitens kritisieren die Initiativen und Verbände die Aufkündigung des
Iran-Abkommens durch die USA, was die militärische Nutzbarkeit der
Urananreicherung erneut in den Mittelpunkt der politischen
Auseinandersetzung rückt. Der Iran hat nunmehr angefangen, höher
angereichertes Uran mit bis zu 20 % Uran 235 herzustellen. Die Gefahren
dieser unkontrollierten Urananreicherung sind nicht abzuschätzen.

Drittens lehnen die Initiativen und Verbände ausdrücklich die jetzigen
Versuche des auch in Gronau ansässigen Urananreicherers Urenco ab, in
den USA selbst Uran bis zu 20 % Uran 235 anreichern zu wollen. Damit
will auch der britisch-niederländisch-deutsche Urenco-Konzern den
gefährlichen Sektor zwischen ziviler und militärischer Nutzung der
Urananreicherung weiter beschreiten. Vor wenigen Tagen warnte Oliver
Meier, Experte der Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP), gegenüber
der Deutschen Presse Agentur mit Blick auf den Iran vor einer solchen
Höheranreicherung: "Wer auf 20 Prozent angereichert hat, hat 90 Prozent
der Arbeitsschritte bis zum waffenfähigen Uran hinter sich."

Die Initiativen und Verbände fordern deshalb von der Bundesregierung ein
Veto gegen diese unverantwortlichen Urenco-Pläne in den USA. Zudem
fordern sie von der Bundesregierung die Beendigung der Urananreicherung
in der Bundesrepublik Deutschland. "Wer im Iran und andernorts glaubhaft
für ein Ende der Urananreicherung und für Abrüstung werben will, muss
selbst mit gutem Beispiel vorangehen und zuhause freiwillig auf die
Urananreicherung verzichten. Das wäre ein international enorm wichtiges
politisches Signal - besonders in Zeiten, wo zentrale internationale
Abrüstungsabkommen auf der Kippe stehen. Die Urananreicherung in Gronau
wird beim Atomausstieg in der Bundesrepublik Deutschland nicht mehr
benötigt, die Bundesregierung muss diese einmalige Chance nun nutzen,"
erklärte Udo Buchholz vom Arbeitskreis Umwelt Gronau und
Vorstandsmitglied beim Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz.


Der gesamte Kundgebungs-Aufruf findet sich unter:

https://bbu-online.de/Aktuelles/Aufruf%20PDF%20UAA-Kundgebung%2004.08.19.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. Juli 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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AUSSICHTEN/8711: Und morgen, den 31. Juli 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 31.07.2019 bis zum 01.08.2019 +++






[image: Jean-Luc 8711 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]
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und wie selten auch getroffen,
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FRAGEN/012: "Der Warschauer Aufstand ist ein sehr umstrittenes Ereignis" (idw)


Universität Leipzig - 26.07.2019

"Der Warschauer Aufstand ist ein sehr umstrittenes Ereignis"

Interview mit Dr. Anna Artwiska von Susann Huster



Der Warschauer Aufstand, der Kampf der polnischen Heimatarmee gegen
die deutschen Besatzungstruppen in Warschau vom 1. August bis zum 1. Oktober
1944, gilt als größte einzelne bewaffnete Erhebung gegen die deutsche
Wehrmacht im besetzten Europa während des Zweiten Weltkrieges. Dieses
Ereignis jährt sich zum 75. Mal. Dr. Anna Artwiska, Juniorprofessorin für
westslawische Literaturen und Kulturen an der Universität Leipzig,
beschäftigt sich in ihrer Forschung mit der polnischen Erinnerungskultur
und der Frage, wie extreme Erfahrungen wie Krieg oder die Shoah
künstlerisch vergegenwärtigt werden können.


Frau Dr. Artwinska, inwieweit wurde die Entwicklung Polens durch
den Warschauer Aufstand 1944 geprägt?

Der Warschauer Aufstand ist in Polen ein sehr wichtiges Thema, sowohl in
der Geschichtsschreibung und in der Erinnerungskultur, als auch in den
gesellschaftlichen Debatten. Er ist ein sehr umstrittenes Ereignis, das
die Bevölkerung extrem polarisiert. Die Tatsache, dass im August 1944 die
Bewohnerinnen und Bewohner von Warschau sich für einen Kampf mit dem
Okkupanten entschieden haben, zeugt eindeutig vom Heroismus.
Gleichzeitig drängt sich die Frage auf, ob der Kampfentschluss der
Aufständischen nun richtig war. Denn nach dem Aufstand lag Warschau in
Schutt und Asche, Tausende von Menschen sind ums Leben gekommen. Auf jeden
Fall gehört der Aufstand 1944 zu den polnischen nationalen Mythen, die die
kollektive Vorstellungskraft bis heute prägen. Wie man weiß, erwartete die
polnische Untergrundbewegung, dass die Rote Armee nach Warschau eindringen
würde. Dazu ist es nicht gekommen, die Heimatarmee hat dann alleine
gekämpft. Am 2. Oktober war der Aufstand nach 63 Tagen endgültig
niedergeschlagen. Der Inhalt dieses Mythos ist somit nicht nur positiv: Es
geht auch um das Gefühl des Verrats.

Polen wurde durch den Warschauer Aufstand - wie auch durch den Krieg
allgemein - extrem geprägt. Das Leben danach war ein Leben im Schatten der
Katastrophe, das eine grundsätzliche Umorientierung im individuellen wie
im kollektiven Sinne verlangte. Die Folgen des Aufstands sind, würde ich
behaupten, bis heute sichtbar. Die polnische Gesellschaft erfindet sich
immer aufs Neue. Die Erinnerung an die Aufständischen und an die brennende
Stadt wird wachgehalten.

Was ich in diesem Zusammenhang wichtig finde, ist die Tatsache, dass in
der polnischen Kultur vor allem an den Warschauer Aufstand von 1944
erinnert wird. Dabei gab es in Warschau bereits ein Jahr früher einen
Aufstand - den Aufstand im Warschauer Ghetto. Am 19. April 1943 erhoben
sich die völlig unzureichend bewaffneten jüdischen Aufständischen als
erste gegen die Besatzungsmacht. Die polnische Bevölkerung hat dabei - und
das muss gesagt werden - zugeschaut, wie das Ghetto brannte. Der Gutachter
meiner Doktorarbeit, Prof. Michał Głowiński, war von 1941 bis
1943 im Warschauer Ghetto eingesperrt. Zum Glück ist es ihm gelungen, vor
dem Aufstand aus dem Ghetto zu fliehen. Ich habe seine Erinnerungen aus
dieser Zeit letztes Jahr auf Deutsch herausgegeben.

Was hat Sie bewogen, dieses Werk herauszugeben?

"Schwarze Jahreszeiten", so lautet der Titel dieses Buches, ist in
ästhetischer Hinsicht ein sehr anspruchsvoller Text. Der Autor agiert als
Literaturwissenschaftler und als Shoah-Überlebender zugleich, was die
Lektüre spannend macht. Das Buch gehört zu den besten Shoah-Zeugnissen,
die auf Polnisch verfasst worden sind. Außerdem wusste ich, dass sich
Głowiński wünschte, seine Erinnerungen an die Zeit im Ghetto und das
Verstecken auf der "arischen Seite" dem deutschen Publikum zugänglich zu
machen. Deswegen habe ich mich um die Herausgabe gekümmert.

Der Warschauer Aufstand und der Aufstand im Warschauer Ghetto sind also
Ereignisse, die man zusammen denken soll?

Beide Aufstände gehören zur polnischen Geschichte und sind unzertrennlich
mit Warschau verbunden. In der Stadt gibt es zahlreiche Spuren, die auf
diese Katastrophen hinweisen. In diesem Sinne ja, man soll die beiden
Aufstände zusammendenken. Gleichzeitig handelt es sich hier um zwei
unterschiedliche Ereignisse. In Bezug auf den Aufstand im Ghetto geht es
immer um die Frage nach der polnischen Mitschuld an der Shoah. Der
Aufstand von 1944 konfrontiert wiederrum mit den Fragen nach den Grenzen
des Patriotismus und der Opferbereitschaft. Denn eine Sache ist der
Heroismus der Aufständischen, die sein Leben für Polen geopfert haben, und
eine andere der Preis, den für den Aufstand zu zahlen war.

Wie erinnert man sich in diesem Jahr in Warschau an den Aufstand vom
1944?

Da es sich um ein Jubiläum handelt, wird intensiv an den Aufstand
erinnert. Die Spannbreite reicht von politischen Aktionen, über
Reenactment in Schulen bis hin zu den Gesprächen mit den letzten Zeugen. Zu
erwarten ist ein thematisches Programm im Fernsehen und im Kino. In diesem
Zusammenhang möchte ich gern auf den Film "Warschau 44" von Jan Komasa aus
dem Jahr 2014 hinweisen, er ist auch in Deutschland zugänglich. Persönlich
finde ich auch sehr spannend, wie in der polnischen Forschungslandschaft
über den Aufstand diskutiert wird. 2013 hat Patrycja Bukalska das Buch
"August-Mädchen" geschrieben, in dem sie sich mit den Frauen, die im
Aufstand gekämpft haben, beschäftigt. Der Warschauer Aufstand hatte
nämlich auch ein weibliches Gesicht. Diesbezüglich gibt es sehr viel zu
entdecken.


Die Fragen stellte Susann Huster.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 26.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/100: Blaubeuren - Neue Einblicke in die Nutzung von Ocker in der Altsteinzeit, August-September 2019


Eberhard Karls Universität Tübingen

Neue Einblicke in die Nutzung von Ocker in der Altsteinzeit

Archäologen der Universität Tübingen präsentieren im Urgeschichtlichen
Museum Blaubeuren seltenen Reibestein - Unscheinbarer, aber sehr
aussagekräftiger Fund



Schon die Jäger und Sammler der Altsteinzeit nutzten Naturfarben wie
Ocker: Sie bemalten damit Gegenstände und Körper, gerbten Leder, schützten
sich vor Insekten und Sonne oder nutzten es als Zusatz im Klebstoff bei
der Werkzeugherstellung. Ein unscheinbarer, kleiner Geröllstein von der
Schwäbischen Alb gibt wichtige Aufschlüsse darüber, wie sie die Farben
herstellten. Professor Nicholas Conard, Leiter der Abteilung Ältere
Urgeschichte und Quartärökologie der Universität Tübingen, hat den Fund
aus der Welterbe-Höhle Hohle Fels am Donnerstag bei einer Pressekonferenz
im Urgeschichtlichen Museum Blaubeuren (urmu) präsentiert. Die Ergebnisse
wurden im heute erschienenen Jahrbuch "Archäologische Ausgrabungen in
Baden-Württemberg 2018" veröffentlicht.

Der Stein ist 7,8 Zentimeter lang, 7,1 Zentimeter breit, 4,1 Zentimeter
dick und wiegt gut 300 Gramm. Rote Farb- und Abriebspuren und Schlagnarben
deuten darauf hin, dass er als Schlagstein für die Werkzeugherstellung und
als Reibstein zur Farbaufbereitung diente: Offensichtlich rieben die
Menschen der Altsteinzeit geeignete Gesteinsbrocken mit solchen Steinen zu
feinem Pulver. Anschließend konnte dieses mit Wasser zu einer Paste
gebunden und aufgetragen werden. Darauf weisen Steinfunde von der
Schwäbischen Alb hin, auf die vermutlich mit kleinen Stöcken Punktreihen
getupft wurden.

"Der Reibestein zählt zu den wenigen Artefakten, die uns über die
Bearbeitung und Herstellung von Ockerpulver Auskunft geben", sagt
Professor Conard, "und obwohl wir im Hohle Fels mehr als 850
Ockerartefakte gefunden haben, sind vergleichbare Stücke, die die
Aufbereitung von mineralischen Farbbrocken hin zu nutzbarer Farbe belegen,
hier - aber auch im Rest Deutschlands - selten." Derzeit entstehe anhand
der Funde aus dem Hohle Fels die erste tiefergehende Studie zur
Ockernutzung über das gesamte Jungpaläolithikum hinweg, von einer
Zeitspanne von 44.000 bis 14.500 Jahren vor heute. Hierbei zeichne sich
ab, dass unterschiedliche altsteinzeitliche Epochen unterschiedliche
Ockertypen bevorzugt hatten, sagt Conard weiter: "Vor etwa 40.000 Jahren
im Aurignacien wurden hellere Farbtöne bevorzugt, während später im
Gravettien und Magdalénien die Farbtöne dunkler werden. Ob dies mit der
Nutzung neuer Ockerquellen oder mit einer Art neuen Zeitgeschmacks zu tun
hat, wissen wir nicht mit Sicherheit."

Der Reibestein wird bis Anfang Januar 2020 im urmu als "Fund des Jahres"
präsentiert - begleitet von anderen Exponaten mit Bezug zu Farbe. Das urmu
wird in den Sommerferien donnerstags von 11.00 bis 12.00 Uhr ein
Sonderprogramm zum Fund des Jahres anbieten: Am 1., 8. und 15. August
können sich Besucher nach einer Führung intensiv mit Ocker und Rötel
auseinandersetzen und selbst mit Naturfarben experimentieren. Am 22.und
29. August sowie am 5. September wird es in einer Schwerpunktführung um
das Thema "Rituelles Rot" gehen. Außerdem findet von Dienstag bis Sonntag
um 14.30 Uhr eine Führung zum Welterbe statt.

Das urmu liegt inmitten der Steinzeithöhlen, die von der UNESCO im Juli
2017 zum Welterbe "Höhlen und Eiszeitkunst der Schwäbischen Alb" ernannt
wurden. Als das Museum für Altsteinzeit in Baden-Württemberg und
Forschungsmuseum der Universität Tübingen stellt das urmu das eiszeitliche
Leben der Jäger und Sammler am Rand der Schwäbischen Alb vor 40.000 Jahren
vor. Prominentestes Exponat ist das Original der "Venus vom Hohle Fels".
(www.urmu.de)


Originalpublikation:

Nicholas J. Conard, Maria Malina:

"Weiterführende Ausgrabungen im Hohle Fels und neue Einblicke in die
Nutzung von Ocker im Jungpaläolitikum."

ArchäologischeAusgrabungen in Baden-Württemberg 2018 (2019), S. 56-59.

Velliky EC, Porr M, Conard NJ (2018),

Ochre and pigment use at HohleFels cave: Results of the first systematic
review of ochre and ochre-related artefacts from the Upper Palaeolithic
in Germany.

PLoS ONE 13(12): e0209874.

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0209874

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 25.07.2019
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AUSSTELLUNG/430: Weimar - Klischees über die Weimarer Republik korrigieren, ab 31.07.2019


Friedrich-Schiller-Universität Jena

Klischees über die Weimarer Republik korrigieren

Wissenschaftler der Universität Jena begleiten Ausstellungskonzeption im
Haus der Weimarer Republik / Eröffnung am 31. Juli 2019



"Das Deutsche Reich ist eine Republik. Die Staatsgewalt geht vom Volke
aus." So lautet der erste Satz der Weimarer Reichsverfassung, die am 31.
Juli 1919 von der Weimarer Nationalversammlung im deutschen
Nationaltheater in Weimar verabschiedet wurde. Als sie wenig später in
Kraft trat, war die erste deutsche Demokratie geboren - weniger als ein
Jahr nach dem Ausbruch der Revolution, die das Kaiserreich gestürzt hatte.

Genau 100 Jahre später wird das "Haus der Weimarer Republik. Forum für
Demokratie" am Ort des Geschehens mit einem Fest der Demokratie eröffnet.
Gegenüber dem Weimarer Nationaltheater, also dem Tagungsort der
Nationalversammlung gelegen, wird das Haus der Weimarer Republik (HDWR)
als dauerhafter Erinnerungsort an die erste deutsche Demokratie und als
Ort der politischen Bildung und Begegnung eingerichtet. Beteiligt sind der
Bund, der Freistaat Thüringen und die Stadt Weimar. In einem ersten
Schritt eröffnet am 31. Juli in der sanierten Coudrayschen Wagenremise,
die bis vor Kurzem noch das alte Bauhaus-Museum Weimars beherbergte, die
Dauerausstellung. Sie ist mit intensiver Unterstützung von
Wissenschaftlern der Friedrich-Schiller-Universität Jena konzipiert
worden. Bis 2021 folgt ein Anbau mit einem variablen Veranstaltungsraum,
einer Fläche für Sonderausstellungen und Büroräumen für Verwaltung und
Forschung.

Dauerausstellung zur ersten deutschen Demokratie

"Dann können wir den vollen Betrieb aus wechselnden Ausstellungen zu den
Themen Demokratie und Weimarer Republik sowie verschiedenen Bildungs- und
Veranstaltungsangeboten aufnehmen," stellt Prof. Dr. Michael Dreyer in
Aussicht. "Aber schon jetzt starten wir mit einer faszinierenden und
modernen Dauerausstellung zur ersten deutschen Demokratie, die den Kern
des Hauses bilden wird," so der Politikwissenschaftler von der Universität
Jena. Er ist Vorsitzender des Weimarer Republik e. V., der Träger des
Hauses ist. Außerdem leitet er an der Friedrich-Schiller-Universität
zusammen mit Dr. Andreas Braune die Forschungsstelle Weimarer Republik.
"Uns war von Anfang an ein großes Anliegen, dass auch die
wissenschaftliche Forschung zur Weimarer Republik vor Ort ein erstes
Zentrum in Deutschland findet. Wir sind daher dem Thüringer Ministerium
für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft sowie der
Universität Jena sehr dankbar, dass sie die Forschungsstelle hier in
Thüringen eingerichtet haben," sagt Dreyer. Sein Kollege Andreas Braune
fügt hinzu: "Durch die Arbeit zur Vernetzung der interdisziplinären
Weimar-Forschung in den vergangenen Jahren haben wir die nötigen Netzwerke
und die Expertise aufgebaut, um gewährleisten zu können, dass die
Dauerausstellung und die weiteren Aktivitäten des HDWR auf der Höhe der
wissenschaftlichen Forschung sind. Ein mit renommierten Expertinnen und
Experten aus ganz Deutschland besetzter Beirat hat uns dabei sehr
geholfen." Wichtig ist den beiden Jenaer Politikwissenschaftlern dabei,
alte, von der Forschung zum Teil schon seit Längerem ausgeräumte Klischees
über die Weimarer Republik zu korrigieren. "Dazu zählt etwa die
Vorstellung, dass die Republik von Anfang an zum Scheitern verurteilt war,
dass sie wehrlos und eine Republik ohne Republikaner gewesen sei, dass
Konstruktionsfehler der Verfassung Schuld an der Machtergreifung der
Nationalsozialisten gehabt hätten, oder überhaupt, dass die Republik
'gescheitert' sei", nennt Dreyer Beispiele. Stattdessen, so der Experte,
sei die parlamentarische Demokratie bewusst von den alten Eliten zerstört
worden. "Deshalb ist es für uns ein wesentliches Ziel, mit der Ausstellung
und dem HDWR insgesamt bei den Besucherinnen und Besuchern das Nachdenken
über den Wert und die Fragilität der Demokratie in unserer Gegenwart
anzuregen", fügt Andreas Braune hinzu.

Ob und wie das gelungen ist, davon können sich Interessierte ab der
Eröffnung am 31. Juli um 14:00 Uhr in Weimar ein Bild machen.


Weitere Informationen unter:

http://www.hdwr.de

- Informationen zum Haus der Weimarer Republik

http://www.weimarforschung.uni-jena.de

- Informationen zur Forschungsstelle Weimarer Republik der
Friedrich-Schiller-Universität

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 23.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FERIEN/957: Leverkusen - "In Szene gesetzt" am 3. August 2019


Stadt Leverkusen

In Szene gesetzt

"Sachen zum Machen" - Sommerferienprogramm in der Stadtbibliothek



Unter dem Titel "Sachen zum Machen" findet in den Schulferien in der
Hauptstelle der Stadtbibliothek Leverkusen ein attraktives
Workshop-Programm statt. Alle Veranstaltungen sind kostenlos, für
manche ist eine Voranmeldung erforderlich. Teilnehmer und
Teilnehmerinnen des Sommerleseclubs bekommen für jeden Workshop, bei
dem sie mitgemacht haben, einen Stempel in ihr Leselogbuch.

"In Szene gesetzt" - 03.08.2019

Mit Hilfe von Apps erstellen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer Fotos
und/oder Videos von ihrem Lieblingsbuch- oder Filmhelden (z.B. Harry
Potter, Ninjago, Grüffelo, Skylanders ...) oder dem
Lieblingsstofftier (nicht vergessen mitzubringen!).

Beginn: 11:30 Uhr, Voranmeldung - ab 6 Jahren

Ort: Hauptstelle der Stadtbibliothek in Wiesdorf, Fr.-Ebert-Platz 3d.
Der Zugang zur Bibliothek befindet sich in der Rathausgalerie.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. Juli 2019

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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FILM/120: KiKA - Jürgen Vogel bei der "Sendung mit dem Elefanten", 1.8.2019 + 23.-25.10.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 29. Juli 2019

Jürgen Vogel trainiert, zaubert, singt und rät bei Anke Engelke in
der "Sendung mit dem Elefanten"

montags bis freitags, um 6.55 Uhr bei KiKA und samstags 7.50 Uhr im
WDR Fernsehen



Jürgen Vogel bringt Anke Engelke ins Schwitzen: Am 1. August ist der
Schauspieler erstmals in Anke Engelkes Impro-Sketchreihe in der
"Sendung mit dem Elefanten" (WDR) zu sehen. Vogel will Anke als
Personal Trainer Jeffrey fit machen für ein
"Indoor-Hallen-Skispringen". Vor Jürgen Vogel waren schon Bjarne
Mädel, Matthias Schweighöfer und regelmäßig auch Denis Moschitto zu
Gast in Anke Engelkes Rubrik in der Sendung für Vorschulkinder.

Weitere Folgen mit Jürgen Vogel werden im Herbst ausgestrahlt: In der
Folge "Opernhaus" ist er Anke Engelkes singender Gast (Mittwoch, 23.
Oktober, 6.55 Uhr bei KiKA). Ein witziges Quiz mit Gesichtsausdrücken
bieten die beiden in der Folge "Angeln" (Donnerstag, 24. Oktober, 6.55
Uhr bei KiKA). Den Abschluss der Besuchsreihe Vogels bildet die Folge
"Außerirdische": "Anke Lepanke" probiert mit einem besonderen
Zaubertrick "Jürgen Gürgen" ganz klein zu zaubern (Donnerstag, 25.
Oktober, 6.55 Uhr).

Zu sehen ist die "Sendung mit dem Elefanten" mit Anke Engelke immer
montags bis freitags, um 6.55 Uhr bei KiKA und samstags 7.50 Uhr im
WDR Fernsehen, im Netz unter elefant.wdr.de, in der WDR-Mediathek und
in der ElefantenApp.

Seine eigene Sendung hat der beste Freund der Maus seit nunmehr zwölf
Jahren. Mit den Lach- und Sachgeschichten der "Sendung mit dem
Elefanten" richtet sich der WDR speziell an die Drei- bis
Sechsjährigen. Moderiert von Tanja Mairhofer, André Gatzke und dem
grünen Puppenhund Knolle finden die Eltern der jüngsten Mediennutzer
hier einen geschützten Raum für ihre Kinder. Verantwortliche
WDR-Redakteurin ist Heike Sistig.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 29. Juli 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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KREATIV/152: Bielefeld - "Kreativ mit Rasierschaum" am 3. August 2019


Stadt Bielefeld

Kreativ mit Rasierschaum



Bielefeld (bi) . Rasierschaum ist nicht nur für Bartträger, jeder und
jede kann damit kreativ werden. Bei einem Workshop im Historischen
Museum am Samstag, 3. August, um 15 Uhr können Kinder und Erwachsene
erleben, wie sich mit Rasierschaum wunderschöne Marmorpapiere
gestalten lassen. Wer möchte, kann sein überraschendes Ergebnis zu
einer Schmuckkarte weiterverarbeiten. 

Die Teilnahme kostet sechs Euro.

Anmeldung unter Tel. 0521 51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Juli 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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LESUNG/1887: Hanau - "Mog macht Urlaub" von Judith Kerr am 3. August 2019


Stadt Hanau

"Mog macht Urlaub" von Judith Kerr 

Sommerlicher Vorlesespaß am 3. August in der Stadtbibliothek



Die beliebte Vorlesereihe "Samstagsgeschichten" für Kinder ab vier
Jahren lädt, nach einer kurzen Sommerpause, wieder jeden Samstag ab
11.15 Uhr ein. An den Treffpunkten im Familiennest, im Märchennest
oder im Kinderatelier eröffnen ehrenamtliche Vorleserinnen und
Vorleser sowie Märchenerzähler eine spannende Welt der Geschichten.

Los geht es am Samstag, 3. August: Eva Thimm liest aus dem Bilderbuch
"Mog macht Urlaub" von Judith Kerr vor. In der Geschichte geht es um
den Kater Mog, der Ferien bei Oma Betty macht. Durch ein Missgeschick
läuft er von Oma Betty fort und eine spannende Reise, um zu seiner
Familie zurückzufinden, beginnt.

Die Stadtbibliothek ist barrierefrei und kann mit dem Aufzug aus dem
Parkhaus erreicht werden.

Fragen zu den Veranstaltungen können jederzeit via E-Mail an
stadtbibliothek@hanau.de gestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 18. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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BERICHT/064: MS Artville - Geschäftsmodell NGO ... (SB)


Gesellschaftlichen Wandel schafft man zuallererst dadurch, daß
man seine Umgebung nicht nur auf intellektueller Ebene, sondern auch
über die emotionale Ebene packt.

Penelope Kemekenidou (Kulturwissenschaftlerin und Artivistin) [1]



Als John Lennon und Yoko Ono im Jahr 1969 in einem Hotelbett in
Amsterdam zwei Wochen lang die Performance "Frieden" gegen den
Vietnamkrieg inszenierten, war von der politischen Kunstform des
Artivismus, wie wir sie heute kennen, noch keine Rede. Dennoch wies
die damals weithin wahrgenommene Aktion Elemente auf, die seither für
diese Form künstlerischer Stellungnahme wesentlich sind. Das
prominente Künstlerpaar ließ sich im Pyjama oder ohne fotografieren,
filmen und interviewen, um damit auf seine Weise das zeitgenössische
Motto "Make love - not war" öffentlichkeitswirksam zu transportieren.

Yoko Ono schrieb später dazu auf www.imaginepeace.com: "John und ich
waren so naiv zu glauben, wir würden mit unserem Bed-in helfen, die
Welt zu verändern. Nun, vielleicht haben wir das ja, aber zu dieser
Zeit wussten wir es nicht. Es war jedenfalls gut, dass wir uns haben
filmen lassen. Der Film ist heute kraftvoller als je zuvor. Im Film
sagten wir Dinge, die Aktivisten von heute ermutigen und inspirieren
könnten. Viel Glück uns allen! Erinnern wir uns: Krieg ist
Vergangenheit, wenn wir es wollen. Es kommt auf uns an und auf
niemanden sonst. John hätte das gerne gesagt." John Lennon selbst sagt
in der einstündigen Dokumentation: "Hört auf zu fragen, ob es etwas
bewirkt. Tut selber etwas!" [2]

Wenngleich Lennons Botschaft den gordischen Knoten unlösbar anmutender
Fragen, Zweifel und Einwände mit einem Streich zu durchtrennen
scheint, kehrt sie doch unverrichteter Dinge an den Ausgangspunkt
zurück. Die Frage nach der Wirksamkeit aktivistischer Kunst läßt sich
nicht hinreichend damit beantworten, daß der Künstler damit andere
Menschen anregt oder auffordert, selber etwas zu tun. Denn was sie
seines Erachtens tun sollen, unterliegt zwangsläufig derselben
Unwägbarkeit, im Kontext der herrschenden Verhältnisse womöglich
irrelevant zu bleiben, einer Verkennung Vorschub zu leisten, in die
Vermarktung zu münden oder die dominierende Ideologie um so
hermetischer zu versiegeln.

Und so sehr man Yoko Onos Bilanz im historischen Zusammenhang einer
sich entfaltenden Massenbewegung gegen den Vietnamkrieg würdigen kann,
greift sie doch in ihrer Schlußfolgerung zu kurz. Denn das Ende des
Waffengangs in Vietnam war weder gleichbedeutend mit dem Ende des
weltweiten Krieges, der auch in der Folge unablässig geführt wurde,
noch war der Imperialismus der USA und ihrer Verbündeten damit
besiegt. Der Kapitalismus als unablässig Ressourcen und menschliche
Arbeitskraft verschlingender Motor der führenden westlichen Mächte
erwies sich als weitaus innovativer und regenerationsfähiger, als
seine Gegner angenommen hatten, die bereits die Weltrevolution am
Horizont heraufscheinen sahen.

Dafür hat insbesondere die neoliberale Offensive gesorgt, mit deren
gesellschaftlichen Verwüstungen wir heute konfrontiert sind. Ihr
zentrales Dogma, daß der Markt und allein der Markt alles richten
werde, hat das Denken hochgradig okkupiert und alle sozialen Sphären
durchdrungen. Folgt man Ludwig von Mises, Friedrich von Hayek, Karl
Popper oder George Soros, bleibt Adam Smiths Bild der unsichtbaren
Hand die einzige Möglichkeit, sich in Richtung Kultur, Fortschritt und
Zivilisation zu bewegen. Gesellschaftliche Widersprüche werden
verschleiert, staatliche Aufgaben dereguliert, soziale Probleme wie
Ausbeutung, Arbeitslosigkeit, Armut und Entfremdung als kulturelle
Vielfalt präsentiert. Die Kulturalisierung unbewältigter Konflikte
setzt Kreativität und Rentabilität synonym, Eigennutz steigt in den
Rang unabweislicher Tugend im Konkurrenzkampf auf. Was Adorno einst
als komplett "vergesellschaftete Gesellschaft" bezeichnet hat - eine
verhärtete, gelebte Erfahrung, ein repressives System, das versucht,
jedes Individuum in ein Zahnrad einer riesigen Profitmaschinerie zu
verwandeln, nimmt auch aktivistische Kunst in den eisernen Griff
jener unsichtbaren Hand. [3]
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Verkauf die Revolution ... 

Penelope Kemekenidou ist Kulturwissenschaftlerin und Artivistin.
Sie hat an der Ludwig-Maximilians Universität München Amerikanische
Kulturgeschichte mit Fokus auf black feminism, radical activism und
eco-terrorism studiert. Ihre Forschungsschwerpunkte sind Aktivismus,
Artivism und Virtual Reality. Politisch aktiv ist sie im Vorstand von
Gender Equality Media e.V. [4], einer Organisation, die sich vor allem
gegen den dritten Arm des Antifeminismus, also rechte und konservative
Medien richtet, sowie bei Brot und Rosen, einer internationalen
feministischen Organisation, die sich weltweit insbesondere gegen
Frauenmorde und für das Recht auf Abtreibung einsetzt. Zudem ist sie
in einem Münchner KünstlerInnenkollektiv aktiv und war unter anderem
eine der Organisatorinnen des Frauenstreiks am 8. März 2019 in der
bayerischen Landeshauptstadt.

Im Rahmen des Richtfests am 20. Juli 2019 auf dem MS-Artville-Gelände
in Hamburg-Wilhelmsburg, einem zu einer Open-Air-Kunststätte
umfunktionierten ehemaligen Industrieareal, hielt Penelope Kemekenidou
beim Symposium einen Vortrag zum Thema "Verkauf die Revolution:
liberale Tendenzen im zeitgenössischen Artivismus". Wie sie ihrem
erfrischend kritischen Beitrag vorausschickte, sei sie bei der einen
oder anderen Aktion einer hier anwesenden Gruppe beteiligt gewesen.
Daher sei ihr Vortrag durchaus auch selbstkritisch zu verstehen, und
sie hoffe, daß er nicht als Bashing wahrgenommen und mißverstanden
werde.
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Phasen des Aufschwungs interventionistischer Kunst

Artivismus sei in den Medien und laufe gut, so daß sich der Eindruck
aufdrängen könnte, hier sei eine kleine Revolte am Werk. Für sie als
Kulturwissenschaftlerin stelle sich indessen eine Reihe von Fragen.
Aktivismus und Artivismus gibt es schon ziemlich lange. Wieso läuft
das so gut und was sagt das über unsere Zeit aus? Was sagt das aber
auch über die Probleme aus, die dadurch entstehen? Und damit das nicht
mit einem Frontalangriff ende, wolle sie abschließend einen kleinen
Ausblick anfügen, wohin eine Perspektive weisen könnte.

Um zunächst kurz den historischen Hintergrund zu skizzieren, hielt sie
sich an Claire Bishop, eine Kunstprofessorin an der Central University
of New York (CUNY). Diese beschäftigt sich vor allem mit
interventionistischen und partizipativen Formen der Kunst und geht von
drei Perioden aus, in denen diese Formen markant zum Vorschein
getreten sind. Bishop sieht im Westen und vor allem in der
europäischen Kunst in der historischen Avantgarde rund um die
russische Revolution 1917/1918 eine erste Phase. Dann die
Neoavantgarde, die zu den 1968ern geführt hat. Und schließlich die
1980er/1990er Jahre, die sie mit dem Fall des Kommunismus verbindet.
Kemekenidou ergänzte dies mit einer vierten Phase in Gestalt des
Internetzeitalters, dessen Anfänge sie in den frühen 1990er Jahren
ansiedelte. Während 1993 noch 1 Prozent des Informationsaustausches
über das Internet lief, seien es 2007 bereits 97 Prozent gewesen. Das
habe weitreichende Auswirkungen auf die politische artivistische
Arbeit und nicht immer nur gute, wie die Referentin warnte.

Sie übersprang aus Zeitgründen die Konstruktivisten von 1917 und stieg
mit den 1968ern ein. Zwar habe es politische Kunst schon immer
gegeben, doch stelle sich die Frage, was genau Artivismus sein soll.
Ein Journalist habe dies einmal so zusammengefaßt: Die Sehnsucht nach
gewaltsamer Aktion war in der europäischen Linken groß, die sich gerne
an den Revolutionsbewegungen der sogenannten Dritten Welt berauschte.
Aus diesem Bereich des 1968er-Spektrums seien dann auch so gut wie
keine künstlerischen Zeugnisse überliefert. Den Vietcong malte man
nicht, man ging für ihn auf die Straße. Das war die Zeit, in der viele
Elemente, die heute als Artivismus bezeichnet werden, wie Sit-ins oder
bestimmte Installationen, als Bildsprache, als Bildgewalt entstanden
sind. Das hatte beispielsweise etwas mit den Studentenprotesten in den
USA zu tun oder daß sich etwa schwarze Studentinnen in Restaurants
setzten, deren Betreten ihnen verboten war. Am Anfang stand politische
Arbeit, politischer Kampf, der sich später durch die Ästhetik in etwas
verwandelte, was heute dem Artivismus zugerechnet werden kann. Bilder
wie das des brennenden Springergebäudes nach dem Attentat auf Rudi
Dutschke hätten sich der Jugend eingeprägt, Christoph Schlingensief
habe dies später aufgegriffen.

Wenn vom Internetzeitalter die Rede sei, gelte es auch darüber zu
sprechen, wie diese Medienwelt das Verständnis von Aktivismus
verändert hat. Ein Beispiel: 1994 wurden in New York Brandanschläge
mit mehreren Todesopfern auf Häuser verübt, in denen lesbische und
schwule Menschen lebten. Daraufhin zogen die Lesbian Avengers, eine
feministische Gruppe, feuerschluckend durch die Straßen. Die
Aktivistinnen wählten diese Form, um Symbolkraft zu zeigen, die sie
dadurch perpetuierten, daß sie eigene Poster und Magazine herausgaben.
Seit Ende der 1990er Jahre spielten Gruppen wie die Yes Men in den USA
noch stärker mit dem Medium, indem sie sich beispielsweise als
Mitglieder der WTO aufstellen ließen. Aktionsformen, wie sie heute von
vielen künstlerischen Gruppen bekannt sind, gab es also schon in der
damaligen Zeit. Man fing langsam an, das Medium, das einem so
hingeknallt wurde, dafür zu verwenden, selbst Dinge zu hinterfragen,
zu entstellen, in Frage zu stellen, so die Referentin.

In den 2000er Jahren habe sich Artivismus in zahllosen Varianten
weiterentwickelt. Einige Schlaglichter zum Überblick: Die Gruppe
Indecline aus den USA hängte in einem Park, in dem viele Lynchmorde an
Schwarzen stattgefunden hatten, Ku-Klux-Klan-Clowns an einen Baum auf.
Der Artivist Alex Pablensky ließ sich aus Protest gegen die russische
Regierung den Mund zunähen, in Frankreich wurden in artivistischen
Aktionen Banken angezündet. Künstler wie der Brite Jeremy Deller
benutzten Formen des Reenactments, um beispielsweise falsche
Berichterstattung von vor 20 Jahren zu korrigieren, indem neue Bilder
erzeugt werden. Das alles und vieles mehr könne Artivismus sein.
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Geradewegs in den Verdauungstrakt des Kulturbetriebs

Um auszuführen, was sie mit neoliberaler Tendenz meine, ging Penelope
Kemekenidou auf Gruppen ein, die gerade besonders erfolgreich sind und
in den Medien wahrgenommen werden. Das sind Gruppen, die ständig
Aktionen machen, dauerhaft präsent und zu einer Marke geworden sind,
wie zum Beispiel die Yes Men. Kunst braucht Geld, Geld wird in unserer
Zeit immer knapper und für Leute, die kritisch politisch aktiv werden,
natürlich um so mehr. Wer Geld braucht, sammelt Spenden im Internet,
betreibt auch noch Merchandising, wirbt um Mitglieder, macht Fanclubs
auf und vieles mehr. Die derzeitige Landschaft von artivistischen
Kunstgruppen, die sich der Rebellion verschrieben haben, brauchen das
Geld, um politisch zu arbeiten. Aber wie machen sie das? Sie arbeiten
langsam, aber sicher wie NGOs. Um Spenden zu sammeln, müssen sie den
Leuten gefallen und in den Medien präsent sein, damit noch mehr Geld
hereinkommt. Was das mit der Kunst macht, könne man sich sicher
vorstellen. Sie wolle das in diesem Vortrag auch gar nicht so weit
auseinandernehmen, denke aber, daß eine Selbstkritik der Yes Men
vielleicht ganz angebracht wäre oder zumindest eine Benennung des
Problems. Anstatt das Problem des Systems anzugehen und zu fragen,
wieso es für die Kunst kein Geld mehr gibt, ziehen sich alle in
individualistische Kleingrabenkämpfe zurück und versuchen, für sich
selber Geld aufzutreiben. Das Problem wird nicht an der Ursache
bekämpft, der Stärkere gewinnt.

Was macht das mit der Kunst? Zumindest für die Yes Men ist das Fazit,
daß sie wahnsinnig viel Zeit damit verbringen, Merchandising
auszubauen, Werbung zu treiben und die Leute zu bespaßen, die sie
eigentlich mit ihrer Kunst provozieren sollten. In individualistischen
Kämpfen verkaufe man sich in dem System als Marke. Auf der Website des
Zentrums für Politische Schönheit (ZPS) steht ein Zitat des
Deutschlandfunks: "Aufrüttelnde und provozierende Aktionen im Namen
der Menschenrechte sind ihr Markenkern." Wir sprechen also schon von
Labels.

Man könnte jetzt einfach sagen, dieses finde ich cool und jenes finde
ich nicht so cool. Das wäre jedoch eine Nonsense-Diskussion, da
niemand ernsthaft sagen könne, dies oder jenes verbessere die Kunst,
wo diese doch eine sehr individuelle Angelegenheit sei. Aus
kulturwissenschaftlicher Sicht sei jedoch die Frage von Interesse, was
genau diese Gruppen so erfolgreich verkaufen. Das Berliner Kollektiv
"Peng! ist ein explosives Gemisch aus Aktivismus, Hacking und Kunst im
Kampf gegen die Barbarei unserer Zeit". Oder: "ZPS - Radikale
Humanität ohne Kompromiß." Indecline schreibt: "Wir sind eine Gruppe
von Graffiti-Schreibern, Filmemachern, aber auch Vollzeitrebellen und
-aktivisten." Wird somit der Wunsch nach Protest erfüllt, ist der
Wunsch nach Widerstand nicht gut? Dazu das ZPS: "Seawatch: Wir lassen
Menschen nicht ertrinken! Die Zeit: Neue Eskalation der Seenotretter.
Seawatch: Wir lassen Menschen nicht ertrinken! Deutschlandfunk:
Medienrummel, Heldinnengeschichten. Zivilgesellschaft: Wir lassen
Menschen nicht ertrinken! Regierung: Nichts. Hallo? Man läßt Menschen
nicht ertrinken! Machen wir aber."
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Blick nach unten - neue Ästhetik des politischen Protests?

Claire Bishop geht in ihren Überlegungen davon aus, daß es uns derzeit
große Schwierigkeiten bereitet, den Problemen, die wir als
Gesellschaft haben, auf einer politischen Ebene zu begegnen und sie
uns auf diese Weise vor Augen zu führen. Da stelle sich die Frage nach
diesem Hohlraum der Kunst, so die Referentin. Wir haben Projekte wie
Fluchthelferinnen oder Deutschland geht klauen, für die Gruppen den
Friedenspreis gewinnen. Wir haben Events wir dieses, zu denen das ZPS
eingeladen wird, um über Protest zu reden. Gleichzeitig werden Leute
hinter Gitter gesteckt, die wirklich Menschen bei der Flucht helfen.
Haben wir mit diesem Markenkern, mit dieser gekauften Revolution einen
Hohlraum von Aktionen erzeugt, die im Grunde nur von einer Elite
verhandelt werden? Wir können noch 50 Mahnmale vor das Haus von Björn
Höcke stellen, doch was passiert, wenn der Faschismus wirklich da ist?
Darf Kunst alles? Es gibt das soziale Feld und es gibt das politische.
Aber sobald sich jemand als politischer Akteur aufstellt, müssen wir
auch darüber reden, welche Verantwortung damit verbunden ist, macht
Penelope Kemekenidou geltend.

In den 1968ern gab es, wie gesagt, kaum diese Form von Kunst. Die
Ästhetik des Protests hat sich damals auf der Straße wiedergefunden.
Erleben wir das gerade wieder? Wenn wir den Blick für das öffnen, was
nicht nur in Deutschland, sondern in der Welt passiert, haben wir die
Gelbwesten in Frankreich, die es ohne Spendengelder geschafft haben,
daß der Staatspräsident den Hubschrauber bereitstellen ließ, weil er
vor den Protesten so Schiß hatte, daß er notfalls das Land verlassen
wollte. Die Schwarzwesten, also geflüchtete Menschen, haben den
Pariser Panthéon besetzt. Im Sudan haben Menschen seit Wochen die
Arbeit niedergelegt und erfinden eine neue Kultur des Protests, die
vollkommen getrennt ist von dem, was wir heute hier machen. In den USA
haben sich Künstlerinnen der Black-lives-matter-Bewegung angeschlossen
und zeigen in ihrer eigenen Sprache, was Polizeigewalt bedeutet. Die
liberalen Tendenzen bei uns hier sind bedingt durch die spezifische
Situation in Deutschland. Sie plädiere mit Nachdruck dafür, als
Künstlerinnen und Aktivistinnen den Blick nicht nach oben zu richten
und zu schauen, wie die AfD genervt werden könne: Das System geht
nicht kaputt, weil wir irgendwelche Kinderscherze machen! Wir sollten
vielleicht nach unten schauen und Kunst mit den Unterdrückten machen,
mit den Menschen, die seit Wochen, Monaten und Jahren auf der Straße
sind, dort gefoltert werden, erschossen werden, sterben. Ich glaube,
daß wir an einem Punkt sind, an dem wir eine neue Ästhetik des
Protests entfalten können, wenn wir uns diesem politischen Kampf
anschließen, beendete Penelope Kemekenidou ihren engagierten Vortrag
mit einer bedenkenswerten Erwägung.
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Veranstaltungsort des Symposiums
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Fußnoten:



[1] www.pyreastray.com

[2] www.greenpeace-magazin.ch/2018/04/18/artivismusdewort-oder-neue-kunstrichtung-mit-politischer-wirkung/

[3] divus.cc/london/de/article/on-artivism-in-between-culture-and-politics

[4] www.genderequalitymedia.org


Berichte zum MS Artville-Symposium im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → KUNST → REPORT

BERICHT/063: MS Artville - Kunstanimierte Protestbereitschaft ... (SB)

www.schattenblick.de/infopool/kunst/report/kurb0063.html


30. Juli 2019
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Lokale Kulturpolitik im Übergang

von Heinrich Peuckmann



Von kommunaler Kulturpolitik hört man meistens dann, wenn eine Stadt
wieder ein Theater, eine Oper oder ein Museum schließen will, weil sie
sich angesichts ihrer defizitären Haushaltslage dazu gezwungen sieht.
Was dann folgt, ist bekannt. Bildungsbürger kämpfen mit allen Mitteln
dagegen an, versuchen Öffentlichkeit herzustellen, oft ohne
Unterstützung breiter Teile der Bevölkerung, die das alles gar nicht
interessiert. Und die Schicht der Bildungsbürger, da können
Statistiker behaupten, was sie wollen, wird schmaler, weil die neuen
Geldeliten sich längst abgekoppelt haben von der Kultur- und
Bildungselite, genauso wie von der politischen Schicht. Nicht mehr
Kultur, egal ob bildende Kunst oder Literatur, spielt bei ihnen eine
herausragende Rolle, sondern Statussymbole sind wichtig. Musik?
Bestenfalls bei Feierstunden. Literatur? Ein Unterhaltungsroman im
Urlaub auf den Bermudas. Ein Soziologe nannte diesen Prozess die
"Verproletarisierung der Geldeliten". Ein Begriff, dem man einiges
abgewinnen kann, wenn man ihn nicht als Beleidigung der Proletarier
begreift. Die zukünftigen Kämpfe der Bildungsbürger um den Erhalt der
Standards werden also schwieriger, weil ihre Anzahl geringer wird und
ihr Einfluss somit schwindet.

Das alles verdeckt aber ein anderes Problem, das viel zu wenig
Beachtung findet. Im Schatten etablierter Kultur gerät zunehmend eine
andere unter Druck, die alternative Kultur nämlich, zu der im
weitesten Sinne auch die Literatur gehört. Freie Theatergruppen,
innovative Musik, Literaturprojekte - ihre Förderung wird weitgehend
lautlos aus den öffentlichen Etats gestrichen. Wenn Kommunen etwas
retten wollen, dann jene Kultur, die nach außen hin strahlt und eine
Stadt werbewirksam aufstellt (sogenannter weicher Standortfaktor). Mit
dem "Schmuddelkind" der alternativen Kultur handelt man sich
vielleicht sogar Ärger ein, weil ihre Künstler mal wieder den
etablierten Geschmack beleidigen. Warum also diese Leute bei sinkenden
Etats auch noch fördern?

Dabei kann man bei freien Theatergruppen oft die innovativsten
Inszenierungen erleben, die das zukünftige Theaterleben bereichern.
Bei Lesungen treten nicht im Mainstream befindliche Autoren auf, die
inhaltlich und formal etwas zu sagen haben, nachdenkliche Stunden
jenseits der üblichen Oberflächlichkeit sind möglich. Dasselbe gilt
für junge Kunst. Die alternative Kulturszene ist das Experimentierfeld
für die Kunst und Kultur der Zukunft.

Als Autor merkt man den Prozess schleichend. Angebote zu Lesungen oder
anderweitigen Literaturprojekten von Kulturämtern kommen seit Jahren
immer seltener, bis man plötzlich feststellt, dass viele Städte in dem
Bereich gar nichts mehr anbieten. Leuchttürme etablierter Kunst
bleiben noch bestehen, aber drum herum wird jeder Wildwuchs
weggeschnitten.

An die Stelle der Kulturämter treten Bürgervereine, die Autoren
anrufen und um Lesungen oder Texte für irgendwelche Anlässe bitten.
Fragt man nach Honoraren, beginnt das Herumdrucksen. Man macht die
Arbeit doch auch ehrenamtlich für die Bürger, wie kann ein Künstler da
Geld verlangen? Macht der Kulturamtsleiter in der Stadt, den es ja
immer noch gibt und für den diese Vereine einen Teil seiner Arbeit
übernehmen, seine Arbeit auch kostenlos?

Der Bürgermeister einer kleinen Stadt am östlichen Rand des
Ruhrgebiets erklärte neulich, in der städtischen Kulturszene könnten
nur noch Künstler mitarbeiten, die zwar professionell, aber nicht
professional seien. Absehen davon, dass es das Wort im Deutschen gar
nicht gibt, meinte er genau das, was die Vereine auch meinen. Ein
Künstler darf für seine Werke kein Geld verlangen, also die Kunst
nicht als Beruf ausüben. Aber welche Künstler machen so etwas mit? Es
sind die Hobbykünstler, manche darunter wirklich nicht schlecht und
als mögliche Talente auch zu fördern, aber durchgängige Förderung und
Auseinandersetzung mit Kunst ergibt das nicht.

Der Umgang mit dem Problem treibt die tollsten Blüten. Um den
Haushaltsetat des Kreises Unna zu retten, schlug vor ein paar Jahren
der damalige Regierungspräsident allen Ernstes die vollständige
Auflösung des Kulturetats vor. Der beträgt aber schon unter einem
Prozent, das Streichen hätte also nichts, aber auch gar nichts an dem
Problem gelöst. Inzwischen ist der Mann abgelöst und auch vergessen.
Manchmal ist die Geschichte doch gerecht.

Alles, was anstrengend ist, was den Zuhörer herausfordert, hat es
schwer und wird weitgehend abgeschafft. Private Sponsoren, die immer
öfter in die Bresche springen, wo öffentliche Förderung fehlt,
gleichen da nichts aus, denn wenn ein Unternehmen Geld für Kunst
ausgibt, muss die Sache Erfolg haben. Also orientiert es sich an der
etablierten Kunst und meidet jedes Risiko. Genauso handeln auch viele
Städte. Warum Kunst für Minderheiten, noch dazu solche, die
provoziert? Dann doch eher eine Bühne auf dem Marktplatz, flankiert
von ein paar Bierständen, auf denen Coverbands Oldies singen. Man kann
die Veranstaltungen wahlweise Frühlings-, Sommer- oder Altstadtfeste
nennen. Und die Leute sind zufrieden. Soll da noch jemand kommen und
meckern!

Eine Szene droht zu verschwinden und mit ihr viele überraschende Ideen
und Gedanken. Gedanken, die nicht unbedingt Profite bringen oder
Firmen anlocken und damit Arbeitsplätze schaffen, sondern einfach nur
unser Leben bereichern. Die unsere Sichtweise auf die Welt verändern
und Anstöße geben, sogar welche, die schmerzhaft sein können. Ist das
etwa nichts?

Selbstverständlich wäre es falsch, die Schuld dafür den Städten
zuzuschieben. Wer all das will, muss sie in den Stand setzen, dass sie
ihre Aufgaben erfüllen können, im Sozialen genauso wie im Kulturellen.
Die Geldeliten haben sich längst aus ihrer sozialen Verantwortung
verabschiedet und drücken sich vor dem Steuerzahlen, wo sie nur
können. Hier ist Bundes-, besser noch Europapolitik gefragt. Politik
insgesamt wird erfahrbar im direkten Umfeld. Wenn Kommunen kein Geld
mehr haben, können sie nichts politisch gestalten, fällt also
politisch erfahrbares Leben weg. Mit der Kunst ist es genauso. Wenn
sie im direkten Umfeld nicht mehr erfahrbar ist, schwindet das
Interesse an ihr, droht Verflachung und Ödnis. Und die, das ist ganz
sicher, wird sich irgendwann ökonomisch niederschlagen. Mit Verblödung
kann man keinen Staat entwickeln!

Der Schriftsteller und ehemalige Lehrer Heinrich Peuckmann, der
am 15. Juli seinen 70. Geburtstag feiert, ist seit Mai 2019 Generalsekretär 
des deutschen PEN-Zentrums. Die Redaktion Ossietzky gratuliert doppelt.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2409: Der Frauenstreik in der Schweiz am 14. Juni setzt neue Maßstäbe


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 7/8 · Juli/August 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Ein Riesenerfolg

Der Frauenstreik in der Schweiz am 14. Juni setzt neue Maßstäbe

vom Redaktionskollektiv der Bewegung für den Sozialismus, Zürich



Ohne zentrale Führung, aber mit Hunderten von lokalen Initiativen
ist der Schweizer Frauenstreik zu einer richtigen Bewegung
geworden.


Es ist 17 Uhr und Zürich steht still. Schon seit über einer
Stunde strömen Menschen auf das Central, dem Besammlungsplatz der
Zürcher Demonstration zum schweizweiten Frauen*streik/feministischen
Streik. Der Platz ist viel zu klein und die Demoteilnehmer*innen
sammeln sich in den Straßen und im benachbarten Hauptbahnhof. Auch in
Bern, Basel, Genf, Lausanne oder Lugano spielen sich ähnliche Szenen
ab. Es ist der 14. Juni 2019 und Frauen* haben schweizweit zum zweiten
Mal in der Geschichte gestreikt.


Lasst uns streiken!

Seit Monaten haben sich in der Schweiz Dutzende lokale und regionale
Kollektive auf diesen Streik vorbereitet. Anders als 1991, dem ersten
schweizweiten Frauenstreik, gab es keine zentrale Führung der
Streikvorbereitungen. Stattdessen wurde die Hauptarbeit lokal in den
Kollektiven geleistet und auf nationaler Ebene die unterschiedlichen
Vorbereitungen koordiniert. Eine Übersicht hatte niemand so wirklich
und genau das machte die Stärke des Streiks aus: Überall wurden
Komitees, Gruppen, Blöcke gebildet. In Zürich bspw. bildeten sich
neben dem Stadtzürcher Kollektiv und dem Zürich Oberland- oder
Winterthur-Kollektiv auch Hochschul-, Gymnasien-, Gastrokollektive
oder Gruppen von Betreuerinnen*, Migrantinnen*, Großmüttern* und es
entstanden Arbeitsgruppen zur Vorbereitung der Demo, der Reden, der
Musik oder der verschiedenen Aktionen. Frau konnte sich dort
einbringen, wo sie sich betroffen fühlte und sich einbringen wollte.

Aufgrund dieser vielfältgen Beteiligung und Betroffenheit gab es auch
unzählige Forderungen. Diese reichten von bezahlter Hausarbeit über
sexualisierte Folter als Asylgrund bis zu Arbeitszeitverkürzung für
alle bei gleichem Lohn. Neben Geschlechteridentität, Arbeit oder
Körper ging es auch um Ökologie, Grenzen, Krieg und Räume. Die
inhaltliche Vielfalt war enorm und die Ablehnung des patriarchal
kapitalistischen Systems klar zu spüren.


Die größte Mobilisierung seit langer Zeit

In den letzten Wochen vor dem Streik wurde erstmals erkennbar, dass
die Mobilisierung wirklich groß werden könnte. Dass sie so groß werden
würde, damit hat aber niemand gerechnet. Weit über eine halbe Million
Menschen haben sich am Streiktag beteiligt, allein schon an den
zentralen Demonstrationen in den verschiedenen Städten und Orten
beteiligten sich eine halbe Million Menschen, überwiegend Frauen*.
Dabei erlebten viele größere Städte die massivsten Demonstrationen
ihrer neueren Geschichte.

Die Demonstrationen waren aber längst nicht das einzige. In allen
größeren Städten und Dutzenden kleineren Ortschaften gab es
Arbeitsniederlegungen und verlängerte Pausen, Streikmittage,
Stadtrundgänge, Vorträge, Versammlungen, Blockaden und am Abend
Demonstrationen. (Die Karte auf 1406.ch zeigt die unglaubliche
Vielfalt und Breite an Streikaktivitäten.)

In Zürich bspw. begann der Streiktag bereits kurz nach Mitternacht.
Mit einem Autokorso durch die Zürcher Innenstadt wurde der
Frauen*streik "eingehupt". Über den Mittag kam es dann unter anderem
zur Besetzung des wichtigen Verkehrsknotenpunktes am Central unter dem
Motto: "Wenn Frau* will, steht alles still". Am Nachmittag rief die
Betreuer*innengruppe "Trotzphase" zum Streiktreffen auf der
Bäckeranlage auf. Hunderte Frauen* folgten dem Aufruf und machten
klar, dass sie die Geringschätzung der Sorgearbeit, die schlechte
Bezahlung und die prekären Arbeitsbedingungen, Unterbesetzungen und
die hohen Belastungen in der Kinderbetreuung nicht länger tolerieren
werden. Am Nachmittag solidarisierten sich Frauen* mit politisch
gefangenen Frauen* in der Schweiz und international und umschlossen
das Bezirksgefängnis mit einem 400 Meter langen Transparent.


Zapfenstreich

Um 15.24 Uhr - einem von zwei zentralen Momenten des Tages - verließen
überall in der Stadt Frauen* ihre bezahlte oder unbezahlte Arbeit und
strömten auf die Straßen und Plätze. Beeindruckend, wie sich die Stadt
mit violett gekleideten Frauen* füllte. Die Polizei war ob der
schieren Menge der teilnehmenden Frauen* und den immer wieder
entstehenden spontanen Demonstrationszügen und Aktionen komplett
überfordert. Gegen 17 Uhr strömten dann zehntausende Frauen* Richtung
Central, das bald aus allen Nähten platzte. Als sich die zentrale
Demonstration mit über 160.000 Menschen dann in Bewegung setzte, war
bald klar: Das muss eine der größten Demonstrationen sein, die Zürich
je gesehen hat. Anschließend wurden auf dem Helvetiaplatz bis in die
Nacht hinein Reden gehalten, gefeiert und gesungen.

Auch in anderen Städten und Kantonen fanden 24 Stunden lang
verschiedenste Aktionen, Demonstrationen und Streiks statt. Die Städte
wurden teilweise lahmgelegt und überall waren Streikfahnen und
Transparente zu sehen. Im Tessin organisierte das Kollektiv "Io l'8
ogni giorno" (Ich kämpfe jeden Tag) eine Karawane durch den ganzen
Kanton, in Baden gab es Sternmärsche zu einem gemeinsamen Z'Mittag und
im Lorraine-Quartier in Bern wurden Barrikaden aufgestellt und das
"Jinwar-Dorf - Dorf der freien Frau*" errichtet. In Basel wurde in der
Nacht auf den Freitag der Roche-Turm, das höchste Haus der Schweiz,
mit dem Frauenstreiklogo angeleuchtet, und die Kathedrale in Lausanne
leuchtete in lila Farben. In jedem kleinen und großen Ort trafen sich
Frauen*, diskutierten, blockierten und demonstrierten, und die
Solidarität untereinander war enorm!

Diese Vielseitigkeit der Aktionen und die Art und Weise, wie sich
Frauen* beteiligen konnten, machte die Stärke des umfassenden Streiks
aus.


Das war erst der Anfang

Die feministischen Kollektive in der ganzen Schweiz sagen schon seit
Monaten, dass der 14. Juni 2019 nicht das Ende, sondern der
Startschuss für eine breite feministische Vernetzung in der Schweiz
und darüberhinaus sein wird. In den Tagen nach dem Streik ist
klargeworden, dass das ernst gemeint ist: Transparente sind noch immer
überall zu sehen, und neue Aktionen sowie weitere Treffen sind
angekündigt oder haben bereits statt gefunden. Zusammen mit der
Klimastreikbewegung erlebt die Schweiz zur Zeit einen Aufschwung
sozialer Bewegungen, die von hunderttausenden Aktivist*innen getragen
werden und in ihrer selbstorganisierten Form einzigartig sind. Es ist
das erste Mal seit langem, dass die antikapitalistische, feministische
und ökologische Linke einen Grund hat, sich auf die kommenden Monate
zu freuen.

 * 
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"Lasst uns nicht alleine": Mexiko zwischen Migrationskrise und
Trump

von Philipp Gerber



Mexiko atmete auf, als der mexikanische Außenminister Marcelo
Ebrard Anfang Juni ein Migrationsabkommen mit den USA erreichte. Die
Drohung Donald Trumps, Strafzölle auf alle Produkte aus dem
Nachbarland zu verhängen, wurde in letzter Minute abgewendet. Doch
bald darauf zeigte sich, wie hoch der politische Preis für die
(vorläufige) Verhinderung eines durch die USA angedrohten
Wirtschaftskriegs ist.


Als neu gewählter Präsident versprach Andrés Manuel López
Obrador, kurz AMLO, den Migrant*innen einen völlig neuen, humanitären
Umgang. Nach seinem Amtsantritt im Dezember 2018 erhielten alle
Geflüchteten unbeschränkte humanitäre Aufnahme und ein temporäres
Arbeitsvisum. So finden sich im staatlichen "Plan zur Betreuung der
Migrantenkarawanen mit einer humanitaren Vision", veröffentlicht im
Januar 2019, die Vorgaben, dass bei der Einreise "sofortige
medizinische Betreuung, Ernährung, Flüssigkeitszufuhr und Information"
erfolgten, sowie Registrierung der Ausländer*innen und ein Armband,
das ihren legalen Status bestätigen soll.

Dieses Versprechen eines schlicht menschenrechtskonformen Umgangs mit
Ein- und Durchreisenden scheint viele Menschen vor allem in
Zentralamerika zum Aufbruch in Richtung USA motiviert zu haben. Mexiko
war zuvor bekannt als Hölle für Migran*innen: Behördenwillkür,
Überfälle, Entführungen waren Alltag. Frauen* nahmen die sogenannte
"Anti-Mexiko"-Spritze, ein Verhütungsmittel, um bei einer
Vergewaltigung zumindest nicht schwanger zu werden. Gemäss Zahlen von
Amnesty International von 2015 waren 70 Prozent der 45.000
zentralamerikanischen Migrant*innen in Mexiko sexueller Gewalt
ausgesetzt.


Militär gegen Migrant*innen

Doch, konnte der neue, linksgerichtete mexikanische Präsident seine
Versprechen einhalten? Die Berichte der Geflüchteten und Besuche vor
Ort sprechen von einer diametral entgegengesetzten Realität. Eine
Beobachtungsmission von zwei Dutzend Nichtregierungsorganisationen
besuchte die Südgrenze Ende Mai, kurz vor der Drohung von Trump, und
erhob schwerste Vorwürfe. So kritisiert sie die Situation für tausende
Geflohene aus Zentralamerika und der Karibik. Schon im Mai wurde auch
das Militär gegen Migrant*innen eingesetzt, und die Organisationen
unter der Ägide des grössten Menschenrechtsnetzwerks RedTDT
konstantierten ein "militarisiertes Sicherheitsdispositiv gegen die
Migrant*innen."

Zudem seien legitime Rechtsansprüche der Geflüchteten, wie
beispielsweise Asylanträge, absichtlich in einem Ausmass
bürokratisiert, das die Migrant*innen entmutigen soll. Auch sind
gemäss der Mission die Verhaftungen brutaler geworden und "erlangen
Formen von psychischer und physischer Folter". Besonders
besorgniserregend sei das Auseinanderreissen von Familien bei
Massenverhaftungen oder im Zuge von Rückführungen sowie die Verwahrung
von Kindern in geschlossenen und überfüllten Lagern.


Überfüllte Lager

Dies waren die Zustände vor den neusten Drohungen Trumps, und seither
verschärft sich die Politik gegen Migrant*innen weiter. So wurde am
5. Juni eine Karawane nach dem Grenzübertritt von der Militärpolizei
verhaftet und die 400 Geflohenen in das geschlossene
Migrant*innenlager Siglo XXI in Tapachula, Chiapas verfrachtet. Dieses
ist das grösste Lager, gebaut für 960 Insassen, wo jedoch inzwischen
weit über tausend Personen ausharren, auch nach einem Massenausbruch
von 600 im April. Am selben Tag verhafteten Beamte zwei bekannte
Aktivist*innen, die sich für die Migrant*innen einsetzten. Doch die
beiden Verhafteten, Irineo Mujica, Direktor von "Pueblo Sin Fronteras"
sowie der Ethnologiestudent Cristóbal Sánchez wurden Tage später vom
Haftrichter wieder freigelassen, ihnen konnte nicht nachgewiesen
werden, dass sie von den Migrant*innen für den Transport durch Mexiko
Geld verlangten.


48 Beamte für 60.000 Anträge

Seit Beginn des Jahres haben sowohl die US-Behörden als auch Mexiko
rekordverdächtig hohe Zahlen an abgewiesenen Migrant*innen
registriert. Die USA wiesen nach eigenen Angaben bisher 492.302
Personen aus, alleine im Mai wurden 144.278 von der Grenzpatrouille
verhaftet oder abgewiesen. Mexiko verhaftete im selben Monat 22.694
Migrant*innen und deportierte 15.654.

Auch die Asylverfahren nehmen in beiden Ländern Auch die Asylverfahren
nehmen in beiden Ländern sprunghaft zu. Die mexikanische Asylbehörde
Comar zählt gerade mal 48 Beamte in vier Büros und erwartet dieses
Jahr mindestens 60.000 Anträge, mehr als doppelt soviele wie 2018,
fünfmal soviele wie 2017. Mit dem Amtsantritt von AMLO gewärtigte die
Comar erstmal eine Budgetkürzung. Nun soll das UN-Flüchtlingswerk
UNHCR mit zusätzlichen Mitteln aushelfen.


Vergewaltigt und Lösegeld gefordert

Nach dem Deal mit Trump kommen noch
rund 50.000 Geflüchteten hinzu, welche in den USA Asyl beantragten,
nun aber über die Grenze abgeschoben werden, wo sie in Nordmexiko
ihren Asylentscheid während Monaten oder Jahren abwarten müssen.
Völlig ungeklärt ist, wo sie unterkommen und wie sie Schutz erhalten,
denn die zentralamerikanischen Banden haben auch hier Ohren und Augen,
und das mexikanische organisierte Verbrechen ist eine zusätzliche
Gefahr.

Einen ersten Übergriff auf Asylbewerber*innen brachte nun El Diario de
Chihuahua ans Licht: Eine Honduranerin, die in El Paso Asyl
beantragte, wurde in deren Zwillingsstadt Ciudad Juárez auf
mexikanischem Boden erst von Bundespolizisten entführt und nachher an
eine Bande übergeben, die sie vergewaltigte und von ihrer Familie in
den USA Lösegeld forderte. Nur durch glückliche Umstände wurde sie am
14. Juni von der Anti-Entführungseinheit der bundesstaatlichen Polizei
befreit.


"Mexiko ist die Mauer für Trump"

Ein weiterer zentraler Teil des Abkommens mit Trump ist die massive
Militarisierung der Südgrenze. 6.000 Nationalgardist*innen zur
Migrationskontrolle versprachen die Mexikaner*innen den Gring@s,
inzwischen beziehen über 10.000 in den südlichen Bundesstaaten
Chiapas, Tabasco, Campeche, Oaxaca und Veracruz Stellung. Guatemala
und Mexiko hatten seit jeher eine durchlässige, "grüne" Grenze, 956 Km
lang. Nur an zwei, drei Orten kann man legal einreisen, mindestens 48
kleine Übertritte wurden bisher nicht überwacht. Unter der Brücke des
grössten Übergangs bei Tapachula fahren die Boote mit Waren und
Menschen hin und zurück, kontrollfrei.

Seit Mitte Juni werden nun die bloss mit einer Armbinde als
vermeintlich zivile Nationalgardist*innen bezeichneten Soldat*innen
auf die Flüchtenden angesetzt: "Die Trophäe für Trump: Wie
Verbrecher*innen verhaftet die Guardia Nacional die Migranten an der
Südgrenze, empört sich der Aktivist Ruben Figueroa. Die Gefahr von
massiven Menschenrechtsverletzungen während dieser Jagd auf
Migrant*innen ist eminent. Mitten in dieser Krise trat der Direktor
der Migrationsbehörde, Tonatiuh Guillén López zurück. Er war ein
ausgewiesener Experte auf dem Thema Migration. Präsident AMLO ersetzte
ihn durch Francisco Gardufio Yafiez, bisher oberster Beamter des
Strafvollzugs mit der Begründung des neuen Szenarios nach dem Abkommen
mit den USA. Viele Beobachter*innen deuten dies als weiteres Zeichen,
dass trotz der schönen Worte die harte Realität für die Flüchtenden
weiter Richtung "Mexiko ist die Mauer für Trump" geht.


Vor einer Herkulesaufgabe

Momentan völlig in den Hintergrund geraten sind die Ursachen für die
Fluchtbewegung. Aussenminister Marcelo Ebrard sprach diese nach den
Verhandlungen in Washington klar an: Die politischen Krisen
Zentralamerikas, die jahrelange Dürre als Folge des Klimawandels sowie
der massiv gefallene Marktpreis des Kaffees, oft die einzige
Einnahmequelle der Landbevölkerung. Auch der brutale Landraub durch
transnationale Grossprojekte wie Palmölplantagen, Bergbau und
Wasserkraft spielen eine Rolle.

Doch inzwischen machen sich auch Geflüchtete aus anderen Weltregionen
auf den Weg in die USA: Mexiko registriert vermehrt Menschen aus
Haiti, aus Kuba aber auch aus weit entfernten Ländern wie dem Kongo,
Süd-Kamerun und Bangladesh. Die mexikanische Gesellschaft und
Regierung stehen vor einer Herkulesaufgabe. Angesichts neuer Drohungen
des unberechenbaren nördlichen Nachbarn und der inmensen
Herausforderung im Land appellierte AMLO etwas hilflos an die
internationale Öffentlichkeit mit den Worten: "Lasst uns nicht
alleine".

 * 
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Die Unwägbarkeiten einer multipolaren Welt und der Aufstieg
Deutschlands

Von Werner Ruf



Der Hegemonieverlust der USA

Unmittelbar nach Ende des Kalten Krieges schrieb der ultrakonservative
Kolumnist der Washington Post, Charles Krauthammer (1991: 23) "Unsere
beste Hoffnung ... auf Sicherheit ist Amerikas Stärke und die
Willenskraft, eine unipolare Welt zu führen und ohne Scham
(unshamed) die Regeln der Weltordnung festzulegen und sie auch
durchzusetzen." Ob aber die USA zu diesem Zeitpunkt noch über die
Macht verfügten, diese unipolare Führung zu übernehmen und dauerhaft
zu sichern, scheint zweifelhaft. Festzuhalten ist, sie taten es nicht.

1987 hatte der britische Historiker Paul Kennedy seine viel beachtete
voluminöse Untersuchung von 500 Jahren jüngster Geschichte vorgelegt,
in der er die zentrale These entwickelte und faktenreich belegte, dass
ökonomische Stärke, und relativer Wohlstand notwendig sind, um
militärische Macht aufzubauen und zu stützen. Doch es kommt der Punkt,
an dem die Kosten für die Aufrechterhaltung der militärischen Dominanz
so groß werden, dass sie die wirtschaftlichen Grundlagen des Imperiums
zerstören: "Große Mächte, die sich in einem relativen Abstieg
befinden, reagieren instinktiv, indem sie mehr für ihre 'Sicherheit'
ausgeben und dadurch potenzielle Ressourcen von 'Investitionen'
abziehen und so ihr langfristiges Dilemma verstärken." (Kennedy 1989:
23) Für diesen destruktiven Prozess prägte Kennedy den Begriff
"military overstretch".

Zbigniew Brzezinski, vormals Sicherheitsberater des US-Präsidenten
Jimmy Carter und sicherlich einer der luzidesten wenn auch zynischen
außenpolitischen Analytiker der USA, veröffentlichte 2012 seine
letzte, erstaunlicherweise recht wenig beachtete Monografie "Strategic
Vision. America and the Crisis of Global Power".[1] In einer
schonungslosen Analyse benennt er die Schwächen des Systems der USA:
(1) Die horrende Auslandsverschuldung, (2) das sozial ungerechte
Finanzsystem und die Skrupellosigkeit der US-Banken, (3) die immer
weiter auseinander klaffende Einkommensstruktur und die schwindende
soziale Mobilität nach oben, (4) der Zerfall der materiellen
Infrastruktur (Straßen, Eisenbahnen, Züge, Flughäfen), (5) Amerikas
Ignoranz über die Welt, die auf ein katastrophales Bildungssystem
zurückzuführen ist, und, in enger Verbindung mit dem vorigen Punkt,
(6) die Entstehung eines manichäischen Weltbilds, das dem Agieren
politisch-ökonomischer Lobbies zu verdanken sei - ein Schelm, wem
dabei heute nicht die Wahl Donald Trurnps zum Präsidenten der USA
einfällt. Hinzu kommt, dass, so Brzezinski, der Aufstieg der USA
wesentlich der Immigration zu verdanken gewesen sei, während das Land
nun auf dem Weg zu einer ausländerfeindlichen und rassistischen
Gesellschaft sei.

Dies sind in der Tat Indikatoren, die sehr wohl für einen im Gang
befindlichen amercian decline sprechen können. Betrachtet man
dann noch die Zahlen der Rüstungsausgaben für 2017 der wichtigsten
Staaten (Angaben nach SIPRI), so ergibt sich folgendes Bild (in Mrd.
US $):


	USA: 643,3 (zusammen mit den NATO-Staaten: Über 1000)

	China: 228

	Saudi-Arabien: 69,4

	Russland: 66,3

	Indien: 63,9

	Frankreich: 57,8

	Vereinigtes Königreich: 47,2

	Deutschland: 45,7



Im Sinne der These vom military overstretch ist dabei mit zu
bedenken, dass Rüstungsausgaben ja bestenfalls totes Kapital sind,
sind diese Güter doch nicht produktiv zu nutzen. Eine Anmerkung zu
Deutschland erscheint noch notwendig: Wenn das von den USA geforderte
Volumen der Ausgaben für Militär und Rüstung der NATO-Mitgliedstaaten
auf zwei Prozent des BSP erreicht würde, dann wäre Deutschland - bei
gleichbleibendem Wachstum - im Zieljahr 2024 bei rd. 80 Mrd. US$. Also
vor Großbritannien, Frankreich und Russland, sollte letzteres bis
dahin nicht seine Ausgaben gleichfalls erheblich steigern.

Der Aufstieg Chinas

Sämtliche Wirtschaftsdaten, aber auch die Rüstungsausgaben deuten
darauf hin, dass China die große neue, aufsteigende Macht in einem
System ist, das die alte Bipolarität und die nicht mehr haltbare
Monopolarität der USA ablöst. Dies bedeutet noch lange nicht den
Wechsel in eine neue Unipolarität. Aber es zeigt, dass der Wettlauf
eröffnet ist in Richtung auf eine Multipolarität, deren Herausbildung
allenfalls in Konturen sichtbar ist. Solche Multipolarität wird
gekennzeichnet sein von Instabilitäten, der Weg dahin dürfte begleitet
werden von erheblichen Turbulenzen. Wie auch immer dies von statten
geht und was sich am Ende herausbilden wird: Das internationale System
der Zukunft wird instabiler. Dazu stichwortartig einige sehr verkürzte
Thesen:

Der Abstieg der USA scheint unaufhaltbar, zeigen sich doch nach den
von Dieter Boris (2019) aufgestellten Kriterien Risse in der Kohärenz
und Effizienz des Staatsapparats und erhebliche Defizite im
Bildungsbereich. Dies belegt eindeutig auch der Befund von Brzezinski.
Trumps Slogan vom "America first" ist kein Programm für den
Wiederaufstieg der (einstigen) Führungsmacht, sondern eher eine
Reaktion auf den im Gang befindlichen decline. Die massive
Aufrüstung als Antwort auf diesen Prozess ist gleichfalls - ganz im
Sinne Kennedys - mehr Reaktion auf die schwindende Basis von Macht
denn Ausdruck von Stärke. Dies belegt auch die nukleare Aufrüstung,
wie sie in der jüngsten Nuclear Posture Review (US-Government
2018) festgeschrieben wurde, ebenso wie der gewaltige Anstieg des
Militärhaushalts: Die schwindende ökonomische Macht soll kompensiert
werden durch gesteigerte militärische Fähigkeiten.

Russland verfügt nach wie vor nicht über eine ausdifferenzierte und in
die Tiefe gehende Wirtschaftsstruktur. Die wichtigsten Staatseinnahmen
stammen nach wie vor aus dem Export von Rohstoffen und Rüstungsgütern.
Auch wenn hinter letzteren hohe technologische Fertigkeiten stecken,
zeigt die russische Wirtschaft Charakteristika einer Rentenökonomie.
Die Reduzierung der Rüstungsausgaben um rd. 18 Mrd. $ im Vorjahr und
rd. 16. Mrd. 2018 ist vielleicht als Signal an den Westen zu
verstehen, möglicherweise aber auch Indikator für den Versuch, die
Wirtschaft zu differenzieren und den Lebensstandard der Bevölkerung zu
heben. Auch Russland hat Anstrengungen unternommen, angesichts der
konventionell Überlegenheit des Westens sein (billigeres)
Nuklearpotenzial zu erhöhen und seinen Großmachtanspruch durch die
Effektivierung seines Zweitschlagspotenzials im Sinne der aus dem
Kalten Krieg stammenden Doktrin der gesicherten gegenseitigen
Vernichtung (mutually assured destruction) aufrecht zu
erhalten.

Inwieweit die EU sich zu einem weiteren Pol im Internationalen System
entwickeln kann, scheint derzeit offen. Über einen kohärenten und
effizienten Staatsapparat (Boris 2019) verfügt sie schon aufgrund
ihrer Struktur nicht. Ihre zentrifugalen Kräfte werden immer
sichtbarer, sie dürften nicht zuletzt auch Resultat der
Dominanzansprüche Deutschlands sein. Diese Problematik und die
deutsche Politik sollen weiter unten ausführlich behandelt werden.

Bleibt die Volksrepublik China. Wie kaum ein anderes Land erfüllt sie
die von Boris (2019) aufgestellten Kriterien: Ihr Staatsapparat ist
kohärent und effizient, Bildung, Ausbildung und Technologieentwicklung
scheinen über jeden Zweifel erhaben. Die Rüstungsanstrengungen des
Landes sind mit einem Militärhaushalt von 228 Mrd. $ gewaltig. China
ist Nuklearmacht, seine Weltraumambitionen werden massiv
vorangetrieben. Das Projekt der "Neuen Seidenstraße" ist nicht nur ein
Projekt der globalen Expansion des chinesischen Handels, es wird auch;
militärisch abgesichert durch Stützpunkte an den wichtigsten
Knotenpunkten der im Aufbau befindlichen "Straße".

Doch China verfolgt weitere Projekte, die daraus hinauslaufen, das
Land zu einem großen global player zu machen: Da ist die
Gründung der BRICS-Gruppe 2011 (Brasilien, Russland, Indien, China,
Südafrika), deren Mitgliedstaaten gut 40 Prozent der Weltbevölkerung
repräsentieren und deren Anteil am globalen Bruttosozialprodukt 2016
bei 32 Prozent lag (vgl. Crome 2018). Zum zweiten ist da die
Shanghai-Organisation für Zusammenarbeit, in der sich China, Indien,
Kasachstan, Kirgisistan, Pakistan, Russland, Tadschikistan
zusammengeschlossen haben, Iran hat Beobachterstatus. Ziel der
Organisation ist der Ausbau der Kooperation in den Bereichen Politik,
Sicherheit, Wirtschaft und Kultur. Inwieweit mit beiden Strukturen die
Schaffung alternativer Finanzorganisationen zu Weltbank und IWF
aufgebaut werden sollen (Grabowski 2019) muss hier dahingestellt
bleiben. Beide jedoch haben China zum Zentrum, in beiden ist Russland
Mitglied. All dies dürfte für eine asiatische Polbildung ausreichen,
die allerdings noch keineswegs gefestigt ist. Dass die USA in China
die neue reale Bedrohung sehen, zeigt sich auch im militärischen
Aufmarsch im Pazifik (im amerikanischen Polit-Slang "the american
lake"), der schon unter George W. Bush begann.[2]

Aus geostrategischer Sicht könnte hier die sicherlich kühne These
aufgestellt werden, dass mit einer Ausschaltung und Unterwerfung
Russlands die Kontrolle von dessen gigantischen Ressourcen möglich
würde. Darüber hinaus aber würde die Besetzung seiner asiatischen
Teile durch die USA und "den Westen" die territoriale Einkreisung
Chinas unter Einschluss der koreanischen Halbinsel die Beendigung der
globalen ökonomischen Expansion Chinas denkbar erscheinen lassen ...
Die im Gang befindliche gigantische Hochrüstung der USA (s. unten),
die Um- und Aufrüstung ihrer Nuklearwaffen (vgl. unten Anm. 8) und der
Aufbau von NATO-Raketenabwehrsystemen gegen russische
Interkontinentalraketen in Polen und Bulgarien fänden so eine
rationale Erklärung.

Die sich abzeichnenden Konturen einer Neubildung des Internationalen
Systems scheinen gekennzeichnet zu sein vom Abstieg der USA, der
weiteren Existenz Russlands als eines zumindest militärischen
Gegengewichts, dem Aufstieg Chinas als einer neuen ökonomisch und
zunehmend militärisch dominanten Macht. Im Verbund mit den wichtigsten
Schwellenländern könnte sich hier tatsächlich eine neue, nicht
zwangsläufig dem Neoliberalismus verpflichtete Macht herausbilden.
Dass Russland sich in diese neue Formation einklinkt, könnte durchaus
als Rückversicherung für seinen prekären Großmachtstatus verstanden
werden. Das Ringen im Kampf um Aufstieg und Abstieg ist eröffnet. Wie
auch immer es ausgehen mag: Ein multipolares System wird weniger
stabil sein als es das bipolare war. Der Weg dahin wird von
Turbulenzen begleitet sein, die alles andere als friedliche Zeiten
versprechen.

Deutschland, Europa und die Militarisierung der EU

Der lange Weg Deutschlands zur Remilitarisierung ist an anderer Stelle
ausgeführt (Ruf 2019). Hier soll er im Zusammenhang mit der
Militarisierung der EU behandelt werden, wobei die Frage im
Vordergrund steht, inwieweit die EU sich in der Herausbildung der
multipolaren Welt als global player zu positionieren versucht.
Dabei spielt Deutschland als wichtigster Partner der NATO in Europa
und als führende Wirtschaftsmacht der EU eine besondere Rolle.

Entwicklung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik

Die Schaffung einer selbständigen "Europäischen
Verteidigungsidentität" musste warten bis zum Ende des Kalten Krieges
und dem Beitritt der DDR zur BRD: Erst im Vertrag von Maastricht
(1992) wurde in Art. J.4 (2) festgelegt:

"Die Union ersucht die Westeuropäische Union (WEU), die integraler
Bestandteil der Entwicklung der Europäischen Union ist, die
Entscheidungen und Aktionen der "Union, die verteidigungspolitische
Bezüge haben, auszuarbeiten und durchzuführen."

In einer Erklärung zur WEU stellte die Konferenz fest: "Die WEU
wird als Verteidigungskomponente der Europäischen Union und als Mittel
zur Stärkung des europäischen Pfeilers der Atlantischen Allianz
entwickelt. Zu diesem Zweck wird sie eine gemeinsame europäische
Verteidigungspolitik formulieren und diese durch die Weiterentwicklung
ihrer operationellen Rolle konkret durchführen."

"Ziel ist es, die WEU stufenweise zur Verteidigungskomponente der
Europäischen Union auszubauen. Zu diesem Zweck ist die WEU bereit, auf
Ersuchen der Europäischen Union Beschlüsse und Aktionen der Union mit
verteidigungspolitischen Implikationen zu erarbeiten und
durchzuführen."

Auf der Grundlage dieses Vertrags wurden der WEU wenig später (Juni
1992) die sog. Petersberg-Aufgaben übertragen. Darin erklärten sich
die Mitgliedstaaten bereit, im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspol" (GASP) Verbände ihrer konventionellen Streitkräfte
für militärische Einsätze unter Leitung der WEU zur Verfügung zu
stellen. Die Aufgaben dieser Verbände, die zum Kern integrierter
Streitkräfte der EU werden sollen, erstrecken sich auf:


	Humanitäre Aktionen oder Evakuierungsmaßnahmen

	Friedenserhaltende Maßnahmen

	Kampfeinsätze für das Krisenmanagement, einschließlich Maßnahmen zur Wiederherstellung des Friedens.



Gerade der letzte Punkt eröffnet die Möglichkeit zu Militäreinsätzen
jedweder Art, denn: Wer definiert, was "Krisenmanagement" bedeutet?
Wer entscheidet, wann hierfür "Kampfeinsätze" notwendig sind? Ähnlich
vage bleibt die Formel "Maßnahmen zur Wiederherstellung des Friedens".
Hier wird der Beliebigkeit politischer Entscheidungen einseitig Tür
und Tor geöffnet. Diese Interpretation des Punkts 3. der
"Petersberg-Aufgaben" wird auch unterstrichen durch die Tatsache, dass
bei der Formulierung dieser Aufgaben keinerlei Bezug auf das
Völkerrecht im Allgemeinen und auf die UN-Charta im Besonderen
erfolgt.

Dass dieser Satz ein real entstandenes Spannungsverhältnis übertünchen
soll, wird deutlich, wenn auf die weitere Entwicklung der beiden
Bündnisse eingegangen wird. Im Zentrum der folgenden Darstellung steht
die Rolle des vereinigten Deutschlands, das dieses Spannungsverhältnis
geschickt für seine militärpolitische Emanzipation und weiteren
Machtgewinn nutzte.

Der Vertrag von Lissabon

Im Dezember 2001 wurde ein "Konvent über die Zukunft Europas"
einberufen. Er setzte sich zusammen aus Regierungs- und
Parlamentsvertretern der Mitgliedsstaaten, aus Vertreten des
Europäischen Parlaments und der Europäischen Kommission sowie aus
Vertretern der Beitrittskandidaten Rumänien, Bulgarien und der Türkei.
Nur in wenigen Staaten der EU verlangten die Verfassungen zwingend
eine Volksabstimmung über den schließlich vom Konvent ausgearbeiteten
Text. In den europäischen Ländern, in denen ein Referendum über diese
europäische Verfassung stattfand - Frankreich und Niederlande -
scheiterte das Projekt aufgrund der Nein-Stimmen der Mehrheit der
Wahlberechtigten. Die Hauptgründe für die Ablehnung des
Verfassungsentwurfs waren die unzureichende Demokratisierung der EU,
die Festschreibung des Neoliberalismus als Wirtschaftsform und die
Militarisierungsbestimmungen. Statt das Votum des Souveräns in diesen
Staaten zu berücksichtigen und den Verfassungsentwurf entsprechend zu
überarbeiten, schlossen die Regierungen, als sich auch ein "Nein" der
irischen Bevölkerung abzeichnete, 2007 den "Grundlagenvertrag", den
Vertrag von Lissabon, einen Staatsvertrag, der am 1. Dezember 2009 in
Kraft trat.

Von entscheidender Bedeutung und weitreichender Tragweite für die
Militarisierung der EU sind Art. 42 Ziff. 3 und 6 des
Lissabon-Vertrag. In Ziff. 3 wird - wörtlich übernommen aus dem
Verfassungsentwurf - ein Aufrüstungsmechanismus festgeschrieben:
"Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, ihre militärischen
Fähigkeiten schrittweise zu verbessern." Genau dieser Satz hatte
die Friedensbewegung in Europa gegen den Verfassungsentwurf
mobilisiert. Er ist in engem Zusammenhang mit Ziff. 6 zu sehen, der
die "Ständige Strukturierte Zusammenarbeit" (Pesco, Permanent
Structured Cooperation) zu sehen, der festlegt: "Die
Mitgliedstaaten, die anspruchsvollere Kriterien in Bezug auf die
militärischen Fähigkeiten erfüllen und die im Hinblick auf Missionen
mit höchsten Anforderungen untereinander weiter gehende
Verpflichtungen eingegangen sind, begründen eine Ständige
Strukturierte Zusammenarbeit im Rahmen der Union." (Vgl. hierzu
vor allem Haydt/Wagner 2018).

Hier wird dem Europa der unterschiedlichen Geschwindigkeiten eine
weitere Achse hinzugefügt, denn nur wer die Kriterien für diese
"Ständige Strukturierte Zusammenarbeit" (Pesco) erfüllt, wird in
diesen Club aufgenommen, der die EU unterteilt in Pesco-Mitglieder und
Nichtmitglieder. Zum Aufgabenbereich dieses Clubs gehören sodann die
Petersberg-Aufgaben (s. o.), die in Art 43 nochmals eigens erwähnt
werden. Dort wird auch erklärt, wozu die Petersberg-Aufgaben außerdem
dienen sollen: "Mit allen diesen Missionen kann zur Bekämpfung des
Terrorismus beigetragen werden, unter anderem auch durch die
Unterstützung für Drittländer bei der Bekämpfung des Terrorismus in
ihrem Hoheitsgebiet."

In Kombination mit Art. 42 Ziff. 7 maßt sich die EU hier eine
militärische Handlungskompetenz an, die eindeutig im Widerspruch zu
Art. 2 Ziff. 7 der UN-Charta (Interventionsverbot) steht und die
"Bekämpfung des Terrorismus" weltweit ermöglicht.[3] Zu leisten bleibt
dann schließlich nur noch die Definition dessen, was im konkreten Fall
Terrorismus ist. Der aus dem Brüsseler Pakt fast wörtlich übernommene
Artikel 42 Ziff. 7 des Lissabon-Vertrags heißt so nicht mehr und nicht
weniger als dass auch die EU - neben oder gemeinsam mit der NATO -
sich die Rolle eines Weltpolizisten anmaßt.

Bemerkenswert an diesem langen Prozess, den Haydt/Wagner (2018)
detailliert analysieren, ist nicht nur, dass es gerade jener gegen die
Militarisierung (West-) Deutschlands gerichtete Pakt war, der zuerst
der BRD, dann dem vereinigten Deutschland den militärischen
Wiederaufstieg ermöglichte, sondern dass er Teil jenes Staatsvertrags
wurde, der das gescheiterte europäische Verfassungsprojekt ersetzte
und nun die EU als Militärbündnis mit einem Beistandsautomatismus
ausstattet, den der NATO-Vertrag nicht kennt.

Deutschland, die NATO und die EU

Ursprünglich beschränkte sich die NATO, wie ja ihr Name sagt, auf den
Atlantischen Raum und die Territorien ihrer zur Zeit des Kalten
Krieges 16 Mitgliedstaaten. Mittlerweile hat sich das Bündnis auf 30
Staaten vergrößert.[4] Nahezu alle Neumitglieder waren zuvor
Mitglieder der Warschauer Vertragsorganisation oder gehörten der
Bewegung der Blockfreien an. Allein die mit diesem Prozess verbundene
Veränderung der geostrategischen Verhältnisse in Europa wirft
entscheidende Fragen auf: Erstens: Muss diese Situation und das
Vorrücken von NATO-Truppen weit nach Osten, begleitet von groß
angelegten Manövern unmittelbar an der russischen Grenze, von Russland
nicht zwangsläufig als Bedrohung verstanden werden, und sich damit per
se destabilisierend für ganz Europa auswirken? Zweitens, ist
die NATO - so sie es je war[5] - überhaupt noch ein
Verteidigungssystem? Zu Recht vertritt daher Obmann der Partei Die
LINKE im Verteidigungsausschuss des Deutschen Bundestags die Position,
die NATO aufzulösen und durch ein System gegenseitiger kollektiver
Sicherheit in Europa zu ersetzen (Neu 2017): So wären in der Tat
Frieden und Sicherheit auf dem Kontinent nachhaltiger herstellbar als
durch den Aufbau einer militärischen Drohkulisse und eines daraus
resultierenden Wettrüstens mit unabsehbaren Folgen.

Die NATO als Weltpolizist

Bedürfte es noch eines Beweises, dass das Atlantische Bündnis längst
den Anspruch aufgegeben hat, ein Verteidigungsbündnis zu sein, so wird
dies belegt durch den völkerrechtswidrigen Angriffskrieg des
Bündnisses auf (Rest-)Jugoslawien (1999) und den in dessen Folge
formulierten Anspruch, hinfort als Weltpolizist tätig zu werden:
Zeitgleich mit ihrem völkerrechtswidrigen Krieg gegen Jugoslawien
legte die NATO auf ihrem 50jährigen "Geburtstagsgipfel" 1999 in
Washington ihre neuen Aufgaben fest, darunter die Non-Article 5 Crisis
Response Operations (NA5CRO), die dann im Jahr 2000 als gemeinsame
alliierte Doktrin formalisiert wurden und für das Bündnis Gültigkeit
haben. Die NA5CRO sollen sich zwar "im Allgemeinen" auf ein Mandat der
Vereinten Nationen stützen, doch zeigen die Fälle Jugoslawien wie auch
der Missbrauch des Sicherheitsrats-Mandats im Falle Libyen (Resolution
1973 des UN-Sicherheitsrats), dass die NATO sich um völkerrechtliche
Normen nicht mehr schert. Konsequent agiert sie in solchen Fällen
seitdem mit dem Krieg gegen (Rest-)Jugoslawien auch unter dem Etikett
"internationale Gemeinschaft". Damit wird suggeriert, dass sie an die
Stelle der Vereinten Nationen tritt Und sie maßt sich das Recht auf -
auch militärische - Einmischung in die inneren Angelegenheiten von
Staaten an. Damit werden die Grundpfeiler der Charta der Vereinten
Nationen zerstört, wie sie in Art. 2.4 und 2,7 (Gewaltverbot,
Interventionsverbot) der Charta festgelegt sind. Das Faustrecht kehrt
in die internationalen Beziehungen zurück. Die Anmaßung,
Nicht-Artikel-5-Interventionen weltweit und ggf. ohne Mandat des
Sicherheitsrats durchzuführen, macht die von Samir Amin (2017)
aufgestellte These mehr als plausibel, dass die NATO inzwischen zum
Instrument für die militärische Kontrolle des Planeten im Interesse
des herrschenden kapitalistischen Systems geworden ist.

Wenn dem so ist, und die Non-Article 5 Crisis Response Operations
stellen den schlagenden Beweis für diese These dar, so erklärt sich,
warum der Verbleib Deutschlands in der NATO für die Bundesregierung
unverzichtbar erscheint: Noch immer sind die USA die führende
Militärmacht der Welt. Nur der Verbleib im Bündnis sichert die
Teilhabe an der politischen und militärischen Planung - und an der
Gestaltung der Strukturen und Herrschaftsverhältnisse nach einer
Intervention. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass das Bündnis
längst Risse zeigt, die beispielsweise im Krieg gegen Libyen
offenkundig wurden: Nicht nur hatte sich Deutschland im Sicherheitsrat
bei der Verabschiedung der Resolution 1973 (Einrichtung von
"Flugverbotszonen") enthalten, es beteiligte sich auch nicht an den
Kriegshandlungen, ebenso wie 13 weitere Mitglieder des Bündnisses, so
dass nur 14 der damals insgesamt 28 Mitgliedstaaten an dieser
Intervention teilnahmen, die in Art und Umfang in keiner Weise mehr
dem Mandat des Sicherheitsrats entsprach.

Die NATO ist und bleibt der Pfeiler der westlichen
Interventionsfähigkeit und des gewaltförmigen Gestaltungswillens der
kapitalistischen Länder. Deshalb entspricht der Wille zum Verbleib in
diesem Bündnis auch den Zielen, die die Bundesrepublik Deutschland
verfolgt, wenn sie weltweit agieren will, um ihre Interessen zu
sichern: Bereits in den "Verteidigungspolitischen Richtlinien" des
damaligen Verteidigungsministers Volker Rühe vom 26. November 1992
wurden der Zugang zu Rohstoffen und die Sicherung der Seewege als
vitales Interesse Deutschlands bezeichnet. Es spricht für den
Wissensstand deutscher Journalisten, dass die Übernahme einer etwa
gleichlautenden Formulierung durch den damaligen Bundespräsidenten
Horst Köhler im Mai 2010 einen Sturm der Entrüstung verursachte in den
Medien, den Köhler schließlich mit seinem Rücktritt quittierte.

Aus Gründen außenpolitischer Rücksichtnahmen und insbesondere aufgrund
der zumindest in Großbritannien immer noch vorhandenen Ängste
gegenüber militärischen Alleingängen Deutschlands erscheinen solche
Äußerungen wohl noch immer als politisch inopportun. Noch vorhandenen
Reserven gegenüber einem deutschen Vormachtstreben wird das Mantra
entgegengehalten, Deutschland "immer im Bündnis" agiere, also auf
jeden Alleingang verzichte. Das Handeln "immer im Bündnis" hat aber
das militärische Erstarken Deutschlands nicht behindert, sondern
geradezu befördert. Dies gilt auch für die Rolle Deutschlands in der
EU: Auch hier handelt Deutschland stets "im Bündnis". Dabei ist zu
erinnern, dass die Bundesrepublik als einziger Mitgliedstaat des
Bündnisses nahezu die Gesamtheit seiner Verbände der NATO unterstellt
hat. Das "immer im Bündnis" als Relikt des NATO-Zieles "keep the
Germans down" hat Deutschland zum zweitgrößten Truppensteller
gemacht. Als stärkste Wirtschaftsmacht der EU und als Pfeiler der NATO
gewinnt es so zunehmend entscheidenden Einfluss. US-Präsident George
H. W. Bush (1990) brachte dies in seiner Rede zur deutschen
Vereinigung auf den Punkt, als er die Formel von den leaders in
partnership prägte - offen bleibt dabei die Frage who leads in
partnership!

"Deutschland als Rahmennation" 

Unter diesem sperrigen Begriff verbirgt sich ein langfristiges
Planungskonzept, das 2017 vom Bundesverteidigungsministerium
vermutlich in enger Abstimmung mit der NATO ausgearbeitet wurde.[6]
Dabei verfolgt die Bundesregierung ein doppeltes Ziel: "Die Bundeswehr
soll explizit, neben den Armeen Großbritanniens und Frankreichs, zu
einem Rückgrat europäischer Verteidigungsfähigkeit innerhalb der Nato
werden. Zugleich soll sie vor allem durch das vieldiskutierte
Rahmennationen-Konzept (Framework Nations Concept, FNC) direkt
und indirekt zur Entwicklung verbündeter Streitkräfte beitragen -
mithin zur Handlungsfähigkeit Europas in der Nato." (Glatz/Zapfe 2017:
1).

Dem Konzept zufolge richtet sich die Bundeswehr "strukturell auf
hochintensive Operationen zur Bündnisverteidigung aus". Die sich
daraus ergebenden Aufrüstungsziele sollen bis 2032 voll erreicht sein.
Als "Rahmennation" soll die Bundeswehr "Verantwortung für die
Entwicklung der Streitkräfte verbündeter Nationen übernehmen. Damit
hat dieses Konzept das Potential, Struktur und Charakter europäischer
Streitkräfte in der Nato nachhaltig zu verändern." So tagen die
wesentlichen Steuerungsgruppen der NATO und der dem "Rahmenkonzept"
angehörenden (= europäischen) Verteidigungsminister unter deutschem
Vorsitz. Berlin wird diese Treffen vor- und nachbereiten. Für die
Ostsee wird es ein "deutsch dominiertes Marine-Kommando" geben.
"Deutschland würde somit, für die meisten der kleinen
Anlehnungspartner wie für die Nato insgesamt, in den meisten denkbaren
Szenarien der Bündnisverteidigung zur unverzichtbaren Nation." (S.
5f). Zwar sieht das Papier die Gefahr, dass es bei einigen Verbündeten
die Befürchtung geben könnte, hier entstehe eine "deutsch kommandierte
europäische Armee". Statt auf die Fundiertheit solcher Ängste
einzugehen, argumentieren die Autoren mit der Finanzkraft
Deutschlands, das mit der 2015 von der damaligen GroKo eingeleiteten
"Trendwende Finanzen" schon bis 2021 einen Bundeswehrhaushalt von 42,4
Mrd. EUR (gegenüber derzeit 37 Mrd.) vorsieht. Der vorgesehene Aufbau
"europäischer Streitkräfte in der NATO" (S. 7) in der Konzeption des
Framework Nation Concept trägt "wesentlich zur
Handlungsfähigkeit der EU bei" und kann "als Säule einer stärkeren
europäischen Verteidigungs-Identität in der Nato ... gerade angesichts
der Erschütterungen im trans-atlantischen Verhältnis eine Bedeutung
über die Allianz hinaus gewinnen." (S. 8). Deutlicher kann die
Deutschland zugedachte und offenbar von den NATO-Gremien gewollte oder
zumindest akzeptierte Führungsrolle nicht formuliert werden.
Deutschland bleibt immer im Bündnis, als Rahmen-oder Scharniernation
wächst ihm jedoch eine neue, gestärkte Führungsfunktion zu, wobei es
nun einmal im Namen der NATO, einmal im Namen der EU auftreten kann.

Pesco: Die Ständige Strukturierte Zusammenarbeit und die
deutsch-französische Achse

Pesco basiert auf Art. 42 Vertrags von Lissabon (s. o.), wo die
Ständige Strukturierte Zusammenarbeit definiert wird. Im Klartext
bedeutet dies, dass jene Staaten, die über besondere militärische
Fähigkeiten verfügen, sich zu einer ständigen Zusammenarbeit
zusammenschließen können. in dem die Pesco-Staaten ein vom Rest
abgehobenes militärisches Eigenleben führen. Einen Forderungskatalog
für die Operationalisierung von Pesco legen die Autorinnen der
regierungsnahen "Stiftung Wissenschaft und Politik" (SWP) Beckmann und
Kempin (2017) vor. Unter Verweis auf den Lissabon-Vertrag betonen sie
nochmals die Kriterien von Pesco, denen zufolge es um die
Zusammenarbeit der Staaten geht,


	die "anspruchsvollere Kriterien" erfüllen:

	"Missionen mit höchsten Anforderungen" durchführen können,

	"untereinander weitergehende Verpflichtungen" eingehen.



Konkrete Ziele dieser Zusammenarbeit sind: Gemeinsame Rüstungsprojekte
und der Aufbau von EU-weiten Einheiten und Fähigkeiten, also die
Stärkung der battle groups, und vor allem die Stärkung der Autonomie
der EU in sicherheits- und verteidigungspolitischen Fragen.

Dieses Planungspapier begrüßt und fordert die Realisierung der von der
NATO 2014 beschlossenen Erhöhung der Verteidigungsausgaben auf zwei
Prozent des Bruttosozialprodukts (BSP) bis zum Jahr 2024, ja
betrachtet sie geradezu als Aufnahmekriterium für Pesco. 20 Prozent
der Wehretats sollen in die Beschaffung von Fähigkeiten fließen.
Gleichzeitig soll Pesco der erste Schritt zu einer europäischen - also
in der Zielvorstellung von der NATO unabhängigen -
"Verteidigungsunion" sein. Im Einzelnen sollen


	die Finanzierung der seit 2004 bestehenden battle groups ausgeweitet werden,

	das bisher bestehende Einstimmigkeitsprinzip bei Militäreinsätzen durch ein Mehrheitsprinzip ersetzt werden,

	durch diese Maßnahmen der "deutsch-französische Motor auf EU-Ebene ­... am Laufen" gehalten werden (S. 4),


	ein Diskurs mit dem Ziel der Konsensbildung über die strategische Ausrichtung der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungs-Politik (GSVP) geführt werden.



So fügt sich zusammen, was aus der Sicht der Bundesregierung(en) zur
deutschen militärpolitischen Emanzipation gehört: Die geplante
Erhöhung der Militär-Ausgaben auf zwei Prozent des BSP stellt nicht
nur für sich eine enorme Erhöhung des Verteidigungshaushalt dar, sie
sichert auch die militärische Führungsrolle der stärksten
Wirtschaftsmacht der EU, Deutschlands. Damit wird auch die Rolle
Deutschlands ("Scharniermacht") in der NATO gestärkt. Begünstigt wird
diese Entwicklung durch den Austritt Großbritanniens aus der EU, hatte
London doch immer versucht, gerade den militärischen Aufstieg
Deutschlands in der EU zu bremsen.

Gerade die militärische Zusammenarbeit zwischen Deutschland und
Frankreich hat eine lange Tradition: Schon 1987 wurde mit dem
Großmanöver "Kecker Spatz" zum ersten Mal eine deutsch-französische
Übung durchgeführt, die demonstrativ außerhalb des NATO-Rahmens
stattfand und in der auch der virtuelle Einsatz von Atomwaffen erprobt
wurde (Ruf 1988). Der Ausbau gemeinsamer Strukturen wurde seither
systematisch vorangetrieben durch den Aufbau gemeinsamer Battle Groups
bis zur deutschen Militärintervention in Mali. Höchste Aktualität
erreichte die deutsch-französische Militär- und Rüstungszusammenarbeit
in dem am 22. Januar 2019 in Aachen unterzeichneten "Vertrag über
die deutsch-französische Zusammenarbeit und Integration". Dort
wurde vereinbart, einen deutsch-französischen Sicherheitsrat
einzurichten, der regelmäßig auf höchster Ebene zusammentreten soll.
Als gemeinsame Ziele wurden festgeschrieben:

Art. 3.: "Beide Staaten vertiefen ihre Zusammenarbeit in
Angelegenheiten der Außenpolitik, der Verteidigung der äußeren und
inneren Sicherheit und Entwicklung und wirken zugleich auf eine
Stärkung der Fähigkeiten Europas hin, eigenständig zu handeln. ..."

Art. 4 (Ziff. 3): "Beide Staaten verpflichten sich, die Zusammenarbeit
zwischen ihren Streitkräften mit Blick auf eine gemeinsame Kultur und
gemeinsame Einsätze weiter zu verstärken. Sie intensivieren die
Erarbeitung gemeinsamer Verteidigungsprogramme und deren Ausweitung
auf Partner. Hierdurch beabsichtigen sie, die Wettbewerbsfähigkeit und
Konsolidierung der europäischen verteidigungstechnologischen und
-industriellen Basis zu fördern. ..."

Es kann nicht verblüffen, dass im Kontext dieser Debatte auch die
Forderung nach deutscher Verfügungsgewalt über Atomwaffen auf die
Tagesordnung kommt: So lancierte die FAZ in ihrer Rubrik "Fremde
Federn" am 15. November 2017 einen Beitrag des deutschen Politologen
Maximilian Terhalle, der an der "London School of Economics and
Political Science" lehrt. Er plädiert dort "für eine europäische
Atommacht": "Zur glaubwürdigen Stärkung der Nato und zur eigenen
strategischen Sicherheit muss Berlin deshalb jetzt Verantwortung
zeigen, indem es die Aufstellung einer europäischen Atommacht zu
seiner Priorität macht. ... Deutschland (muss) hierin mit Nachdruck
Mitentscheidungsrechte für sich verhandeln" (Terhalle 2017).

Solche Überlegungen sind keineswegs aus der Luft gegriffen. In einem
von Wolfgang Ischinger und Dirk Messner (2017) herausgegebenen
Prachtband unter dem Titel "Deutschlands NEUE Verantwortung" wird
gleich in zwei Beiträgen (Techau 2017 und Major/Mölling 2017) mehr
oder weniger offen die Notwendigkeit einer deutschen Atombewaffnung
angesprochen. Völkerrechtliche Bindungen, wie sie etwa aus dem
Atomwaffensperrvertrag oder dem 2+4-Vertrag erwachsen, scheinen für
diese Vordenker/innen deutscher Politik keine Rolle zu spielen.
Nachdem Großbritannien die EU verlassen hat, dürfte der deutsche Griff
nach einer europäischen Atombewaffnung des Führungsteams
Deutschland-Frankreich sogar noch leichter geworden sein,[7] denn die
im Rahmen der Pesco vorgesehene engere Zusammenarbeit im
Rüstungsbereich wird sich auf alle Bereiche erstrecken, und hat
beispielsweise mit der Fusion von Krauss-Maffei Wegmann und Nexter im
Panzerbau schon begonnen.[8] Der gemeinsame Flugzeugbau bei EADS ist
auf aussichtsreichem Wege. Die französische Nuklearfirma AREVA und
Siemens-Nuclear arbeiten seit vielen Jahren eng zusammen.

Nicht zuletzt dürfte die Schaffung einer europäischen Atommacht auch
die "atomare Teilhabe" Deutschlands innerhalb der NATO stärken. Im
Rahmen dieses Konzepts besteht die Möglichkeit, dass Flugzeuge des
Jagdbombergeschwaders 33 der Bundesluftwaffe die in Büchel unter
US-Verschluss gelagerten Atombomben in ihr Ziel tragen.[9] Während
sich in der deutsch-französischen Zusammenarbeit Perspektiven für
einen deutschen Griff nach Atomwaffen eröffnen, stellt die "atomare
Teilhabe" im Rahmen der NATO die andere Möglichkeit dar, von der
Mitbestimmung "im Bündnis" schrittweise von der "Teilhabe" zur
"Verfügung" zu gelangen, denn die Stärkung der Position Deutschlands
in dem einen Bündnis kann unmittelbar zur Stärkung dieser Position im
anderen Bündnis genutzt werden.

Die Bündnisse am Scheideweg?

Die Verbindungen zwischen den westeuropäischen Staaten und der NATO
waren von Anfang an sehr eng, die Mitgliedsstaaten des Brüsseler Pakts
waren ja insgesamt auch Gründungsmitglieder der NATO, an die sie im
Zuge des Beitritts der BRD zur NATO ihre verteidigungspolitischen
Kompetenzen abgetreten hatten. Die Mitgliedschaft in beiden Bündnissen
ist allerdings nicht deckungsgleich: So sind die NATO-Mitglieder USA,
Kanada und Türkei nicht Mitglieder der EU, umgekehrt gehören die
EU-Mitglieder Finnland, Irland, Malta, Österreich, Schweden, Zypern
nicht der NATO an, die ganz offensichtlich die Stoßrichtung ihrer
Erweiterung nach Osten gerichtet hat. Festzustellen ist ferner, dass
oft die NATO-Mitgliedschaft auch Voraussetzung für die Aufnahme gerade
der osteuropäischen Länder in die EU gewesen ist, also ein
offensichtlicher Zusammenhang zwischen der militärischen Integration
in die NATO, und dem Beitritt zur EU besteht. Genau dies macht die
Brisanz der Debatte den EU-Beitritt der Ukraine aus: Die EU ist eben
nicht nur eine politische und wirtschaftliche Organisation, sondern
auch ein Militärbündnis, das zwar zunehmend Eigenständigkeit fordert,
dennoch aber eng verzahnt ist mit der NATO, so dass der EU-Beitritt
seitens Russlands durchaus verstanden werden kann als Ouvertüre zum
NATO-Beitritt.

Trumps "America first" und die Gegensätze im Bündnis

Die Trump-Administration hat gleich mehrere althergebrachte
Selbstverständnisse innerhalb der sogenannten westlichen Welt ins
Wanken gebracht:


	Die Absage an die bis dahin selbstverständliche und "den Westen" einigende Freihandelspolitik führte zu tiefen Verwerfungen, sind doch Exporte zentraler Wirtschaftsgüter aus der EU, vor allem im Automobilbereich, direkt von Restriktionen der US-Regierung betroffen.

	Das Atomabkommen mit dem Iran und das damit verbundene Ende des Sanktionsregimes bot den europäischen Staaten, und wiederum vorrangig Deutschland, die Öffnung wichtiger Märkte. Die Aufkündigung des Abkommens durch die USA und die neuen US-Sanktionen treffen den europäischen Finanz- und Exportsektor hart.

	Der Dank Fracking fulminante Aufstieg der USA zu einem zentralen Exporteur von Erdgas hat zu einer scharfen Rivalität zwischen Russland und den USA geführt, die deshalb den Bau von Northstream II, der zweiten Ostseepipeline von Russland nach Deutschland, hart bekämpfen und in einen unmittelbaren sicherheitspolitischen Kontext stellen.

	Im Zuge der Krise um die Ukraine hat der Westen unter Führung der USA schwerwiegende Sanktionen gegen Russland verhängt, die die Exportinteressen der europäischen und vor allem der deutschen Wirtschaft treffen. Dabei spielt auch hier die Versorgung Westeuropas mit Öl und Gas eine zentrale Rolle, führen doch die wichtigsten Pipelines von Russland nach Westeuropa über ukrainisches Territorium: Wer die Ukraine kontrolliert, kontrolliert auch diese Lebensadern. Hier zeigt sich ein grundlegender Interessengegensatz zwischen den USA und der EU, allen voran Deutschland.

	Einen weiteren Konflikt zwischen den USA und Westeuropa, der im Grunde das kontinentale Europa betrifft, ist der angekündigte Austritt der USA aus dem INF-Vertrag, jenem Abkommen von 1987, das die Stationierung nuklear bestückbarer Mittelstreckenraketen in Europa verbietet: Europa würde wieder, wie zu Beginn der 1980er Jahre, zum Schlachtfeld einer möglichen nuklearen Auseinandersetzung zwischen den USA und Russland.[10] Selbst innerhalb der NATO sorgt die unilaterale Entscheidung der USA für Unruhe (Stabenow 2018).



Angesichts dieser Interessengegensätze erscheint es auf einen ersten
Blick verwunderlich, dass die Mitgliedstaaten der EU - und allen voran
Deutschland - die Forderung der Trump-Administration nach einer
Erhöhung des Rüstungsetats der Mitgliedsländer auf zwei Prozent ihres
Bruttosozialprodukts geradezu mit Begeisterung aufgenommen haben,
steht diese Forderung doch auch im Widerspruch zu der von Trump in
seinen oft widersprüchlichen Twitter-Botschaften mehrfach geäußerten
Position, dass die NATO für Washington keineswegs eine hohe Priorität
genieße. Dies entbehrt nicht einer bisher ungewohnten Deutlichkeit,
ist aber im Kern nichts Neues: Schon unter den
Vorgänger-Administrationen hatten die USA begonnen, sich
sicherheitspolitisch stärker auf den Pazifik zu konzentrieren, da sie
China offensichtlich für bedrohlicher halten als Russland.

Und die Rolle Deutschlands ...

Die dennoch immer wieder beschworene Bedrohung durch Russland (s. auch
Krone-Schmalz 2017) mutet erst recht befremdlich an, wenn man die
Zahlen der Rüstungsausgaben vergleicht (alle folgenden Zahlen nach
SIPRI): Der Verteidigungshaushalt der USA lag 2017 bei 610 Mrd. US $,
der der NATO überstieg bei weitem 1000 Mrd. Demgegenüber hat Russland
seinen Verteidigungshaushalt im Jahr 2017 auf 66,3 Mrd. $ gesenkt
(SIPRI). Das muss angesichts der jüngsten Entwicklungen nicht so
bleiben, doch stellt allein diese Zahl ein Signal dar, das der Westen
offensichtlich nicht zur Kenntnis nehmen wollte.

Betrachtet man nun das inzwischen von der Bundesregierung akzeptierte
und bis 2024 anvisierte Ziel der Erhöhung des Rüstungshaushalt auf
zwei Prozent des BSP, so könnte sich dieser, berechnet auf der Basis
weiter steigender Wirtschaftsleistung im Jahre 2024 auf 80 Mrd. $
belaufen - weit mehr als der derzeitige Rüstungshaushalt Russlands!
Allein der Rüstungshaushalt der EU wäre dann, auch wenn nicht alle
Länder das zwei Prozent-Ziel erreichen, ein Mehrfaches der russischen
Ausgaben. Dass diese Zielsetzungen dem Frieden und der Stabilität
dienen, darf bezweifelt werden. Bestenfalls laufen sie auf einen neuen
gigantischen Rüstungswettlauf hinaus, der allenthalben wichtige
Ressourcen verschlingt, schlimmstenfalls wird ein Rüstungswettlauf
eingeleitet, der selbst unkalkulierbare destabilisierende
Unwägbarkeiten schafft.

Für Deutschland aber erweisen sich die zwei Prozent-Forderung wie auch
der Austritt Großbritanniens aus der EU unter militärpolitischen
Gesichtspunkten geradezu als Geschenk Gottes: Es bedeutet nicht mehr
oder weniger, als dass Deutschland als wirtschaftliche Führungsmacht
nun auch zur militärischen Führungsmacht der EU avanciert. Zugleich
bleibt aber die NATO unverzichtbar, ist sie doch nach wie vor das
mächtigste Bündnis in der Welt und eröffnet mit ihren militärischen
Mitteln und auf der Grundlage der NA5CRO-Doktrin weltweite
Interventionen. Als Ironie der hier behandelten Geschichte mag es
erscheinen, deshalb der Erhalt des transatlantischen Bündnisses für
Deutschland wichtiger erscheinen könnte als den USA: Als zweitgrößter
Truppensteller, mit seiner Wirtschaftsmacht, mit einem auf zwei
Prozent des BSP gewachsenen Militärbudget würde Deutschland zur
europäischen Säule des Bündnisses, auf die die USA kaum verzichten
können, wenn sie weiterhin in Europa Einfluss ausüben wollen.

Dies ist es, was Außenminister Maas recht unverhohlen zum Ausdruck
bringt, wenn er von "balancierter Partnerschaft" spricht: Ohne
Deutschland ist die NATO - militärisch wie geostrategisch - ein Torso,
andrerseits ist ein militärisch bedeutsames Europa ohne Deutschland im
multipolaren System nicht denkbar. "Balacierend" kann Deutschland nun
das Zünglein an der Waage in und zwischen den beiden Bündnissen
spielen und, wenn es denn sein muss, auch das eine Bündnis mit seiner
Rolle im anderen erpressen. Der Restauration in Deutschland ist
Meisterwerk gelungen. Ein Beitrag zu einer friedlicheren Welt ist dies
freilich nicht. Und die NATO hat zumindest eine ihrer drei
Hauptaufgaben verloren: to keep the Germans down. Ob es ihr
gelingen wird, the Americans in zu halten, wird sich noch
erweisen. Warum dann weiterhin the Russians out gehalten werden
sollen, ist mehr als eine rhetorische Frage: Es ist eine Frage des
Eigeninteresses am Frieden in Europa. Der bräuchte keine deutsche
militärische Führungsrolle, sondern eine auf Frieden und Ausgleich
orientierte Diplomatie.

Fazit

Das postbipolare System ist in voller Bewegung. Ob es sich zu einer
neuen Bipolarität entwickelt, erscheint zweifelhaft. So schier
unaufhaltsam der Aufstieg Chinas erscheint, so wahrscheinlich scheint
der Abstieg der USA - trotz oder wegen ihrer gewaltigen Hochrüstung.
Ob "der Westen" nochmals zu solidarischer Einheit zurückfindet, ist
mehr als offen. Die Verselbständigung der EU als eines neuen
Gravitationszentrums im Internationalen System unter deutscher Führung
ist in vollem Gange. Die Geschlossenheit dieses Gebildes könnte aber
gerade durch die deutsche Dominanz-Politik innerhalb der EU in die
Krise geraten. Die von Deutschland betriebene "balancierte
Partnerschaft" zwischen NATO und EU ist nur zu durchschaubar und taugt
allenfalls dazu, alte Ängste vor deutschem Großmachtstreben zu wecken.
Es bleibt: Die im Gang befindlichen Rivalitäten bringen viel Bewegung
mit sich, mehr Sicherheit versprechen sie nicht. Umso mehr wäre eine
Politik angesagt, die ein neues System gegenseitiger kollektiver
Sicherheit anstrebt, die vor allem seitens der Europäer Russland
einbezieht und diesem eine Rückversicherung bietet. Genau hier läge
die Aufgabe verantwortungsvoller deutscher Politik. Gelänge dies, wäre
wahrscheinlich nicht auszuschließen, dass China sich in ein solches
neues regelbasiertes Gebilde einbinden ließe - und die USA könnten
begreifen, dass friedlicher Interessenausgleich in einem
ungleichgewichtig multipolaren System in ihrem Interesse sein könnte.


Anmerkungen

[1] Vgl. die Besprechung durch den Verf. in Z 92 (Dezember 2012), S.
205-208.

[2] Die jüngsten Verhandlungen mit Nordkorea, die trotz des jähen
Abbruchs des Treffens zwischen Trump und Kim Jong-il weitergehen,
gehören dazu. Dies und die Absage der gegen das Land gerichteten
Großmanöver deuten darauf hin, dass der Versuch gemacht wird, das
kleine, aber geostrategisch wichtige Land aus seiner engen Beziehung
zu China herauszulösen.

[3] Diese Bestimmung entspricht ziemlich genau der Anmaßung der NATO,
wie sie 2010 in der NA5CRO-Doktrin (Non-Article 5 Crisis Response
Operations) formuliert wurde: Hier geht es ausdrücklich um
Operationen, die nicht von Artikel 5 des Nordatlantik-Vertrags
(Angriff auf ein Mitglied des Vertrags) gedeckt sind. Es geht dabei um
Einsätze außerhalb des Bündnisgebiets (out of area), also eine
letztlich weltweite Zuständigkeit des Bündnisses.

[4] Der NATO traten nach 1990 bei: 1999: Polen, Ungarn, Tschechien.
2004: Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Rumänien, Slowakei,
Slowenien. 2009: Albanien und Kroatien 2017: Montenegro. 2018:
Nord-Mazedonien. Kandidaten: Bosnien und Herzegowina, Georgien,
Mazedonien, Ukraine.

[5] Zur Erinnerung: Die NATO wurde 1949 gegründet, als die damalige
Sowjetunion noch voll mit dem Wiederaufbau nach dem auch für sie
verheerenden Zweiten Weltkrieg befasst war. Erst der Beitritt der BRD
zur NATO hatte die Gründung des östlichen Verteidigungspaktes, der
Organisation des Warschauer Vertrages (WVO), zur Folge.

[6] Es handelt sich um das so genannte Bühler-Papier, das von
Generalleutnant Erhard Bühler, Leiter der Abteilung Planung im BMVg,
im März 2017 verfasst wurde. (Glatz/Zapfe 2017, 1)

[7] Bereits 1987 hatte der damalige französische Präsident
François Mitterrand im Zusammenhang mit der Aufstellung einer
deutsch-französischen Brigade Konsultationen über den Einsatz von
Atomwaffen angeboten (Loth 1987, 289).

[8] Auf die Vorteile, die sich hieraus für den Rüstungsexport ergeben,
für den es beispielsweise in Frankreich keine Beschränkungen gibt,
kann hier nicht eingegangen werden.

[9] Ob diese Konstruktion völkerrechts- und verfassungswidrig ist,
wurde noch nicht endgültig entschieden:

http://www.ippnw.de/atomwaffen/atomwaffenpolitik/artikel/de/nukleare-teilhabe-rechtswidrig.html
[24-01-19]

[10] Auf die gerade im Gang befindliche Debatte über die vom Westen
behauptete und von Russland dementierte Vertragsverletzung kann hier
nicht eingegangen werden. Sollte sie ernsthaft geführt werden, müsste
sich der Westen auch auf die Stationierung von Raketenabwehrsystemen
in Osteuropa und auf die neue Nuklearrüstung der USA einlassen, wie
sie sie in der im März 2018 veröffentlichten Nuclear Posture Review
(U.S. Department of Defense 2018) formuliert wurde. Die dort ebenfalls
festgeschriebene Verkleinerung der Bomben ("mini-nukes") auf das
Hiroshima-Format lässt darauf schließen, dass diese Waffen
gewissermaßen für das Gefechtsfeld umgerüstet werden sollen.
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MELDUNG/1013: Neues Forschungsprojekt über "Deutsche Mediensprache im Ausland" (idw)


Universität Erfurt - 23.07.2019

Neues Forschungsprojekt über "Deutsche Mediensprache im Ausland"



Mit rund 120.000 Euro fördert die Beauftragte der Bundesregierung für
Kultur und Medien (BKM) bis 2022 ein neues Forschungsprojekt von Prof. Dr.
Dr. Csaba Földes, Sprachwissenschaftler an der Universität Erfurt. Es
steht unter dem Titel "Deutsche Mediensprache im Ausland - am Beispiel der
deutschen Minderheitenpresse in Mittel- und Osteuropa" und untersucht die
deutsche Pressesprache in einer spezifischen Mehrsprachigkeitskultur.

Aufgrund des besonderen sprachlichen und kulturellen Referenzrahmens und
der spezifischen Produktions- und Rezeptionsbedingungen der
"Enklavenpublizistik" unterscheiden sich die Sprachlichkeit und die
Kulturalität der auslandsdeutschen Medienprodukte deutlich von den
bundesdeutschen Presseerzeugnissen. Dies zeigt sich auf den
verschiedensten Ebenen, z.B. in der Lexik, der Grammatik und besonders in
den Vertextungsroutinen und den Diskurstraditionen usw. "Mit einem
internationalen Projektteam, bestehend aus Germanisten aus Russland,
Kasachstan, Polen, Rumänien, Ungarn und der Slowakei, wollen wir nun die
Sprache der Minderheitenpresse aus diesen Ländern untersuchen und
versuchen dabei nicht zuletzt, Manifestationen der Mehrsprachigkeit (z.B.
sprachliche Kontaktphänomene) systematisch zu beschreiben und gemeinsame
Wesenszüge von deutschen Minderheitenzeitungen im mittel- und
osteuropäischen Raum herauszuarbeiten", erläutert Professor Földes.

Die Materialgrundlage für die Untersuchungen der Wissenschaftler dient
dabei das Deutsche als Minderheitensprache in Polen, der Slowakei, Ungarn,
Rumänien, Russland und Kasachstan, genauer: die geschriebene Sprache der
deutschen Minderheit im Kommunikationsbereich "Presse". Csaba Földes: "Die
Auswahl dieser Schwerpunktländer erklärt sich vor allem damit, dass diese
immer noch über eine deutschsprachige minderheitenbezogene
Presselandschaft in nennenswertem Umfang verfügen. Unsere Forschung soll
einen Beitrag zur linguistischen Erfassung dieses sprachlich-kulturellen
Bereichs leisten und dabei grundlegende typologischen Strukturen und
konstitutive Merkmale erfassen. Unser Ziel ist es, die Besonderheiten der
geschriebenen Sprache in der deutschsprachigen Minderheitenpresse
empirisch begründet zu erfassen und zugleich journalistische
Handlungsmöglichkeiten und -formen unter den speziellen Bedingungen von
Mehrsprachigkeit und Inter- bzw. Transkulturalität zu hinterfragen." Dabei
wollen die Wissenschaftler unter anderem eine online zugängliche und
kommentierte Datenbank zur Mediensprache deutscher Minderheiten erstellen,
die vor allem für sprach- und kulturwissenschaftliche, aber auch sozial-,
mentalitäts- und alltagshistorische Untersuchungen von Bedeutung ist.

Das vom BKM geförderten Projekt schließt an Forschungen an, die Prof. Dr.
Dr. Csaba Földes seit 2015 zu einem "Ungarndeutschen Zweisprachigkeits-
und Sprachkontaktkorpus" angestellt hat. Dabei ging es um die aktuelle
deutsch-dialektale Sprachverwendung, d.h. um die authentische mündliche
Kommunikationspraxis deutscher Minderheiten am Beispiel der
Ungarndeutschen ("Donauschwaben"). Im jetzt bewilligten Projekt soll vor
allem die schriftliche Sprachverwendung untersucht werden.


Weitere Informationen unter:

http://www.pressesprache.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution425

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Erfurt, 23.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 31. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





TALK/354: ARD-alpha - Gentechnik, globale Gefahr oder humanitäre Pflicht? 1.8.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 26. Juli 2019

alpha-thema

Gentechnik - globale Gefahr oder humanitäre Pflicht?

1. August 2019, 21.00 Uhr, ARD-alpha



Vor drei Jahren riefen mehr als 100 Nobelpreisträgerinnen und -träger
dazu auf, den Einsatz von Biotechnologie in der Landwirtschaft zu
nutzen, um Hunger und Mangelernährung in einer rasant wachsenden
Weltbevölkerung erfolgreich zu bekämpfen. Die Mehrheit der Deutschen
steht dieser "Grünen Gentechnik" skeptisch gegenüber. Zu Recht? Damit
beschäftigte sich im Juni eine Podiumsdiskussion im Forum
Maximilianeum in München. ARD-alpha sendet die Diskussion "Gentechnik -
globale Gefahr oder humanitäre Pflicht?" am 1. August, um 21.00
Uhr.

Die Sendung ist 5 Jahre in der BR Mediathek verfügbar.

Der Widerstand gegen die Grüne Gentechnik setze Menschenleben in
Entwicklungsländern aufs Spiel, er sei ein "Verbrechen gegen die
Menschlichkeit", so das Statement der Nobelpreisträger 2016. Die damit
verknüpften Fragen reichen weit über die Biochemie hinaus. Sie
betreffen Politik, Ethik und Technikfolgenabschätzung. Konkret etwa:
Hängt der Hunger in der Welt allein am Saatgut? Oder nicht vielmehr
auch am Wassermangel in den Ländern der südlichen Hemisphäre? Die
Gentechnik hätte hier Möglichkeiten, zum Beispiel eine Pflanze, die
eine längere Zeit ohne Wasser überleben kann. Aber kennen wir die
Risiken der Grünen Gentechnik genau genug? Werden Einwände aus
ökonomischen Interessen heruntergespielt?

Über Vorteile, Risiken und die politischen Implikationen der Grünen
Gentechnik diskutierten am 12. Juni auf dem Podium:


	Harald Ebner, Sprecher für Gentechnik- und Bioökonomiepolitik der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Bundestag

	Professor em. Dr. Hans-Jörg Jacobsen, Abteilung Pflanzenbiotechnologie am Institut für Pflanzengenetik der Universität Hannover

	Robert Macsics, Doktorand der Biochemie und Stipendiat der Stiftung Maximilianeum

	Bertram Verhaag, Regisseur und Dokumentarfilmproduzent

	Katharina Willkomm, Sprecherin für Verbraucherschutz der FDP-Fraktion im Bundestag

	Moderation: Andreas Bönte
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FEATURE/1290: Deutschlandfunk Kultur - Der Sand wird knapp, 1.8.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Sand wird knapp

Warum viele Strände schrumpfen

Von Dirk Asendorpf

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 1. August 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Sand ist nach Wasser der wichtigste Rohstoff der Menschheit. Der
jährliche Verbrauch liegt bei 15 Milliarden Tonnen - für Straßenbau
und Betonherstellung, in der Glas- und Chemieindustrie, für
Elektronikbauteile und Solarzellen, beim Fracking von Öl- und
Gasquellen. Schwimmbagger saugen den Sand vom Meeresboden,
Lasterflotten schaffen ihn aus Flussbetten heran und hunderttausende
Staudämme verhindern, dass Flüsse den Sandnachschub aus Erosion und
Gesteinsverwitterung ins Meer spülen können. Dünen werden abgetragen
oder bebaut und falsch geplante Küstenschutzmaßnahmen blockieren den
natürlichen Sandkreislauf am Meer. Die Folge: viele Strände
schrumpfen. Doch Gegenmaßnahmen sind möglich: neue Staudammkonzepte,
Rückbau an den Küsten, Sandaufspülungen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. Juli 2019
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TALK/1663: Deutschlandfunk - Reiserecht, 1.8.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Paragrafen für die schönsten Wochen des Jahres - Reiserecht

Hörertel.: 0 08 00 44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 1. August 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Das Bad ist dreckig, die Baustelle in der direkten Nachbarschaft lässt
die Gäste nicht schlafen und die Aussicht vom Balkon geht über die
Schnellstraße, obwohl Meerblick versprochen war. Wenn es am Urlaubsort
anders zugeht als im Prospekt zugesagt, dann haben Reisende Rechte.
Vor allem darauf, Mängel vor Ort beseitigen zu lassen oder, wenn das
nicht geht, dann auf Entschädigung. Wie Sie Ihre Ansprüche
durchsetzen, was Urlauber dafür schon vor Ort unternehmen müssen,
wollen wir ebenso klären, wie die Frage, welche Rechte
Pauschalreisende haben und worauf Individualreisende achten müssen.
Live im "Marktplatz" mit Expertinnen und Experten.
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Quelle:
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ARBEITSMEDIZIN/492: Arbeiten im Freien - Onlinetest der BG BAU hilft bei individueller Früherkennung von Hautkrebs (BG BAU)


Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft - 22. Juli 2019

Arbeiten im Freien: Vorsorgeuntersuchungen für Beschäftigte der Bauwirtschaft - "Selbsttest Hautkrebs": 


Onlinetest der BG BAU hilft bei individueller Früherkennung



Berlin - Mit steigenden, teils hochsommerlichen Temperaturen nimmt
auch das Gesundheitsrisiko für Beschäftigte der Bauwirtschaft wieder
zu. Temperaturen über 30 Grad Celsius sowie ultraviolette Strahlung
können sich negativ auf das Herz-Kreislaufsystem und die Haut
auswirken. Umso wichtiger ist der richtige Schutz vor Hitze und
UV-Strahlung. Darauf weist die Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft
(BG BAU) anlässlich der anrollenden Hitzewelle hin. Der
Arbeitsmedizinische Dienst der BG BAU (AMD der BG BAU) klärt auf und
bietet Vorsorgeuntersuchungen zur Früherkennung von weißem Hautkrebs
an. Mithilfe eines Online-Tools können Versicherte darüber hinaus ihr
individuelles Gefährdungspotenzial ermitteln.

Weißer Hautkrebs, ausgelöst durch UV-Strahlung, ist die häufigste
angezeigte Berufskrankheit in der Bauwirtschaft. Ein Großteil der
Verdachtsanzeigen betrifft dabei den Kopf. Umso wichtiger ist der
Schutz vor der Sonnenstrahlung durch geeignete Maßnahmen. Neben
technischen und organisatorischen Schutzmaßnahmen wie zum Beispiel dem
Einsatz von Sonnensegeln, der Verlagerung der Arbeiten in die
Morgenstunden oder dem Durchsetzen regelmäßiger Pausen, spielt auch
das individuelle Verhalten eine wichtige Rolle. "Wichtig ist es, viel
zu trinken - mindestens zwei bis drei Liter am Tag", erklärt dazu Dr.
Anette Wahl-Wachendorf, ärztliche Direktorin des AMD der BG BAU. "Das
Arbeiten in der Sonne lässt sich auf Baustellen nicht vermeiden.
Deshalb müssen sich die Beschäftigten vor der Sonne mit langer
Kleidung aus geeigneten Materialien, mit Helmen mit Nackenschutz oder
UV-Schutzbrillen schützen. Auch Sonnenschutzmittel mit einem
Mindestschutzfaktor von 30 sind ein Muss."

Um krebsverdächtige Hautveränderungen frühzeitig zu erkennen, bietet
der AMD der BG BAU außerdem eine Vorsorgeuntersuchung für alle
Beschäftigten der Bauwirtschaft und baunaher Dienstleistungen an.
"Gerade der sogenannte Weiße Hautkrebs hat, wird er früh erkannt, gute
Heilungschancen", betont Dr. Wahl-Wachendorf.

Auch die Versicherten selbst können dazu beitragen, dass Hautkrebs gar
nicht erst entsteht - durch präventive Maßnahmen ebenso wie durch
aufmerksames Prüfen der eigenen Haut. In Abstimmung mit der
Arbeitsgemeinschaft Dermatologische Prävention der Deutschen
Krebshilfe hat die BG BAU den "Selbsttest Hautkrebs" entwickelt. Der
Test gibt eine erste Einschätzung zum individuellen
Gefährdungspotential und macht auf mögliche Faktoren für eine
Erkrankung aufmerksam.

Weitere Informationen unter 

www.bau-auf-sicherheit.de/entdecken/selbsttest-hautkrebs.html


Die BG BAU ist als Trägerin der gesetzlichen Unfallversicherung
für die Bauwirtschaft und baunahe Dienstleistungen in Deutschland für
zirka 2,8 Millionen Versicherte in rund 500.000 Unternehmen zuständig.
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KINDER/491: Mehr als zwei Drittel aller Schulkinder leiden regelmäßig an Kopfschmerzen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 22.07.2019

Mehr als zwei Drittel aller Schulkinder leiden regelmäßig an Kopfschmerzen



Eine in "Cephalalgia", der Zeitschrift der internationalen
Kopfschmerzgesellschaft, publizierte Erhebung [1], die in Deutschland
durchgeführt worden war, ergab, dass mehr als zwei Drittel der befragten
Kinder und Jugendlichen regelmäßig Kopfschmerzen haben. Bei den
Oberschülern lag der Anteil sogar bei fast 80%. Einen Arzt suchten jedoch
nur die wenigsten auf, was auch zeigt, dass Kopfschmerzen in unserer
Gesellschaft nicht als "echte" Krankheit wahrgenommen werden. Dabei
stellen Kopfschmerzen bereits im Kindes- und Jugendalter ein relevantes
Gesundheitsproblem dar und sollten rechtzeitig und individuell von einem
Arzt behandelt werden.

Befragt wurden in der vorliegenden Erhebung [1] insgesamt 5.419
Schülerinnen und Schüler zwischen März 2015 und März 2016, die in Dresden
eine Grund- oder weiterführend Schule besuchten. Von ihnen beantworteten
2.706 den Fragebogen und gaben ihn zur Auswertung ab. Erhoben wurde, wie
oft bei Kindern und Jugendlichen in den vergangenen drei Monaten
Kopfschmerzen auftraten, in welcher Stärke und welche Maßnahmen ergriffen
wurden - und das Ergebnis rüttelt auf: Nur knapp 32% der Befragten gaben
an, gar nicht unter Kopfschmerzen zu leiden, fast 37% hatten einmal pro
Monat Kopfschmerzen, fast 32% sogar mehr als zweimal im Monat. Diese
letztgenannte Gruppe wurde noch weiter untersucht. 55% hatten an 2-5 Tagen
pro Monat Kopfschmerzen, 27% an 5-10 Tagen. 7% der Befragten in der
Gruppe, die mehr als zweimal im Monat Kopfschmerzen hat, gab sogar an, an
mehr als 15 Tagen pro Monat unter Kopfschmerzen zu leiden.

Auffällig war zudem, dass die Kopfschmerzhäufigkeit mit der Schulform
variierte: In Grundschulen hatten fast 64% der Schüler regelmäßig
Kopfschmerzen, in den Gymnasien fast 68% und in den weiterführenden
Regelschulen nahezu 80%. Mädchen waren insgesamt häufiger betroffen als
Jungen.

Insgesamt gaben 624 Kinder und Jugendliche an, Schmerzmedikamente oder
homöopathische Mittel gegen Schmerzen einzunehmen, bei akuten
Kopfschmerzattacken waren die am häufigsten verwendeten Mittel Ibuprofen
(49%) und Paracetamol (32%). In der Gruppe, die nur einmal im Monat unter
Kopfschmerzen litt, nahm knapp ein Fünftel Schmerzmittel ein, in der
Gruppe derer, die mehr als zweimal im Monat von Kopfschmerzen gequält
wurden, gab fast die Hälfte an, regelmäßig Schmerzmittel einzunehmen.
Auffällig war dabei, dass nahezu alle Kinder, die nur einmal im Monat
Kopfschmerzen aufwiesen, und etwa 80% derjenigen, die mehr als zweimal im
Monat Kopfschmerzen hatten, keinen Arzt aufgesucht hatten.

Prof. Dr. Hans-Christoph Diener, Pressesprecher der Deutschen Gesellschaft
für Neurologie (DGN), sieht hier eine Fehlentwicklung. "Die Werbung der
Schmerzmittelhersteller suggeriert, dass jeder seine Kopfschmerzen selbst
therapieren kann und man keine Diagnose vom Arzt benötigt. Das ist sicher
falsch, eine Migräne wird anders behandelt als ein Clusterkopfschmerz."
Auch warnt er vor einer unbedachten Schmerzmitteleinnahme, da
Kopfschmerzmedikamente, wenn sie häufig eingenommen werden, ihrerseits
Kopfschmerzen verursachen und verstärken können. "Im Kindesalter wird oft
schon der Grundstein für eine laxe Haltung gegenüber Schmerzmitteln
gelegt, die dann in späteren Lebensphasen zum Schmerzmittelübergebrauch
führen kann."

Priv.-Doz. Dr. Gudrun Goßrau, Studienautorin und Leiterin der
Kopfschmerzambulanz am Interdisziplinären Universitätsschmerzcentrum in
Dresden, führt aus, dass die mangelnde Bereitschaft, sich ärztlich
behandeln zu lassen, auch Ausdruck eines fehlenden Bewusstseins für
Kopfschmerzen als ernstzunehmende Krankheit in unserer Gesellschaft sei.
"Doch Kopfschmerzen sind bereits in Kindheit und Jugend ein relevantes
Gesundheitsproblem. Wie unsere Erhebung gezeigt hat, sind bei jungen
ebenso wie bei älteren Menschen Lebensqualität und Leistungsfähigkeit
stark beeinträchtigt." Beispielsweise zeigte die Studie auch, dass über
ein Fünftel aller Kinder und Jugendlichen, die mehr als zweimal im Monat
Kopfschmerzen hatten, wegen Kopfschmerzen häufiger in der Schule fehlen.
"Oft führen Kopfschmerzen dann in einen Teufelskreis. Schulfehltage können
zu Leistungsabfall, Schulversagen, Schulangst führen, viele betroffene
Kinder isolieren sich sozial, auch die Gefahr einer Depression ist
erhöht." Umso wichtiger sind eine rechtzeitige ärztliche Diagnose und
individuelle Therapie dieser Kinder und Jugendlichen.

Die hohe Kopfschmerzrate bei Schülern, die diese Studie zeigte, ebenso wie
der Anstieg der Kopfschmerzprävalenz bei jungen Menschen, der in vielen
anderen epidemiologischen Studien beobachtet wurde, werfen zudem
gesellschaftliche Fragen auf. Wie Prof. Dr. Ulrike Schara, Essen,
Präsidentin der Gesellschaft für Neuropädiatrie, erklärt, weise der
Anstieg der Kopfschmerzrate bei Kindern in den letzten Jahren darauf hin,
dass eher keine genetischen Faktoren verantwortlich zu machen sind.
Vielmehr dürften Lebensstilfaktoren eine wesentliche Rolle spielen. "Neben
Alkohol, Koffein, Rauchen und Bewegungsarmut gelten vor allen Schulstress
und emotionaler Stress (z.B. durch Familienkonflikte) als häufige
Kopfschmerzursachen. An diesen Punkten muss eine gesamtgesellschaftliche
Präventionsstrategie ansetzen."


Literatur

[1] Nieswand V, Richter M, Berner R, von der Hagen M, Klimova A, Roeder I,
Koch T, Sabatowski R, Gossrau G. The prevalence of headache in German
pupils of different ages and school types. Cephalalgia. 2019
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DROGEN/383: Alkohol in der Schwangerschaft - Verzicht ist die einzige Option (AOK Hessen)


AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen - 22. Juli 2019

Alkohol in der Schwangerschaft: Verzicht ist die einzige Option



Bad Homburg - Die Risiken, die regelmäßiger Genuss von Alkohol mit
sich bringt, sind bekannt. Nichtsdestotrotz ist Alkohol ein
weitverbreitetes Genussmittel. Doch gerade während der Schwangerschaft
ist nicht nur die werdende Mutter, sondern besonders das ungeborene
Kind betroffen. Alkoholkonsum in der Schwangerschaft kann
Entwicklungsstörungen und bleibende körperliche Schäden verursachen,
denn der Alkohol geht vom Blut der Mutter unmittelbar in das des
Kindes über.

Die genauen Auswirkungen selbst geringster Alkoholmengen auf das
Ungeborene sind nie sicher vorhersagbar. Denn diese hängen von
verschiedenen Faktoren wie dem Alkoholstoffwechsel der Mutter, der
konsumierten Menge sowie dem Entwicklungsstadium des Fötus ab. Alkohol
ist ein Zellgift, dass die Zellteilung und Organbildung hemmt. Der
Alkoholkonsum der Mutter kann für das Kind daher schwere
Entwicklungsschäden zur Folge haben. Trägt das Kind gravierende
Schädigungen davon, spricht man von einem fetalen Alkoholsyndrom. Die
Symptome dafür können allgemeine Unterentwicklung, körperliche
Missbildungen, Verhaltensstörungen und eine Verminderung der geistigen
Fähigkeiten sein.

Um die Entwicklung des Kindes nicht zu gefährden, hilft es daher nur,
konsequent auf Alkohol während der Schwangerschaft zu verzichten. Das
gilt auch später in der Stillzeit. Nicht selten verläuft eine
Schwangerschaft bis zum Ausbleiben der Periode aber auch unbemerkt,
und in dieser Zeit hat die Mutter noch Alkohol konsumiert, ohne zu
wissen, dass sie bereits für zwei trinkt. Alkohol ist in jedem Stadium
der Schwangerschaft gefährlich, daher gilt, auch wenn nur der Verdacht
auf eine Schwangerschaft besteht oder man schon lange schwanger werden
möchte, konsequent auf Alkohol verzichten.
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FORSCHUNG/4072: Neuer Ausschaltmechanismus für Schalterproteine entdeckt (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 22.07.2019

Neuer Ausschaltmechanismus für Schalterproteine entdeckt



Einen neuen Mechanismus, mit dem Schalterproteine abgeschaltet werden
können, haben Forscher der Ruhr-Universität Bochum und der schwedischen
Universität in Uppsala entdeckt. Schalterproteine wie das Ras-Protein
regulieren viele Prozesse im Körper und sind am Entstehen von Krankheiten
wie Krebs beteiligt. Die Forscher um Prof. Dr. Klaus Gerwert und Dr. Till
Rudack vom Bochumer Lehrstuhl für Biophysik berichten über den neu
entdeckten Mechanismus in der aktuellen Ausgabe des Journal of the
American Chemical Society, kurz JACS, vom 10. Juli 2019.

Für das Ausschalten vieler Schalterproteine ist das Molekül GTP
entscheidend, das an die Proteine gebunden ist. Wird durch eine chemische
Reaktion eine der drei Phosphatgruppen von GTP abgespalten, schaltet das
Protein auf "aus", was sich auf zelluläre Prozesse auswirkt. "Die Proteine
sind dabei extrem effizient und schaffen es, Reaktionen, die normalerweise
Milliarden von Jahren dauern können, innerhalb von Sekundenbruchteilen
ablaufen zu lassen", sagt Klaus Gerwert.

Am Abschaltprozess ist immer mindestens ein Wassermolekül beteiligt.
Bislang gingen Forscher davon aus, dass dieses Wassermolekül aktiviert
werden muss - und zwar, indem ein Reaktionspartner ein Proton auf das
Wassermolekül überträgt. "Jahrzehntelang wurde darüber gestritten, ob
dieser Reaktionspartner das GTP selbst oder ein Teil des Proteins ist",
erzählt Carsten Kötting, einer der Autoren aus dem Bochumer Team. "In der
aktuellen Studie haben wir überraschenderweise einen komplett neuen
Mechanismus entdeckt, bei dem die Aktivierung ohne Übertragung eines
Protons funktioniert."

Theorie und Experiment im Vergleich

Mit computergestützten Rechenverfahren untersuchte das Team für sieben
verschiedene Schalterproteinsysteme sämtliche Ausschaltmöglichkeiten.
Dabei erhielten die Wissenschaftler verschiedene Geschwindigkeiten für den
Ausschaltprozess. Die berechneten Geschwindigkeiten verglichen sie mit
experimentell durch zeitaufgelöste Infrarotspektroskopie gemessenen
Werten.

Während die Werte für die beiden bisher vermuteten Mechanismen stark
voneinander abwichen, zeigten Theorie und Experiment für den neu
gefundenen Mechanismus die gleichen Ergebnisse - und zwar für alle sieben
getesteten Systeme. "Die Übereinstimmung zeigt, dass unser neu entdeckter
Abschaltmechanismus allgemeingültig ist und somit für viele zelluläre
Prozesse relevant", resümiert Till Rudack.

Mechanismus wichtig bei der Tumorbildung

"Bei Krankheiten liegt häufig ein Defekt des Ausschaltmechanismus von
Schlüsselproteinen vor", sagt Till Rudack. "Um die molekularen Vorgänge,
die den Krankheiten zugrunde liegen, zu verstehen und Therapien entwickeln
zu können, müssen wir den Ausschaltmechanismus verstehen."

Der neu gefundene Ausschaltmechanismus ist zum Beispiel für das Schalten
von Ras verantwortlich, einem Protein dessen Fehlfunktion zu
unkontrolliertem Zellwachstum bei Tumoren führt. Seit Jahrzehnten
versuchen Forscher, einen Wirkstoff zu finden, der das funktionsgestörte
Protein Ras in menschlichen Tumoren angreift. "Wir gehen davon aus, dass
unser Ergebnis die bislang erfolglose Suche erklären kann", so Klaus
Gerwert. "Auf Basis des jetzt richtigen molekularen Ausschaltmechanismus
können nun neue Ansatzpunkte für Krebsmedikamente gefunden werden."

Förderung

Die Arbeiten wurden unterstützt von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(Projektnummer 321722360), der Stiftelsen Olle Engkvist Byggmästare (Grant
Nr. 190-0335), Wenner-Gren Foundation und Knut and Alice Wallenberg
Foundation (KAW 2013.0124).
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STELLUNGNAHME/213: Zur Bertelsmann-Studie - Weiterentwicklung in Richtung evidenzbasierte Krankenhausversorgung geboten (idw)


Deutsches Netzwerk Evidenzbasierte Medizin e.V. - 22.07.2019

Weiterentwicklung in Richtung evidenzbasierte Krankenhausversorgung ist geboten!



Das EbM-Netzwerk hat sich mit einer Stellungnahme zur aktuellen, durch
eine Studie der Bertelsmann-Stiftung ausgelösten Debatte um die
Krankenhausversorgung positioniert und hofft, dass nunmehr ein sachlicher
Diskurs über eine grundlegende Neuordnung des Krankenhaussektors entstehen
kann.

Die jetzt vorgelegte Untersuchung des IGES im Auftrag der Bertelsmann
Stiftung zur zukunftsfähigen Krankenhausversorgung löst massiven
Widerspruch, aber auch zustimmende Reaktionen aus. Die Forderung, mehr als
die Hälfte der Krankenhäuser in Deutschland zu schließen, stößt bei der
Deutschen Krankenhausgesellschaft, der Bundesärztekammer und dem Marburger
Bund auf Abwehr. Es wird auf die Bedeutung einer wohnortnahen
Gesundheitsinfrastruktur verwiesen und die Zerstörung von sozialer
Infrastruktur in abenteuerlichem Ausmaß sowie die Gefährdung der
staatlichen Daseinsfürsorge vorausgesagt. Von wissenschaftlicher Seite
hingegen wird der Vorschlag der grundlegenden Neuordnung des
Krankenhaussektors vielfach als sinnvoll beurteilt.

Der Vorschlag ist keineswegs neu. Eine reduzierte Anzahl der Krankenhäuser
und deren Spezialisierung kann zur Stärkung der verbleibenden Zentren
führen und der Mangelausstattung und Personalknappheit entgegenwirken.
Dies kann vor allem aber auch der Mengenausweitung entgegensteuern, die
eben nicht am Patientenwohl, sondern am auskömmlichen Standorterlös und an
der Gewinnmaximierung orientiert ist.

Wenn jetzt von wortstarken Gruppen das gute alte, auf niederschwellige
Erreichbarkeit ausgerichtete Krankenhaussystem gepriesen wird, darf vor
allem nicht vergessen werden, dass Deutschland im europäischen Vergleich
eher schlecht dasteht - es werden sehr viele Ressourcen für
vergleichsweise schlechte Ergebnisse investiert. Nicht das irgendwie
ausgestattete Krankenhaus um die Ecke als Symbol für Heimat sollte die
Direktive sein, sondern eine evidenzbasierte - wirksame und
kosteneffektive - Gesundheitsversorgung, die von erfahrenen Teams auf dem
Stand der Wissenschaft durchgeführt wird.

Der Zusammenhang zwischen hoher Versorgungsqualität und Routine bzw.
Erfahrung plus exzellenter Ausstattung ist hinreichend belegt; ebenso wie
der Zusammenhang zwischen niedriger Versorgungsqualität und fehlender
Routine bzw. fehlender Erfahrung plus unzulänglicher Ausstattung. Dieser
Zusammenhang dürfte den Bürgerinnen und Bürgern, Landräten und
(Lokal-)Politikern in Deutschland vermittelbar sein. Die Ressourcen -
Kapital, Sachmittel und Personal - für Gesundheitsversorgung sind endlich
und es ist geboten, sie so kosteneffektiv wie möglich zur Erlangung des
höchsten Ausmaßes an Versorgungsqualität und Patientensicherheit
einzusetzen. Das DNEbM hat zuletzt im Februar dieses Jahres darauf
hingewiesen.

Die IGES Untersuchung hat eigentlich keinen neuen Erkenntniswert, da durch
frühere Analysen und Gutachten alle Argumente zur Notwendigkeit, die
Krankenhauslandschaft hierzulande massiv umzugestalten, bereits seriös
aufbereitet und publiziert wurden. Doch durch die mediale und politische
Aufmerksamkeit ist zu hoffen, dass unsachliche und an der
Besitzstandswahrung ausgerichtete Argumentation zugunsten der Ratio einer
evidenzbasierten Gesundheitsversorgung überwunden werden können.

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment72513

Stellungnahme mit Referenzen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution640
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DIABETES/2068: Ihr gutes Recht - Reha-Maßnahme bei Diabetes Typ 2 ... so geht's! (idw)


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 22.07.2019

Ihr gutes Recht: Reha-Maßnahme bei Diabetes Typ 2 - so geht's!



Sie wissen nicht, wie Sie am Arbeitsplatz mit Ihrer Diabeteserkrankung
umgehen sollen? Sie bekommen Ihren Langzeit-Blutzuckerwert HbA1c nicht in
den Griff oder leiden zusätzlich unter Depressionen? Sie müssten dringend
abnehmen, sich mehr bewegen und gesund ernähren? Dann könnte eine
medizinische Rehabilitation die richtige Maßnahme für Sie sein. Was bei
der Antragstellung zu beachten ist, erklären Experten.

Fast sieben Millionen Menschen sind in Deutschland an Diabetes mellitus
erkrankt, 90 Prozent davon an Diabetes Typ 2. Dass diesen Patientinnen und
Patienten grundsätzlich die Möglichkeit offensteht, auf sachkundige
Unterstützung in Form einer Reha-Maßnahme zurückzugreifen, wissen viele
nicht. Denn Diabetes mellitus ist eine chronische Erkrankung, die einen
Reha-Bedarf begründen kann. Hier ein Überblick über die wichtigsten
Fakten:

Wann eine Reha in Frage kommt

Bei der Behandlung des Diabetes steht die Hilfe zur Selbsthilfe im
Mittelpunkt - die Betroffenen sollen befähigt werden, ihre Erkrankung so
zu managen, dass ihre Lebensqualität nicht beeinträchtigt ist. "Ist jedoch
die Stoffwechseleinstellung auf Dauer unzureichend, sind Erwerbsfähigkeit
und Selbstständigkeit des Patienten gefährdet", erläutert Privatdozent Dr.
med. Erhard Siegel von der Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG).

Zu den drei "harten" Kriterien, die einen dringenden Reha-Bedarf
begründen, zählen daher schlechte Stoffwechseleinstellungen mit erhöhtem
HbA1c-Wert, häufige Unterzuckerungen in der Vergangenheit und
arbeitsplatzbedingte Probleme im Umgang mit der Erkrankung. "Liegen
bereits Begleit- oder Folgeerkrankungen des Herz-Kreislauf-Systems oder
diabetesbedingte Schädigungen der Augen, Nerven oder Nieren vor, ist der
Bedarf umso höher", sagt Stephan Ohlf vom Vorstand des Bundesverbandes
Klinischer Diabetes-Einrichtungen e.V. (BVKD). Hinzu kommen weitere
Kriterien, die neben Übergewicht, Bluthochdruck oder Depression auch
Lebensstilfaktoren einschließen (siehe Kasten).

Darüber hinaus besteht nach akuter Behandlung in einer Klinik die
Möglichkeit eines beschleunigten Antragsverfahrens im Rahmen einer
Anschlussheilbehandlung (AHB). "In diesem Fall muss der Antrag durch das
Akutkrankenhaus gestellt werden", erklärt Ohlf. Der Verwaltungsleiter der
Eleonoren-Klinik der Deutschen Rentenversicherung Hessen fügt hinzu: "Jede
akutmedizinische Krankenhausbehandlung, die durch die Diabeteserkrankung
erforderlich ist, stellt in sich eine AHB-Indikation dar." Im Regelfall
beginnt die Maßnahme innerhalb von 14 Tagen nach Entlassung.

Der Weg zum Antrag

Üblicherweise ist der erste Ansprechpartner der behandelnde Arzt. "Er
erstellt ein Gutachten, das unter anderem den Bedarf und die Aussichten
der Reha begründet", so Siegel. Der Arzt kann den Antrag an den
zuständigen Kostenträger weiterleiten. Bei Berufstätigen ist es die
Gesetzliche Rentenversicherung, bei Rentnern die Krankenkasse. "Bei der
Klinikwahl für eine stationäre und ambulante Reha können die Patienten
zudem ihre persönlichen Wünsche einbringen", erläutert Siegel.

Was in der Reha passiert

Eine Reha dauert mindestens drei Wochen und kann stationär oder ambulant
erfolgen. "Ein besonderes Merkmal der medizinischen Rehabilitation ist der
fächerübergreifende Therapieansatz, die Behandlung in einem
multidisziplinären Team", erläutert Siegel. Das bedeutet: Ärzte,
Pflegepersonal, Psychologen, Physiotherapeuten, Diabetesberaterinnen,
Diätassistentinnen und Sozialarbeiter arbeiten zusammen. "In vielen
Kliniken können dazu auch noch andere gesundheitliche Probleme etwa an
Wirbelsäule, Hüfte oder Knie mitbehandelt werden", fügt der DDG Experte
hinzu.

Die zweite Besonderheit ist die Intensität. "Eine Reha-Maßnahme gibt
genügend Zeit, Patienten auch bei schwierigen Problemlagen ausführlich zu
schulen, mit neuen Medikamenten, Techniken oder Lebensstiländerungen
vertraut zu machen", so Siegel. Ob Umstellung auf Pumpentherapie,
Bewegungstherapie, rasche Gewichtsreduktion, psychologische Betreuung oder
Klärung diabetesbedingter beruflicher Probleme - alle diese Aspekte können
mit qualifizierten Fachleuten nachhaltig bearbeitet werden.

Wie man eine Klinik findet

Die Internetseite der Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG) bietet einen
Überblick über Kliniken, die Diabetesschwerpunkte haben: 

www.deutsche-diabetes-gesellschaft.de, Menüpunkt "Zertifizierte Arztpraxen/Kliniken"
anklicken und Suchkriterien eingeben.

Zu den weiteren Kriterien, die einen Reha-Bedarf begründen können, zählen:


	Übergewicht

	Bluthochdruck

	Fettstoffwechselstörungen

	Bewegungsmangel

	geringes Diabeteswissen

	derzeit Raucher

	vorliegende Depression

	krankmachender Stress

	ungesundes Ernährungsverhalten




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.deutsche-diabetes-gesellschaft.de

http://www.ddg.info

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1246
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STUDIE/646: Altruistisches Verhalten gegenüber Menschen mit Adipositas (idw)


SRH Hochschule für Gesundheit - 19.07.2019

Neue Erkenntnisse in der Adipositasforschung

Marie Bernard und Prof. Dr. habil. Claudia Luck-Sikorski veröffentlichen
Studienergebnisse zu altruistischem Verhalten gegenüber Menschen mit
Adipositas



Die SRH Hochschule für Gesundheit veröffentlicht gemeinsam mit, dem
Integrierten Forschungs- und Behandlungszentrum AdipositasErkrankungen und
dem Instituts für Sozialmedizin, Arbeitsmedizin und Public Health der
Universität Leipzig ihre Studienergebnisse zu altruistischem Verhalten
gegenüber Menschen mit Adipositas.

Adipositas stellt ein weltweit verbreitetes Gesundheitsproblem dar -
allein in Deutschland sind knapp ein Viertel der Bevölkerung adipös. Da
Adipositas irrtümlicherweise oftmals als selbstverschuldet wahrgenommen
wird, hält sich hartnäckig das Vorurteil Menschen mit Adipositas seien
faul oder willensschwach. Diese negativen Stereotypen können zu
Ausgrenzung (Stigmatisierung) und Diskriminierung führen. Vor diesem
Hintergrund leitete sich die Forschungsfrage ab, ob stärkere Vorurteile
gegenüber Menschen mit Adipositas zu einem weniger altruistischen, also
kooperativen, Verhalten führen.

In der aktuellen Studie wurden 168 normalgewichtige Menschen hinsichtlich
ihrer bewussten und unbewussten Einstellungen zu Menschen mit Adipositas
befragt. Mittels eines Experiments - dem Diaktatorspiel - wurde
altruistisches Verhalten untersucht. Dafür wurde jedem Probanden ein
Geldbetrag zur Verfügung gestellt mit der Aufforderung das Geld mit einem
normalgewichtigen bzw. adipösen Mitspieler zu teilen. Die Probanden
konnten dabei frei entscheiden, ob und wie viel sie mit ihrem Mitspieler
teilen wollen. Das Experiment verdankt seinen Namen der Tatsache, dass der
Proband - oder auch in dem Falle "der Diktator" - über die alleinige
Kontrolle der Geldverteilung verfügt. Um es möglichst realistisch zu
gestalten, durften die Probanden das Geld behalten - wenn sie also wenig
abgaben, erhielten sie mehr Geld für ihre Teilnahme. Frühere Studien
zeigen, dass die meisten Menschen Geld abgeben, auch wenn sie damit
weniger selbst behalten können. Das wird als Indikator für das
altruistische Verhalten gewertet. Meist teilen Menschen mehr mit denen,
die ihnen sympathisch sind oder zu einer eigenen Gruppe gehören.

Die Studienergebnisse zeigten, dass die Versuchsteilnehmer sowohl bewusste
als auch unbewusste Vorurteile gegenüber Menschen mit Adipositas äußerten.
Im Gegensatz zu den unbewussten Vorurteilen, wirkten sich bewusste
Vorurteile negativ auf das altruistische Verhalten aus. Trotz dessen
unterschied sich altruistisches Verhalten gegenüber Menschen mit bzw. ohne
Adipositas nicht signifikant voneinander. Die Studienergebnisse
verdeutlichen die Verbreitung negativer Vorurteile gegenüber Menschen mit
Adipositas, die sich allerdings nicht in unfairem Verhalten widerspiegeln.


Originalpublikation:

Bernard M, Riedel-Heller SG, Luck-Sikorski C: Altruistic Behavior
Depending on Opponents? Body Weight: An Experimental Approach. Obes Facts
2019. e-first: 

doi: 10.1159/000501318 (IF: 2.653)
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ENTWICKLUNG/1467: Mobiles Messgeräte zur Sauerstoffsättigung des Blutes von Patienten (idw)


Universität Rostock - 22.07.2019

Rostocker Forscher entwickeln neues Medizin-Gerät

Wissenschaftler der Universität Rostock und der Firma Bluepoint medical
entwickeln gemeinsam ein Magnet-Resonanz-Tomographie-taugliches mobiles
Messgeräte zur Sauerstoffsättigung des Blutes von Patienten.



Ein weiteres neues Medizin-Produkt für den Weltmarkt kommt vom Lehrstuhl
für Technische Elektronik und Sensorik der Universität Rostock und der
Selmsdorfer Firma Bluepoint medical. Beide haben gemeinsam ein
MRT-taugliches Fingeroxymeter zum Messen der Sauerstoffsättigung und des
Pulses von Patienten während der Untersuchung in der "Röhre" des MRT
entwickelt. "Damit wird es möglich, beim Patienten während der
MRT-Untersuchung eine kontinuierliche Überwachung der Vitalfunktionen zu
gewährleisten", sagt Uni-Forschungsgruppenleiter Dr. Ulrich Timm. Die
Daten werden an den Arzt per Funk auf einen Monitor übertragen. Von dieser
technischen Lösung profitieren vor allem Risiko-Patienten, beispielsweise
nach einem Unfall oder solche, die in Narkose ins MRT kommen.
"Es gibt zwar Geräte auf dem Markt, mit denen Patienten im MRT überwacht
werden, aber die sind teuer und auch unempfindlich", sagt Bluepoint-Chef
Bernd Lindner. "Durch Austausch mit anderen Firmen aus der Medizintechnik
haben wir die Idee aufgegriffen und gemeinsam ein neues Gerät mit der
Universität Rostock entwickelt".

Die Firma Bluepoint medical und die Universität Rostock machen derzeit
immer wieder international von sich reden. Sie haben erst vor kurzem ein
außergewöhnliches Medizinprodukt entwickelt: Ein unscheinbares, etwa 400
Gramm schweres Gerät, das kontinuierlich die Sauerstoffsättigung im Gehirn
des Menschen messen kann. Wichtig ist dies für Patienten, die bei einer
großen Operation an die Herz-Lungen-Maschine angeschlossen werden. "Dabei
besteht die Gefahr, dass das Gehirn zu wenig Sauerstoff bekommt", erklärt
Bernd Lindner. Aus diesem Grund entwickelten Uni-Forscher gemeinsam mit
seinem Team ein Messverfahren, mit dessen Hilfe der Sauerstoffgehalt im
Gehirn kontrolliert werden kann. "Zerebrale Oxymetrie" nennt sich diese
Methode. "Auf diese Weise kann das Risiko von Hirnschäden nach Operationen
mit Herz-Lungen-Maschinen signifikant vermindert werden", so Lindner.
Professor Hartmut Ewald vom Lehrstuhl für Technische Elektronik und
Sensorik der Universität Rostock und sein Forschungsgruppenleiter Dr.
Ulrich Timm arbeiten bereits seit 2009 eng mit dem Selmsdorfer Unternehmen
zusammen und bringen beträchtliche Erfahrungen mit. Sie haben unter
anderem auch die neue Technologieplattform "SMARTsat" entwickelt. Dabei
handelt es sich um ein Verfahren zur kontinuierlichen Bestimmung der
arteriellen Sauerstoffsättigung und der Hämoglobinkonzentration des
menschlichen Blutes durch Lichtabsorption, also ohne eine Blutentnahme und
damit nichtinvasiv. Die Bluepoint medical ist damit die einzige Firma in
Europa, die gemeinsam mit der Universität Rostock solch ein Know-how
entwickelt hat. "Es ist zudem weltweit das erste mobile System für die
klinische Notfallversorgung", sagt Dr. Timm nicht ohne Stolz. Die
Markteinführung des neuen Geräts ist für das zweite Quartal 2020 geplant.
Die neueste Entwicklung, also das MRT-Fingeroxymeter, brauchte von der
ersten Idee bis zu den Prototypen mehr als zwei Jahre. Das erläutert
Lehrstuhl-Inhaber Professor Hartmut Ewald: "Es sind heute bei der
Entwicklung von neuen innovativen Sensorlösungen für die medizinische
Diagnostik nicht nur technische Probleme zu lösen, sondern es sind auch
wichtige Fragestellungen zu beantworten, die mit der
Medizingeräte-Zulassung nach den neuesten Normen und der Validierung des Verfahrens
zusammenhängen und so den gesamten Entwicklungsprozess des Gerätes
beeinflussen. Das normgerechte Design eines medizinischen Sensors nach dem
Medizinproduktegesetz ist nicht immer Bestandteil des Ingenieursstudiums
und stellt damit eine besondere Herausforderung für die jungen
Wissenschaftler dar".

Zu den technologischen Herausforderungen gehörte zum Beispiel, eine eigene
Batterie zu entwickeln, die keine ferromagnetischen Eigenschaften
aufweist, da sich das mit dem MRT schlecht verträgt. Die Bildgebung des
MRT und die Sicherheit des Patienten dürfen jedoch in keiner Weise
gefährdet werden. "Der Prototyp funktioniert ohne Störung der Bildgebung",
sagt Bernd Lindner. Die Entwicklungen haben regelmäßige Tests in einem MRT
unter realen Bedingungen erfordert. Diese konnten in unmittelbarer Nähe im
MRI flow lab des Lehrstuhls Strömungsmechanik der Fakultät für
Maschinenbau und Schiffstechnik der Universität Rostock durchgeführt
werden. "Die unkomplizierte Verfügbarkeit der MRT-Messtechnik für
nicht-klinische Anwendungen ist die Kernidee unseres Labors", sagt Professor
Sven Grundmann vom Lehrstuhl Strömungsmechanik. Mit der Markteinführung
rechnet er im dritten Quartal 2020.

Bei den Neuentwicklungen bindet der Lehrstuhl gerne Studierende und junge
Forscher ein. "Es war für mich interessant und lehrreich an einem Projekt
mitwirken zu dürfen, dass die Gebiete der Medizintechnik und
Magnet-Resonanz-Tomographie umfasst und bei dem am Ende ein einzigartiges Gerät
entstand", sagt der junge Forscher Paul Mattukat. Der 27-Jährige hat in
Rostock Elektrotechnik studiert und arbeitet jetzt im Team von Professor
Hartmut Ewald.

Text: Wolfgang Thiel


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution210

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Rostock - 22.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 31. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1466: Für weniger Tierversuche - Neue 3D-Technologie schafft optimierte Bedingungen für Zellwachstum (idw)


Universität Leipzig - 22.07.2019

Für weniger Tierversuche: Neue 3D-Technologie schafft optimierte Bedingungen für Zellwachstum außerhalb des Organismus



Nach zweijähriger Forschungsarbeit haben Wissenschaftler der Leipziger
Universitätsmedizin zusammen mit einem Industriepartner die perfekte
Geometrie gefunden: Auf einem neu entwickelten 3D-Silikongitter siedeln
sich menschliche Stammzellen an und agieren so, wie sie es auch im
menschlichen Körper tun. Erste Versuche haben gezeigt, dass sich die
Funktion der Zellen im Vergleich zu 2D-Kulturen signifikant verbessern.
Die neue Technologie kann dabei helfen, Tierversuche zu reduzieren.

Ob Medikamente oder Chemikalien - viele Wirkstoffe müssen in Tierversuchen
auf ihre Verträglichkeit geprüft werden, bevor sie auf den Markt kommen.
Alternativ können für einen Teil der Tests außerhalb des Organismus
herangezüchtete Zellkulturen in Frage kommen. Diese extrahierten Zellen
konnten für Versuche jedoch bislang nur in zweidimensionalen Modellen,
etwa auf den Böden von Petrischalen, geprüft werden. Doch menschliche
Zellen wachsen im Körper in Verbänden und Organen heran und die sind
dreidimensional und nicht flach. "Studien haben gezeigt, dass Ergebnisse
von 3D-Zellkultursystemen viel besser auf den menschlichen Organismus
übertragbar sind", sagt Dr. Peggy Stock, Leiterin des
Verbundforschungsprojektes der Universitätsmedizin Leipzig.

Elastisches Silikon aus dem 3D-Drucker

Nach zweijähriger Laufzeit sind die Forscher im Projekt "Konzeption einer
3D-Silikonstruktur für die Kultur von Säugetierzellen" einen großen
Schritt weiter. Zusammen mit dem Industriepartner KET GmbH haben die
Wissenschaftler die 3D-Silikon-Plott-Technologie neu entwickelt. Dabei
werden die Stränge für das Gitter in organischer Struktur übereinander
aufgetragen. Zuvor testeten die Forscher verschiedene Silikonarten bis sie
die beste fanden: "Wir arbeiten mit einem Silikon, das sehr elastisch ist
und ungefähr dem entspricht, wie wir es bei Organen im menschlichen
Organismus vorfinden. Das Silikon muss gut für die Zellen aber natürlich
auch für den 3D-Druck funktionieren", sagt Dr. Peggy Stock,
Wissenschaftlerin der Arbeitsgruppe Angewandte Molekulare Hepatologie
unter der Leitung von Prof. Dr. Bruno Christ.

Erste Tests belegen bessere Funktionalität der Zellen

Um zu testen, welche Vorzüge das 3D-System gegenüber 2D-Zellkulturen
bietet, hat das Forscherteam menschliche Stammzellen aus dem Fettgewebe
isoliert. Im nächsten Schritt wurden sie auf das Silikongitter ausgesät
und in einem Brutschrank kultiviert. Die Wissenschaftler differenzierten
die menschlichen Stammzellen auf den 3D-Gittern so, dass sie wie
organische Zellen im Körper agieren. Dort überlebten sie bis zu sechs
Wochen. "Wir konnten zeigen, dass die Zellen das 3D-Gitter besiedeln und
dabei selbst dreidimensionale Zellstrukturen bilden. Somit bleiben ihre
natürlichen Eigenschaften erhalten, etwa die Kommunikation der Zellen
untereinander", so Stock. Zudem haben sich die aus Stammzellen
differenzierten Leberzellen signifikant in ihrer Funktion verbessert
verglichen zu den Zellen, die in einer 2D-Kultur differenziert wurden.
Das bedeutet: Die leberähnlichen Zellen konnten besser die Proteine
synthetisieren, die normalerweise in Leber synthetisiert werden. Auch für
Knochenzellen konnten die Forscher nachweisen, dass die
Knochendifferenzierung hier besser gelingt als in einer 2D-Kultur. "Wir
werden Tierversuche nicht gänzlich abschaffen, aber wir haben mit dem
Silikongitter etwas geschaffen, das die Vorhersagen über die Machbarkeit
von Neuentwicklungen im Bereich der Medizin und Arzneimittel erlaubt, in
breiter Anwendung einsetzbar ist und so zur Verminderung von Tierversuchen
beitragen kann", so Stock weiter.

Das Gitter wurde vom Industriepartner im Verbundprojekt, der KET
Kunststoff- und Elasttechnik GmbH Liegau-Augustusbad, entwickelt, die sich
unter anderem auf die Produktion von Medizintechnik spezialisiert hat.
Gemäß den Förderrichtlinien wurde zunächst ein Funktionstyp entwickelt,
der voraussichtlich 2025 in Serie gehen soll.

Das Vorhaben wurde mit Mitteln des Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung (EFRE) und Mitteln des Freistaates Sachsen in Höhe von 120.000
Euro gefördert.
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LABEL/5115: Sony Music Press Relations Newsletter - KW31/2019 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW31/2019

München, 30. Juli 2019



Kamera läuft, Äktschn - Exklusiver Pop-Up-Store in Berlin zur VÖ
des Soundtracks zu "Once Upon A Time In... Hollywood" am 1. und 2.
August

Zum Release des offiziellen Soundtracks des neuen
Quentin-Tarantino-Films "Once Upon A Time In... Hollywood" (der
bereits seit 26. Juli digital erhältlich ist) wird es im Berliner
Dodo Beach Record Store einen eigenen Pop-Up-Store geben:

Am 1. und 2. August erhalten Tarantino-Fans die Gelegenheit im Dodo
Beach Record Store in Berlin-Schöneberg weit vor offiziellem
physischen Release eine exklusive limitierte Whitelabel-Vinyl-Ausgabe
des Soundtracks zu erwerben, die es nur an diesen beiden Tagen in dem
Plattenladen zu kaufen gibt. Die reguläre Ausgabe des Albums wird
erst am 09. August (als CD) beziehungsweise Oktober (als Vinyl)
erscheinen. Für alle, die nicht schnell genug waren, um eine der auf
150 limitierten LPs zu ergattern, können eine weitere Version des
Soundtracks auf farbigem 180g-Doppel-Vinyl exklusiv im Dodo Beach
vorbestellen, die eines von vier limitierten Filmplakaten enthält,
die speziell für das Pop-Up-Event entworfen wurden. Außerdem wird es
exklusives, vom Film inspiriertes Merchandising wie T-Shirts, Retro
Magazine und so weiter vor Ort geben (so lange der Vorrat reicht).

Adresse:

Dodo Beach Record Store

Vorbergstrasse 8, 10823 Berlin-Schöneberg

Öffnungszeiten 11 - 19 Uhr

"Once Upon A Time In.. Hollywood"-Pop-Up-Store: 1. und 2. August

Zum Film:

Am 15. August kommt der neue Film von Quentin Tarantino in die
deutschen Kinos - "Once Upon A Time In... Hollywood" entführt den
Zuschauer ins Hollywood des Jahres 1969, eine Zeit radikaler und
grundlegender Veränderungen im US-Filmbusiness. Das neunte Werk des
legendären US-Regisseurs und -Drehbuchautors erzählt die Geschichte
von TV-Star Rick Dalton (Leonardo DiCaprio) und seinem langjährigen
Stunt-Double Cliff Booth (Brad Pitt), denen es zunehmend schwerer
fällt, sich in dieser Welt zurecht zu finden. Neben DiCaprio und Pitt
finden sich im spektakulären Ensemble-Cast des Films unter anderem
auch Margot Robbie (als Sharon Tate), Damian Lewis (als Steve
McQueen), Bruce Dern, Luke Perry, Dakota Fanning, Al Pacino, Tim Roth
und Kurt Russell.


Kommende Alben-Veröffentlichungen

02.08. Fabian Römer - L_benslauf

02.08. Tyler Childers - Country Squire

09.08. Half Alive - Now, Not Yet (EP)

09.08. O.S.T. - Once Upon A Time In... Hollywood

09.08. Noah Levi - Jung & Naiv

09.08. Half-Alive - Now, Not Yet (EP)

09.08. Die jungen Zillertaler - Megageil im Juzi-Style

16.08. Runrig - The Last Dance - Farewell Concert Film

16.08. Killswitch Engage - Atonement

23.08. Raphael Saadiq - Jimmy Lee

30.08. Hämatom - Maskenball

30.08. Peter Maffay - Jetzt!

30.08. Black Futures - Never Got Nothing

30.08. Dame - Zeus

06.09. The S.L.P. - The S.L.P.

06.09. Ardian Bujupi - Rahat

06.09. Muna - Saves The World

06.09. Fantasy - Casanova

20.09. Brittany Howard - Jaime

20.09. Jeanette Biedermann - DNA

20.09. Blink 182 - Nine

04.10. Estikay - Blueberry Boyz

25.10. Conchita Wurst - Truth Over Magnitude


On Tour

Annett Louisan

30.07. Friedrichshafen - Kulturufer

31.07. Calw-Hirsau - Klosterruine Hirsau

02.08. Bad Elster - NaturTheater

08.09. Hamburg - Elbphilharmonie

21.10. Dresden - Konzertsaal im Kulturpalast

23.10. Erfurt - Messe

25.10. Magdeburg - Stadthalle

26.10. Braunschweig - Staatstheater Braunschweig

28.10. München - Philharmonie im Gasteig

29.10. Nürnberg - Meistersingerhalle

03.11. Frankfurt am Main - Jahrhunderthalle Frankfurt

04.11. Chemnitz - Stadthalle

05.11. Leipzig - Gewandhaus

06.11. Kassel - Kongress-Palais Kassel

08.11. Wilhelmshaven - Stadthalle Wilhelmshaven

09.11. Münster - Münsterland Halle

11.11. Berlin - Tempodrom

12.11. Rostock - Stadthalle Rostock

13.11. Bremen - Metropol-Theater Bremen

15.11. Kiel - Sparkassen-Arena-Kiel

17.11. Köln - Palladium

18.11. Saarbrücken - Saarlandhalle

19.11. Zürich - Kaufleuten Restaurants

21.11. Hannover - Kuppelsaal

22.11. Bochum - Jahrhunderthalle

Wacken Open Air (Wacken) • 01. - 03. August

• Eisbrecher

• Hämatom

• Versengold

Highfield (Großpösna) • 16. - 18. August

• Nothing But Thieves

• OK KID

• Steve Aoki

• Von Wegen Lisbeth

Lollapalooza (Berlin) • 07. - 09. September

• Marteria

• Alan Walker

• Tom Walker

• Ilira

• Alli Neumann

• Kings Of Leon

• Martin Garrix

• Khalid

• Hozier

Khalid

09.09. Hamburg - Barclaycard-Arena

28.09. Frankfurt - Jahrhunderthalle

02.10. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

09.10. München - Zenith

Solange

17.09. Hamburg - Elbphilharmonie

Amon Amarth

15.11. München - Zenith

16.11. Ludwigsburg - MHP-Arena

03.12. Frankfurt - Jahrhunderthalle

04.12. Berlin - Velodrom

13.12. Hamburg - Sporthalle

14.12. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

Ozzy Osbourne

(Nachholtermine)

17.02.2020 Dortmund - Westfalenhalle

24.02.2020 Berlin - Mercedes-Benz Arena

03.03.2020 Hamburg - Barclaycard-Arena

05.03.2020 München - Olympiahalle

07.03.2020 Mannheim - SAP-Arena

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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CROSSOVER/498: Magdeburg - Guitarillon erklingt am 23. August 2019


Stadt Magdeburg

Außergewöhnliches Konzert im Alten Rathaus

Guitarillon erklingt am 23. August 2019



Die beliebte Konzertreihe des Magdeburger Carillons wird in diesem
Jahr um eine ungewöhnliche Kombination ergänzt. Am 23. August 2019
bringen der belgische Carilloneur Jan Verheyen und sein Landsmann, der
Gitarrenvirtuose Cedric Honings um 16.00 Uhr ihre Instrumente zu einem
einzigartigen Konzert zusammen. Das Guitarillon-Konzert findet im
Innenhof des Alten Rathauses statt. Der Eintritt ist frei.

Das Carillon und die Gitarre sind zwei Instrumente, die auf den ersten
Blick nicht viel miteinander zu tun haben. Hinsichtlich Klangfarbe und
Möglichkeiten passen die ungleichen Instrumente jedoch sehr gut
zusammen. Somit ist die Grundlage für ein abwechslungsreiches Konzert
mit vielen Überraschungen gegeben.

Am Carillon sitzt Jan Verheyen (*1976), der für innovative Projekte
auf dem Carillon bekannt ist. Er hat an der Carillonschule in Mechelen
und am Nederlands Carilloninstituut in Dordrecht studiert. Zudem ist
er Carilloneur der belgischen Städte Hasselt und Neerpelt.

Auf der Gitarre wird er von Cedric Honings (*1999) begleitet. Er wurde
am Conservatorium Masstricht ausgebildet und studiert derzeit am
Königlichen Konservatorium Brüssel unter Antigoni Goni. Der junge
Gitarrenvirtuose ist mehrfacher Preisträger und trat bereits mit
vielen internationalen Orchestern auf.

Gemeinsam bilden die beiden Belgier ein einzigartiges Duo, welches als
Guitarillon sowohl klassische als auch moderne Musik in einem
außergewöhnlichen Klang erscheinen lässt.

Das Konzert wird organisiert von den Magdeburger Stadtführern. Sie
laden zudem am 7. August und 4. September zu weiteren
Glockenspiel-Konzerten ein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Juli 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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POP-ROCK/5328: Wertheim - Tribute-Band "Depeche Reload" auf der Burg am 10. August 2019


Stadt Wertheim

Ein Fest für alle "Depeche Mode"-Fans

Tribute-Band "Depeche Reload" auf der Burg



Wertheim. "Enjoy the silence", "People are people", "World in my eyes"
- wer kennt nicht die Hits der legendären britischen
Synthie-Pop-Rock-Band "Depeche Mode". Die Gruppe hat nicht nur die
Musik der 1980er und 1990er Jahre geprägt, sondern zählt zu den
erfolgreichsten Bands weltweit. Die Tribute-Band "Depeche Reload" wird
am Samstag, 10. August auf der Wertheimer Burg alle großen Hits des
Originals und manchen Geheimtipp spielen. Beginn ist um 20 Uhr

Ein Abend mit "Depeche Reload" kommt einem Konzert mit dem Original
sehr nahe. Ihr Ziel, genauso wie ihre Vorbilder zu klingen, bewältigen
sie auf eindrucksvolle Weise - und das sogar ohne Loops, die im
Hintergrund laufen. Die Gruppe legt Wert darauf, dass sie im Gegensatz
zu anderen "Depeche Mode"-Coverbands nicht mit vorproduzierten
Elementen arbeitet. "Wir alle lieben Livemusik", sagt Schlagzeuger
Marco Müller. Das lässt sich schon allein an Stücken wie "I feel you"
oder "Walking in my shoes" ablesen, die mit langen Schlagzeugsoli und
Sven Kahls dynamischen Gitarreneinlagen endeten.

"Wir sind mehr live als 'Depeche Mode' selbst", betont die Band, und
auch das Aussehen von Sänger Hermann Range lässt stark an Frontmann
Dave Gahan erinnern. Seit 2007 arbeiten die Musiker mit Liebe,
Hingebung und Erfolg an ihren Liedern und Auftritten. So gewannen sie
2009, nur zwei Jahre nach Gründung der Gruppe, den Titel "Hessens
beste Tribute-Band". Kein Wunder, dass die Formation längst ihre
eigenen Fans hat, die ihre Verbundenheit mit entsprechend bedruckten 
T-Shirts zeigen.

Tickets sind für 19 Euro in der Buchhandlung Buchheim, Telefon
09342/1320, bei allen bekannten Vorverkaufsstellen und unter
www.reservix.de im Internet erhältlich. An der Abendkasse gibt es
zudem Karten für je 24 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Juli 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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AUSLAND/9133: Aus aller Welt - 30.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



London lehnt Teherans Tauschhandel mit Tankern ab

Die iranischen Revolutionsgarden haben vor drei Wochen im Persischen
Golf den unter britischer Flagge fahrenden Tanker Stena Impero
aufgebracht, der gegen die Seeschiffahrtsstraßenverordnung verstoßen
haben und in einen Zwischenfall mit einem Fischerboot verwickelt
gewesen sein soll. Anfang Juli hatte die britische Marine vor
Gibraltar das Tankschiff Grace 1 festgesetzt, welches angeblich
iranisches Öl nach Syrien bringen sollte. Damit hätte es gegen
EU-Sanktionen verstoßen. Teheran hat den Vorwurf zurückgewiesen. Der
iranische Präsident bot der britischen Regierung inzwischen an, im
Austausch beide Schiffe freizugeben. Den Tauschhandel lehnte der neue
britische Außenminister Dominic Raab am Montag unter anderem über den
Sender BBC ab. Am Sonntag hatte die britische Marine mit ihrem HMS
Duncan ein zweites Kriegsschiff in den Persischen Golf entsandt. Der
Luftabwehrzerstörer soll zusammen mit der Fregatte HMS Montrose
wenige Meilen vor der iranischen Küste Geleitschutz für britische Öl-
und Gastanker fahren.

30. Juli 2019
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JUSTIZ/9133: Kriminalität und Rechtsprechung - 29.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Wohnungsdurchsuchungen bei Sturmbrigade-Mitgliedern

Die Bundesanwaltschaft hat in Sachsen-Anhalt, Hessen, Niedersachsen
und Nordrhein-Westfalen Razzien in sechs Wohnungen mutmaßlicher
Rechtsextremer durchführen lassen. Festnahmen hat es nicht gegeben.
Die weiteren Ermittlungen führt das Landeskriminalamt Sachsen-Anhalt
durch. Die Durchsuchungen wegen des Verdachts der Bildung einer
kriminellen Vereinigung richteten sich gegen Mitglieder der
sogenannten Sturmbrigade, die als eine Art bewaffneter Arm der
Gruppierung Wolfsbrigade gilt. Dazu hieß es in Karlsruhe, die im
vergangenen Jahr gegründete Sturmbrigade habe sich das
Wiedererstarken eines freien Vaterlandes nach germanischem
Sittengesetz auf die Fahne geschrieben und wolle ihr Ziel offenbar
unter Einsatz von Gewalt verwirklichen. Die Wohnungsdurchsuchungen
dienten laut Bundesanwaltschaft dazu, bestehende Verdachtsmomente zu
objektivieren und nähere Erkenntnisse über die Gruppierung
Sturmbrigade zu erlangen.

30. Juli 2019
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MILITÄR/9130: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 30.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Raketenwerfer als passendes Souvenir aus dem Jemen

Die Zöllner am Flughafen von Baltimore staunten nicht schlecht, als
sie im Abgabegepäck eines Mannes aus Texas, der gerade aus dem Urlaub
in Kuwait kam, einen Raketenwerfer fanden.

Als Sicherheitskräfte ihn befragten, gab sich der Texaner arglos. Er
sei selbst Soldat, und die Waffe sei nicht funktionstüchtig. Dennoch
wurde der Werfer beschlagnahmt. Der Soldat konnte seine Reise aber
fortsetzen.

30. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9132: Aus Parlament und Gesellschaft - 30.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Geldwäschegesetz vor der Abstimmung

Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) will den Kampf gegen die
Geldwäsche forcieren. Wie n-tv.de meldete, sieht er hierzulande noch
einen großen Nachholbedarf in diesem Punkt. Daher wird die Regierung
am Mittwoch ein Gesetz beschließen, das internationalen Standards
entspricht. So soll die beim Zoll angesiedelte Financial Intelligence
Unit (FIU) schlagkräftiger werden, indem sie zusätzliche Kompetenzen
und Möglichkeiten erhält. Unter anderem soll die FIU einen besseren
Zugriff auf die Daten anderer Ermittlungsbehörden erhalten. Auch
sollen mehr Berufsgruppen als bisher dazu verpflichtet sein, einen
Verdacht auf Geldwäsche zu melden und Vorsorge zu betreiben. Dazu
gehören etwa Immobilienmakler, Edelmetallhändler und Auktionshäuser.

30. Juli 2019
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SONSTIGES/9130: Tragisches und Kurioses - 30.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Arbeiten unter der Sonne setzt vielen Menschen gesundheitlich zu

Die Zahl der Erkrankungen durch Sonne und Hitze haben sich in den
letzten elf Jahren verdoppelt. Nach der aktuellsten Erhebung aus dem
Jahr 2017 gab es unter den gesetzlich Versicherten rund 40.000
Fehltage, die sich darauf zurückführen lassen.

Knapp 12.000 Mal wurden Versicherte deshalb krankgeschrieben, wie die
offizielle Statistik ausweist. Allerdings schwanken die Zahlen der
entsprechenden Arbeitsunfähigkeitstage in den letzten Jahren
erheblich. So waren es 2015 laut MDR aktuell rund 52.000, 2008
aber nur rund 18.000.

Vor allem betroffen sind die etwa 2,4 Millionen Menschen, die den
Angaben zufolge im Freien arbeiten müssen.

30. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8215: Aus Forschung und Technik - 30.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Forscher errechnen Körpergröße eines Ichthyosauriers

Es ist schon manchmal erstaunlich, welche Schlüsse Paläontologen aus
ein paar Knochenbruchstücken ziehen können. So wollen Forscher von
der Universität Manchester aus den Überresten des Unterkieferknochens
die Gesamtgröße eines Ichthyosauriers errechnet haben. Der vor 205
Millionen Jahren lebende Fischsaurier soll bis zu 26 Meter lang und
damit etwa so groß wie ein Blauwal gewesen sein. Dabei war der
insgesamt knapp ein Meter lange Knochen in fünf Teile zerbrochen und
nicht vollständig. Trotzdem sahen sich die Forscher in der Lage, auf
die Körpergröße der Urzeit-Tiere zu schließen.
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AUSLAND/8229: Aus aller Welt - 30.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Äthiopier stellen Weltrekord im Bäumepflanzen auf

Die Äthiopier haben am Montag innerhalb von zwölf Stunden 353.633.660
neue Bäume gepflanzt. Die bisherige Weltrekorde einstellende Aktion
gehört zur sogenannten "green legacy"-Initiative von
Ministerpräsident Abiy Ahmed. Demnach sollen bis Oktober landesweit
vier Milliarden Setzlinge ausgebracht werden. Das bedeutet für die
gut 100 Millionen Äthiopier, daß in dieser Periode jeder im Schnitt
40 junge Bäume pflanzt. An dem selbstgesteckten Ziel fehlen noch rund
1,4 Milliarden Bäume. Vor gut hundert Jahren war mehr als ein Drittel
des ostafrikanischen Landes mit Wald bedeckt gewesen. Inzwischen sind
nur noch vier Prozent der Fläche bewaldet. 2017 hatten Äthiopien und
19 weitere afrikanische Staaten beschlossen, insgesamt 100 Millionen
Hektar aufzuforsten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8187: Medizin und Gesundheitswesen - 30.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutlicher Anstieg von Krebserkrankungen prognostiziert

Auch Deutschland steht ein starker Anstieg von Krebserkrankungen
bevor. So rechnet das Deutsche Krebsforschungszentrum (DKFZ) laut
Deutschem Ärzteblatt damit, daß die Zahl der Neuerkrankungen von
derzeit 500.000 pro Jahr auf nicht weniger als 600.000 im Jahr 2030
steigen wird. Schon heute ist Krebs die zweithäufigste Todesursache
in Deutschland. Laut dem DKFZ-Vorstandschef Michael Baumann ist dafür
nicht nur die demographische Entwicklung verantwortlich, sondern auch
der Lebensstil. Beispiele hierfür sind das Rauchen und Übergewicht.
Neben Früherkennung und Behandlung muß daher auch die Prävention
verbessert werden. Schließlich könnten bis zu 40 Prozent der
Krebserkrankungen laut Baumann vermieden werden, wenn die Menschen
all das unterlassen würden, was zu Krebs führt.
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JUSTIZ/8217: Kriminalität und Rechtsprechung - 30.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Karlsruhe erklärt Bankenunion für verfassungsgemäß

Das Bundesverfassungsgericht lehnt in einem am Dienstag
veröffentlichten Urteil zwei Verfassungsbeschwerden gegen die
Europäische Bankenunion ab. Die Bundesregierung und der Bundestag
haben ihre Kompetenzen nicht überschritten, indem sie für die
gemeinsame Bankenaufsicht stimmten. Bei strikter Beachtung der
vereinbarten Aufgaben und Befugnisse verstößt die Bankenunion weder
gegen das deutsche Grundgesetz noch gegen europäisches Recht.

Die Kläger um den Berliner Finanzwissenschaftler Kerber befürchten,
daß die Bundesrepublik das Risiko eingegangen ist, für ausländische
Banken haften zu müssen. Außerdem hat ihrer Auffassung nach die
Bundesregierung ohne rechtliche Grundlage in den Europäischen
Verträgen zu viele Kompetenzen auf die europäische Ebene verlagert.

Für die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts war
ausschlaggebend, daß die Aufsicht über die Kreditinstitute in der
Eurozone nicht vollständig auf die Europäische Zentralbank (EZB)
übertragen wurden und umfangreiche Befugnisse bei den nationalen
Aufsichtsbehörden verblieben.

Seit dem Jahr 2014 werden in der Eurozone die 114 größten
Geldinstitute und ihr Geschäftsbetrieb zur Vermeidung einer neuen
Finanzkrise von der EZB überwacht. Die dort angesiedelten Experten
können den Geschäftsbanken eine Erhöhung ihres Kapitalpuffers
vorschreiben, deren Manager ablehnen oder ihnen Banklizenzen
entziehen. Außerdem wurde von den Banken ein Notfallfonds
eingerichtet, über den zahlungsunfähige Großbanken ohne Einsatz von
Steuergeldern abgewickelt werden können.

30. Juli 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8140: Sprache, Kunst und Medium - 30.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Baubeginn für Berliner Einheitsdenkmal rückt näher

Bereits 1998 wurden in Berlin erste Pläne für den Bau eines Freiheits-
und Einheitsdenkmals am Spreeufer vorgelegt. Nun soll der lange
umstrittene Bau am Schloßplatz voraussichtlich im Herbst in Angriff
genommen werden.

Damit drängt nach so langem Hin und Her allerdings die Zeit, wenn die
sogenannte Einheitswippe, wie von der Bundesregierung gewünscht, zum
30. Jahrestag der Zusammenführung der beiden deutschen Staaten am 3.
Oktober 2020 noch fertig werden soll.

Gerade wegen der Einmaligkeit der beweglichen Betonschale kann bei der
Realisierung allerhand dazwischen kommen. Dennoch ist
Kulturstaatsministerin Monika Grütters (CDU) zuversichtlich.

Für das Projekt "Bürger in Bewegung" sind gut 17 Millionen Euro
veranschlagt.

Die Pläne für ein Einheitsdenkmal in Leipzig liegen nach dem
mißlungenen Architektenwettbewerb dort weiter auf Eis.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8206: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 30.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Saudischer Raketenangriff im Nordjemen tötet 13 Zivilisten

Die Streitkräfte Saudi-Arabiens haben mit einem Raketenangriff in der
nordjemenitischen Provinz Saada mindestens 13 Zivilisten, darunter
zwei Kinder, getötet. 26 weitere Menschen wurden nach Angaben von
Ärzten verwundet. Die Attacke sollte möglicherweise die Antwort auf
einen per Drohne durchgeführten Angriff der Huthi-Rebellen auf einen
an der Grenze gelegenen, saudischen Militärstützpunkt sein. Der
Angriff wurde offiziell nicht bestätigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8220: Aus Parlament und Gesellschaft - 30.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Berlin lehnt Beteiligung an Militäroperation im Persischen Golf ab

Nach Angaben der Berliner Botschaft der USA hat Washington bei den
Regierungen von Deutschland, Frankreich und Großbritannien um
militärischen Geleitschutz für die Handelsschiffahrt im Persischen
Golf und in der Meerenge von Hormus angefragt. Erklärtes Ziel ist die
Bekämpfung iranischer Aggressionen. Das Auswärtige Amt erklärte, die
Bundesregierung habe dies zur Kenntnis genommen, aber keinen Beitrag
in Aussicht gestellt. Außenminister Heiko Maas hatte zuvor schon die
Bedeutung einer Deeskalation von Spannungen und der diplomatischen
Bemühungen hervorgehoben. In diesem Sinne sagte auch der
außenpolitische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, Nils Schmid, im
Bayerischen Rundfunk, eine wie auch immer geartete europäische
Mission mache nur Sinn, wenn der Abstand zu dem sehr robusten
Vorgehen der USA gewahrt bleibe. Der amerikanische Weg, den die
britische Regierung gehen wolle, sei voller Gefahren. Ein Schuß könne
einen großen Konflikt auslösen. Dann sei man an der Seite der USA in
einem Krieg gegen den Iran.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8190: Tragisches und Kurioses - 30.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Keine Kompromisse

Da das Fliegen bekanntlich klimaschädlich ist, die schwedische
Umweltaktivistin Greta Thunberg aber in die USA reisen will, hat sich
die Sechzehnjährige zu einer Atlantik-Überquerung mit einem Segelboot
entschieden.

Wie Spiegel Online berichtete, wollen die Schülerin und ihre
Begleitcrew je nach Wetterlage etwa Mitte August mit der Segeljacht
Malizia II starten. Für die Überfahrt sind rund zwei Wochen
vorgesehen. In den USA sind dann groß angelegte Klimademonstrationen
und eine Rede auf dem Uno-Klimagipfel geplant.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8218: Arbeit, Soziales und Familie - 30.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Wohnungslosigkeit in Deutschland

Die Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe (BAGW) hat am
Dienstag Schätzungen vorgelegt, wonach 2017 in Deutschland 650.000
Menschen zumindest zeitweise ohne Wohnung waren. Zu den Wohnungslosen
zählten rund 375.000 anerkannte Asylsuchende und Flüchtlinge in
Gemeinschaftsunterkünften oder dezentraler Unterbringung. Rund 48.000
Menschen, die nicht in Not- und Gemeinschaftsunterkünften,
Pensionen, Hotels oder bei Bekannten und Verwandten unterkamen,
lebten auf der Straße. Das betraf vor allem viele Zuwanderer aus
osteuropäischen EU-Ländern. Für den Stichtag 30. Juni 2017 geht die
BAGW von insgesamt rund 440.000 Wohnungslosen aus. Die
Wohnungslosenhilfe hat für ihre Zahlen offizielle Daten aus
Nordrhein-Westfalen auf ganz Deutschland hochgerechnet. Eine
offizielle Wohnungslosenstatistik für die gesamte Bundesrepublik gibt
es nicht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8198: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 30.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Klimawandel läßt Rentiere hungern

Auf Spitzbergen hat sich ein Drama erreignet. Wie afp meldete, sollen
dort Forscher des Norwegischen Polarinstituts rund 200 verhungerte
Rentiere entdeckt haben. Nach Auskunft der Wissenschaftler um Ashild
Önvik Pedersen ist das eine ungewöhnlich hohe Zahl. Sie gehen davon
aus, daß der Klimawandel zu einer höheren Sterblichkeitsrate bei den
Rentieren auf der Inselgruppe im Nordpolarmeer führt. Normalerweise
ernähren sich Rentiere von Flechten, die sie im Winter mit ihren
Hufen im Schnee freischarren. Infolge der steigenden Temperaturen im
Rahmen des Klimawandels kann der ständige Wechsel von Frost und Tau
zu undurchdringbaren Eisschichten führen, so daß die Tiere nicht mehr
an ihre Nahrung kommen und verhungern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8206: Märkte und Finanzen - 30.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Jenoptik kann Militärsparte Vincorion verkaufen

Der Thüringer Technologiekonzern Jenoptik plant den kompletten
Verkauf seiner Militärtechniksparte Vincorion. Nach Angaben vom
Montag hat der Aufsichtsrat dem Verkauf zugestimmt. Für die in
Vincorion gebündelte Wehrtechnik und Mechatronik von Jenoptik
arbeiten in Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen und Bayern rund
790 Menschen. Sie stehen für rund ein Fünftel des Gesamtumsatzes des
TecDax-Unternehmens von über 800 Millionen Euro. Unter anderem
stellen sie Komponenten für Schützenpanzer und Kampfjets her. In den
Kernsparten von Jenoptik sind etwa 3200 weitere Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen beschäftigt. Der Vorstand von Jenoptik will mit den
Einnahmen aus dem Verkauf von Vincorion sein Auslandsgeschäft vor
allem in Amerika und Asien verstärken. Das Land Thüringen mit seiner
rot-rot-grünen Regierung ist an Jenoptik beteiligt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8221: Aus Forschung und Technik - 30.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Neuartiges Display soll Ende der planen Screens einläuten

Bislang sehen sich Displays trotz unterschiedlicher Abmessungen und
Auflösungsrate recht ähnlich. Sie sind flach. Das soll sich offenbar
in naher Zukunft ändern. Denn OPPO, wie Vivo und OnePlus zum
chinesischen Konzern BBK gehörend, hat eine Technologie vorgestellt,
die als "OPPO Waterfall Screen" bezeichnet wird. So berichtete der Blogger
Caschy, das Display solle mit einer besonders hohen Oberflächenrate und
einer Biegung von 88 Grad aufwarten. Noch erschließt sich einem
nicht, welchen Vorteil eine solche Architektur haben könnte. Doch da
OPPO bereits bei anderen Technologien wie der Selfie-Kamera unter dem
Display, dem doppelten WLAN und dem MeshTalk eine Vorreiterrolle
spielte, sollte man die Ankündigung ernst nehmen, daß sich bereits
mehrere Smartphones mit diesem Display in der Entwicklung befinden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1658: Arbeitsgedächtnis von Schimpansen ähnelt unserem (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 24.07.2019

Arbeitsgedächtnis von Schimpansen ähnelt unserem

Anders als Menschen verwendeten die Schimpansen keine Suchstrategie, um
die Aufgabe zu vereinfachen



Frühere Studien zeigten bereits, dass Schimpansen ein exzellentes
Langzeitgedächtnis besitzen. Bisher war allerdings wenig über ihr
Arbeitsgedächtnis bekannt. Um dieses näher zu erforschen, präsentierten
die Forscher Schimpansen eine Aufgabe: Die Schimpansen konnten zunächst
beobachten, wie Futter in verschiedenen undurchsichtigen Boxen versteckt
wurde. Dann konnten die Menschenaffen eine Box auswählen, indem sie auf
sie zeigten. War Futter in der Box enthalten, erhielten sie diese als
Belohnung. Nach jeder Wahl wurden die Boxen für 15 Sekunden abgedeckt,
dann durften die Schimpanse erneut wählen.

Um an alle Futterstücke zu gelangen müssen sich die Schimpansen
fortlaufend merken, welche Boxen sie bereits ausgewählt haben und daher
kein Futter mehr enthalten. Die Wissenschaftler erhöhten die Schwierigkeit
der Aufgabe je nach Fähigkeit des einzelnen Schimpansen, indem sie
entweder weitere Boxen hinzufügten oder die Reihenfolge der Boxen nach
jeder Wahl änderten. Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass sich das
Arbeitsgedächtnis von Schimpansen und Menschen ähnlicher ist, als bislang
angenommen: Die Schimpansen erinnerten sich mindestens an vier zuvor
ausgewählte Boxen, ein junger Schimpanse sogar an mehr als sieben Boxen.
Dabei spielt sowohl das Aussehen der Boxen als auch deren Position eine
Rolle, berichten die Forscher.

Menschen schneiden normalerweise schlechter ab in
Arbeitsgedächtnisaufgaben, wenn sie zwischendurch abgelenkt werden. Auch
die Schimpansen haben in dieser Aufgabe schlechter abgeschnitten, wenn sie
gleichzeitig eine zweite, ähnliche Aufgabe durchführen sollten. Die
individuellen Unterschiede in dieser Arbeitsgedächtnisaufgabe waren über
mehrere Monate stabil. Anders als Menschen verwendeten die Schimpansen
allerdings keine Suchstrategie, um die Aufgabe zu vereinfachen. Keiner der
Schimpansen kam auf die Idee, die Boxen der Reihe nach zu durchsuchen.

Die Studie zeigt, dass Schimpansen ähnlich wie Menschen ein
Arbeitsgedächtnis besitzen, das es ihnen erlaubt, sich fortlaufend an eine
Reihe von vorangegangen Ereignissen und Handlungen zu erinnern. Ihre
Arbeitsgedächtniskapazität scheint sich dabei nicht grundlegend von der
des Menschen zu unterschieden. "Unsere Studie zeigt, dass Schimpansen
ähnlich abschneiden wie siebenjährige Kinder in einer für sie leicht
verständlichen Arbeitsgedächtnisaufgabe, die ohne langwieriges Training
auskommt", sagt Christoph Völter, Forscher am Max-Planck-Institut für
evolutionäre Anthropologie in Leipzig und an der Veterinärmedizinischen
Universität Wien.


Originalpublikation:

Völter C. J., Mundry R., Call J., Seed A. M.

Chimpanzees flexibly update working memory contents and show
susceptibility to distraction in the self-ordered search task

Proceedings of the Royal Society B, 24 July 2019,

http://dx.doi.org/10.1098/rspb.2019.0715
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http://idw-online.de/de/institution2234
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





MELDUNG/373: Spuren eines Asteroideneinschlags in marinen Sedimenten nachgewiesen (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 26.07.2019

Spuren eines Asteroideneinschlags in marinen Sedimenten nachgewiesen



Vor 35 Mio Jahren traf ein Asteroid die nordamerikanische Küste nahe dem
heutigen Washington, D.C. Der daraus resultierende Chesapeake-Bay-Krater
mit einem Durchmesser von 40 Kilometern wurde von einem internationalen
Forschungsteam unter der Leitung einer Wissenschaftlerin, die jetzt am
GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel arbeitet, untersucht. In
marinen Sedimenten aus einem Bohrkern, der 400 Kilometer vom Krater
entfernt genommen wurde, identifizierten und datierten sie einzelne
Kristalle, die eindeutig auf dieses außerirdische Einschlagereignis
zurückzuführen sind. Die Studie wurde kürzlich in der internationalen
Zeitschrift Meteoritics & Planetary Science veröffentlicht.

In der 4,5 Milliarden Jahre alten Erdgeschichte haben Einschläge
außerirdischer Körper immer wieder katastrophale Ereignisse ausgelöst. Vor
etwa 35 Millionen Jahren traf ein Asteroid oder Komet den Ozean vor der
Ostküste Nordamerikas. Der Einschlag formte einen Krater mit einem
Durchmesser von etwa 40 Kilometern in der Chesapeake Bay im heutigen
Virginia, USA, und verformte Gesteine in einem Umkreis von bis zu 85
Kilometern. Die Region, zum Beispiel der 200 Kilometer entfernte Ort des
heutigen Washington, D.C., war von einem Feuersturm betroffen. Erdbeben
bis zu einer Stärke von 8,7 Magnituden, herabregnende geschmolzene
Glaströpfchen (Tektite), eine Druckwelle mit Windgeschwindigkeiten über
1000 Kilometer pro Stunde und ein verheerender Tsunami waren weitere
Folgen. Auswurf-Material aus dem Einschlagskrater lagerte sich auf einer
Fläche von mindestens sieben Millionen Quadratkilometern ab. Das ist fast
zwanzigmal so groß wie Deutschland.

Basierend auf marinen Sedimenten, die während der Bohrungen im Rahmen des
International Ocean Drilling Program gewonnen wurden, konnte ein
internationales Team von Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen jetzt
von diesem Einschlagereignis betroffenen Mineralien identifizieren und
erstmals mit Hilfe der Uran-Thorium-Helium-Technik das Alter einzelner
Zirkonkristalle bestimmen. Die Ergebnisse wurden kürzlich in der
internationalen Zeitschrift Meteoritics & Planetary Science
veröffentlicht.

Die datierten Kristalle waren nur etwa 0,1 Millimeter groß. Die relativ
neue Datierungstechnik wurde noch nie zuvor bei der Datierung von
Einschlagskratern angewendet. Die Studie war Teil eines größeren Projekts,
um den Einsatz dieser Tieftemperatur-Datierungsmethode an 20 der 190
bekannten Einschlagskratern auf der Erde zu untersuchen.

"Der Schlüssel zu unserer Untersuchung waren Zirkone, oder genauer gesagt
Zirkoniumsilikat-Kristalle, die wir in den ozeanischen Sedimenten eines
Bohrlochs gefunden haben, das sich fast 400 Kilometer nordöstlich der
Einschlagsstelle im Atlantik befindet", sagt die Projektleiterin und
Co-Autorin Dr. Jo-Anne Wartho, die die Studie an der Arizona State
University begonnen hat und nun am GEOMAR Helmholtz-Zentrum für
Ozeanforschung Kiel arbeitet.

Wenn hohe Temperaturen und Drücke im Zusammenhang mit
Einschlagsereignissen auf Zirkone einwirken, hinterlassen sie
charakteristische Spuren. Dazu gehören parallele Reihen von multiplen,
sehr schmalen Schmelzebenen, die sich in den schockartig veränderten
Kristallen bilden, und der Abbau von Zirkon zu Zirkonoxid und
Siliziumdioxid, der bei Temperaturen von etwa 1680 Grad Celsius und
Drücken, die 900.000 mal höher sind als der atmosphärische Druck auf
Meeresspiegelniveau, geschieht. Zusammen mit Tektiten (Schmelztropfen)
wurden die derart veränderten Zirkonkristalle aus dem Aufprallbereich
geschleudert. Bei Kontakt mit dem Meerwasser kühlten sie dann sofort ab
und sanken auf den Meeresboden.

"35 Millionen Jahre später fanden wir diese geschockten und
ausgeschleuderten Zirkonkristalle und konnten mit der neuen
Datierungs-Technik ihr Alter bestimmen", erklärt Dr. Wartho.

Der Krater der Chesapeake Bay ist heute vollständig von jüngeren
Sedimenten bedeckt, wurde aber Anfang der 1990er Jahre durch
marin-geophysikalische Untersuchungen und anschließende Bohrungen
entdeckt. Mit einem Kraterdurchmesser von 40 Kilometern und einer Tiefe
von ca. 1,3 Kilometern ist er der größte bekannte Einschlagkrater in
den USA und der fünzehntgrößte auf der Erde.


Originalpublikation:

Biren, M. B., J.-A. Wartho, M. C. VAN Soest, K. V. Hodges, H. Cathey, B.
P. Glass , C. Koeberl, J. W. Horton Jr, W. Hale (2019):

(U-Th)/He zircon dating of Chesapeake Bay distal impact ejecta from ODP
site 1073.

Meteoritics & Planetary Science,

https://doi.org/10.1111/maps.13316

Weitere Informationen unter:
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- Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

http://www.asu.edu/

- Arizona State University
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1619: Physiker finden Verwandte von Schrödingers Katze (idw)


Universität Innsbruck - 24.07.2019

Physiker finden Verwandte von Schrödingers Katze



Die Katze aus Schrödingers berühmtem Gedankenexperiment verkörpert nicht
nur die erstaunlichen Phänomene der Quantenwelt, sondern ist auch ein
wichtiger Baustein für zukünftige Quantentechnologie. Wie ein
internationales Forschungsteam unter der Leitung von Martin Ringbauer nun
zeigte, ist Schrödingers Katze jedoch nicht allein, sondern Teil einer
unendlich großen Familie.




[image: Bild: © EQUS]

Hyperwürfel-Zustände bestehen aus mehreren Quantensupositionen, die
die Ecken von multidimensionalen Würfeln abbilden.

Bild: © EQUS



Quantenmechanische Phänomene decken sich selten mit unseren
Alltagserfahrungen und scheinen oft schlicht absurd. Bereits 1935 machte
Erwin Schrödinger, einer der Väter der Quantenmechanik, dies in einem
berühmten Gedankenexperiment sehr deutlich, in dem eine Katze in einer
skurrilen Quantensuperposition von tot und lebendig landet. Die Katze ist
dabei weder das eine noch das andere (und auch nicht beides gleichzeitig),
sondern in einem sensiblen neuartigen Quantenzustand, wenigstens solange
niemand nachsieht.

Doch Schrödinger schuf mit seiner Katze nicht nur eine absurde Geschichte,
sondern auch einen wichtigen Baustein für moderne Quantentechnologien von
Quantencomputern bis zu extrem sensiblen Sensoren. Forscher weltweit
arbeiten daran Schrödingers Katze in Quantensystemen wie einzelnen Atomen
oder Lichtteilchen nachzubilden. "Bringt man ein Quantensystem in solch
eine Superposition von zwei klassischen Zuständen, so bilden sich sensible
Interferenzphänomene, welche man für Quantentechnologie nutzen kann",
erklärt Martin Ringbauer vom Institut für Experimentalphysik von der
Universität Innsbruck. Man kann sich dies vorstellen wie eine Überlagerung
von Wasserwellen, die entsteht, wenn man zwei Steine gleichzeitig ins
Wasser wirft.

Quanten Hyperwürfel

Schrödingers Katze ist nicht die einzige ihrer Art: 2001 wurde mit dem
sogenannten Kompasszustand ein erster Verwandter entdeckt. Dieser Zustand
besteht aus einer Superposition von nicht zwei, sondern vier klassischen
Zuständen, welche wie die Hauptrichtungen eines Kompasses angeordnet sind.
Schrödingers Katze und Kompasszustände sind jedoch nur der Anfang,
berichtet nun ein internationales Team von Physikern aus Österreich,
Australien und dem Vereinigten Königreich. Sowohl Schrödingers Katze als
auch der Kompass sind Teil einer unendlich großen Familie von Zuständen,
die aus Superpositionen bestehen, deren klassische Bausteine die Ecken von
multi-dimensonalen Hyperwürfeln darstellen. "Wir haben diese
Hyperwürfel-Zustände fast zufällig entdeckt, als wir mit winzigen Membranen
experimentierten, um Zustände für neuartige Quantensensoren zu
entwickeln", erzählt Ringbauer.

Von Hyperwürfeln zu Quantensensoren

"Die Auflösung eines Sensors ist zu einem großen Teil durch dessen Skala
bestimmt. Will man einen sehr genauen Maßstab erreichen, müssen die
Abstände zwischen den Markierungen sehr klein sein. Versucht man jedoch
diese Abstände kleiner und kleiner zu machen, stößt man früher oder später
an eine quantenmechanische Grenze - das Heisenbergsche Unschärfeprinzip",
erläutert Ringbauer. Quanten Hyperwürfel Zustände können diese Grenze
umgehen, in dem sie sich Quanteninterferenz zu Nutze machen. "Am Beispiel
der Steine im Wasser sieht man, dass selbst große Steine in der
Überlagerung der Wellen zu feinen Mustern führen. Diese können durchaus
deutlich kleiner sein als die Steine, die sie auslösen. Ähnlich ist es bei
Quantenzuständen: Selbst wenn die Zustände an den Ecken der Hyperwürfel
eine Mindestgröße haben, so ergeben sich dennoch immer feinere
Interferenzmuster, je höher die Dimension des Hyperwürfels wird", sagt
Ringbauer. Dies macht Hyperwürfel-Zustände zu vielversprechenden
Kandidaten für die Konstruktion neuartiger Quantensensoren, in denen die
feinen Interferenzmuster die Rolle der Markierungen des Maßstabes
übernehmen.

Die Arbeit ist im Fachmagazin Physical Review Letters erschienen und wurde
unter anderem vom österreichischen Wissenschaftsfonds FWF und der
Europäischen Union finanziell unterstützt.


Originalpublikation:

Quantum Hypercube States. L.A. Howard, T.J. Weinhold, F. Shahandeh, J.
Combes, M.R. Vanner, A.G. White, and M. Ringbauer.

Phys. Rev. Lett. 123, 020402

https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.123.020402

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution345
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PROJEKT/750: Froschungsprojekt - WGs für Demenzkranke (idw)


Frankfurt University of Applied Sciences - 26.07.2019

WGs für Demenzkranke

Forschungsprojekt der Frankfurt UAS befasst sich mit Alternative zur
stationären Versorgung und legt dort vorherrschende Machtstrukturen dar



Adäquate Betreuung von Demenzerkrankten und Gewalt gegenüber älteren
Menschen wird immer mehr zu einem gesellschaftlichen Problem. "Die
klassische Heimversorgung ist kritisch zu betrachten, da sich dort
Strukturen gemäß einer Totalen Institution wiederfinden. Dieses Konzept
geht von einer starken Ungleichheit von Macht zwischen den Akteuren aus,
was sich in Gewalterfahrungen manifestieren kann. Eine Alternative zur
stationären Versorgung kann eine Wohngemeinschaft für demenziell Erkrankte
sein, die durch deren Angehörige selbst organisiert wird", erklärt Prof.
Dr. Klaus Georg Müller, Professor für Pädagogische Aufgaben in der Pflege.
An der Frankfurt University of Applied Sciences (Frankfurt UAS) führt er
deshalb das Forschungsprojekt "MachtWG - Machtarrangements in
angehörigengesteuerten Wohngemeinschaften für Menschen mit Demenz"
zusammen mit dem wissenschaftlichen Mitarbeiter und Diplom-Soziologen
Sebastian Reutzel durch. "In diesem Betreuungstypus existiert die
Institution wie im oben genannten Sinne möglicherweise nicht, es ergeben
sich aber vermutlich andere Ausprägungsformen von Macht zwischen den darin
lebenden und handelnden Akteuren. Es ist davon auszugehen, dass Macht
durch eine dezentrale Steuerung nicht einfach verschwindet, sondern sich
andersartig äußert." Die Machtstrukturen sichtbar zu machen, ist Kernziel
des Projekts. Die zentrale Frage lautet dabei: Wie gestalten sich
Machtarrangements zwischen Menschen mit Demenz und denen, die sie
versorgen, wenn eine offizielle (Totale) Institution durch eine
Angehörigensteuerung ersetzt wird? Darin liege ein hoher Innovationsgrad,
da besagte Wohngemeinschaften noch wenig (mikro-)soziologisch beforscht
seien. Vor dem Hintergrund der weiterhin ansteigenden Anzahl von an Demenz
erkrankenden Menschen, werde die Versorgungsform Wohnpflegegemeinschaft
zunehmend Popularität erlangen. Deshalb sollen die propagierten geringen
Machtstrukturen durch das Projekt einer empirischen Prüfung unterzogen
werden.

Klassischer Weise handelt es sich bei Gewalt um die sogenannte personale
Gewalt, die eine handgreifliche Ausprägung darstellt und zumeist mit einem
direkt sichtbaren Schaden für den Betroffenen einhergeht. Soziologische
Konzeptionen definieren darüber hinaus aber auch nicht sichtbare Formen
von Gewalt, die sich in sozialen Strukturen wiederfinden. Diese sogenannte
strukturelle Gewalt äußert sich in Machtungleichgewichten. Von einer
Machtungleichheit kann ausgegangen werden, sobald Menschen von anderen
Menschen gepflegt und betreut werden. Der am häufigsten anzutreffende
Versorgungstypus für ältere Menschen mit einer Demenz ist die klassische
stationäre Heimversorgung. Diese lässt sich seit den 1970er Jahren mit dem
theoretischen Ansatz der Totalen Institution nach Erving Goffman
beschreiben. Diese Institutionen zeichnen sich dadurch aus, dass sie in
die zentralen Lebensbereiche "Schlafen, Spielen und Arbeiten" der
Bewohner/-innen eingreifen und dadurch deren Autonomie stark eingeschränkt
wird. Das unmittelbare Zusammenspiel der Akteure kann auf zwei Kernrollen
reduziert werden, zum einen die "Überwacher"(Pflege- und
Betreuungspersonen) und zum anderen die "Überwachten"(Bewohnerinnen und
Bewohner). Für die dort arbeitenden Pflege- und Betreuungspersonen ergibt
sich eine doppelte Belastung durch die Zwänge der Institution einerseits
und einem positiv helfend besetzten Menschenbild andererseits.

Als Gegenentwurf zur stationären Versorgung und relativ junge
Versorgungsform kann die angehörigengesteuerte Wohngemeinschaft für
Menschen mit Demenz gelten. Dadurch, dass die Angehörigen die
Verantwortung für die Organisation von Betreuungs- und Pflegeleistungen
selbst übernehmen und somit die übergeordnete Institution ersetzen, soll
die Autonomie und Selbstbestimmung der Bewohner/-innen gefördert werden.
"Dies bringt allerdings ein neues und interaktionistisch unerforschtes
Akteurs-Arrangement hervor. Es ist davon auszugehen, dass die Faktoren,
die eine Totale Institution und entsprechende Machtrollen bedingen, in
dieser Form nicht vorzufinden sind. Trotz allem ergeben sich neue
Interaktionsformen, die zweifelsfrei nicht ohne Macht auskommen", so
Reutzel. Dies liegt vor allem daran, dass Angehörige unmittelbarer mit
deren zugehörigen Bewohnerinnen und Bewohnern zu tun haben und als deren
Agenten in Erscheinung treten können. Es finden sich also nun nicht mehr
zwei Rollen (Pflegekräfte, Gepflegte) sondern drei Rollen (Pflegekräfte,
Gepflegte, Angehörige) im direkten Feldkontakt wieder, die jeweils eigene
Beziehungen zueinander pflegen.

Die Betreuung von Demenzkranken sollte sich durch eine ausgeprägte
Personenzentrierung und damit eine Individualisierung der pflegerischen
Begleitung auszeichnen. Betreuungshandeln richtet sich situativ an den
Möglichkeiten und Grenzen des zu pflegenden Menschen aus. Jede Form der
institutionalisierten Versorgung stellt organisationsbedingte
Verfahrensweisen bzw. Abläufe der Individuenzentrierung gegenüber und
schränkt diese ein. Daraus ergeben sich Folgefragen nach latenten und bis
dahin unbekannten neuen Machtstrukturen, die sich in einer
Versorgungsumgebung etablieren, die als machtärmer und autonomieförderlich
beschrieben wird. Mit Hilfe der Forschungsergebnisse soll der
Betreuungsform Wohngemeinschaft eine Hilfestellung an die Hand gegeben
werden, eigene Abläufe, Standards und Gewohnheiten bezüglich der
Ausrichtung am Individuum zu analysieren, hinsichtlich enthaltener
Machtaspekte zu bewerten und konzeptionell in Richtung der Charakteristik
einer individuenzentrierten Betreuung weiterzuentwickeln. Letztlich liegt
es im Gestaltungsbereich der betreuenden Personen, die institutionellen
Erfordernisse in Einklang zu bringen mit einer individuellen,
bedürfnisorientierten Pflege.

Ziel des Forschungsprojekts ist es, die Ausprägung einer bewussten Haltung
bei den Akteuren zu fördern und sie in die Lage zu versetzen, ihren Alltag
im Umgang mit demenzkranken Bewohnerinnen und Bewohnern unter
Gesichtspunkten von Machtgebrauch zu reflektieren. Die hier gewonnenen
Erkenntnisse werden darüber hinaus auch auf andere Bereiche der
Demenzversorgung übertragbar sein. "Im Endergebnis werden im Pflegesetting
Tätige mittels des zu entwickelnden Instrumentariums in der Lage sein,
eine Selbstbewertung eigener Machtausübung vorzunehmen. Diese Einschätzung
wird dabei helfen, die jeweiligen Versorgungskonzepte weiterzuentwickeln",
fasst Müller zusammen. "Wir erhoffen uns von den Ergebnissen dieses
Forschungsprojekts nicht nur Antworten auf die gesellschaftlich hoch
relevante Frage nach angemessenen Betreuungskonzepten für an Demenz
erkrankte Menschen, sondern durch diese auch das Leben der Betroffenen zu
verbessern."

Das Vorhaben wird in direkter Zusammenarbeit mit entsprechenden
Wohngemeinschaften und Pflegediensten durchgeführt, die für teilnehmende
Beobachtung und eine aktive Mitwirkung an Workshops zur Verfügung stehen.
"Fest steht, dass das Interesse zur Teilnahme an einem solchen Projekt von
Seiten der Angehörigen sehr hoch ist", freut sich Reutzel.

"MachtWG - Machtarrangements in angehörigengesteuerten Wohngemeinschaften
für Menschen mit Demenz" wird im Rahmen des Förderprogramms "Forschung
für die Praxis 2018" unterstützt. Das im Frühjahr 2019 gestartete Projekt
läuft bis Frühjahr 2020.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295
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INNEN/3163: Mehr Polizei in der Öffentlichkeit erhöht Sicherheitsgefühl der Bürger


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 29. Juli 2019

Mehr Polizei in der Öffentlichkeit erhöht Sicherheitsgefühl der Bürger



Robert Habeck, Bundesvorsitzender Büdnis 90/Die Grünen und Irene
Mihalic, grüne innenpolitische Sprecherin, treffen den
Bundesvorsitzenden der Gewerkschaft der Polizei (GdP), Oliver Malchow.

Berlin. Grünen und GdP haben sich besorgt über die grassierende
rechtsradikale Gewalt gezeigt. Aufklärung der Strukturen, Ermittlungen
in den sozialen Netzwerken sowie stärker sichtbare Präsenz der Polizei
auf der Straße seien notwendig, sagten der Grünen-Bundesvorsitzende
Robert Habeck und der Bundesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei
(GdP), Oliver Malchow, am Montagnachmittag nach einem gemeinsamen
Treffen in Berlin, an dem auch die innenpolitische Sprecherin der
Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen, Irene Mihalic, teilnahm.

"Es ist für die innere Sicherheit Deutschlands sehr wichtig, dass der
Bund in diesen Zeiten deutlich mehr Personalstellen bei der
Bundespolizei und dem Bundeskriminalamt schafft. Spürbarer
Nachholbedarf besteht jedoch trotz erster Fortschritte noch in vielen
Bundesländern.

Meine Kolleginnen und Kollegen können zurecht erwarten, dass nach
jahrzehntelangen Sparmaßnahmen der Investitionsstau bei notwendigen
Personal- und Ausstattungsentscheidungen endlich überall aufgelöst
wird", sagte Malchow.

Der Grünen-Vorsitzende Habeck, der derzeit eine Reihe von Terminen bei
Bundes- und Landespolizei macht, sagte: ?Die Grünen arbeiten seit
vielen Jahren an dem Thema innere Sicherheit. Die Polizei hat uns an
ihrer Seite, wenn es um Ausbildung, Arbeitsbedingungen und Stellen
geht.

Notwendig ist auch, der Aufbau der digitalen Ermittlung gerade mit
Blick auf den Rechtsterror und gewaltbereiten Islamismus. Wer die
freiheitlich-demokratische Grundordnung nicht achtet, muss den vollen
Druck der polizeilichen Arbeit spüren."

Mihalic betonte ihrerseits, "wir müssen das Unsicherheitsgefühl und
die Kriminalitätsfurcht bei vielen Menschen ernst nehmen und noch mehr
Bürgernähe durch Polizisten als Ansprechpartner auf Straßen und
Plätzen herstellen." Mihalic bekräftigte auch die Forderung ihrer
Partei nach der Einführung eines unabhängigen Polizeibeauftragten für
Polizistinnen und Polizisten. "Er sollte ansprechbar sein für
Bürgerinnen und Bürger sowie Polizistinnen und Polizisten sein und
ähnlich wie der Wehrbeaufragte dem Parlament Bericht erstatten. Gerade
weil die Polizei durch die Ausübung des staatlichen Gewaltmonopols in
ganz besonderer Weise Hüterin und Verteidigerin von Rechtsstaat und
Demokratie ist, sollte die Verbesserung der parlamentarischen
Kontrolle eine Selbstverständlichkeit sein."

Die GdP beobachtet nach Angaben Malchows in den vergangenen Jahren ein
erhebliches Auseinanderdriften der Bezahlungen von Bundesland zu
Bundesland. Negative Entwicklungstendenzen gebe es nicht nur in der
Bezahlung, in der Ausstattung und Ausrüstung, sondern auch im Laufbahn
und Versorgungsrecht. Seit der Föderalismusreform im Jahre 2006
drifteten Wochenarbeitszeiten und Altersgrenzen ebenso auseinander wie
die Höhen der Altersversorgung.

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 29. Juli 2019

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Pressestelle
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SOZIALES/1949: Bundesregierung muss wirksame Strategien gegen Wohnungs- und Obdachlosigkeit vorlegen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 30. Juli 2019

Bundesregierung muss wirksame Strategien gegen Wohnungs- und Obdachlosigkeit vorlegen



Anlässlich der heute von der Bundesarbeitsgemeinschaft
Wohnungslosenhilfe (BAG-W) veröffentlichten Schätzungen zu
Wohnungslosigkeit in Deutschland erklärt Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn,
Sprecher für Arbeitsmarktpolitik und europäische Sozialpolitik:

Die Wohnungslosenzahlen steigen weiter besorgniserregend an. Obwohl
die BAG-W mit einem umgestellten Schätzmodell absolut auf weniger
Wohnungslose Personen kommt, lässt sich der Anstieg nicht
kleinrechnen. Für den Zeitraum 2016 auf 2017 wird ein Anstieg von 15
bis 20 Prozent prognostiziert. Das ist mehr als ein Indikator für das
armutspolitische Versagen der Großen Koalition.

Damit sich die Armut nicht weiter verfestigt und alle Menschen das
Menschenrecht auf Wohnen wahrnehmen können, muss die Bundesregierung
jetzt unverzüglich und konsequent handeln. Wir brauchen ein nationales
Aktionsprogramm an dem alle Akteure beteiligt werden müssen: Der Bund,
die Länder und Kommunen, (ehemals) Betroffene und Sozialverbände. Nur
im Dialog, unter der Federführung des Bundes, können wirksame
Strategien zur Vermeidung und Bewältigung von Wohnungs- und
Obdachlosigkeit erarbeitet und umgesetzt werden. Die Versorgung mit
bezahlbaren Wohnraum für alle ist hier oberste Prämisse, die
Implementierung einer amtlichen bundesweiten Statistik zur Erfassung
des Ausmaßes von Wohnungs- und Obdachlosigkeit eine wichtige Basis und
ein erster notwendiger Schritt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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FINANZEN/1265: Haushaltsverantwortung des Bundestages bleibt gewahrt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 30. Juli 2019

Haushaltsverantwortung des Bundestages bleibt gewahrt

Bankenunion verstößt nicht gegen das Grundgesetz und gegen EU-Recht



Das Bundesverfassungsgericht hat am heutigen Dienstag die Regelungen
zur Bankenunion als verfassungsgemäß eingestuft. Dazu erklärt die
finanzpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Antje
Tillmann:

"Der Einheitliche Bankenaufsichtsmechanismus (Single Supervisory
Mechanism, SSM) und der Einheitliche Abwicklungsmechanismus (Single
Resolution Mechanism, SRM) sind zentrale Elemente der Wirtschafts-
und Währungsunion.

Nur ein Kapitalmarkt, der nach einheitlichen Regeln funktioniert, ist
auch im Krisenfall widerstandsfähig. Dazu benötigen wir eine
einheitliche und koordinierte Aufsichtsarchitektur.

Dies haben wir mit der Verständigung auf den SSM erreicht. Die
systemisch wichtigen Banken werden zentral von der EZB beaufsichtigt,
die nationalen Aufsichtsbehörden bleiben für die kleineren Institute
zuständig. So wird sichergestellt, dass die Aufsicht effizient und
nach einheitlichen Maßstäben arbeitet und die Interessen der
Mitgliedstaaten berücksichtigt sind.

Auch wenn Banken abgewickelt werden müssen, müssen wir koordiniert
und gemeinsam vorgehen. Dies stellen wir durch den SRM und den
Ausschuss für die einheitliche Abwicklung (Single Resolution Board,
SRB) sicher.

Bei ihrer Zustimmung zu beiden Elementen haben Bundesregierung und
Bundestag im Rahmen ihrer Kompetenzen gehandelt. Insbesondere stellt
das Gericht fest, dass die Haushaltsverantwortung des Deutschen
Bundestages nicht unzulässig eingeschränkt wurde.

Das gibt uns Sicherheit, weiter dafür Sorge zu tragen, dass bei
Bankenschwierigkeiten nicht der Steuerzahler in Anspruch genommen
wird."

 * 

Quelle:
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VERKEHR/765: Die richtigen Anreize für den Umstieg auf die klimafreundliche Bahn setzen


Pressestatememt der CDU/CSU-Fraktion - 29. Juli 2019

Die richtigen Anreize für den Umstieg auf die klimafreundliche
Bahn setzen



Zur Diskussion um die Reduzierung der Mehrwertsteuer auf Bahntickets
können Sie den stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

"Wir brauchen die richtigen Anreize, um den Umstieg auf die
klimafreundliche Bahn noch attraktiver zu machen. Ein wesentlicher
Baustein dafür ist ein verringerter Mehrwertsteuersatz auf
Bahntickets. Das wird ein Vorschlag sein, mit dem sich das
Klimakabinett im September beschäftigt. Die Anreize und Belastungen
mit Hilfe von Steuern, Abgaben und Umlagen stehen dabei ebenso für
die Bahn wie für andere Verkehrsträger zur Diskussion. Am Ende muss
der Gesamtmix an Maßnahmen stimmen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AUSSEN/1890: US-Mauerbau ist ein weiterer Schritt Richtung Abschottung und Protektionismus


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 27. Juli 2019

US-Mauerbau ist ein weiterer Schritt Richtung Abschottung und Protektionismus



"Die Entscheidung des US-Supreme Court, Geld für Trumps Mauerbau aus
dem Verteidigungsetat zu genehmigen, ist kein "großer SIEG für
Grenzsicherheit und Rechtsstaatlichkeit", wie Trump es formulierte,
sondern ein weiterer Schritt in Richtung Abschottung und
Protektionismus, der Menschenrechte missachtet", erklärt Zaklin
Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. im
Bundestag. Nastic weiter:

"Der Supreme Court, welchen Trump zuletzt mit seinen Handlangern
beetzte, hat Trump nun einen Freifahrtschein für seine absurden und
unmenschlichen Abschottungspläne erteilt. Ein unabhängiges
Justizsystem sieht anders aus. Diese Entscheidung ist ein Skandal und
ein absolutes Armutszeugnis für das Gerichtswesen der Vereinigten
Staaten. Außerdem ist es ein Paradebeispiel für falsche
Prioritätensetzung: nicht das Fehlen einer allgemeinen medizinischen
Versorgung gilt als Gefahr für die nationale Sicherheit, und auch
nicht die horrende Zahl an Obdachlosen, sondern Menschen, die in den
USA Schutz suchen und auf ein friedliches Leben hoffen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 27. Juli 2019
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RECHT/581: Verfassungsschutz ignoriert Gericht


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. Juli 2019

Verfassungsschutz ignoriert Gericht



"Ämter für Verfassungsschutz agieren rechtswidrig, sie sind Relikte
des Kalten Kriegs und als Geheimdienste Fremdkörper der Demokratie",
erklärt Petra Pau, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE
LINKE. Sie fährt fort:

"Jahrzehntelang wurde ich von Ämtern für Verfassungsschutz überwacht.
Dagegen hatte ich gegen die Bundesrepublik Deutschland geklagt und
2010 in Köln vor Gericht Recht bekommen.

Laut Urteil sollte ich alle Akten über mich sowie jene über die PDS
bzw. DIE LINKE einsehen können, in denen ich vorkomme. Dem haben sich
die Ämter für Verfassungsschutz bis heute verweigert. Sie haben das
Urteil ignoriert. Darum geht es nun in einem weiteren Prozess am 31.
Juli 2019 in Münster. Analog geht es um Klagen von Bodo Ramelow,
Ministerpräsident von Thüringen."

 * 

Quelle:
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SICHERHEIT/1988: Kein Bundeswehreinsatz in der Straße von Hormus


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 29. Juli 2019

Kein Bundeswehreinsatz in der Straße von Hormus



Zum möglichen Bundeswehreinsatz im Persischen Golf erklärt Tobias
Pflüger, stellvertretender Vorsitzender der Partei DIE LINKE und
verteidigungspolitischer Sprecher der Fraktion. DIE LINKE im
Bundestag:

DIE LINKE ist entschieden gegen einen Militäreinsatz der Bundeswehr in
der Straße von Hormus. Ein solcher Bundeswehreinsatz ist erstens in
der jetzigen Lage völlig kontraproduktiv, würde also eskalierend statt
deeskalierend wirken, zweitens wäre er rechtswidrig und drittens
werden hier offensichtlich rein wirtschaftliche Interessen verfolgt.

Die Lage am Persischen Golf darf nicht weiter eskalieren. Eine
europäische Militärmission mit deutscher Beteiligung trägt rein gar
nichts zu Entspannung bei, sondern verschärft die gegenwärtige Krise
nur. Was Bundeswehrschiffe und -soldaten in der Straße von Hormus
genau tun sollen, ist unklar. Mal geht es um die Erstellung eines
eigenen Lagebildes, wie in der Sondersitzung des Auswärtigen
Ausschusses gesagt wurde, mal um eine sogenannte Schutzmission, wie es
aus der CDU gefordert wird.

Ein Einsatz der Bundeswehr wäre außerdem rechtswidrig: Außenminister
Heiko Maas konnte in der Sondersitzung des Auswärtigen Ausschusses auf
meine Nachfrage hin keine Rechtsgrundlage (und kein ?kollektives
Sicherheitssystem?) nennen, im Rahmen derer, ein solcher
Bundeswehreinsatz möglich wäre. Es würde, so seine unglaubliche
Aussage, nach Rechtsgrundlagen gesucht.

Damit droht jetzt genau das, was mit den verteidigungspolitischen
Richtlinien von 1992 vorgezeichnet war, als erstmals die
"Aufrechterhaltung des freien Welthandels und des ungehinderten
Zugangs zu Märkten und Rohstoffen in aller Welt" zum vitalen deutschen
Sicherheitsinteresse erklärt worden war: Bundeswehrsoldaten sollen zur
Absicherung von Rohstoffwegen eingesetzt werden.

Wir haben dies als LINKE immer kritisiert und kritisieren es heute
wieder: Die Bundeswehr darf nicht für fragwürdige neo-imperialistische
Abenteuer eingesetzt werden. Und die Golfregion braucht keine neuen
Wirtschaftskriege und militärisches Abenteurertum, auch nicht mit
europäischer und deutscher Beteiligung. DIE LINKE steht für eine
solidarische Weltwirtschaftsordnung und ist gegen Rohstoffkriege.

Die Bundesregierung ist gefordert, sich in aller Deutlichkeit für das
Fortbestehen des Atomabkommen mit dem Iran (JCPOA) einzusetzen, sowohl
gegenüber dem Iran, aber insbesondere gegenüber den USA, die mit ihrem
Bruch der Auslöser der jetzigen Krise waren und sind. Dazu gehört
auch, dass die Bundesregierung und die Europäische Union die
Verpflichtungen im JCPOA endlich umsetzen müssen.

DIE LINKE wird sich aktiv an Mobilisierungen gegen einen
Bundeswehreinsatz in der Straße von Hormus beteiligen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 29. Juli 2019
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SOZIALES/2645: Wohnungslosigkeit bekämpfen durch mehr Sozialwohnungen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. Juli 2019

Wohnungslosigkeit bekämpfen durch mehr Sozialwohnungen



"Die hohe Zahl der Wohnungs- und Obdachlosen in der Bundesrepublik ist
eine Schande. Die Bundesregierung muss endlich handeln, doch der
soziale Wohnungsbau bleibt das Stiefkind ihrer Wohnungspolitik. Um
Wohnungslosigkeit zu bekämpfen, bedarf es eines öffentlichen
Wohnungsbauprogramms für mehr Sozialwohnungen", erklärt Caren Lay,
stellvertretende Vorsitzende und wohnungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE. Lay weiter:

"Eine offizielle bundesweite Statistik zur Wohnungslosigkeit fehlt
bisher. Deshalb sind auch die aktuellen Zahlen wieder Schätzungen der
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosigkeit. Die Dimension der
Wohnungslosigkeit zu kennen, ist ein wichtiger Schritt. Wichtiger ist
jedoch, diese beschämende und unsoziale Realität zu überwinden.
Mietenexplosion und Zwangsräumungen sind die Hauptursachen für die
hohe Zahl der Wohnungslosen.

Die Bundesregierung muss jetzt Taten sprechen lassen, statt die
Verantwortung auf Länder und Kommunen abzuschieben. Jahr für Jahr
sinkt die Zahl der Sozialwohnungen - und das ist nicht nur die Schuld
der Länder, wie Horst Seehofer uns glauben machen will. Die
Bundesregierung stellt viel zu wenig Geld für die Förderung des
sozialen Wohnungsbaus zur Verfügung.

Neben der Schaffung von mehr Sozialwohnungen durch ein öffentliches
Wohnungsbauprogramm fordert DIE LINKE eine Ausweitung der
Unterbringungsmöglichkeiten für Wohnungs- und Obdachlose sowie die
Unterstützung der Kommunen bei effektiven Programmen wie 'housing
first'. Das Recht auf Wohnen gehört ins Grundgesetz."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8698: Heute im Bundestag Nr. 841 - 30.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 841

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 30. Juli 2019, Redaktionsschluss: 14.51 Uhr

1. Korrekturbitten des Familienministeriums

2. Korrekturbitten im Familienressort

3. Korrekturbitten des Familienministeriums

4. AfD fragt nach Korrekturbitten

5. Korrekturbitten im Verteidigungsressort

6. Linke fragt nach Beschaffungsvorhaben

7. AfD fragt nach Korrekturbitten des BPA

8. Korrekturbitten der BKM im Fokus



1. Korrekturbitten des Familienministeriums

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion möchte erfahren, aus welchen
Anlässen das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend im Januar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen hat ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in der entsprechenden Kleinen Anfrage (19/11538)
danach, aus welchen Anlässen das Familienministerium im Januar dieses
Jahres bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen hat ersuchen lassen.

 * 

2. Korrekturbitten im Familienressort

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion möchte erfahren, aus welchen
Anlässen das Bundesministerium für Familien, Senioren, Frauen und
Jugend zwischen dem 22. November 2005 und dem 31. Dezember 2018 bei
Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
der entsprechenden Kleinen Anfrage (19/11594) danach, aus welchen
Anlässen das Ministerium im gleichen Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen.

 * 

3. Korrekturbitten des Familienministeriums

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion möchte erfahren, aus welchen
Anlässen das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend im Februar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen hat ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in der entsprechenden Kleinen Anfrage (19/11717)
danach, aus welchen Anlässen das Ministerium im Februar 2019 bei
Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen.

 * 

4. AfD fragt nach Korrekturbitten

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion möchte erfahren, aus welchen
Anlässen das Verteidigungsministerium vom 22. November 2005 bis zum
31. Dezember 2018 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe
um Korrekturen von Berichterstattungen hat ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in der entsprechenden Kleinen Anfrage (19/11592)
danach, aus welchen Anlässen das Ministerium im gleichen Zeitraum bei
Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen.

 * 

5. Korrekturbitten im Verteidigungsressort

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion möchte erfahren, aus welchen
Anlässen das Verteidigungsministerium im Januar 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
der entsprechenden Kleinen Anfrage (19/11637) danach, aus welchen
Anlässen das Ministerium im Januar 2019 bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen.

 * 

6. Linke fragt nach Beschaffungsvorhaben

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion verlangt Auskunft über
Beschaffungsvorhaben der Bundeswehr. In einer Kleinen Anfrage
(19/11721) will sie unter anderem wissen, wie hoch die bisherigen und
die weiteren geplanten Ausgaben für die Beschaffung, Forschung und
Entwicklung des Schützenpanzers Puma, des geschützten
Transportkraftfahrzeugs Boxer, des Kampfpanzers Leopard 2, des
Transporthubschraubers NH90, des Kampfflugzeugs Eurofighter, des
Transportflugzeugs A400M, des Lastkraftwagen GTF ZLK 15t, der Korvette
K130, der Fregatte F125, des Unterstützungshubschraubers Tiger, des
Seeaufklärungsflugzeuges P-3C Orion und des Transportflugzeuges C-130J
Herkules sind. Zudem möchte sie erfahren, an wie vielen der 1.360
Beschaffungsprojekte der Bundeswehr die Firma Rheinmetall als
Hauptauftragnehmer oder als Unterauftragnehmer beteiligt ist.

 * 

7. AfD fragt nach Korrekturbitten des BPA

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion möchte erfahren, aus welchen
Anlässen die Beauftragte das Presse- und Informationsamt der
Bundesregierung (BPA) im Januar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen hat ersuchen
lassen. Auch erkundigt sie sich in der entsprechenden Kleinen Anfrage
(19/11632) danach, aus welchen Anlässen das BPA im Januar 2019 bei
Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen.

 * 

8. Korrekturbitten der BKM im Fokus

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion möchte erfahren, aus welchen
Anlässen die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien
(BKM) vom Dezember 2013 bis Dezember 2018 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
der entsprechenden Kleinen Anfrage (19/11593) danach, aus welchen
Anlässen die BKM im Januar im gleichen Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 841 - 30. Juli 2019 - 14.51 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 31. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8697: Heute im Bundestag Nr. 840 - 30.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 840

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 30. Juli 2019, Redaktionsschluss: 13.38 Uhr

1. Anstieg des Meeresspiegels

2. AKW-Pläne in der Ukraine

3. Bericht zur achten Überprüfungstagung

4. Studien des BMU

5. AfD fragt nach BiB-Korrekturbitten

6. AfD fragt nach BBK-Korrekturbitten

7. Korrekturbitten des BMI-Beschaffungsamtes



1. Anstieg des Meeresspiegels

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Prognosen zum Anstieg des Meeresspiegels bis
2010 unterliegen weiterhin "großer Unsicherheit". Das schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/11783) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/11397). Demnach orientiere sich
die Bundesregierung an den Aussagen des Intergovernmental Panel on
Climate Change (IPCC). "Im letzten Zustandsbericht wird der mittlere
globale Anstieg in der nahen Zukunft (2046 bis 2065) mit 0,3 m und
einer wahrscheinlichen Bandbreite von 0,22 bis 0,38 m angegeben. Für
die ferne Zukunft (2081 bis 2100) liegt der mittlere Anstieg in diesem
Szenario bei 0,63 m und die wahrscheinliche Bandbreite beträgt 0,45 m
bis 0,82 m", heißt es in der Antwort. Aktualisierte Ergebnisse werden
laut Bundesregierung für September 2019 im Sonderbericht des IPCC zu
den Ozeanen und der Kryosphäre erwartet.

 * 

2. AKW-Pläne in der Ukraine

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die "Pläne der Ukraine zum Weiterbau von Reaktoren 3
und 4 des Atomkraftwerkes Khmelnitsky" sind Gegenstand einer Antwort
der Bundesregierung (19/11791) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/11366). Darin führt die Bundesregierung etwa
auf, welche Analysen zur sicherheitstechnischen Auslegung des
Atomkraftwerkes (AKW) des Typs WWER-1000/W-320 bekannt sind. Laut
Darstellung der Grünen sind die beiden laufenden Reaktoren vom Typ
WWER-1000/W-320.

Grundsätzlich ist die Bundesregierung laut Antwort der Auffassung,
"dass der Reaktortyp WWER-1000/W-320 in dem ursprünglichen Design die
Sicherheitsanforderungen an neu zu errichtende Atomkraftwerke nach
aktuellen internationalen Sicherheitsstandards nicht erreicht". Die
ursprüngliche sicherheitstechnische Auslegung der AKW dieses Typs
seien in den 1990er Jahren "im Rahmen eines Extrabudgetary Programme
der Internationalen Atomenergieorganisation (IAEA) durch ein
internationales Expertenteam detailliert untersucht" worden. Die
Ergebnisse der Untersuchung seien in einem öffentlich zugänglichen
Bericht umfassend dargestellt. "Zwischenzeitlich sind nach Kenntnis
der Bundesregierung die im Bericht genannten Schwachstellen entweder
beseitigt worden oder es wurden kompensatorische Maßnahmen umgesetzt",
heißt es in der Antwort.

 * 

3. Bericht zur achten Überprüfungstagung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat ihren Bericht "für die achte
Überprüfungstagung zum Übereinkommen über nukleare Sicherheit im
März/April 2020" vorgelegt (19/11455). In dem Bericht werden unter
anderem Details zu vorhandenen Kernanlagen ausgeführt und eine
Übersicht über die atom- und strahlenschutzrechtliche Lage in
Deutschland gegeben. Das Übereinkommen über nukleare Sicherheit trat
1996 in Kraft. Die Überprüfungstagungen finden alle drei Jahre statt.

 * 

4. Studien des BMU

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit (BMU) beziehungsweise von nachgeordneten Behörden
seit Oktober 2013 in Auftrag gegebene Studien führt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/11663) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion aus (19/10930). In der Auflistung führt die
Bundesregierung Details zu Auftragnehmer, Budget und Laufzeit aus.
Zudem wird dargestellt, welche Studien veröffentlicht beziehungsweise
nicht veröffentlicht wurden. "Gründe dafür, dass bestimmte Studien
nicht veröffentlicht werden, können beispielsweise sein:
Abschlussberichte/Studien enthalten vertrauliche bzw.
sicherheitsrelevante Daten beziehungsweise sind als Verschlusssache
eingestuft", schreibt die Bundesregierung.

 * 

5. AfD fragt nach BiB-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesinstitut für
Bevölkerungsforschung (BiB) im März 2019 bei Medien Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11854) danach, "aus welchen Anlässen" das
BiB im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

6. AfD fragt nach BBK-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesamt für Bevölkerungsschutz
und Katastrophenhilfe (BBK) im März 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11856)) danach, "aus welchen Anlässen" das
BBK im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

7. Korrekturbitten des BMI-Beschaffungsamtes

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Beschaffungsamt des
Bundesministeriums des Inneren, für Bau und Heimat (BMI) im März 2019
bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11858) danach, "aus welchen Anlässen" das
Beschaffungsamt im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8696: Heute im Bundestag Nr. 839 - 30.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 839

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 30. Juli 2019, Redaktionsschluss: 13.02 Uhr

1. Beschäftigte bei Bundesunternehmen

2. Linke fragt nach Kündigung von Verträgen

3. Kombinierter Verkehr in Deutschland

4. Gesundheitskarte für Asylsuchende

5. Einstiegsqualifizierungsjahr thematisiert

6. Medianeinkommen in Bayern

7. AfD fragt nach BDBOS-Korrekturbitten



1. Beschäftigte bei Bundesunternehmen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat eine nach Ländern
gegliederte Aufstellung der Beschäftigtenzahlen bundeseigener
Unternehmen wie Deutsche Bahn und Telekom vorgelegt. In einer Antwort
(19/11429) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/11016)
heißt es, für die Bundesregierung sei die Herstellung gleichwertiger
Lebensverhältnisse im Bundesgebiet von sehr hoher politischer
Bedeutung. In den bald 29 Jahren seit Wiederherstellung der Deutschen
Einheit seien dank großer Aufbauleistungen der Menschen im Osten
Deutschlands und der solidarischen Gesamtleistung des vereinten
Deutschlands eindrucksvolle Erfolge erzielt worden. Seit der
Wiedervereinigung hätten sich die neuen und die alten Bundesländer
kontinuierlich aufeinander zu bewegt.

 * 

2. Linke fragt nach Kündigung von Verträgen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Mit der Kündigung der Verträge zur Erhebung und
Kontrolle der Infrastrukturabgabe befasst sich die Fraktion Die Linke
in einer Kleinen Anfrage (19/11780). Darin fragen die Abgeordneten die
Bundesregierung, aus welchen Gründen die Verträge gekündigt wurden,
wer für die Bundesregierung die Projektfortschritte überwacht hat und
wie die Bewertungskriterien festgelegt wurden. Außerdem möchte die
Fraktion erfahren, "welche Fristen zur Abarbeitung welcher
Meilensteine" nach Auffassung der Bundesregierung nicht eingehalten
wurden.

 * 

3. Kombinierter Verkehr in Deutschland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die Fraktion Die Linke möchte in einer Kleinen
Anfrage (19/11869) Details zur Entwicklung des Kombinierten Verkehrs
(KV) erfahren. Darin fragen die Abgeordneten die Bundesregierung, wie
sich das jährliche Güterverkehrsaufkommen des KV in Deutschland seit
2009 entwickelt habe und wie es sich bis 2030 entwickeln soll. Auch
nach dem Anteil des KV am gesamten jährlichen Güterverkehrsaufkommen
und der Verteilung "auf die Verkehrsträger Straße, Schiene und
Wasserstraße" sowie nach der Verteilung der Tonnage erkundigen sich
die Abgeordneten.

 * 

4. Gesundheitskarte für Asylsuchende

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Gesundheitliche Versorgung von Menschen ohne
Papiere, Asylsuchenden und Flüchtlingen ohne Aufenthaltstitel" lautet
der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/11882).
Darin erkundigt sich die Fraktion danach, in welchen Bundesländern
nach Kenntnis der Bundesregierung flächendeckend die Gesundheitskarte
für Asylsuchende eingeführt wurde. Auch will sie wissen, in welchen
Bundesländern "der anonyme Krankenschein für Menschen ohne Papiere
oder Menschen ohne geregelten Aufenthaltsstatus" eingeführt wurde.
Ferner fragt sie unter anderem, ob die Bundesregierung gedenkt, eine
einheitliche Regelung zur bundesweiten Einführung der Gesundheitskarte
für Asylsuchende zu treffen.

 * 

5. Einstiegsqualifizierungsjahr thematisiert

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Das sogenannte Einstiegsqualifizierungsjahr ist
Thema einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/11917). Wie die
Fraktion darin ausführt, wurde mit dem Ausbildungspakt im Jahr 2004
das Einstiegsqualifizierungsjahr eingesetzt. "Im Gegensatz zum
regulären Einstellungsverfahren und zu einer regulären Ausbildung
erhalten bei dem Einstiegsqualifizierungsjahr Jugendliche eine Chance,
die mit Defiziten zu kämpfen haben", heißt es in der Vorlage weiter.
Wissen wollen die Abgeordneten, wie sich nach Kenntnis der
Bundesregierung die Zahlen der Einstiegsqualifizierung in den Jahren
von 2008 bis 2018 entwickelt haben.

 * 

6. Medianeinkommen in Bayern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der jeweiligen Entwicklung des Medianeinkommen
der sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten in zahlreichen
Berufshauptgruppen in Bayern in den Jahren 2010 bis 2018 erkundigt
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11913). Auch fragt
sie darin unter anderem, wie hoch in diesen Jahren jeweils die Anzahl
sowie der relative Anteil der ausschließlich geringfügig beschäftigten
Männer, Frauen, Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit sowie
Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit an allen ausschließlich
geringfügig Beschäftigten in Bayern waren.

 * 

7. AfD fragt nach BDBOS-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Bundesanstalt für den Digitalfunk
der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BDBOS) im
März 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11857) danach, "aus
welchen Anlässen" die BDBOS im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 
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BUNDESTAG/8695: Heute im Bundestag Nr. 838 - 30.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 838

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 30. Juli 2019, Redaktionsschluss: 11.12 Uhr

1. Einkommen unterhalb der Armutsgrenze

2. Rückforderungen im SGB II

3. Medianeinkommen im Saarland

4. Medianeinkommen in Hamburg

5. Morbus Parkinson als Berufskrankheit

6. Zahl der Leiharbeitskräfte erfragt

7. Ausbildungsbegleitende Maßnahmen

8. Kosten für Abschiebungen erfragt



1. Einkommen unterhalb der Armutsgrenze

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will von der Bundesregierung
erfahren, wie sich in Deutschland in den Jahren 2005 bis 2018 "der
Anteil der Personen, die trotz Erwerbstätigkeit ein Einkommen
unterhalb der Armuts(risiko)grenze haben", entwickelt hat. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11865) unter anderem
nach der entsprechenden Entwicklung in den anderen EU-Mitgliedstaaten.

 * 

2. Rückforderungen im SGB II

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Rückforderungen im SGB II (Hartz IV) und SGB III
(ALG I)" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/11874). Darin erkundigen sich die Abgeordneten unter anderem
danach, "wie viele Rückforderungen im Rechtskreis des SGB-II"
beziehungsweise des SGB-III nach Kenntnis der Bundesregierung jeweils
weniger als einen Monat, weniger als ein halbes Jahr oder weniger als
ein Jahr offen sind.

 * 

3. Medianeinkommen im Saarland

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der jeweiligen Entwicklung des Medianeinkommens
der sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten in zahlreichen
Berufshauptgruppen im Saarland in den Jahren 2010 bis 2018 erkundigt
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11880). Auch fragt
sie darin unter anderem, wie hoch in diesen Jahren jeweils die Anzahl
sowie der relative Anteil der ausschließlich geringfügig beschäftigten
Männer, Frauen, Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit sowie
Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit an allen ausschließlich
geringfügig Beschäftigten im Saarland waren.

 * 

4. Medianeinkommen in Hamburg

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der jeweiligen Entwicklung des Medianeinkommens
der sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten in zahlreichen
Berufshauptgruppen in Hamburg in den Jahren 2010 bis 2018 erkundigt
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11881). Auch fragt
sie darin unter anderem, wie hoch in diesen Jahren jeweils die Anzahl
sowie der relative Anteil der ausschließlich geringfügig beschäftigten
Männer, Frauen, Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit sowie
Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit an allen ausschließlich
geringfügig Beschäftigten in Hamburg waren.

 * 

5. Morbus Parkinson als Berufskrankheit

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um eine "Anerkennung von Morbus Parkinson als
Berufskrankheit im landwirtschaftlichen Bereich" geht es in einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/11875). Darin erkundigt
sich die Fraktion danach, ob die Bundesregierung plant, "wie
Frankreich Morbus Parkinson als Berufskrankheit bei Landwirtinnen und
Landwirten anzuerkennen", Auch möchte sie unter anderem wissen, seit
wann nach Kenntnis der Bundesregierung "ein möglicher
Ursachenzusammenhang zwischen Pestizid-Exposition und
Parkinsonerkrankung" bekannt ist.

 * 

6. Zahl der Leiharbeitskräfte erfragt

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der aktuellen Zahl der Leiharbeitskräfte in
Deutschland erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/11884). Auch will sie wissen, wie sich diese Zahl in den
Jahren 2008 bis 2019 entwickelt hat. Ferner fragt sie unter anderem,
wie hoch derzeit nach Kenntnis der Bundesregierung der
durchschnittliche monatliche Bruttostundenlohn von Leiharbeitskräften
ist.

 * 

7. Ausbildungsbegleitende Maßnahmen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Ausbildungsbegleitende Maßnahmen, assistierte
Ausbildung und außerbetriebliche Ausbildung" lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/11918). Darin erkundigt sich die
Fraktion danach, wie sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Zahlen
der Berufsvorbereitenden Maßnahmen in den Jahren von 2005 bis 2018
entwickelt haben. Auch will sie unter anderem wissen, wie sich die
Zahlen ausbildungsbegleitender Hilfen die Zahlen der assistierten
Ausbildung in den Jahren von 2005 bis 2018 entwickelt haben.

 * 

8. Kosten für Abschiebungen erfragt

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, wie hoch in den Jahren
2013 bis einschließlich 2018 "die den Bundeshaushalt betreffenden
Kosten für die Durchsetzung einer räumlichen Beschränkung, die
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung eines Ausländers
insgesamt jährlich" waren. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11914) unter anderem danach, in wie vielen Fällen nach
Kenntnis der Bundesregierung "in welchen Höhen Erstattungsforderungen
gegenüber dem Ausländer selbst beziehungsweise einem
Verpflichtungsgeber entsprechend Paragraf 66 Absatz 2
Aufenthaltsgesetz" geltend gemacht wurden.

 * 
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BUNDESTAG/8694: Heute im Bundestag Nr. 837 - 30.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 837

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 30. Juli 2019, Redaktionsschluss: 09.07 Uhr

1. BMVI für Computerspielpreis zuständig

2. AfD fragt nach Kanalschleuse Wusterwitz

3. Elektromobilität in Sachsen

4. Linke fragt nach Frauengesundheitsbericht

5. Entwicklung der Bevölkerungszahl



1. BMVI für Computerspielpreis zuständig

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Verleihung des Deutschen Computerspielpreises
(DCP) wird weiterhin im Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) organisiert. "Aus Gründen der Sachnähe und
aufgrund der inhaltlichen Verbindung zur Computerspielförderung" sei
entschieden worden, diese Aufgabe in dem Ministerium zu belassen,
heißt es in einer Antwort der Bundesregierung (19/11741). Die
FDP-Fraktion hatte in einer Kleinen Anfrage (19/11132) unter anderem
gefragt, ob es zutreffe, dass künftig das Bundespresseamt die
Verleihung übernehme.

Zu möglichen konzeptionellen Veränderungen des DCP macht die
Bundesregierung keine Angaben. "Die mit der Wirtschaft geschlossene
Vereinbarung zur Verleihung des Deutschen Computerspielpreises läuft
zum 31. Oktober 2019 aus. Die im Zuge der Neuvereinbarung geplanten
Änderungen werden derzeit in der Bundesregierung abgestimmt", heißt es
in der Antwort.

 * 

2. AfD fragt nach Kanalschleuse Wusterwitz

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Mit Berichten über mögliche Baumängeln an der
Kanalschleuse Wusterwitz am Ende des Elbe-Havel-Kanals in Brandenburg
befasst sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11923).
Darin möchten die Abgeordneten erfahren, welche Ursachen für die
"teilweise handgroßen Löcher in den Schleusen-Betonwänden
verantwortlich" sind und warum die Baumängel nicht durch die
Bundesregierung öffentlich gemacht worden seien. Auch nach anhängigen
Streifverfahren seitens involvierter Firmen erkundigt sich die
Fraktion.

 * 

3. Elektromobilität in Sachsen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) In einer Kleinen Anfrage (19/11608) erkundigt sich
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen nach der Entwicklung der
Elektromobilität im Freistaat Sachsen. Die Abgeordneten wollen
erfahren, wie viele Pkw insgesamt, wie viele rein batterieelektrischen
Pkw und wie viele Plug-In-Hybrid-Pkw derzeit in Deutschland und in
Sachsen zugelassen sind. Die Fraktion fragt außerdem nach der Anzahl
der zugelassenen Busse und Elektrobusse und für wie viele Fahrzeuge
der Umweltbonus bislang in Anspruch genommen wurde. Der Freistaat
Sachsen gilt als "bedeutsamer Automobilstandort Deutschlands und
insbesondere als Vorreiter bei der Produktion von E-Autos", schreibt
die Fraktion in der Vorbemerkung der Kleinen Anfrage.

 * 

4. Linke fragt nach Frauengesundheitsbericht

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach einem zweiten Nationalen
Frauengesundheitsbericht erkundigt sich die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/11847). Darin fragt sie, wann die Vorlage
des zweiten Frauengesundheitsberichts der Bundesregierung beabsichtigt
ist. Auch will sie unter anderem wissen, ob der neue
Frauengesundheitsbericht auch das Thema Versorgungssituation von
Schwangeren beinhalten wird.

 * 

5. Entwicklung der Bevölkerungszahl

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Entwicklung der Bevölkerungszahl in den
einzelnen Bundesländern im Zeitraum von 2000 bis 2019 erkundigt sich
die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11787). Auch erkundigt
sie sich darin unter anderem, wie sich nach Kenntnis der
Bundesregierung zwischen 2000 und 2019 "der Wanderungssaldo zwischen
den alten Bundesländern (ohne Berlin) und den neuen Bundesländern (mit
Berlin) entwickelt" hat.

 * 
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BUNDESTAG/8693: Heute im Bundestag Nr. 836 - 29.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 836

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 29. Juli 2019, Redaktionsschluss: 16.01 Uhr

1. Studien des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie

2. Finanzielle Lage bei Rüstungshersteller

3. Korrekturbitten der BGR im März erfragt

4. Aufträge der öffentlichen Hand

5. Reformmaßnahmen der WTO

6. Internetausbau in Sachsen

7. AfD erfragt BMU-Korrekturbitten



1. Studien des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/fno) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
(BMWi) informiert über die seit 2013 vergebenen Forschungsprojekte,
Sachverständigengutachten, Evaluationen und weiteren Studien. Eine
entsprechende Liste liegt der Antwort der Bundesregierung (19/11682)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10933) bei. Darin
enthalten sind auch die von dem BMWi nachgeordneten Behörden
bestellten Studien.

 * 

2. Finanzielle Lage bei Rüstungshersteller

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/fno) Der Bundesregierung liegen neben den öffentlichen
Konzernabschlüssen keine zusätzlichen Informationen oder Erkenntnisse
zur finanziellen Situation von Heckler & Koch vor. In einer Antwort
(19/11837) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/11081)
schreibt sie außerdem, dass sie grundsätzlich keine eigene Bewertung
der wirtschaftlichen Situation einzelner Unternehmen vornehme. Darüber
hinaus seien Kreditaufnahmen auch in der Rüstungsindustrie eine
übliche Form der Unternehmensfinanzierung, sodass keine Rückschlüsse
über die finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit gezogen
werden können.

Über die Besitzverhältnisse bei Heckler & Koch und gegebenenfalls
daraus resultierende Konsequenzen informiert die Bundesregierungen die
Abgeordneten gesondert. Die entsprechenden Antworten wurden mit
Rücksicht auf Geschäftsgeheimnisse als Verschlusssache "VS -
Vertraulich" eingestuft.

 * 

3. Korrekturbitten der BGR im März erfragt

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Bundesanstalt für
Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) im März 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11853) danach, "aus welchen Anlässen" die
BGR im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

4. Aufträge der öffentlichen Hand

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Die öffentliche Auftragsvergabe ins In- und Ausland
thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11751). Die
Abgeordneten möchten wissen wie viele Lieferaufträgen, Bauaufträgen
und Dienstleistungsaufträgen zwischen 2010 und 2018 erteilt wurden und
welches Volumen diese hatten. Zudem soll die Bundesregierung angeben,
welches Auftragsvolumen an in- und ausländische Unternehmen vergeben
wurde.

 * 

5. Reformmaßnahmen der WTO

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Mit der Welthandelsorganisation (WTO) befasst sich
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11481). Die Abgeordneten
wollen unter anderem wissen, ob es einen konkreten Zeitplan für die
WTO-Reformen gibt. Zudem fragen sie nach Reformmaßnahmen in
verschiedenen Bereichen, wie Cyber-Diebstahl,
Joint-Venture-Bestimmungen oder Lokalisierungsanforderungen. Auch der
Streitschlichtungsmechanismus beschäftigt die Abgeordneten. Neben
Informationen zu konkreten Fällen möchten sie wissen, welche
Auswirkungen die nicht-Ernennung neuer Streitschlichter für die
Organisation hat.

 * 

6. Internetausbau in Sachsen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte in einer
Kleinen Anfrage (19/11464) erfahren, wie die Mittel des
Bundesförderprogramms für Breitbandausbau in Sachsen genutzt werden.
Zudem erfragen die Abgeordneten statische Daten zur Geschwindigkeit
der bestehenden Internetanschlüssen.

 * 

7. AfD erfragt BMU-Korrekturbitten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) im Februar 2019 bei Medien
unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11817) danach, "aus welchen Anlässen" das
Ministerium im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1895: Regierungspressekonferenz vom 29. Juli 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 29. Juli 2019

Regierungspressekonferenz vom 29. Juli 2019

Themen: Kabinettssitzung, Festnahmen von Demonstranten in Moskau,
Monitoring zum Nationalen Aktionsplan "Wirtschaft und Menschenrechte",
Reise des Bundesaußenministers nach Warschau, Lage an der Straße von
Hormus, Absturz des Fluges MH17, Verrechnung von Kontrastmittelpauschalen,
Großauftrag an Siemens für Arbeiten auf der US-Marinebasis Guantánamo Bay,
Vorschlag des bayerischen Ministerpräsidenten bezüglich der Senkung der
Mehrwertsteuer auf Bahntickets, Pannen bei der Flugbereitschaft der
Bundeswehr, AnkER-Zentren, Genehmigung des ersten Nachrüstsystems für
Dieselfahrzeuge durch das Kraftfahrt-Bundesamt, Lage in Kolumbien,
INF-Vertrag, Zahl der freien Ausbildungsplätze, Seenotrettung im
Mittelmeer


Sprecher: SRSin Demmer, Burger (AA), von Plüskow (BMVg), Malachowski
(BMJV), Baron (BMWi), Berve-Schucht (BMG), Berger (BMZ), Bechtle (BMF),
Klein (BMU), Buser (BMVI), Ruwwe-Glösenkamp (BMI), Strüder (BMBF)



Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Da wir uns am Freitag nicht gesehen haben, habe ich eine
Terminankündigung, und zwar möchte ich Sie auf die Kabinettssitzung an
diesem Mittwoch hinweisen. Sie beginnt um 9.30 Uhr, wie immer, und findet
dieses Mal unter Leitung des Vizekanzlers Olaf Scholz statt. Die Themen
geben wir, wie immer, im Laufe des morgigen Dienstags bekannt.

Dann würde ich mich gerne zu den Vorfällen in Moskau äußern. Die
Bundesregierung hat die Berichte über zahlreiche Festnahmen von Menschen,
die in Moskau friedlich demonstriert haben, und den darauffolgenden
unverhältnismäßig harten Polizeieinsatz mit großer Sorge zur Kenntnis
genommen. Hierbei geht es um die Einhaltung der Prinzipien von OSZE und
Europarat. Diese Prinzipien sind von hoher Bedeutung für die Demokratie.
Die Russische Föderation hat sich zu diesen Prinzipien - wie
Versammlungsfreiheit und freie Meinungsäußerung - bekannt. Die russische
Regierung ist aufgerufen, diese Prinzipien zu respektieren und bei ihrem
Handeln Verhältnismäßigkeit walten zu lassen. Die Bundesregierung erwartet
die rasche Freilassung der Festgenommenen. Mit Blick auf die russische
Regionalwahl im September ruft die Bundesregierung nachdrücklich zur
Einhaltung internationaler Standards auf.

Frage: Frau Demmer, den Protest beziehungsweise die Sorge der
Bundesregierung nimmt man zur Kenntnis. Warum hat sich die Bundesregierung
nicht in gleicher Weise zu den inzwischen mehrfach aufgetretenen
Gewaltorgien der Polizei in Frankreich bei den Gelbwesten-Protesten
geäußert?

SRSin Demmer: Wir haben uns hier immer wieder zu diesem Thema geäußert, und
dem habe ich hier nichts hinzuzufügen.

Frage: Die Bundesregierung hat ja die schnelle Freilassung der Gefangenen
gefordert. Grundsätzlich werden von den Gefangenen die Personalien
aufgenommen, es wird eine Geldstrafe wegen Teilnahme an einer nicht
genehmigten Demo verhängt, und dann werden sie wieder freigelassen. Dazu
würde mich interessieren: Welche Information hat denn die Bundesregierung,
dass sich noch immer Demonstranten in Gefangenschaft befinden?

SRSin Demmer: Wie Sie wissen, verfolgt die Bundesregierung die Entwicklung
in Russland und den dortigen Umgang mit Oppositionspolitikern, Journalisten
und der Zivilgesellschaft sehr genau. Wir äußern uns jetzt hier nicht zu
konkreten Zahlen. Aber das Recht auf freie Meinungsäußerung und faire
Bedingungen für die Präsentation abweichender politischer Vorstellungen
entsprechen den Prinzipien, wie eben gesagt, von OSZE und Europarat. Diese
müssen auch in der Russischen Föderation gewährleistet sein.

Zusatzfrage: Ich habe noch eine Nachfrage an das Innenministerium: Wie wird
denn eine Teilnahme an einer nicht genehmigten Demonstration in Deutschland
geahndet? - Oder an das Justizministerium, je nachdem, wer sich berufen
fühlt.

Malachowski: Die Versammlungsgesetze liegen in der Zuständigkeit der
Bundesländer. Deswegen fällt es mir jetzt schwer zu sagen, was da im
Einzelnen vorgesehen ist. Vielleicht wenden Sie sich an die Kollegen dort.

Burger: Darf ich ergänzen? - Zu Ihrer Frage - das können die Kollegen aus
den Verfassungsressorts bestimmt noch sehr viel präziser sagen -: Es ist in
Deutschland natürlich so, dass Demonstrationen nicht genehmigungspflichtig
sind. Man muss in Deutschland keine Genehmigung einholen, um demonstrieren
zu dürfen.

Zusatzfrage: Das heißt, Sie behaupten, dass man in Deutschland, bevor man
demonstriert, dies nicht bei der Polizei anmelden muss?

Burger: Sie haben gerade nach Genehmigungen gefragt. Ich habe gesagt, dass
man in Deutschland keine Genehmigung dafür beantragen muss, um
demonstrieren zu können.

Zusatz: Es gibt aber ein Anmeldeprozedere.

Burger: Ja.

Ich habe noch zwei Ankündigungen zu machen. Ich fange einmal damit an, weil
das in der Vergangenheit hier in der Regierungspressekonferenz Thema war
und es immer wieder Nachfragen dazu gab:

Ich darf Ihnen heute sagen, dass das Monitoring zum Nationalen Aktionsplan
"Wirtschaft und Menschenrechte" heute in eine neue wichtige Runde geht.
Rund 1800 Unternehmen erhalten heute per Mail die Bitte der
Bundesregierung, an einer Befragung zur Achtung der Menschenrechte in ihren
weltweiten Lieferketten teilzunehmen. Das Monitoring ist methodisch
fundiert und im Einklang mit wissenschaftlichen Standards in dieser Breite
weltweit einmalig. Das Monitoring ist eine Chance für die deutsche
Wirtschaft, ihr Engagement für die Menschenrechte darzustellen. Wir fordern
die angeschriebenen Unternehmen nachdrücklich dazu auf, diese Gelegenheit
zu nutzen.

Im Frühjahr 2020 werden wir die Befragung wiederholen. Im Sommer 2020 wird
die Bundesregierung dann einen Endbericht mit den Ergebnissen
veröffentlichen. Der Bericht wird eine wesentliche Grundlage für die
Beratungen der Bundesregierung darüber sein, ob und gegebenenfalls welche
weiteren Maßnahmen ergriffen werden, um den weltweiten Menschenrechtsschutz
im wirtschaftlichen Kontext zu stärken.

Wir haben den Fragebogen und den Bericht über die Methode auf der Website
des Auswärtigen Amtes veröffentlicht. Dort finden Sie auch viele
weiterführende Informationen.

Frage: Gibt es nach der ersten Befragung vielleicht auch schon einen ersten
Zwischenbericht? Im Jahr 2020 hat Deutschland ja den EU-Ratsvorsitz. Wird
dann im Zusammenhang mit dem möglichen deutschen Lieferkettengesetz auch
ein europaweites Vorgehen angestrebt?

Burger: Auf die Frage, ob es einen Zwischenbericht gibt, müsste ich Ihnen
die Antwort nachreichen. Ich habe die ganze Methodik leider gerade nicht
vollständig präsent.

Zum zweiten Thema würde ich nur so viel sagen: Der EU-Ratsvorsitz ist ja
sozusagen von unseren eigenen nationalen Gesetzgebungsfristen entkoppelt.
Das heißt, wir können gerade als Vorsitz nicht unsere eigene nationale
Agenda der EU vorgeben. Aber natürlich ist das Thema "Wirtschaft und
Menschenrechte" auch eines, über das wir im EU-Rahmen einen ganz
regelmäßigen Austausch haben.

Frage: Vielleicht noch eine Detailnachfrage: Wie lange haben die
Unternehmen jetzt Zeit zu antworten, wenn Sie sagen, im Frühjahr 2020 ist
schon die nächste Befragung geplant? Welche Ressorts waren beteiligt, um
die Methodik dieses Fragebogens zu entwickeln? War auch das
Entwicklungsministerium dabei?

Burger: Der Zeitraum zur Beantwortung ist, wenn ich mich richtig entsinne,
sechs Wochen ab dem Zeitpunkt, ab dem die Unternehmen mit dem Zugang zu der
Website einzeln freigeschaltet werden. Es gibt auch ein Beratungsangebot,
den NAP Helpdesk bei der Agentur für Wirtschaft & Entwicklung, der die
Unternehmen dabei unterstützen kann, die Fragebögen richtig auszufüllen.

Pardon, Ihre zweite Frage war?

Zusatz: Welche Ressorts beteiligt waren.

Burger: Ich hoffe, ich vergesse jetzt niemanden. Meines Wissens waren das
BMAS, BMWi, BMZ und Auswärtiges Amt. Ich hoffe, ich habe jetzt niemanden
vergessen; sonst tut es mir sehr leid.

Vorsitzende Wefers: Es sieht nicht so aus, als ob sich jemand übergangen
fühlt.

Burger: Ich möchte vielleicht noch kurz ergänzen: Es waren natürlich nicht
nur die Ressorts beteiligt, sondern es waren auch Verbände, NGOs,
Gewerkschaften und natürlich die Wissenschaft an diesem Prozess beteiligt.

Frage: Herr Burger, vielleicht habe ich es nicht richtig verstanden: Ist
die Teilnahme obligatorisch? Welche Sanktionen gibt es für den Fall der
Nichtteilnahme?

Burger: Die Teilnahme ist nicht obligatorisch. Aber ein Unternehmen, das
den Fragebogen nicht ausfüllt, wird als Nichterfüller gezählt. Das wird in
der Statistik natürlich dazu führen, dass sich die Quote der Nichterfüller
gegenüber den Erfüllern verschlechtert.

Zusatzfrage: Das ist die einzige Konsequenz? Hat das für die Unternehmen
direkt irgendeine Form von Konsequenz, zum Beispiel bei einer möglichen
Auftragsvergabe? Es geht ja nicht um staatliche Aufträge, aber trotzdem:
Welche Konsequenz kann das haben?

Burger: Es gilt: Das ist nicht sanktionsbewehrt.

Frage: Herr Burger, könnten Sie ganz kurz ein paar Beispiele nennen, was da
abgefragt wird, also was Sie von den Unternehmen genau wissen wollen?

Burger: Da würde ich Sie bitten, sich den Fragebogen auf der Website des
Auswärtigen Amtes einfach anzusehen. Dort können Sie sich selbst das viel
präziser anschauen, als ich Ihnen das jetzt sagen kann.

Zusatzfrage: Das ging jetzt so schnell nicht. Könnten Sie zwei, drei
Beispiele nennen?

Burger: Bitte?

Zusatzfrage: Das ging jetzt bei mir nicht so schnell. Deswegen hatte ich
gehofft, dass Sie vielleicht einfach kurz zwei, drei Beispiele nennen
könnten.

Burger: Nein, die habe ich mir nicht mitgenommen, weil ich mir dachte, das
sei sehr einfach zu recherchieren.

Ich habe dann noch eine Reiseankündigung zu machen. Außenminister Maas
fliegt am Mittwoch, den 31. Juli, nach Warschau, um dort am Abend an den
Feierlichkeiten zum 75. Jahrestag des Warschauer Aufstands teilzunehmen.
Vom 1. August bis 2. Oktober 1944 erhob sich die Untergrundbewegung
Polnische Heimatarmee gegen die deutsche Besatzungsmacht, um diese aus
Warschau zurückzudrängen und um den anrückenden Sowjetstreitkräften
entgegentreten zu können. Nach der Kapitulation der polnischen Seite nach
63 Tagen zerstörten die deutschen Besatzer Warschau fast vollständig. Etwa
200 000 Polen starben in den Kämpfen und in den von SS-Truppen verübten
Massakern.

Neben der Teilnahme an der Gedenkveranstaltung wird Heiko Maas auch
Gespräche mit dem polnischen Staatspräsidenten Andrzej Duda sowie
Außenminister Jacek Czaputowicz führen. Hierbei wird es auch um bilaterale
sowie internationale Themen gehen.

Am 1. August wird der deutsche Außenminister dann gemeinsam mit seinem
polnischen Amtskollegen einen Kranz am Denkmal für die Opfer des Massakers
von Wola niederlegen. Dass Massaker von Wola im August 1944 ist eines der
größten Kriegsverbrechen des Zweiten Weltkriegs mit etwa 50 000 Opfern
durch die Hände von SS-Truppen.

Nach einem Besuch des Museums des Warschauer Aufstands wird Außenminister
Maas dort am 1. August auch eine Rede halten und sich danach gemeinsam mit
dem polnischen Außenminister mit jungen Menschen zum offenen Gespräch und
Austausch treffen. - Vielen Dank.

Frage: Ich habe nur eine Lernfrage, Herr Burger: Ist das auch die
offizielle Sprachregelung des Auswärtigen Amtes, dass der Aufstand im
Warschauer Getto auch dazu diente, um den sowjetischen Truppen
entgegentreten zu können?

Burger: Habe ich "entgegentreten" gesagt?

Zusatz: Ja.

Burger: Okay, dann habe ich mich verlesen. Entschuldigen Sie, bitte. Es
heißt natürlich: ihnen entgegenkommen zu können.

Frage: Ich habe eine Frage an das AA und an das BMVg zur Lage an der Straße
von Hormus: Wie sieht denn jetzt eigentlich die Anfragelage seitens der
Briten aus? Dort hat es ja jetzt einen Regierungswechsel gegeben. Gibt es
da überhaupt eine richtige Anfrage und, wenn ja, nach was genau?

Dann würde mich auch interessieren: Wir reden die ganze Zeit über eine
europäische Mission zum Offenhalten der Straße von Hormus. Was heißt in
diesem Zusammenhang "europäisch"? Ist das irgendwie EU-koordiniert, oder
unterhalten sich jetzt alle interessierten europäischen Länder darüber, was
sie denn da machen können?

Burger: Ich habe Ihnen im Vergleich zu dem, was ich hier letzten Mittwoch
vorgetragen habe, eigentlich keinen neuen Sachstand mitzuteilen. Es hat
auch keine weitere Konkretisierung der Überlegungen gegeben, die es bei den
europäischen Partnern bisher dazu gegeben hat.

Zusatzfrage: An das BMVg: Was könnte denn ein deutscher Beitrag zu einer
Überwachungsmission der Straße von Hormus sein?

Plüskow: Wie Sie ja auch schon in der letzten Woche gehört haben, ist
völlig unkonkret, was hier gefordert werden könnte. Deswegen kann ich Ihnen
dazu auch gar nichts sagen. Das wäre reine Spekulation an dieser Stelle.

Frage: Russland hat in diesem Zusammenhang ein Konzept der kollektiven
Sicherheit im Persischen Golf vorgestellt. Eines der Kernelemente ist keine
dauerhafte Stationierung mehr von Truppen von Ländern, die nicht der Region
angehörig sind. Wie bewertet denn die Bundesregierung diesen Vorschlag?

Burger: Es tut mir leid, der Vorschlag liegt mir nicht vor. Ich kann Ihnen
aber sagen, dass sich auch Außenminister Maas in seinen Äußerungen - jetzt
zuletzt auch am Wochenende - dafür ausgesprochen hat, dass es wichtig ist,
mit den Staaten der Region zum Thema "Maritime Sicherheit" alle Beteiligten
an einen Tisch zu bekommen, weil man auch, wenn dort noch dicke
diplomatische Bretter zu bohren sind, funktionierende Gesprächskanäle und
einen Dialog über gemeinsame Regeln braucht, um eine ungewollte Eskalation
zu vermeiden.

Zusatzfrage: Wie bewertet das Auswärtige Amt das Kernelement des
dauerhaften Verzichts auf die Stationierung von fremden Militäreinheiten im
Persischen Golf?

Burger: Wie gesagt: Der Vorschlag ist mir nicht bekannt. Deswegen werde ich
ihn hier auch nicht bewerten.

Frage: Herr Burger, die Unionsfraktion sagt ziemlich klar, dass sie in der
Sache jetzt einfach auf einen Vorschlag des Bundesaußenministers wartet.
Stimmt das? Wird es auf jeden Fall in den nächsten Tagen einen Vorschlag
von Herrn Maas geben?

Die zweite Frage, die mich noch interessieren würde - auch jenseits der
politischen Frage, ob man da vielleicht etwas und was man da machen möchte -
, ist: Könnten Sie sagen, was es dabei auch rechtlich zu bedenken gibt?

Burger: Ich würde gerne noch einmal an das erinnern, was wir hier letzte
Woche besprochen haben. Aus unserer Sicht ist das Entscheidende in der
jetzigen Situation, als Europäer alles zu tun, um Chancen für die
Diplomatie offenzuhalten. Das ist im Übrigen auch das, woran wir am
Wochenende ganz intensiv mit den europäischen Partnern und auch mit
Russland und China bei dem Treffen der Joint Commission im Rahmen des JCPOA
in Wien gemeinsam mit dem Iran gearbeitet haben, nämlich darauf zu drängen,
eine vollständige Einhaltung des JCPOA wiederherzustellen. Das ist das,
worauf wir im Moment all unsere Energie konzentrieren.

Wir haben auch darüber gesprochen, dass wir bei den Überlegungen, die in
der vergangenen Woche aus London kommuniziert worden sind, und bei
Kontakten, die es auch mit Frankreich gegeben hat, ein Interesse daran
haben, uns an diesen Gesprächen zu beteiligen; denn unser Interesse ist,
dass unser Engagement in der Region ein europäisches Gesicht hat und dass
deutlich wird, dass wir uns als Europäer nicht an einer amerikanischen
Strategie des maximalen Drucks gegenüber Iran beteiligen.

Darüber hinaus kann ich Ihnen jetzt aber keine neuen Informationen zu
möglichen Überlegungen, die es bei den europäischen Partnern gibt oder
nicht gibt, mitteilen.

Zusatzfrage: Geht die Unionsfraktion dann also zu Unrecht davon aus, dass
von Außenminister Maas bald ein Vorschlag für einen möglichen Einsatz
kommen wird? Hat sie da Erwartungen, mit denen Sie sich erst einmal gar
nicht beschäftigen? Wäre das rechtlich problematisch?

Burger: Außenminister Maas hat gesagt:

"Mit den E3 sprechen wir auch darüber, wie man die Staaten der Region zum
Thema maritime Sicherheit an einen Tisch bekommen kann."

Das ist ein Bereich, mit dem wir uns intensiv beschäftigen. Das ist auch
ein Bereich, bei dem wir gemeinsam mit den europäischen Partnern dabei
sind, zu versuchen, Vorschläge zu entwickeln. - Vielleicht so viel zu Ihrer
ersten Frage.

Hinsichtlich Ihrer zweiten Frage habe ich, glaube ich, deutlich gemacht,
dass wir im Moment längst nicht bei einem Entscheidungsstand sind, bei dem
man solche Fragen nach rechtlichen Bedingungen beantworten könnte.

Frage: Sie schließen also eine Mission zu diesem Zeitpunkt definitiv aus?

Burger: Das habe ich mich nicht sagen gehört. Was ich gesagt habe, ist,
dass ich gegenüber den Äußerungen, die ich hier letzte Woche getätigt habe,
als ich ausführlich eingeordnet habe, woher diese Überlegungen kommen,
heute keinen neuen Sachstand habe und dass es dazu heute keine neuen
Entscheidungen gibt.

Frage: Sie erwähnten die Gespräche in Wien. Wie sind die verlaufen? Hat es
da Signale, beispielsweise seitens des Irans, gegeben, selbst zu
garantieren, dass die freie Schifffahrt dort weiterhin stattfinden kann?
Hat es irgendwelche Äußerungen gegeben, was jetzt mit dem britischen Schiff
passiert, das dort festgehalten wird?

Burger: Beim Treffen der Joint Commission im Rahmen des JCPOA ging es
natürlich um das JCPOA. Das war aus unserer Sicht ein wichtiger,
notwendiger und auch geeigneter Schritt, um auf die Nichteinhaltung des
JCPOA durch den Iran zu reagieren. Die iranische Seite wurde nachdrücklich
dazu aufgefordert, zur vollständigen Einhaltung des JCPOA zurückzukehren
und keine weiteren Schritte zu unternehmen, die das JCPOA weiter aushöhlen
würden. Wir als E3 haben deutlich gemacht, dass wir auf weitere
Eskalationen durch Iran ebenfalls mit diplomatischen Mitteln reagieren
würden.

Wir als E3 haben im Rahmen der Joint Commission unserem iranischen
Gesprächspartner auch mitgeteilt, dass das Zahlungsinstrument INSTEX ab dem
1. August einen neuen Präsidenten erhält. Ich möchte das jetzt auch
ausdrücklich nutzen, um Per Fischer im Namen der E3-Regierungen für seinen
Einsatz zum Aufbau von INSTEX während der vergangenen sechs Wochen herzlich
zu danken. Ich freue mich auch, Ihnen mitteilen zu dürfen, dass ab Mittwoch
Botschafter a. D. Bernd Erbel die Leitung von INSTEX übernehmen wird. Er
ist ein ausgewiesener Kenner der Region. Das ist nicht zuletzt für den
Austausch mit der iranischen Seite von großer Bedeutung.

Frage: Gibt es denn Wirtschaftsbeziehungen konkret aus Deutschland - diese
Frage richtet sich vielleicht auch an das Wirtschaftsministerium -, die von
diesem Konflikt in der Straße von Hormus betroffen sind?

Baron: Konkrete Quantifizierungen kann ich nicht vornehmen. Es ist bekannt,
dass das eine wichtige Handelsstraße ist. Aber konkrete Bezifferungen kann
ich nicht vornehmen.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Demmer. Vor wenigen Tagen jährte sich
zum fünften Mal der Absturz des Fluges MH17. Das internationale
Ermittlerkomitee JIT hat bereits eine Schuldzuweisung vorgenommen. Der
Prozess soll im nächsten Jahr stattfinden.

Der Privatermittler Josef Resch, zu dessen Klienten unter anderem das
Bundeskriminalamt gehört, hat vor einiger Zeit einen Auftrag erhalten,
Beweise, neue Ermittlungsansätze zu finden. Dafür wurde eine Belohnung von
30 Millionen Euro ausgelobt. Die ist inzwischen ausgezahlt worden, weil es
neue Beweismittel gibt. Die möchte er dem JIT übergeben. Er ist mehrfach
verhört worden, unter anderem vom BGH. Er hat bis heute keine Reaktionen
auf diese neuen Ansätze erhalten.

In den Unterlagen, die ihm übergeben wurden, beziehungsweise im
Schriftverkehr mit dem BGH wird festgestellt, dass die Bundesregierung seit
2014 von möglichen Vertuschungen der wahren Ursachen Kenntnis hat.

Erstens. Warum reagiert die Bundesregierung bis heute nicht auf neue
Ermittlungsansätze oder neue Beweisvorlagen, wo doch das JIT ausdrücklich
öffentlich um neue Hinweise ersucht?

Zweitens. Hat die Bundesregierung seit 2014 Kenntnis von
Vertuschungsversuchen über die wahren Hintergründe des Absturzes?

SRSin Demmer: Ich habe mich hier sehr ausführlich zu dem fünften Jahrestag,
sogar aktiv zu den Vorkommnissen um den Absturz der MH17-Passagiermaschine
geäußert. Zu den Details, die Sie hier wortreich vorgetragen haben, kann
ich Ihnen nichts sagen, weil mir dazu keine Informationen vorliegen. Ich
kann Ihnen aber sagen, dass ich hier vor wenigen Wochen, eben anlässlich
des fünften Jahrestages, noch einmal betont habe, dass die Bundesregierung
die Bemühungen der gemeinsamen internationalen Ermittlergruppe unterstützt,
das Verbrechen vollständig aufzuklären und die Verantwortlichen zur
Rechenschaft zu ziehen.

Zusatzfrage: Wird die Bundesregierung, da sie ja jetzt von mir Kenntnis
erlangt hat, dass es neue Beweismittel von Herrn Josef Resch gibt, auf den
Vorschlag, diese Beweismittel zu übergeben, eingehen beziehungsweise das
JIT kontaktieren?

SRSin Demmer: Ich kann hier noch einmal betonen: Nach Erkenntnissen der
internationalen Ermittlergruppe wurde das Flugzeug mit einem russischen
Flugabwehrsystem abgeschossen. Am 19. Juni 2019 hat die niederländische
Staatsanwaltschaft Haftbefehle gegen vier mutmaßliche Täter ausgestellt,
unter anderem gegen den Separatistenführer Igor Girkin.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMG. Im öffentlichen Gesundheitswesen
findet gerade eine ziemliche Geldverschwendung durch
Kontrastmittelpauschalen statt. Dabei können Radiologen Kontrastmittel
günstig bei Pharmaunternehmen einkaufen und zum fünffachen Preis bei den
Krankenkassen abrechnen. Dabei entsteht ein Millionenschaden. Ist das dem
BMG bekannt?

Berve-Schucht: Danke schön für die Frage. - Sie hatten auch schon eine
Interviewanfrage zu diesem Thema bei uns gestellt. Ich muss gestehen: Ich
kann Ihnen im Moment keine Information dazu geben. Wir können das aber
gerne nachreichen, so wir das können.

Zusatzfrage: Diese Pauschalabrechnungen sind ja im Sozialgesetzbuch nicht
verboten. Aber es widerspricht eigentlich dem Geist der bisherigen Gesetze,
auch des Strafgesetzbuches, dass Ärzte durch die Abgabe von Medikamenten
zusätzlich Geld verdienen sollen. Sehen Sie das als Problem?

Berve-Schucht: Auch dazu kann ich im Moment wirklich nichts sagen. Ich weiß
auch nicht, wie das in dem Fall der Radiologen geregelt ist. Tut mir leid,
das muss ich nachreichen.

Zusatzfrage: Wird sich das BMG darum kümmern?

Berve-Schucht: Ja, sicher, gern.

Frage: Siemens hat letzte Woche einen Großauftrag für die US-Marinebasis
Guantánamo bekommen. In diesem Zusammenhang würde mich interessieren: Wie
bewertet das Auswärtige Amt sowohl den aktuellen völkerrechtlichen Status
der Marinebasis als auch den menschenrechtlichen Status der dortigen
Gefangenen in dem entsprechenden Gefangenenlager?

Vorsitzende Wefers: Sie wollten auch noch eine Nachlieferung machen, Herr
Burger. Wollen Sie die vielleicht erst machen?

Burger: Nein.

Vorsitzende Wefers: Dann machen Sie es mal so, wie Sie meinen.

Burger: Ich glaube, ich beantworte zunächst kurz die Frage, und dann mache
ich die Nachlieferung.

Zu der völkerrechtlichen Einordnung: Das müsste ich Ihnen nachliefern. Das
habe ich nicht präsent.

Zu der Frage, wie wir die menschenrechtliche Situation dort bewerten, kann
ich Sie auf das verweisen, was wir hier in der Vergangenheit immer wieder
gesagt haben. Da hat sich keine Veränderung unserer Bewertung ergeben.

Zusatzfrage: Dann können Sie ja auch noch einmal stärker verbalisieren.

Burger: Ich verweise Sie auf die Äußerungen, die wir hier in der
Vergangenheit dazu gemacht haben.

Zusatzfrage: Ich habe noch eine Nachfrage an das Wirtschaftsministerium:
Sind für diesen Großauftrag bereits Überlegungen bezüglich 
Hermes-Bürgschaften etc. in Umlauf?

Baron: Das ist mir nicht bekannt. Wie gesagt: Das sind unternehmerische
Vorgänge, die wir als solche nicht bewerten. Wenn Unternehmen entscheiden,
Anträge zu stellen, dann ist das ebenfalls ein unternehmerischer Prozess.
Aber Anträge sind mir nicht bekannt.

Burger: Ich darf zum Thema des Monitorings zum Nationalen Aktionsplan
"Wirtschaft und Menschenrechte" einen Nachtrag machen. Außerdem muss ich
mich noch korrigieren.

Der Nachtrag besteht darin: Ja, es wird eine erste Auswertung auch bereits
nach der ersten Befragungsrunde, jetzt im Herbst 2019, geben.

Die Korrektur: Die Unternehmen, die nicht antworten, werden nicht, wie ich
das gesagt hatte, als Nichterfüller gewertet, sondern sie werden einfach
gar nicht gezählt. Das heißt, deren mögliche Bemühungen zählen dann nicht
zu dem, was hinterher in der Studie vom Stand her erfasst wird. Das wäre
sonst nach Einschätzung der Experten methodisch nicht korrekt.

Frage: Wenn es 2019 eine erste Auswertung geben wird: Wann wird die genau
sein?

Burger: Ich kann Ihnen das Datum nicht sagen. Ich wollte jetzt auch nicht
sagen, dass die Auswertung 2019 stattfinden wird. Ich wollte Ihnen sagen:
Bereits zu der ersten Befragungsrunde, die 2019 stattfindet, wird es auch
einen Zwischenbericht geben, schon vor der zweiten Befragungsrunde 2020.

Frage: Ich hatte die Diskussion bislang immer so verstanden, dass zumindest
der Entwicklungsminister sagte: Wenn die Ergebnisse nicht befriedigend
sind, muss man darüber nachdenken, eventuell schärfere Gesetze auf den Weg
zu bringen, weil es bisher unverbindliche Empfehlungen sind. - Gibt es
innerhalb der Bundesregierung eine Absprache - an Sie, Herr Burger, die
Frage, vielleicht auch an Frau Demmer oder ergänzend an das BMZ -, wann
darüber entschieden wird, ob es ein schärferes Gesetz gibt?

Burger: Dazu hatte ich nun wirklich vorgetragen. Ich hatte gesagt: Im
Sommer 2020, also nach der zweiten Befragungsrunde, die im Frühjahr 2020
stattfindet, wird die Bundesregierung einen Endbericht mit den Ergebnissen
veröffentlichen. Dieser Bericht wird dann eine wesentliche Grundlage für
die Beratungen der Bundesregierung darüber sein, ob und gegebenenfalls
welche weiteren Maßnahmen ergriffen werden.

Berger: Keine Ergänzung vom BMZ.

Frage: Warum machen Sie die Befragung jetzt, wenn Sie nicht einmal sicher
sind, dass Sie das in diesem Jahr auswerten? Sie brauchen ja aber bis
nächsten Sommer ein Ergebnis. Das klingt für mich ein bisschen so, dass Sie
einfach die doch noch relativ lange Zeit bis nächsten Sommer überbrücken
müssen und zeigen, Sie tun etwas, aber es passiert ja erst einmal gar
nichts.

Burger: Nein. Ich glaube, dann verstehen Sie mich falsch. Zunächst einmal
bin ich doch ganz sicher, dass wir dieses Jahr tatsächlich eine Bewertung
durchführen und einen Zwischenbericht vorlegen. Das hatte ich ja auch
gerade nachgeliefert.

Die Tatsache, dass die Befragung in zwei Schritten stattfindet, trägt auch
dem Rechnung, dass erwartet wird, dass es Unternehmen gibt, die im Zuge des
Fragebogens - - - Nein, Entschuldigung. Da bin ich jetzt dabei, etwas
Falsches zu sagen. - Entschuldigung, ich muss Ihnen die Antwort auf diese
Frage nachreichen.

Frage: Ich würde gerne das Umweltministerium und das Finanzministerium zu
der Initiative von Herrn Söder fragen, das klimafreundliche Reisen per Bahn
zu fördern. Er hat ja einen ermäßigten Mehrwertsteuersatz auf Bahntickets
vorgeschlagen. Ist das sinnvoll? Wie würde sich so etwas auf das
Mehrwertsteueraufkommen durch Bahntickets auswirken? Ist das möglicherweise
so groß, dass man sich das gar nicht erst leisten kann?

Bechtle: Es wird Sie wahrscheinlich nicht überraschen, dass ich Sie da auf
das Klimakabinett verweise. Da möchte ich den Ergebnissen jetzt nicht
vorgreifen.

Klein: Ich kann dazu sagen: Grundsätzlich finden wir vom Umweltministerium
es natürlich gut, dass derzeit so viel über Klimaschutzmaßnahmen diskutiert
wird. Viele Einzelvorschläge sind dabei, darunter auch der von Ihnen
angesprochene Ansatz, die Mehrwertsteuer auf Bahntickets zu verringern
beziehungsweise ganz zu streichen.

Der Staatssekretär hat sich schon gestern dazu geäußert, auch die
Ministerin. Wir finden das gut. Nur: Wichtig ist, dass man bei den Debatten
über Einzelmaßnahmen nicht das Gesamtbild vergisst. Es geht jetzt darum,
dass wir systematisch und dauerhaft Maßnahmen auf den Tisch legen und diese
beschließen, die uns dabei helfen, unsere Klimaziele zu erreichen. Das
heißt, Einzelmaßnahmen sind gut. Es ist gut, diese anzudiskutieren. Aber
worauf es nachher ankommt, ist, dass wir ein ordentliches Gesamtpaket
haben. Deswegen arbeiten wir auch im Klimakabinett daran.

Frage: Findet man diese Initiative im Verkehrsministerium auch gut?

Buser: Die finden wir sehr gut. Vielleicht auch noch der Rekurs: Wir hatten
dies schon vor einigen Wochen gefordert, nämlich die Mehrwertsteuer von 19
auf 7 Prozent zu senken. Auch das ist wiederum Teil unserer 53 Maßnahmen
für den Klimaschutz, die wir vorgelegt haben.

Frage: Ich möchte dazu noch nachfragen, weil dieses Thema vor mehreren
Monaten durch Herrn Scheuer hier schon einmal Thema war. Damals wurde auf
Rückfrage, wie dies mit der Umsetzung aussehe, gesagt, da müssten jetzt
erst Gespräche mit den anderen Ministerin geführt werden. Dazu wollte ich
einmal hören, ob es inzwischen irgendwelche Fortschritte gibt und wie weit
diese Gespräche sind, also ob damit zu rechnen ist, dass das jetzt
irgendwann kommt?

Auch wenn im Klimakabinett darüber geredet wird, könnte uns das
Finanzministerium trotzdem zumindest eine Zahl verraten, was für
Steuerausfälle das bedeuten würde.

Bechtle: Dazu liegen mir jetzt keine Zahlen vor. Dazu kann ich gerne
gegebenenfalls noch etwas nachreichen.

Buser: Wie bereits angedeutet: Das Ganze findet auch im Rahmen vom
Klimakabinett statt. Wir setzen uns, wie gesagt, auch mit Nachdruck dafür
ein, dass wir das Bahnfahren attraktiver machen, sowohl finanziell als auch
mit weiteren Punkten. Deswegen haben wir auch mehr oder weniger den
höchsten Haushalt für die Modernisierungsprogramme für die Schiene
geschaffen, um mehr in die Schiene hineinzulegen und Bahnfahren attraktiver
zu machen, sowohl monetär als auch in der Ausgestaltung.

Zusatzfrage: Der Vorschlag von Herrn Scheuer stammt ja nun von April, wenn
ich mich recht erinnere. Seitdem hat das Klimakabinett ja mehrmals getagt.
Können Sie denn sagen, ob darüber schon einmal gesprochen wurde, oder wird
eigentlich über alles am 20. September gesprochen werden? Ich kann mir gar
nicht richtig vorstellen, dass dann alle Probleme auf einmal gelöst werden.
War das jetzt also zwischendurch schon einmal ein Thema im Klimakabinett?

Buser: Wie gesagt: Zu einzelnen Details kann ich mich jetzt in diesem
Rahmen nicht äußern. Aber seien Sie sich sicher, dass die 53 Maßnahmen auch
im Rahmen des Klimakabinetts angesprochen wurden, über die man jetzt
abschließend im September auch beraten wird.

Klein: Ich würde ganz gerne auch noch etwas ergänzen, nicht, dass irgendein
falscher Eindruck entsteht, was die Arbeit des Klimakabinetts angeht. Es
wird immer der 20. September in den Blick genommen. Das ist ja auch
richtig. Nur ist es nicht so, dass zwischendurch nichts laufen würde. Es
ist nicht so, dass da - - -

Zuruf : (ohne Mikrofon; akustisch unverständlich)

SRSin Demmer: Weil wir hier keine Zwischenstände bekannt geben!

Klein: Genau. Wir arbeiten. Es wird intensiv gearbeitet.

SRSin Demmer: Aber trotzdem wird natürlich zwischen den Ressorts intensiv
an diesem komplexen Thema gearbeitet.

Zusatzfrage: (ohne Mikrofon; akustisch unverständlich)

SRSin Demmer: Dafür haben wir großes Verständnis. Trotzdem bleibt es
einfach dabei.

Zusatzfrage: Mich würde noch interessieren, ob das Verkehrsministerium denn
auch die Fernbustickets von der Mehrwertsteuer befreien will. Wenn das
nicht Teil des Vorschlags sein sollte, warum nicht? Fernbusfahrten gelten
ja als ganz ähnlich klimafreundlich wie Bahnfahrten.

Buser: Wie gesagt: Momentan wird ja auch dieses Maßnahmenpaket immer noch
in den einzelnen Details weiter ausgearbeitet. Es hat die verschiedenen
Blöcke - über den öffentlichen Verkehr, Radverkehr, Fußverkehr, alternative
Kraftstoffe, Güterverkehr, Pkw, Nutzfahrzeuge und Digitalisierung -
gegeben. All diese Projekte hängen ja auch miteinander zusammen. Das heißt,
momentan ist man jetzt mehr oder weniger an der intensiven Ausarbeitung
jedes einzelnen, Kleinen Punktes. Wie gesagt: Da bitte ich einfach um
Verständnis dafür, dass ich jetzt diese Zwischenstände hinsichtlich jedes
einzelnen Punktes einfach noch nicht nennen kann.

Zusatz: Nein, nein; ich wollte ja nur wissen, ob die Forderung des
Ministers, den Mehrwertsteuersatz für Fernfahrten mit der Bahn zu
halbieren, auch für Fernbusfahrten gilt. Das ist ja jetzt kein
Zwischenstand. Das ist das, was der Minister einmal gefordert hat.

Buser: Genau. Wie gesagt: Es bleibt auch erst einmal bei dem, was der
Minister jetzt hinsichtlich der Mehrwertsteuersenkung bei der Bahn im
Detail gefordert hatte. Wie gesagt: Andere Aspekte in Hinsicht auf weitere
Maßnahmen im Bereich des Klimaschutzes gilt es natürlich stetig zu prüfen.

Frage: Herr Söder hat sich auch dafür ausgesprochen oder der Forderung
angeschlossen, Klimaschutz als Ziel ins Grundgesetz aufzunehmen. Frage: Ist
das eines der Themen, die im Klimakabinett besprochen und ernsthaft in
Erwägung gezogen werden? Wird also im Zuge der ganzen Maßnahmen
grundsätzlich auch darüber geredet?

Noch einmal der Versuch hinsichtlich eines Zwischenstandes, vielleicht an
das Wirtschafts- und das Umweltministerium: Gibt es eine Position dazu, ob
das eine sinnvolle Maßnahme wäre?

SRSin Demmer: Ich kann vielleicht noch einmal für alle und damit auch
abschließend zu diesem Thema Stellung nehmen. Wir begrüßen natürlich
grundsätzlich alle Vorschläge, die dem Klimaschutz dienen. Aber darüber
hinaus haben Sie bitte Verständnis dafür, dass wir uns hier nicht zu
konkreten Plänen äußern. Das wird alles im Rahmen des Klimakabinetts, das
ja schon mehrfach getagt hat und auch noch weiter tagen wird, besprochen
werden. Es geht eben darum, einen Gesamtplan für die Bundesregierung zu
entwickeln.

Klein: Ich kann das vielleicht noch ergänzen. Hinsichtlich dieses konkreten
Vorschlags: Zum Klimakabinett wurde jetzt gerade hinreichend viel gesagt.
Es ist ja nicht das erste Mal, dass dieser Vorschlag im öffentlichen Raum
diskutiert wird. Wir vom Umweltministerium finden das grundsätzlich gut,
auch wenn wir das juristisch nicht brauchen. Nur glaube ich, und auch das
ist der Punkt: Das löst momentan unsere Probleme nicht. Wir müssen uns
jetzt darauf konzentrieren, dass wir mit konkreten Schritten dafür sorgen,
dass die Maßnahmen, die wir brauchen, um unsere Klimaziele zu erreichen,
beschlossen werden. Da darf ich dann abermals auf das Klimakabinett
verweisen.

Baron: Ich kann auf die Ausführungen der Kollegen verweisen. Wir haben
natürlich ebenfalls unsere Beiträge zum Klimakabinett geleistet. Wie Sie
wissen, trägt jeder für seinen Ressortzuständigkeitsabschnitt vor, und bei
uns liegen natürlich vor allem die Bereiche Energiewirtschaft und
Industrie. Diese Bereiche betreffen unsere Maßnahmenvorschläge. Was die
Energiewirtschaft angeht, ist es ja auch kein Geheimnis, dass wir einen
sehr parallel laufenden Prozess verfolgen, nämlich den
Strukturwandelprozess und den Kohleausstiegsprozess. Dazu finden Sie auf
unserer Webseite ein Eckpunktepapier zum Rahmen und den ersten Schritten
für die Kohlegesetzgebung. Das ist ein Prozess, der parallel abläuft, aber
der natürlich auch Teil der Debatte im Klimakabinett ist und Auswirkungen
auf sie hat.

Frage: Die Pannenserie bei der Flugbereitschaft der Bundeswehr setzt sich
fort. Am 27. Juli gab es ebenfalls einen Vorfall. Anfang Juni hatte die
Bundesregierung bereits den Verdacht geäußert, dass es sich dabei um
Sabotage handeln könnte. Gibt es weitere Verdachtsmomente hinsichtlich des
Aspekts der Sabotage der Flugbereitschaft?

Plüskow: Wie wir jetzt hier schon viele Male ausgeführt haben, hat auch die
Flugbereitschaft der Bundeswehr ein sehr hohes Sicherheitsniveau. Das
heißt, sobald an den Flugzeugen bei den routinemäßigen Überprüfungen Fehler
festgestellt werden, kann das dazu führen, dass ein Flug ausfällt. Das war
auch in diesem Fall so. Hier war ein Zapfluftventil defekt. Das kommt vor.

Weshalb das bei der Flugbereitschaft - auch das haben wir mehrfach
ausgeführt - immer wieder auffällt: Es ist das Gesetz der Kleinen Zahlen.
So etwas kommt weltweit täglich auch bei anderen Fluggesellschaften vor,
nur haben die eben ausreichend viele Flugzeuge, um ein solches dann schnell
ersetzen zu können. Wir sind ja dabei, wie Sie wissen, auch unsere Flotte
zu erweitern, sodass wir das in Zukunft auch besser kompensieren werden
können.

Zusatzfrage: Meine Frage betraf aber den von der Bundesregierung auch so
verbal geäußerten Verdacht der Sabotage. Da wollte ich einfach fragen, ob
sich weitere Verdachtsmomente, die auf Sabotage hindeuten könnten, im Laufe
des letzten Monats ergeben haben.

Plüskow: Darüber habe ich keine Erkenntnisse.

Frage: Ich wollte beim BMI einmal nachfragen. Diese Woche gibt es seit
einem Jahr AnkER-Zentren. Wie fällt Ihre Bilanz aus?

Ruwwe-Glösenkamp: Vielen Dank! - Aus unserer Sicht zeigen die bisherigen
Erfahrungen mit den AnkER-Zentren, dass sich die Zusammenarbeit aller
Behörden unter einem Dach bewährt hat und auch allerorten mit großem
Engagement umgesetzt wird. Die Beschleunigung des Asylverfahrens führt je
nach Entscheidung in Richtung Integration oder Rückkehr. Das ermöglicht
eine entsprechende Asylentscheidung und damit auch eine früher beginnende
Integrationsarbeit.

Vielleicht für Sie als Information noch ein paar Zahlen: Insgesamt arbeiten
derzeit 14 AnkER-Zentren und funktionsgleiche Einrichtungen in Deutschland.
In Bayern und im Saarland gibt es bislang neun Einrichtungen. Dann gibt es
inzwischen funktionsgleiche Einrichtungen in Mecklenburg-Vorpommern.
Sachsen hat auch eine AnkER-Einrichtung und weitere funktionsgleiche
Einrichtungen in Chemnitz und Leipzig. Brandenburg wird ab dem 1. August in
Eisenhüttenstadt mit Außenstellen in Frankfurt (Oder), in Wünsdorf in
Zossen, in Doberlug-Kirchhain und in Schönefeld ein Landeskompetenzzentrum
für Asyl betreiben.

Noch ein paar Zahlen zu den AnkER-Zentren: In den AnkER-Zentren sind
bislang 8200 Asylanträge bearbeitet und davon 5300 entschieden worden. Das
betrifft auch die funktionsgleichen Einrichtungen. Wichtig auch: Die
Asylverfahrensdauer beträgt in diesen Einrichtungen 1,9 Monate. In den
übrigen Außenstellen des BAMF, die keine AnkER-Einrichtungen und auch keine
funktionsgleichen Einrichtungen sind, beträgt die Durchschnittsdauer 3,1
Monate. Sie sehen also, dass das Ziel, zu einer Beschleunigung der
Asylverfahren zu kommen, erreicht worden ist und erreicht wird. Die
Zeitdauer zwischen Antragstellung und Anhörung in diesen Zentren und
Einrichtungen beträgt im Moment elf Tage und liegt 43 Prozent unter dem
Bundesdurchschnitt.

Alles in allem hat sich also aus unserer Sicht die Zusammenarbeit der
Behörden, die vor Ort in den AnkER-Zentren und funktionsgleichen
Einrichtungen aktiv sind, bewährt. Wir freuen uns, wenn noch weitere
Bundesländer ihre Bereitschaft erklären, AnkER-Zentren oder auch
funktionsgleiche Einrichtungen einzurichten. So viel im Moment dazu.

Zusatzfrage: Haben Sie denn aus den Bundesländern Signale erhalten? Sind
Sie nicht darüber überrascht, dass es immer noch so verhältnismäßig wenige
sind, wenn alles so gut läuft?

Ruwwe-Glösenkamp: Wir führen im Moment mit mehreren Bundesländern Gespräche
darüber, noch weitere solcher Einrichtungen einzurichten. Bevor diese
Gespräche nicht abgeschlossen sind, möchte ich selbstverständlich noch
nicht darüber berichten und möchte noch nicht sagen, um welche Länder es
sich handelt. Aber es gibt darüber im Moment Gespräche mit weiteren
Ländern.

Zusatzfrage: Könnten Sie noch Stellung nehmen? Es gibt ja auch immer wieder
Berichte darüber, dass in diesen AnkER-Zentren nicht alles so wunderbar
läuft. Der Bayerische Flüchtlingsrat hat sich zum Beispiel letzte Woche
geäußert und gemeint, die Lebensbedingungen dort verstießen gegen
europäische Mindeststandards. Man hört Dinge über die Behandlung auch von
Schwangeren und Kindern. Teilweise gerät das Sicherheitspersonal irgendwie
in Verruf. Wie treten Sie dem entgegen?

Ruwwe-Glösenkamp: Sie sprechen die Frage der Unterbringung in den 
AnkER-Einrichtungen und in den funktionsgleichen Einrichtungen an. Da ist es so,
dass sie weiterhin in bereits genutzten Aufnahmeeinrichtungen - also schon
vorher genutzten, offenen Aufnahmeeinrichtungen - stattfindet. Da gibt es
manchmal auch Missverständnisse. Diese Einrichtungen sind
selbstverständlich offen. Sie sind nicht in irgendeiner Art und Weise
geschlossen.

Selbstverständlich ist es auch so, dass die Unterbringung vor Ort natürlich
mitunter mit Herausforderungen einhergeht. Wo viele Menschen aus
verschiedenen Herkunftsländern mit unterschiedlichem kulturellen und
religiösen Hintergrund und auch unterschiedlichen Bleibeperspektiven
aufeinandertreffen, entstehen ganz natürlich auch Konfliktpotenziale.

Hier ist aber auch der Ansatz, das den Asylsuchenden ein möglichst breites
Angebot an Betreuung und Möglichkeiten zur Freizeitgestaltung zur Verfügung
gestellt wird. Je nach Einrichtung gibt es zum Beispiel Friseurstuben,
Schneidereien, Cafés zum gemeinsamen Austausch, WLAN-Hotspots und auch
Sportangebote, von Fußball über Tischtennis bis Basketball. Es gibt auch
Angebote der Kinderbetreuung und zur Vermittlung von Lerninhalten an
Schüler.

Die medizinische Versorgung in diesen Einrichtungen ist häufig besser, als
sie es vorher in anderen Einrichtungen gewesen ist.

Auch der Schutz vulnerabler Gruppen spielt selbstverständlich eine Rolle.
In die Grundlage der erarbeiteten Musterverwaltungsvereinbarungen, die der
Bund mit den Ländern zur Einrichtung dieser Einrichtung schließt, ist die
Umsetzung eines Gewaltschutzkonzeptes durch die Länder aufgenommen worden,
und das ist auch in den jeweiligen Verwaltungsvereinbarungen
festgeschrieben.

Burger: Ich muss um Verzeihung dafür bitten, dass ich meine Antworten zum
Nationalen Aktionsplan "Wirtschaft und Menschenrechte" heute nur Stück für
Stück geben kann. Es war gefragt worden, warum es um ein zweistufiges
Verfahren geht. Ich habe gerade gelernt: Es ist in der Tat im Nationalen
Aktionsplan "Wirtschaft und Menschenrechte" von vornherein ein jährliches
Monitoring vorgesehen, um so eben auch die Entwicklung über die Zeitachse
hinweg beurteilen zu können und Trends einschätzen zu können. Insofern sind
nun eben diese ersten beiden Monitoring-Runden 2019 und 2020 geplant, und
dann wird es im Sommer 2020 wie gesagt die Beratungen der Bundesregierung
auf Grundlage der ersten beiden Monitoring-Runden über die Frage, ob
gegebenenfalls weitere Maßnahmen ergriffen werden sollen, geben.

Frage: Ich habe eine Frage oder zwei Fragen an das BMVI. Es liegt ja jetzt
die erste ABE vom KBA für die Nachrüstung eines 
Euro-5-Diesel-Nachrüstungssystems vor. Herr Scheuer hat ja in den vergangenen Monaten
wiederholt Vorbehalte technischer, finanzieller und rechtlicher Art
geäußert, wenn ich mich richtig erinnere. Inwiefern bestehen diese
Vorbehalte denn bei ihm oder in ihrem Haus fort?

Unabhängig davon: Bislang haben ja lediglich Daimler und VW erklärt, dass
sie sich gegenüber den Kunden finanziell an dieser Nachrüstung beteiligen
würden. Inwiefern gibt es von Ihrer Seite einen Appell auch an andere
Hersteller, das zu tun?

Dann habe ich auch noch eine Frage an Frau Klein und Frau Demmer: Inwiefern
begrüßen BMU und das Kanzleramt, dass in diesen Prozess, was die
Hardwarenachrüstung angeht, jetzt Bewegung gekommen ist? Dazu haben sich ja
sowohl Frau Schulze als auch die Kanzlerin im Vorfeld entsprechend
positioniert.

Buser: Ich kann bestätigen, dass am vergangenen Freitag, den 26. Juli, das
Kraftfahrt-Bundesamt auf Grundlage der bekannten Prüf- und
Nachweisvorschriften das erste Stickoxidminderungssystem zur Nachrüstung
von Diesel-Pkw genehmigt hat und dem Hersteller auch die zugehörige
Allgemeine Betriebserlaubnis erteilt hat.

Weitere Informationen, da wir ja damit rechnen, dass es demnächst auch
weitere Betriebserlaubnisse geben wird, können Sie auf der Seite des
Kraftfahrt-Bundesamtes finden, wie das auch schon analog für die Busse
sowie die schweren Lieferfahrzeuge gemacht wurde. Das heißt, da sieht man
genau, für welche einzelnen Typen es Hardwarenachrüstungen gibt.

Wir hatten ja bereits im Dezember des vergangenen Jahres die technischen
Vorschriften vorgelegt, und somit haben wir als Bund auch die Anforderungen
definiert, was wirksame Systeme sind. Auf Basis dessen gab es dann Treffen -
 die auch von uns auf Fachebene mit flankiert wurden -, in denen es darum
ging, wie diese Hardwarenachrüstungen gebaut werden können und wie sie auch
auf den Markt gebracht werden können, so dass es dann Nachrüstlösungen für
alle betroffenen Regionen gibt - vor allem auch, um die Grenzwerte
einzuhalten. Wie gesagt, wir hatten die verschiedenen Hersteller auch dabei
unterstützt, dass diese Nachrüstlösungen auf den Markt kommen.

Wie gesagt, die anderen Daten, die Sie genannt haben, kann ich nur
bestätigen.

Zusatzfrage: Hat Herr Scheuer jetzt seine Meinung geändert, was die
Vorbehalte angeht? Das ist mir jetzt noch nicht klar. Unterstützt er das
jetzt, oder was ist da seine Position?

Buser: Um vielleicht noch einmal zu dem eigentlichen Kontext zurückzugehen:
Für uns ging es damals darum, ein Sofortprogramm "Saubere Luft" auf die
Beine zu stellen, in dem wirklich auch Maßnahmen enthalten sind, mit denen
man schnell aktiv handeln kann. Im Vordergrund standen unter anderem zum
Beispiel die Dieselbusnachrüstungen, eben weil Dieselbusse relativ lange
Strecken fahren und auch sehr, sehr viele Stunden unterwegs sind. Es ging
also darum, dass man dort handelt, wo wirklich große Strecken zurückgelegt
werden. Da war es, wie gesagt, der Wunsch gewesen, dass man ein
Sofortprogramm aufsetzt, mit dem man schnelle Maßnahmen bekommt. Im Rahmen
des Kabinetts hat man sich jetzt darauf geeinigt, dass man
Hardwarenachrüstungen auch für Pkw ermöglichen möchte, und dem sind wir
nachgekommen.

Frage: Eine Detailfrage: In den Informationen hieß es immer, für Volvo gebe
es das jetzt schon, und für Daimler und BMW gebe es schon Termine, wann es
kommt. Was bisher noch nicht dabei war, war Volkswagen, also eigentlich der
Kern des Problems. Wird denn da auch eine Lösung kommen, und wann?

Buser: Da müsste Sie sich an die Hersteller wenden. Wie gesagt, wir selber
sind nicht in der Lage, Hardwarenachrüstungen herzustellen.

Klein: Da Sie danach gefragt haben: Wir begrüßen es sehr, dass jetzt die
erste Genehmigung erteilt worden ist, denn das belegt genau das, was wir
seit Langem und eigentlich von Beginn an gesagt haben: Nachrüstungen sind
technisch möglich. Das ist die eine Sache.

Die andere Sache ist, dass es jetzt schnell weitergehen muss, denn das ist
jetzt erst einmal nur eine Genehmigung, und wir brauchen weitere. Weitere
sind in Aussicht gestellt, das ist gut - wir brauchen weitere.

Ein weiterer Punkt: Diese Genehmigungen sind ja erst einmal nur
Genehmigungen. Was wir brauchen, um die Luft in unseren Städten sauberer zu
machen, ist, dass diese Systeme auch in den Autos eingebaut sind. Das
heißt, wir müssen das Ganze irgendwie auf die Straße bringen. Daran muss
jetzt weiter gearbeitet werden, das muss weiter zügig vorangehen. Insofern
ist das ein Teilerfolg, aber man darf sich darauf nicht ausruhen.

Wichtig ist für uns auch - das haben Sie auch angesprochen - der
finanzielle Aspekt. Da sind wir vom Umweltministerium nach wie vor der
Auffassung, dass die Hersteller für die Kosten der Hardwarenachrüstung
zahlen müssen und dass das, was bislang vorgelegt worden ist, zu wenig ist.

SRSin Demmer: Ich habe den Ausführungen der Fachressorts nichts
hinzuzufügen. Sie sehen, wir arbeiten weiter an der Verbesserung der
Luftqualität.

Frage: Am Wochenende besuchte eine Delegation des UN-Sicherheitsrates -
auch unter deutscher Beteiligung - Kolumbien, um den Friedensprozess
zwischen FARC und kolumbianischer Regierung zu beurteilen. Mich würde
interessieren: Gibt es bereits ein Resümee des deutschen Teils der
Delegation?

Wie bewertet die Bundesregierung insgesamt den Verlauf des
Friedensprozesses in Kolumbien?

Burger: Ich habe dazu noch keine Berichterstattung von unserer 
UN-Vertretung bekommen, aber das reiche ich Ihnen sehr gerne nach, wenn wir
die bekommen.

Zusatzfrage: Und wie schätzen Sie den aktuellen Friedensprozess in
Kolumbien insgesamt ein?

Burger: Sie wissen, dass sich die Bundesregierung sehr dafür eingesetzt
hat, diesen Friedensprozess zu unterstützen. Wir sind da auch nach wie vor
in Kolumbien vor Ort sehr aktiv. Außenminister Maas war auch vor wenigen
Monaten vor Ort zu Besuch. Wir unterstützen das beispielsweise durch
Projekte zur Reintegration von ehemaligen Kämpferinnen und Kämpfern. Das
ist aus unserer Sicht eine von vielen notwendigen Maßnahmen, um den
Friedensprozess in Kolumbien weiter voranzubringen.

Zusatzfrage: Sie hatten ja auch schon den Besuch von Herrn Maas in
Kolumbien erwähnt. Seit Unterzeichnung des Friedensvertrages wurden über
600 soziale Aktivisten und über 140 ehemalige FARC-Kämpfer getötet. Aus
welchen Beweggründen hat Herr Maas sowohl damals wie auch bisher diese in
Lateinamerika oder sogar weltweit einzigartige Zahl an Ermordungen sozialer
Aktivisten bisher noch nicht kritisch hinterfragt oder auf die Agenda
gesetzt? Das wird ja bei anderen lateinamerikanischen Ländern gerne
gemacht.

Burger: Ich weiß nicht, worauf Sie sich jetzt mit Ihren Vergleichen
beziehen, aber auch zu dieser Frage liefere ich Ihnen eine Antwort gerne
nach.

Frage: Der INF-Vertrag läuft ja, wenn ich es richtig sehe, am 2. August
aus. Der Nato-Generalsekretär hat jetzt noch einmal an Russland appelliert,
die letzte Chance zu nutzen. Erwarten Sie oder erhoffen Sie sich, dass da
noch etwas kommt?

Burger: Wir haben in den letzten Monaten immer wieder dazu aufgerufen, dass
Russland zur Vertragstreue zurückkehrt und seinen vertragswidrigen
Marschflugkörper abrüstet. Sie haben das Datum des 2. August genannt: Wir
hätten uns sehr gewünscht, dass Russland die verbleibende Zeit nutzt.
Moskau unternimmt derzeit jedoch keine Anstrengungen, um diesen Vertrag zu
retten. Deshalb müssen wir uns jetzt darauf vorbereiten, dass die Bedrohung
durch dieses Raketensystem erhalten bleibt, das den INF-Vertrag bereits
jetzt verletzt. Damit wird der INF-Vertrag am 2. August faktisch wohl
enden.

Zusatzfrage: Nur noch einmal zum Prozedere: Läuft der INF-Vertrag dann
einfach aus, oder gibt es dann auch noch einmal eine offizielle Reaktion
der Bundesregierung?

Können Sie mich einmal auf den neuesten Stand bringen, was die
Stationierung von US-Mittelstreckenraketen in Deutschland angeht?

Burger: Dazu hat sich Generalsekretär Stoltenberg zuletzt noch einmal zu
Wort gemeldet und auch noch einmal von seiner Seite betont, dass die Nato
keine Nachstationierung nuklearer bodengebundener Mittelstreckenraketen in
Europa beabsichtigt, weil wir ein Wettrüsten ablehnen.

Die Reaktion, die aus unserer Sicht jetzt geboten ist, besteht darin, uns
weiterhin dafür einzusetzen, die Abrüstungs- und
Rüstungskontrollarchitektur weltweit zu stärken und nicht hinzunehmen, dass
sie weiter geschwächt wird.

Frage: Russland hat ja bezüglich der erwähnten Mittelstreckenraketen die
Nato eingeladen, direkt zur Inspektion zu kommen. Wieso hat die Nato bisher
nicht auf dieses Angebot reagiert, um wirklich zu beurteilen, ob diese
Systeme tatsächlich einen Bruch des INF-Vertrags darstellen?

Burger: Die Alliierten haben in den vergangenen Jahren eine ganze Reihe von
Hinweisen und Informationen zusammengetragen, die aus unserer Sicht nur den
Schluss erlauben, dass der Marschflugkörper die Bestimmungen des 
INF-Vertrags verletzt. Aus unserer Sicht besteht die Verpflichtung Russlands
nach dem INF-Vertrag darin, diesen Marschflugkörper abzurüsten, und das ist
leider nicht erfolgt.

Zusatz: Aber meine Frage war ja, wieso die Nato das Angebot, nicht aus der
Distanz, sondern vor Ort zu urteilen, bisher abgelehnt hat beziehungsweise
dem nicht nachgekommen ist.

Burger: Ich weiß jetzt nicht, ob Sie sich auf den Termin damals beziehen,
als ein verschlossener Raketenkorpus vor Journalisten und einigen
Diplomaten gezeigt wurde.

Zusatz: Nein, es gab die offizielle Einladung an die Nato, sich doch die
Systeme anzuschauen und dann zu beurteilen, ob sie wirklich gegen den 
INF-Vertrag verstoßen.

Burger: Wie gesagt, aus Sicht der Nato-Partner und auch aus unserer Sicht
gab es keine glaubwürdigen Schritte von russischer Seite, zur Vertragstreue
zurückzukehren, und deswegen erwarten wir mit Bedauern, dass der Vertrag am
2. August ausläuft.

Frage: Herr Burger, das heißt, wenn ich Sie richtig interpretiere -
korrigieren Sie mich, wenn ich das falsch sehe -, glaubt die Nato, dass es
sinnvoller ist, beweiskräftiger ist, wenn sie etwas aus der Distanz
beurteilt, also Hinweise zusammensammelt, als wenn sie ein Angebot
wahrnähme, direkt vor Ort zu inspizieren? Das heißt, es ist sinnvoller und
effektiver, das so zu tun, habe ich Sie da richtig verstanden?

Burger: Nein, was ich gesagt habe, ist: Aus Sicht der Nato bestehen keine
Zweifel daran, dass dieses System die Bestimmungen des INF-Vertrags
verletzt, und aus unserer Sicht gab keine glaubwürdigen Angebote von
russischer Seite, dieses System vertragskonform zu machen oder es so
abzurüsten, dass die Vertragskonformität hergestellt wäre.

Zusatzfrage: Herr Burger, das heißt also, Sie erachten das
Inspektionsangebot als nicht glaubwürdig?

Burger: Das ist nun wirklich keine neue Diskussion, darüber haben wir uns
hier seit mindestens vier Jahren immer wieder unterhalten. Wir haben hier
auch immer wieder dargelegt, aus welchen Gründen wir die Informationen, die
wir vonseiten der USA und auch anderer Alliierter zu diesem System bekommen
haben, für glaubwürdig erachten. Darauf will ich Sie gerne verweisen.

Frage: An Frau Demmer oder auch an Frau Baron: Laut Bundesagentur für
Arbeit fehlen in diesem Jahr 240 000 Menschen, die Ausbildungsstellen
besetzen. Das ist ein Höchststand seit zehn Jahren. Wie beurteilt die
Bundesregierung diesen Zustand?

Baron: Das Thema Ausbildungsplätze kommt ja in jedem Sommer beziehungsweise
jedem Herbst wieder. Die Bundesregierung ist natürlich im Austausch mit der
Wirtschaft und den zuständigen Partnern daran interessiert, das Thema
weiter zu begleiten und voranzubringen. Ich möchte nur daran erinnern, dass
wir bei uns im Haus auch damit beschäftigt sind, die sogenannte Allianz für
Aus- und Weiterbildung neu aufzulegen, um hier neue Impulse zu setzen.
Dieser Prozess läuft im Austausch mit allen Beteiligten.

Strüder: Weil wir dazu auch Kontakt hatten, kann ich dazu vielleicht kurz
auch für das BMBF etwas sagen: Frau Karliczek hat ja das Jahr der
Berufsbildung ausgerufen, das heißt, dieses Jahr ist das Jahr der
Berufsbildung. Wir spannen da einen großen Regenbogen von der 
MINT-Ausbildung, die ja schon früh anfängt, bis zum BAföG. Am Anfang des Jahres
haben wir aber auch das BBiG novelliert; da gibt es ja einen großen
Maßnahmenkatalog, der sich gerade auch an die Attraktivität der Ausbildung
richtet: Mindestvergütungen, Erhöhung der Wertschätzung, Erhöhung der
Attraktivität generell. Wir haben viele Programme aufgelegt, die Maßnahmen
zur Verbesserung der Berufsorientierung für Schüler und Schülerinnen
beinhalten. Wenn Sie sich den Nationalen Bildungsbericht anschauen, sehen
Sie, dass wir auch ein Matching-Problem haben. Genau dem wollen wir damit
entgegentreten. - So viel zur kurzen Darstellung der BMBF-Seite.

Zusatzfrage: Aber wenn wir einen Höchststand seit zehn Jahren haben und
immer mehr Stellen unbesetzt bleiben, dann heißt das doch, dass all diese
Maßnahmen nicht wirklich fruchten, oder?

Strüder: Die haben erst vor wenigen Monaten angefangen.

Frage: Wie beurteilt die Bundesregierung die Lage des italienischen
Marineschiffs "Gregoretti" im Hafen von Siracusa?

Zweite Frage: Gibt es Gespräche zwischen den deutschen und den europäischen
Behörden über die Verteilung der Migranten?

SRSin Demmer: Die Bundesregierung ist angesichts des jüngsten Bootsunglücks
mit mutmaßlich über hundert Toten bestürzt und spricht ihr tiefes Bedauern
aus. Zugleich gilt der libyschen Küstenwache Dank, die über hundert
Menschenleben gerettet hat.

Zusatzfrage: Und zu der zweiten Frage?

Ruwwe-Glösenkamp: Zu dem Schiff der italienischen Marine, auf dem sich im
Moment Migranten befinden: Die Bundesregierung beziehungsweise das BMI hat
bereits in der letzten Woche, am Freitag, gegenüber der Europäischen
Kommission wieder erklärt, dass sie bereit ist, Migranten von diesem Boot
aufzunehmen. Dazu laufen im Moment die koordinierenden Gespräche. Die
Europäische Kommission hat hier wieder die Rolle, die sie auch in den
vergangenen Fällen der Seenotrettung gehabt hat, nämlich eine
koordinierende Rolle. Die Gespräche dazu laufen im Moment. Wir jedenfalls
haben angezeigt, wieder bereit zu sein, Flüchtlinge beziehungsweise
Migranten aufzunehmen.

Montag, 29. Juli 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 29. Juli 2019
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FINANZEN/2240: Urteil ist gute Nachricht für mehr Finanzstabilität in Europa


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 30. Juli 2019

DÜRR: Urteil ist gute Nachricht für mehr Finanzstabilität in
Europa



Zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur europäischen Bankenunion
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Die Entscheidung ist eine gute Nachricht für mehr Finanzstabilität
in Europa. Es ist wichtig, dass das Prinzip der einheitlichen
Aufsicht und Abwicklung gestärkt wurde, es muss jetzt voll zur
Anwendung kommen. Denn nie wieder dürfen private Banken mit dem Geld
der Steuerzahler gerettet werden. Zur sozialen Marktwirtschaft gehört
die Einheit von Verantwortung und Haftung. Das Urteil stärkt diesen
Grundsatz und damit auch das Europa der Eigenverantwortung.

Die FDP-Fraktion fordert, dass mittelfristig die Bankenaufsicht nicht
von der Europäischen Zentralbank, sondern von einer unabhängigen
Behörde ausgeübt wird. So können Konflikte zwischen der Geldpolitik
und der Bankenaufsicht vermieden werden. Zudem müssen die Pläne für
einen 'Fiscal Backstop' mit Steuergeld aus dem Europäischen
Stabilitätsmechanismus schnellstmöglich zu den Akten gelegt werden.
Wenn der Notfalltopf der Banken zu klein sein sollte, müssen sie mehr
Geld einzahlen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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INNEN/4774: Vorschnelle Bewertungen der Tat in Frankfurt verbieten sich


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 30. Juli 2019

THOMAE: Vorschnelle Bewertungen der Tat in Frankfurt verbieten
sich



Zum tödlichen Angriff am Frankfurter Hauptbahnhof erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Eine solch niederträchtige Tat macht fassungslos. Es ist nun Aufgabe
der Ermittlungsbehörden, den Ursachen nachzugehen und für schnelle
und umfassende Aufklärung des Verbrechens zu sorgen. Erst wenn alle
Tatsachen auf dem Tisch liegen, sind die rechtlichen Konsequenzen zu
ziehen. Vorschnelle Bewertungen verbieten sich. Es steht außer Frage,
dass wir über Möglichkeiten zur Verbesserung der Sicherheit an
Bahnhöfen nachdenken und neue Sicherheitskonzepte in Betracht ziehen
müssen. Dass der Bundesinnenminister angesichts dieser Tat seinen
Urlaub unterbrochen hat, ist ein wichtiges Signal."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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BAYERN/4995: LKW-Unfälle - Abbiegeassistenten schneller einführen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 28. Juli 2019

LKW-Unfälle: Abbiegeassistenten schneller einführen

Europapolitischer Sprecher Rinderspacher fordert raschere Regelung auf EU-Ebene - Bayerische Kommunen sollen eigene Fahrzeuge umrüsten



Die Zahl der Rechtsabbiegeunfälle von LKWs in Bayern ist unverändert
hoch. Laut einer aktuellen parlamentarischen Anfrage des Münchner
Abgeordneten Markus Rinderspacher gab es vergangenes Jahr 176 solcher
Unfälle mit 79 Verletzten und zwei Toten. Heuer ereigneten sich bis
Ende Mai bereits 72 Rechtsabbiegeunfälle mit 33 Verletzten und drei
Toten.

Rinderspacher fordert als europapolitischer Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion eine schnellere verpflichtende Einführung von
elektronischen Rechtsabbiegeassistenten auf der europäischen Ebene.
Diese ist bislang erst nach 2022 vorgesehen. Rinderspacher:
"Elektronische Assistenzsysteme, die den toten Winkel neben den
Lastwagen überwachen, retten Leben. Es ist fahrlässig, funktionierende
Abbiegeassistenten für die LKW-Fahrer erst in einigen Jahren
verpflichtend zu machen."

Rinderspacher hält deshalb eine unverzügliche nationale Regelung für
notwendig und fordert auch ein schnelles Handeln in Bayern: "Der
bayerische Verkehrsminister sollte die Kommunen anweisen, dass die
LKWs im kommunalen Bestand sofort mit dem Abbiegeassistenten
ausgerüstet werden, solange die EU und der Bund noch keine Regelungen
erlassen haben", so Rinderspacher. Außerdem sollten die Kommunen nur
noch Firmen beauftragen, deren Lkws über Abbiegeassistenten verfügen.
Kontakt

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion
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RHEINLAND-PFALZ/5197: Kommunal- und Verwaltungsreform (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
26.07.2018

Kommunal- und Verwaltungsreform

Alexander Licht: Herr Lewentz sollte Gutachten zur interkommunalen
Zusammenarbeit nicht vorgreifen



Was die Kommunal- und Verwaltungsreform in Rheinland-Pfalz angeht,
äußert sich Innenminister Lewentz unabgesprochen zu weiteren
Überlegungen sowie zum Vorgehen. Dazu erklärt der stellvertretende
Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion, Alexander Licht:

"So war das nicht vereinbart: Innenminister Lewentz macht die Kommunal-
 und Verwaltungsreform zur 'One-Man-Show' - ein Innenminister, der
ausschließlich seine Interessen durchzuziehen versucht. Bleibt die
Frage, ob er es auf Anraten der Staatskanzlei macht oder aus eigenem
Willen. Fakt ist: der SPD-Mann ignoriert konsequent die Meinung der
eigenen Fraktion und übergeht die parteiübergreifende Einigung für ein
Gutachten zur interkommunalen Zusammenarbeit (IKZ). Die Frage, wie
ernst der Innenminister das zweite Gutachten nimmt, muss erlaubt sein,
wenn er bereits jetzt betont, dass die interkommunale Zusammenarbeit
nicht auf Platz eins der Agenda stehen wird.

Herr Lewentz macht uns allen etwas vor. Die CDU-Landtagsfraktion
hingegen hat sich immer für die Verstärkung der kommunalen
Zusammenarbeit eingesetzt. Es ist völlig unverständlich, dass Herr
Lewentz in Alleinherrscher-Manier dem Gutachten nun vorgreift.

Bei möglichen Fusionen stehen hohe Kosten oftmals zu niedrigen
Fusionsrenditen gegenüber, deshalb sollten auch Wege ohne die Aufgabe
von Gebietsgrenzen aufgezeigt werden - deshalb haben wir Überlegungen
zur interkommunalen Zusammenarbeit angeregt. Die kommunalen
Spitzenverbände sehen das genauso. Für uns ist klar, dass eine
Kommunal- und Verwaltungsreform nur erfolgreich umgesetzt werden kann,
wenn die beteiligten Parteien vertrauensvoll zusammenarbeiten und die
Menschen vor Ort mitnehmen. Innenminister Lewentz sieht das offenbar
anders.

Zwangsfusionen sind für uns weiterhin kein Mittel der Wahl.
Freiwilligen Fusionen stehen wir grundsätzlich offen und unterstützend
gegenüber."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 26. Juli 2019
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RHEINLAND-PFALZ/5196: Spitze beim Ausbau der Windenergie (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 25.07.2019

Windenergie: Rheinland-Pfalz Spitze beim Ausbau - Bundesregierung
bringt Klimaschutz beinahe zum Stillstand



Die Deutsche Windguard hat heute die bundesweiten Zahlen zum Ausbau
der Windenergie im ersten Halbjahr 2019 vorgelegt. Rheinland-Pfalz
belegt mit einem Zubau von 15 Windenergieanlagen mit einer Leistung
von 49 Megawatt erstmals den Spitzenplatz beim Ausbau. Bundesweit
weisen die Zahlen jedoch einen Einbruch des Ausbaus um 82 Prozent
gegenüber dem Vorjahreszeitraum aus. Es handelt sich nach Angaben der
Windguard um den geringsten Zubau in einem Halbjahr seit Einführung
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) im Jahr 2000. Dazu erklärt Dr.
Bernhard Braun, Fraktionsvorsitzender von BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN im
Landtag von Rheinland-Pfalz:

"Es ist gut, dass wir bundesweit eine Spitzenposition beim Ausbau der
Windkraft einnehmen. Der aktuelle Ausbau von gerade nur 15 neuen
Anlagen im Halbjahr fällt angesichts der sich zuspitzenden Klimakrise
dennoch viel zu gering aus, weil die Länder in ihren Bemühungen für
mehr Erneuerbare Energien massiv von der Bundesregierung ausgebremst
werden. Die Bundesregierung bringt damit den Klimaschutz in
Deutschland beinahe zum Stillstand. Der Genehmigungsstau schadet
darüber hinaus auch der Wirtschaft und bedroht tausende Jobs in
Deutschland.

Die Bundesregierung muss endlich entschieden für mehr Klimaschutz
statt gegen mehr Klimaschutz handeln. Der Bund muss den Ausbau der
Erneuerbaren endlich wieder beschleunigen, statt ihn auszubremsen. Um
den Genehmigungsstau bei der Windkraft aufzulösen, brauchen wir
dringend schnellere und zuverlässigere Genehmigungsverfahren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25. Juli 2019
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RECHT/716: Menschenhandel entschieden bekämpfen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 29. Juli 2019

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Menschenhandel entschieden bekämpfen



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Im Jahre 2013 wurde der 30. Juli durch die Vereinten Nationen zum
Welttag gegen Menschenhandel erklärt. Der Aktionstag macht auf die
Menschen aufmerksam, die im Zuge globaler Migrationsbewegungen Opfer
von Menschenhandel und Versklavung werden.

"Rund 60 Prozent der Opfer von Menschenhandel werden nach Angaben der
Vereinten Nationen sexuell ausgebeutet - aber auch Zwangsarbeit,
Zwangsehen, erzwungenes Betteln oder der Handel mit menschlichen
Organen sind festzustellen.

In Deutschland konzentriert sich die Bekämpfung von Menschenhandel vor
allem auf den Bereich Prostitution. Jedes Jahr werden zwischen 600 und
800 Personen als Betroffene von Menschenhandel zur sexuellen
Ausbeutung, also Zwangsprostitution, identifiziert.

Für eine verbesserte Bekämpfung des Menschenhandels muss die
internationalen Zusammenarbeit und Verfolgung von Menschenhändlern
sowie der Schutz der Opfer deutlich ausgebaut und intensiviert werden.
Nur durch eine konsequente länderübergreifende Zusammenarbeit lassen
sich internationale Netzwerke zerschlagen.

Die Expert*innengruppe des Europarates für Menschenhandel (GRETA)
fordert in ihrem zweiten Evaluierungsbericht zur Lage in Deutschland
zudem, noch stärkere Aufmerksamkeit auf Prävention und Bekämpfung des
Menschenhandels zum Zwecke der Ausbeutung von Arbeitskräften zu legen,
einen effektiven Zugang zu Hilfe und Schutz zu ermöglichen und vor
allem die Schaffung eines nationalen Aktionsplans und ein umfassendes
statistisches System zum Thema Menschenhandel zu schaffen.

Nur durch entschlossenes und koordiniertes Vorgehen kann
Menschenhandel bekämpft werden."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 29. Juli 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 31. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





FRAGEN/064: Eugenio Sosa - "In Honduras gibt es einen offenen Kampf um den Wandel" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Honduras

"In Honduras gibt es einen offenen Kampf um den Wandel"



(El Progreso, 28. Juni 2019, radio progreso) - Vor zehn Jahren, 2009,
fand der Staatsstreich gegen die honduranische Bevölkerung und die
Regierung des damaligen Präsidenten Manuel Zelaya statt. In diesen
vergangenen zehn Jahren mussten die Bürger*innen in Honduras mit
ansehen, wie die staatlichen Organe und das demokratische System
untergraben wurden. Einer dieser Prozesse war, dass die Wiederwahl des
Präsidenten Juan Orlando Hernández ermöglicht wurde. Er und jene,
welche den Staatsstreich damals unterstützt hatten, befinden sich nun
in einer schwierigen Situation.

Der Universitätsprofessor und Soziologe Eugenio Sosa glaubt, dass der
Bruch der verfassungsmäßigen Ordnung einen "brutalen" Rückschlag für
das Land bedeutet hat; der Staatsstreich von 2009 ist nicht vorbei,
sagt er. Das "Neue" in diesen zehn Jahren sei der offen geführte Kampf
"mit lokalen, regionalen und einigen weiteren nationalen Kräften" auf
der Suche nach Veränderung. Das Interview führte Radio Progreso.

 * 

Radio Progreso: Ausgehend von der gegenwärtigen Situation des
Landes, hat sich die Lage seit dem Staatsstreich vor zehn Jahren
stabilisiert?

Eugenio Sosa: Für das Land hat der Putsch einen brutalen Rückschlag
bedeutet. Wir haben praktisch einen seit zehn Jahren andauernden
Staatsstreich, der irgendwie immer noch weiter geht. Wir dürfen nicht
vergessen, was getan wurde, um die staatlichen Institutionen zu
zerstören und die Macht zu konzentrieren. Aber das Neue an diesen zehn
Jahren ist, dass es einen offen geführten Kampf gibt, in dem lokale,
regionale und weitere nationale Kräfte eine Veränderung herbeiführen
wollten. Ich glaube nicht, dass sich das Land stabilisiert hat. Denn
Hernández und diejenigen, die ihn als eine Art Fortsetzung des
Putsches unterstützt haben, befinden sich jetzt in einer sehr
schwierigen Situation, auch wenn sie versuchen, nach außen stark zu
wirken. Wir befinden uns inmitten von Kampf, Veränderung und
Kontinuität.

Zehn Jahre nach dem Staatsstreich - welche Rolle sollte die
parlamentarische Opposition übernehmen?

Das große Problem in Honduras ist, dass sie Veränderung wollen, aber
nach den gleichen Regeln spielen; ich denke, wir sind zu sehr an faule
Kompromisse und die Machtausübung außerhalb der Legalität gebunden.
Ich bin erstaunt, wie einige Abgeordnete der Partei LIBRE (Libertad y
Refundación), die sich für ein anderes Honduras einsetzen, die
Verteilung von Posten an sich rechtfertigen. Sie sollten
entschlossener auftreten. Sie können das Jahr 2021 kaum abwarten, weil
sie glauben, dann die Wahlen gewinnen zu können. Doch die Kraft für
Veränderung kommt aus dem Sozialen, aus der Gesellschaft, egal welche
Regierung an der Macht ist.

Wie sind die Aussagen von Cortés, dem Sprecher der Industrie- und
Handelskammer, zu interpretieren, in welchen er Juan Orlando
Hernández' Vorgehen in Frage stellt?

Ich denke, das zeigt gut den Prozess der Vereinzelung, den Hernández
durchlaufen wird, wenn er an der Macht festhält, wenn er sich nämlich
weigert abzutreten; in der Geschäftswelt kalkuliert man extrem. Gerade
dann, wenn die Bürger auf den Plan treten, kriegen die Firmen Angst
und ziehen ihre Kritik am Regime zurück. Diese Gruppe will dem
Präsidenten das Zauberwort, dass er nämlich abtreten soll, nicht ins
Gesicht sagen. Sie wollen ihm nicht sagen, dass es das fundamentale
Problem ist, dass Hernández mit einer illegalen Wiederwahl das
Ergebnis dieser zehn Jahre Putsch ist.

Stehen wir an einem sozialen Siedepunkt?

Als 2017 die Wahl nur durch Betrug gewonnen wurde, sagten wir so
schön, die Regierung laufe in diesen Jahren auf sehr dünnem Eis
Schlittschuh. Wir könnten auch sagen, sie bewegt sich in einem Klima
voller Abgase. Aber was wir bisher erreicht haben, ist sehr wenig,
wenn Hernández an der Macht bleibt. So wie die Bevölkerung jetzt in
Aufruhr ist, so ist auch das Regime eher bereit zu unterdrücken.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/in-honduras-gibt-es-einen-offenen-kampf-um-den-wandel/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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BERUF/1933: Deutliche Unterschiede im Ansehen dualer Ausbildungsberufe in Deutschland (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 29.07.2019

Deutliche Unterschiede im Ansehen dualer Ausbildungsberufe in Deutschland
- BIBB veröffentlicht Studie



Das gesellschaftliche Ansehen der 25 am stärksten besetzten dualen
Ausbildungsberufe in Deutschland unterscheidet sich zum Teil deutlich.
Dies zeigen erste Ergebnisse einer noch laufenden Studie des
Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) in Zusammenarbeit mit der
Technischen Universität (TU) Braunschweig. Demnach werden einige duale
Ausbildungsberufe im Ansehen ähnlich hoch eingeschätzt wie Berufe, für die
in der Regel ein Hochschulstudium erforderlich ist. Ein geringes Ansehen
zeigt sich dabei eher in Ausbildungsberufen, die auch hohe Anteile von
unbesetzten Ausbildungsstellen aufweisen.

Besonders hoch angesehen sind den Ergebnissen zufolge die
Ausbildungsberufe Fachinformatiker/-in und Mechatroniker/-in, gefolgt von
Industriekaufleuten, Kfz-Mechatroniker/-innen, Elektroniker/-innen,
Maler/-innen und Lackierer/-innen sowie Kaufleuten im Groß- und
Außenhandel. Vergleichsweise weniger hoch angesehen sind Ausbildungsberufe
wie Fachkraft für Lagerlogistik, Fachverkäufer/-in im Lebensmittelhandwerk
oder Koch/Köchin.

Der Studie liegt eine Befragung von rund 9.000 in Deutschland lebenden
Personen ab 15 Jahre zugrunde, die im Zeitraum zwischen Oktober 2017 und
Mai 2018 durchgeführt wurde. Darin wurden die Befragten gebeten, für eine
Zufallsauswahl unter 402 Berufen auf einer Skala von 0 (sehr gering) bis
10 (sehr hoch) anzugeben, welches Ansehen diese Berufe ihrer Meinung nach
in Deutschland haben. Die Studie ist Teil des noch laufenden
BIBB-Forschungsprojekts "Berufe in Deutschland: Gesellschaftliche
Wahrnehmung und Persönlichkeitseigenschaften".

Für BIBB-Präsident Friedrich Hubert Esser kommt dem Ansehen von Berufen in
der Gesellschaft in mehrfacher Hinsicht eine hohe Relevanz zu. "Das Image
von Berufen spielt eine entscheidende Rolle bei der Berufsorientierung und
Berufswahl, und es beeinflusst Stellenbesetzungsprozesse am Ausbildungs-
und Arbeitsmarkt, da Auszubildende und Erwerbstätige aufgrund ihres
Berufes eine mehr oder weniger hohe soziale Anerkennung in der
Gesellschaft erfahren. Wenn wir in Zukunft mehr Jugendliche vor allem für
Berufe mit Besetzungsproblemen gewinnen wollen, müssen wir die
Rahmenbedingungen dieser Berufe verbessern. Hierzu gehören neben guten
Übernahmemöglichkeiten nach der Ausbildung in erster Linie sichere
Beschäftigungsaussichten, gute Karriereperspektiven und ein angemessenes
Einkommen."

Das BIBB wird in seinen weiteren Forschungsarbeiten innerhalb des noch
laufenden Projekts untersuchen, welche Faktoren überhaupt dazu führen,
dass Berufe von der Bevölkerung höher oder weniger hoch angesehen werden.
Von Interesse wird es dabei sein, welche Rolle das Alter, das Geschlecht
oder der Bildungsabschluss der Befragten bei der Beurteilung des Ansehens
von Berufen spielen. Aber auch Attraktivitäts- beziehungsweise
Statusdimensionen von Berufen, wie zum Beispiel die Höhe des Einkommens,
die Arbeitsplatzbelastungen und die Arbeitsplatzsicherheit sowie die
Vereinbarkeit des Berufs mit Familie und Privatleben, werden
Berücksichtigung finden.


Erste Projektergebnisse sind veröffentlicht in der neuen Ausgabe der
BIBB-Fachzeitschrift "Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis - BWP", Heft
4/2019, die Anfang August erscheinen wird. Der Beitrag "Deutliche
Unterschiede im Ansehen dualer Ausbildungsberufe in Deutschland" steht als
Vorabveröffentlichung unter www.bibb.de/bwp-10191 zur Verfügung.

Die methodische Vorgehensweise, die deskriptiven Ergebnisse sowie die Güte
der Messung sind beschrieben in einem BIBB-Preprint mit dem Titel
"Berufliches Ansehen in Deutschland für die Klassifikation der Berufe
2010". Download unter

https://lit.bibb.de/vufind/Record/DS-183865




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630
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GEWERKSCHAFT/318: 100 Jahre Grundschule - GEW fordert längeres gemeinsames Lernen (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 30. Juli 2019

Die erste Schule für alle Kinder

100 Jahre Grundschule: GEW fordert längeres gemeinsames Lernen und bessere
Bezahlung von Grundschullehrkräften



Frankfurt a. Main. - Am 31. Juli 1919 wurde in Deutschland die Grundschule
eingeführt. Alle Kinder sollten fortan vom ersten bis zum vierten Schuljahr
gemeinsam lernen. Ziel dieser Reform war es, das Schulsystem demokratischer
und gerechter zu machen. Viele Reformer forderten damals sogar das
gemeinsame Lernen aller Kinder bis zum Ende der Pflichtschulzeit. Dies ließ
sich jedoch gegen den Widerstand der gesellschaftlichen Eliten nicht
durchsetzen Von diesem Ziel sei das heutige Schulsystem deshalb immer noch
weit entfernt, kritisiert GEW-Vorstandsmitglied Ilka Hoffmann.

Hoffmann weiter: "Internationale Studien kommen immer wieder zu dem
Schluss, dass die frühe Aufteilung der Kinder auf verschiedene Schulen zu
sozialen Benachteiligungen führt. Die mit der Einführung der Grundschule
verbundene Idee, durch längeres gemeinsames Lernen zu mehr sozialer
Gerechtigkeit beizutragen, ist somit von ungebrochener Aktualität. Deshalb
fordert die GEW weiterhin eine Schule für alle bis zum Ende der
Pflichtschulzeit."

Als "völlig unverständlich" bezeichnet die Schulexpertin der GEW, dass die
Politik die Grundschule "noch immer so stiefmütterlich behandelt".
Ausgerechnet in der Schulform, in der die Grundlagen für die weitere
Bildungslaufbahn gelegt würden, werde das wenigste Geld pro Schulkind
ausgegeben. So hätten nach Angaben des Statistischen Bundesamtes die
Ausgaben für öffentliche Grundschulen 2016 (neuere Zahlen liegen noch nicht
vor) bei 6200 Euro pro Schülerin und Schüler gelegen, während die
öffentlichen Schulträger beispielsweise für Gymnasien 8100 pro Kopf
investiert hätten.

"Der hohen Verantwortung der Grundschulen stehen eine unzureichende
Finanzierung, schlechte Arbeitsbedingungen, eine hohe
Unterrichtsverpflichtung und die im Vergleich schlechteste Bezahlung der
Lehrkräfte gegenüber. Dies hat den Beruf unattraktiv gemacht und mit zu dem
dramatischen Lehrkräftemangel beigetragen, unter dem die Grundschulen in
besonderem Maße zu leiden haben", so Hoffmann. Die Grundschulen müssten
endlich "entsprechend ihrer Bedeutung für unsere Gesellschaft und die
geistige Entwicklung der Kinder gewürdigt und finanziert werden". Dies
müsse auch bedeuten, "dass die Grundschullehrkräfte genauso bezahlt werden
wie ihre Kolleginnen und Kollegen in anderen Schulformen".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Juli 2019
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Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 31. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





LEISTUNGEN/638: Änderungen beim Bildungspaket - Das Geld muss bei den Kindern ankommen (Tacheles)


Pressemitteilung des Bündnis AufRecht bestehen gemeinsam mit der Nationalen
Armutskonferenz (NAK) vom 30. Juli 2019

Änderungen beim Bildungspaket - Das Geld muss bei den Kindern
ankommen!



Zum 1. August 2019 treten Änderungen bei dem sogenannten "Bildungs- und
Teilhabepaket" (BuT) in Kraft, wonach Kinder und Jugendliche aus
einkommensarmen Haushalten etwas mehr Geld für Ausgaben im Bereich Schule
und für Freizeitaktivitäten bekommen können.

Nur ist das Geld aus dem Bildungspaket - das es seit 2011 gibt - wegen
absurder bürokratischer Hürden bisher selten bei den Kindern angekommen. Um
diesen Mißstand zu beenden, fordert das Bündnis AufRecht bestehen(*)
gemeinsam mit der Nationalen Armutskonferenz (NAK) die
Kommunalpolitiker*innen und Sozialverwaltungen nun zum Handeln auf.

Bisher musste für fast alle Leistungen des BuT (z.B. Klassenfahrten oder
Schulmittagessen) ein umfangreicher Antrag gestellt werden und zwar bevor
die Leistung benötigt wurde - also bevor beispielsweise die Klassenfahrt
stattfand. Bei einem zu spät eingereichten Antrag gab es keine Leistung.

Zudem werden die BuT-Leistungen bisher zum größten Teil in Form von
Gutscheinen angeboten bzw. direkt mit den Leistungsanbietern - z.B. Schulen
oder Sportvereine - abgerechnet. (Nur der Zuschuss zum Kauf von
Schulmaterial wird direkt an die 6- bis 15-jährigen Hartz-IV-berechtigten
Schüler*innen überwiesen.) Dieses "Sach- und
Dienstleistungsleistungssystem" erzeugt viel Unmut bei allen Beteiligten.
Von den Kindern und Jugendlichen verlangt es, dass sie sich mit den
Gutscheinen in Schule oder Sportverein zwangsläufig "als Hartz-IV" outen
müssen. Von Schulen, Vereinen und den Behörden verlangt es viel
überflüssige Arbeit. Mit dem Wust an Vorschriften und Formularen kommt
niemand zurecht - nicht einmal die Ämter.

Infolgedessen kam (und kommt) das Bildungspaket bei den Kindern gar nicht
an.

In den vergangenen Jahren wurden die Leistungen nur für einen Bruchteil der
berechtigten Kinder abgerufen. Die Bundesagentur für Arbeit bilanziert,
dass im Jahr 2018 lediglich für 670.000 Kinder, die Hartz-IV bezogen, eine
oder mehrere Leistungen aus dem Bildungspaket beantragt wurden[i]. Das sind
gerade mal 28 % von 2,5 Mill. Kindern, die Hartz IV beziehen - oder anders
herum: 72 % der Berechtigten stellten keinen Antrag und gingen leer aus.

Allerdings gibt es eine Ausnahme: Bei den 6- bis 15-Jährigen kamen die
BuT-Leistungen für Schulmaterial in 84 % der Fälle an - dieser Gruppe wird
das Geld ohne besonderen Antrag vom Jobcenter direkt auf's Konto
überwiesen.

Trotzdem: die "durchschnittliche Quote bewilligter Anträge und
festgestellter Ansprüche ist niederschmetternd gering" stellte der
Paritätische Wohlfahrtsverband im September 2018 in einer Studie fest und
veröffentlichte bundesweite Zahlen für die einzelnen Kommunen.[ii]

Die Kritik scheint nun auch beim Gesetzgeber angekommen zu sein, der mit
der Änderung zum 1. August 2019 nicht nur einzelne Leistungen des BuT
erhöht (z.B. gibt es nun 150 EUR anstatt bisher 100 EUR jährlich für
Schulmaterial), sondern auch die Vergabebedingungen verbessert.

Außer für die Lernförderung ist nun kein besonderer Antrag für jede
einzelne Leistung mehr erforderlich. Zukünftig können - wenn einmal ein
Hartz-IV-, Kinderzuschlag- oder Wohngeld-Antrag gestellt ist - die
benötigten BuT-Leistungen bei Vorlage eines Nachweises beim zuständigen Amt
abgerufen werden - auch nachträglich.

Zudem ist die Gewährung der Leistungen in Form von Gutscheinen oder Zahlung
an die Leistungsanbieter im Gesetz nicht mehr zwingend vorgeschrieben.
Jetzt ist es den Städten und Gemeinden, die die BuT-Leistungen bewilligen,
auch möglich, diese als Geldzahlung zu gewähren.

Die Trägheit der Sozialverwaltungen kennend, fordert das Bündnis AufRecht
bestehen die Kommunalpolitiker*innen nun auf, die örtlichen Richtlinien zum
BuT kurzfristig zu ändern und ab dem 1.8.2019 alle Leistungen als
Geldzahlung direkt an die Eltern zu erbringen.

Nur dies gewährleistet ein möglichst unbürokratisches Verfahren, mit dem
Kindern und Familien signalisiert wird, dass Politik und Verwaltung sie
tatsächlich unterstützen und ihnen die Mittel für Bildung und Teilhabe in
die Hand geben wollen.

Und da die niedrigschwelligen Vergaberichtlinien wohl nicht sofort
erarbeitet werden (können), sollen sie rückwirkend zum 1.8.2019 in Kraft
gesetzt werden, um es den Berechtigten so zu ermöglichen, auch nachträglich
Geldzahlungen für benötigte BuT-Leistungen zu erhalten.


(*) Das Bündnis AufRecht bestehen wird getragen von:

der Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg (ALSO),"ARBEITSLOS - NICHT WEHRLOS"
Wolfsburg (ANW), Gruppe Gnadenlos Gerecht Hannover, Gewerkschaftliche
Arbeitslosengruppe im DGB-KV Bonn/Rhein-Sieg, Duisburger Initiative
"AufRecht bestehen!", Bundesarbeitsgemeinschaft Prekäre Lebenslagen (BAG-
PLESA), Frankfurter Arbeitslosenzentrum e.V. (FALZ), Koordinierungsstelle
gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen (KOS), Tacheles e.V. Wuppertal,
Widerspruch e.V. Bielefeld sowie vielen örtlichen Bündnissen und
Initiativen.


Anmerkungen:

[i] siehe Widerspruch e.V. - Bielefeld, Juli 2019 - "BuT-Anträge bundesweit
2018 - Eigene Auswertung aus der Statistik der Bundesagentur für Arbeit zum
SGB II" - www.widerspruch-sozialberatung.de/dat/aktuelles.html

[ii] Paritätische Forschungsstelle, Sept. 2018 - "Empirische Befunde zum
Bildungs- und Teilhabepaket: Teilhabequoten im Fokus - Kurzexpertise Nr.
4/2018", Seite 18, -

 * 
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WOHNEN/159: 650.000 Menschen in 2017 ohne Wohnung (BAG Wohnungslosenhilfe)


Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e.V.

Pressemitteilung vom 30. Juli 2019

650.000 Menschen in 2017 ohne Wohnung

Verbessertes Schätzmodell erlaubt genauere Schätzung der Wohnungslosenzahlen



Berlin - Die BAG Wohnungslosenhilfe (BAG W) hat heute ihre aktuelle
Schätzung zur Zahl der wohnungslosen Menschen in Deutschland vorgelegt. Die
Schätzung bezieht sich auf das Jahr 2017: Im Laufe des Jahres 2017 waren
demnach ca. 650.000 Menschen (Jahresgesamtzahl) in Deutschland ohne
Wohnung.

Die Schätzzahl für 2017 ist damit deutlich niedriger als die im November
2017 veröffentlichte Schätzzahl für das Jahr 2016: Sie weicht in der
Gesamtzahl mit einem Minus von 210.000 um 24,5 % von der letzten Schätzung
der BAG W nach unten ab.

"Dies entspricht nicht einem tatsächlichen Rückgang der Wohnungslosenzahlen
in Deutschland, sondern ist ausschließlich dem deutlich verbesserten neuem
Schätzmodell zuzuschreiben", betonte Werena Rosenke, Geschäftsführerin der
BAG W.

Im Jahr 2017 betrug demnach die Zahl der wohnungslosen Menschen ohne
Einbezug wohnungsloser anerkannter Geflüchteter gut 275.000. Die Zahl der
wohnungslosen anerkannten Geflüchteten schätzt die BAG W auf ca. 375.000
Menschen. Seit dem Jahr 2016 schließt die BAG W in ihre Schätzung die Zahl
der wohnungslosen anerkannten Geflüchteten ein.

Das revidierte und genauere Modell der Schätzung

Das bisherige Schätzmodell, das seit 1992 zum Einsatz kam, ist aufgrund
fehlender neuer empirischer Studien veraltet.

"Daher haben wir seit 2018 an der Revision des Schätzmodells gearbeitet und
ein neues Hochrechnungsmodell entwickelt, das auf den empirisch validen
Daten der jährlichen Wohnungsnotfallberichterstattung in 
Nordrhein-Westfalen aufsetzt, und deren Daten auf Deutschland hochrechnet. Alle
notwendigen Daten für eine Revision standen vollständig erst ab 2018 zur
Verfügung, so dass das neue Modell erst jetzt zum Einsatz kommen kann", so
Rosenke.

Jahresgesamtzahl 2017 und Stichtagszahl 30.06.2017

Ab der Schätzung 2017 kann die BAG W aufgrund des neuen verbesserten
Schätzmodells erstmalig neben den geschätzten Jahresgesamtzahlen auch
Stichtagszahlen für den 30.6.2017 schätzen.

Eine Stichtagszahl erfasst nur die Zahl wohnungsloser Personen an einem
bestimmten Stichtag. Eine Jahresgesamtzahl erfasst die Menschen, die im
Laufe eines Jahres wohnungslos geworden sind.

Rosenke: "Mit der Jahresgesamtzahl werden auch die Menschen erfasst, die
vor dem Stichtag wohnungslos waren, es aber zum Stichtag nicht mehr sind
und auch diejenigen, die erst nach dem Stichtag wohnungslos werden. Deshalb
liegt eine Jahresgesamtzahl immer deutlich höher. Sie misst im Unterschied
zu einer Stichtagszahl die tatsächliche Zahl der von Wohnungslosigkeit im
Verlauf eines Jahres betroffenen Menschen und bildet somit das
gesellschaftliche Ausmaß des Problems besser ab."

Am Stichtag 30.06.2017 gab es nach Schätzung der BAG W insgesamt ca.
440.000 wohnungslose Menschen in Deutschland, davon ca.153.000 Wohnungslose
im kommunalen und frei-gemeinnützigen Hilfesystem und ca. 287.000
wohnungslose anerkannte Geflüchtete in zentralen Gemeinschaftsunterkünften
oder in dezentraler Unterbringung.

Kein Grund zur Entwarnung

"Auch wenn die Zahl der Wohnungslosen niedriger ist als bislang von uns
geschätzt, gibt es keinen Grund zur Entwarnung. Tatsächlich sind die
Wohnungslosenzahlen beispielsweise in Bayern und Nordrhein-Westfalen um ca.
29 %, in NRW, das seit 2016 im Gegensatz zu Bayern teilweise auch
wohnungslose anerkannte Geflüchtete erfasst, im ordnungsrechtlichen Sektor
sogar um 67 % gestiegen. Es ist deshalb davon auszugehen, dass in
Deutschland insgesamt die Wohnungslosenzahlen um ca. 15 bis 20 % von 2016
nach 2017 angestiegen sind - allerdings auf insgesamt niedrigerem Niveau",
erklärte Rosenke.

Struktur der Wohnungslosigkeit

Die folgenden Zahlen und Daten zur Struktur der Wohnungslosigkeit beziehen
sich auf die Jahresgesamtzahl und berücksichtigen nicht die wohnungslosen
anerkannten Geflüchteten, da für diese Gruppe der Wohnungslosen keine
entsprechenden soziodemografischen Daten verfügbar sind:

Ca. 48.000 Menschen leben ohne jede Unterkunft auf der Straße.

Ca. 193.000 (70 %) der wohnungslosen Menschen sind alleinstehend, 82.000
(30 %) leben mit Partnern und/oder Kindern zusammen. Die BAG W schätzt die
Zahl der Kinder und minderjährigen Jugendlichen auf 8 % (22.000), die der
Erwachsenen auf 92 % (253.000). Der Anteil der erwachsenen Männer liegt bei
73 % (185.000); der Frauenanteil liegt bei 27 % (68.000) . (Alle Angaben
jeweils ohne Berücksichtigung der wohnungslosen Flüchtlinge.)

Ca. 15 % der Wohnungslosen (ohne Einbezug der wohnungslosen Flüchtlinge)
sind EU-Bürgerinnen und -Bürger; das sind ca. 40.000 Menschen. Viele dieser
Menschen leben ohne jede Unterkunft auf der Straße. Vor allem in den
Metropolen beträgt ihr Anteil an den Personen ohne jede Unterkunft auf der
Straße bis zu ca. 50 %. Die "Straßenobdachlosigkeit" ist stark durch die 
EU-Binnenzuwanderung geprägt; dies trifft für die Wohnungslosigkeit insgesamt
nicht zu.

Armut und Wohnungsnot

Hauptgründe für die steigende Zahl der Wohnungslosen sind für die BAG W das
unzureichende Angebot an bezahlbarem Wohnraum, die Schrumpfung des
Sozialwohnungsbestandes und die Verfestigung von Armut.

Es fehlt insbesondere an bezahlbarem Wohnraum für die steigende Zahl von
Menschen im Niedrigeinkommensbereich und für die Menschen, die
Transferleistungen beziehen. Die Armutsrisikoquote ist bei Mieterinnen und
Mietern deutlich gestiegen und betrug im Jahr 2015 knapp 29 %, insb.
betroffen sind junge Erwachsene bis 35 Jahren (DIW 2018).

Darüber hinaus fehlen mindestens zwölf Millionen Kleinwohnungen. Der
besonders großen Nachfragegruppe der Einpersonenhaushalte (17,2 Millionen)
steht im Jahr 2017 nur ein Angebot von 5,2 Millionen Ein- bis
Zweizimmerwohnungen gegenüber.

Benötigt werden pro Jahr 80.000 bis 100.000 neue Sozialwohnungen und
weitere 100.000 bezahlbare Wohnungen.

Die Bundesregierung hatte sich das Ziel von 375.000 neuen Wohnungen pro
Jahr gesetzt. Neu gebaut wurden im Jahr 2018 aber nur 285.000 Wohnungen,
darunter lediglich 27.000 Sozialwohnungen. Damit wird nicht einmal der Teil
der Wohnungen, der aus der Sozialbindung fällt, ausgeglichen.

Forderungen

Bezahlbarer Wohnraum ist die Grundvoraussetzung zur Versorgung aller
Bürgerinnen und Bürger mit einer eigenen Wohnung - einschließlich der
wohnungslosen Menschen.

Die Beteiligung des Bundes an der sozialen Wohnraumförderung muss deshalb
dauerhaft erhalten bleiben und deutlich gesteigert werden.

Um bezahlbaren Wohnraum dauerhaft zur Verfügung stellen zu können, ist ein
gemeinnütziger Wohnungsbausektor ein wichtiges Instrument. Der Bund muss
den Rahmen und die Instrumente für eine "Neue Gemeinnützigkeit" bei der
Wohnraumversorgung schaffen.

Die Verhinderung von Wohnungsverlusten ist die beste Hilfe. Die
Entscheidung für ein funktionsfähiges System der Prävention von
Wohnungsverlusten ist eine politische Entscheidung jeder einzelnen Kommune
und jedes einzelnen Landkreises. Zentrale Fachstellen zur Verhinderung von
Wohnungsverlusten fehlen leider noch in vielen Kommunen.

Wohnungslose Menschen sind häufig stigmatisiert und ausgegrenzt, negative
SCHUFA-Einträge machen es für wohnungslose Menschen nahezu unmöglich,
wieder die Chance auf eine eigene Wohnung zu erhalten.

Werena Rosenke: "Bezahlbarer Wohnraum ist zwar die Voraussetzung zur
Versorgung aller Bürgerinnen und Bürger mit einer eigenen Wohnung, aber
nicht ausreichend, um tatsächlich Menschen in einer
Wohnungsnotfallsituation den Zugang zu Wohnraum zu ermöglichen. Neben dem
Bau bzw. der Sicherung bezahlbaren Wohnraums muss Wohnraum ausdrücklich
auch bereits wohnungslosen Menschen zugänglich werden.

Wir fordern deshalb Maßnahmen, die sicherstellen, dass wohnungslose
Haushalte mit eigenen Wohnungen versorgt werden können. Maßnahmen können
sein: Bindungen für vordringlich Wohnungssuchende, Quotierung bei der
Vergabe von Belegungsrechten, d.h. ein bestimmter Anteil sozial gebundener
Wohnungen sollte explizit für wohnungslose Haushalte zur Verfügung stehen.

Kommunen sollten Anreize schaffen, um Wohnungen für Wohnungslose bei den
Unternehmen der Wohnungswirtschaft, aber auch bei privaten Vermietern zu
akquirieren.

Ohne Wohnungen für Wohnungslose und ohne ein systematisches
Präventionssystem in jeder Kommune, werden sich Wohnungsnot und
Wohnungslosigkeit nicht bekämpfen lassen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Juni 2019

Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e.V.

Boyenstraße 42, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0) 30 / 2 84 45 37 0, Fax: +49 (0) 30 / 2 84 45 37 19

E-Mail: info@bagw.de

Internet: www.bagw.de
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ARBEIT/2965: Arbeitsmarktbarometer - Gegenwind wird stärker (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 29.07.2019

IAB-Arbeitsmarktbarometer: Gegenwind wird stärker



Das IAB-Arbeitsmarktbarometer ist im Juli um 0,6 Punkte gefallen. Der
Frühindikator des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
weist mit 101,6 Punkten zwar noch einen positiven Stand aus, ist aber
gegenüber dem vergangenen Jahr deutlich gesunken. Einen niedrigeren Wert
gab es zuletzt im Sommer 2013. Sowohl die Aussichten für die
Arbeitslosigkeits- als auch für die Beschäftigungsentwicklung
verschlechterten sich.

Die Arbeitslosigkeitskomponente ist um 0,4 Punkte auf 98,1 Punkte
zurückgegangen. Dies deutet auf saisonbereinigt steigende
Arbeitslosenzahlen in den nächsten Monaten hin. "Im gegenwärtigen
Konjunkturabschwung erwarten die Arbeitsagenturen stärkeren Gegenwind"
sagt Enzo Weber, Leiter des IAB-Forschungsbereichs "Prognosen und
gesamtwirtschaftliche Analysen". Vermittlungen in konjunkturabhängige
Bereiche wie die Zeitarbeit würden schwieriger. Die aktuellen Nachrichten
über Stellenabbau bei Großkonzernen seien aber nicht repräsentativ für den
Arbeitsmarkt. "Insgesamt lag die Entlassungsquote seit der
Wiedervereinigung noch nie so niedrig wie heute", erläutert Weber.

Dies sei auch der wesentliche Grund dafür, dass die Beschäftigung
weiterhin steige. So liegt die Beschäftigungskomponente des
IAB-Arbeitsmarktbarometers im Juli mit 105,2 Punkten noch immer deutlich im
positiven Bereich. Gegenüber dem Vormonat gab es allerdings einen Rückgang
um 0,8 Punkte. "Der Arbeitsmarkt bleibt auf Kurs, aber ganz spurlos wird
der Konjunkturabschwung auch nicht an ihm vorbeigehen", so Weber.

Das IAB-Arbeitsmarktbarometer ist ein Frühindikator, der auf einer
monatlichen Umfrage der Bundesagentur für Arbeit unter allen lokalen
Arbeitsagenturen basiert. Während Komponente A des Barometers die
Entwicklung der saisonbereinigten Arbeitslosenzahlen für die nächsten drei
Monate prognostiziert, dient Komponente B der Vorhersage der
Beschäftigungsentwicklung. Der Mittelwert aus den Komponenten
"Arbeitslosigkeit" und "Beschäftigung" bildet den Gesamtwert des
IAB-Arbeitsmarktbarometers. Dieser Indikator gibt damit einen Ausblick auf
die Gesamtentwicklung des Arbeitsmarkts. Da das Saisonbereinigungsverfahren
laufend aus den Entwicklungen der Vergangenheit lernt, kann es zu
nachträglichen Revisionen kommen. Die Skala des IAB-Arbeitsmarktbarometers
reicht von 90 (sehr schlechte Entwicklung) bis 110 (sehr gute
Entwicklung).




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 29.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





ARBEITSRECHT/271: Fehler im Job - Wann muss ich meinem Arbeitgeber Schadensersatz zahlen? (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 25. Juni 2019

Fehler im Job: Wann muss ich meinem Arbeitgeber Schadensersatz zahlen?



Berlin (DAA). In Braunschweig steht am 25. Juli eine ehemalige
VW-Ingenieurin vor Gericht: Sie soll vom Dieselskandal gewusst und ihn
verschwiegen haben. Der Konzern fordert 33 Milliarden Schadensersatz.
Grundsätzlich kann ein Arbeitgeber von einem Beschäftigten
Schadensersatz verlangen, wenn er einen Fehler macht und dem Betrieb
schadet. Ob und wie viel ein Mitarbeiter jedoch im Einzelfall zahlen
muss, hängt vor allem davon ab, wie schwerwiegend der Fehler ist,
informiert das Rechtsportal anwaltauskunft.de.

Grundsätzlich gilt: Begeht jemand fahrlässig oder vorsätzlich eine
Pflichtverletzung, muss er für den dadurch verursachten Schaden
geradestehen. Im Arbeitsverhältnis gelten jedoch Besonderheiten. "Bei
der Haftung von Arbeitnehmern kommen die Grundsätze des sogenannten
innerbetrieblichen Schadensausgleichs zur Anwendung", sagt
Rechtsanwältin Dr. Kathrin Schulze Zumkley aus der Arbeitsgemeinschaft
Arbeitsrecht im Deutschen Anwaltverein (DAV).

Diese Grundsätze, die sich in der Rechtsprechung herausgebildet haben,
basieren im Wesentlichen auf zwei Überlegungen: Zum einen kann auch
dem sorgfältigsten Arbeitnehmer im Laufe eines Arbeitsverhältnisses
mal ein Fehler passieren. Zum anderen ist es der Arbeitgeber, der das
Schadensrisiko überhaupt erst begründet - und zwar dadurch, dass er
den Arbeitnehmer mit bestimmten Arbeiten betreut.

Die Schäden, die ein Arbeitnehmer versuchen kann, können sehr hoch
sein. Arbeiten Beschäftigte zum Beispiel mit teuren Maschinen oder
Fahrzeugen, können sie einen Schaden daran mit ihrem Gehalt oft nicht
begleichen. "Handelt es sich um eine betrieblich veranlasste
Tätigkeit, kann den Arbeitnehmern nicht ohne Weiteres zugemutet
werden, hierfür uneingeschränkt zu haften" fügt Dr. Schulze Zumkley
hinzu.

Ob und wie viel der Arbeitnehmer zahlen muss, hängt insbesondere davon
ab, mit welchem Verschuldensgrad er gehandelt hat. Hat er leicht
fahrlässig einen Fehler gemacht, muss er nicht haften. Begrenzt haftet
ein Beschäftigter hingegen bei mittlerer Fahrlässigkeit. "Bei grober
Fahrlässigkeit, also dann, wenn der Arbeitnehmer die im Verkehr
erforderliche Sorgfalt in ungewöhnlich hohem Maße verletzt und
unbeachtet gelassen hat, was jedem hätte einleuchten müssen, haftet
der Arbeitnehmer voll", erläutert Rechtsanwältin Dr. Schulze Zumkley
weiter. Gleiches gelte bei vorsätzlichem Handeln.

"Muss ein Arbeitnehmer haften, sind summenmäßigen Begrenzungen
(Haftungserleichterungen) möglich, wenn der Verdienst des
Arbeitnehmers in deutlichem Missverhältnis zum verwirklichten
Schadensrisiko steht", sagt die Rechtsanwältin weiter. Auch wenn in
der Praxis immer wieder die Summe von drei Monatsgehältern diskutiert
werde, existierten jedoch keine festen Obergrenzen.

Wenn in dem angesprochenen Fall eine vorsätzliche Pflichtverletzung
vorliegen sollte, müsste die Ingenieurin haften. Wie viel sie
letztendlich zahlen muss, müsste das Gericht entscheiden.

www.anwaltauskunft.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 10/19 vom 25. Juli 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





ARBEITSRECHT/270: Hitzewelle - Wann muss der Chef mir Hitzefrei geben? (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 24. Juni 2019

Ressort: Ratgeber/Service/Recht

Hitzewelle: Wann muss der Chef mir Hitzefrei geben?



Berlin (DAA). In Deutschland wird es in den kommenden Tagen wieder
heiß: Mancherorts kratzt die Temperatur an der 40-Grad-Marke. Das Büro
kann dann schnell zur Sauna werden. Ein Recht auf Hitzefrei haben
Beschäftigte aber erst ab mehr als 35 Grad Raumtemperatur - und das
auch nur unter bestimmten Umständen. Darüber informiert das
Rechtsportal anwaltauskunft.de

"Zeigt das Thermometer mehr als 35 Grad, ist das Büro dem Gesetz nach
nicht mehr als Arbeitsraum geeignet", sagt Rechtsanwalt Swen
Walentowski, Sprecher des Rechtsportals anwaltauskunft.de. Könne der
Arbeitgeber den Raum weder kühlen, noch einen Ausweichraum anbieten,
müsse er die Mitarbeiter freistellen.

Arbeitgeber müssen aber schon früher tätig werden. Er muss dafür
sorgen, dass es im Büro möglichst nicht wärmer wird als 26 Grad, zum
Beispiel durch Sonnenschutzvorrichtungen an den Fenstern. Laut
Arbeitsstättenregel ASR A3.5 darf die Temperatur am Arbeitsplatz nicht
höher sein. Steigt sie (trotzdem) auf über 30 Grad, müssen sich
Arbeitgeber noch intensiver um den Schutz ihrer Mitarbeiter bemühen
- zum Beispiel durch Lüften in den frühen Morgenstunden oder das
Bereitstellen von Getränken. "Kollegen, die stärker als andere durch
die Hitze gefährdet sind, etwa Schwangere, muss der Arbeitgeber
besonders vor Hitze schützen und sie gegebenenfalls freistellen", fügt
Rechtsanwalt Walentowski hinzu.

Wer draußen arbeitet, ist von der Hitze häufig noch stärker betroffen
als Menschen, die am Schreibtisch sitzen. Arbeitgeber müssen bei jedem
Wetter darauf achten, dass die Gesundheit ihrer Beschäftigten nicht
gefährdet ist. Klettert die Temperatur auf über 30 Grad, sollten sie
zum Beispiel kühle Getränke zur Verfügung stellen oder den
Beschäftigten mehr Pausen erlauben. Auf ältere und leistungsgeminderte
Beschäftigte müssen Arbeitgeber besonders Rücksicht nehmen. Im
Extremfall dürfen sie gar nicht im Freien eingesetzt werden.

Ob im Büro oder auf der Baustelle - sich selbst Hitzefrei zu geben ist
keine gute Idee. "Beschäftigte sollten dem Arbeitgeber Zeit lassen,
Abhilfe zu schaffen und die Temperatur zu senken", sagt der Sprecher
von anwaltauskunft.de. Einfach nach Hause zu gehen könne ein Abmahnung
oder sogar Kündigung zur Folge haben.

www.anwaltauskunft.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 9/19 vom 24. Juli 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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VERKEHR/771: Wartepflicht am Bahnübergang (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 24. Juni 2019

Ressort: Justiz/Verkehr

Wartepflicht am Bahnübergang



Celle/Berlin (DAV). Bahnübergänge ohne Schranken sind verlockend -
besonders für diejenigen, die noch schnell vor dem Zug überqueren.
Aber Vorsicht: Wer das Rot ignoriert, riskiert viel. Selbst wenn es
glimpflich abgeht, drohen Geldbuße und Fahrverbot. Die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert über eine Entscheidung des Oberlandesgerichts Celle vom
31. Januar 2019 (AZ: 3Ss (OWi) 14/19).

Dem Autofahrer wurde vorgeworfen, bei Rot über einen Bahnübergang
gefahren zu sein. Das Amtsgericht verurteilte ihn zu einer Geldbuße
von 250 Euro und einem Fahrverbot von einem Monat. Gegen die
Entscheidung wehrte sich der Mann.

Das Oberlandesgericht stellte fest, dass bei Ampelanlagen an
Bahnübergängen die gleichen Regeln gelten wie an Straßenkreuzungen.
Man müsse vor dem Andreaskreuz warten, wenn ein rotes beziehungsweise
gelbes Blinklicht oder Lichtzeichen aufleuchte. Bei einer Straßenampel
müsse der Fahrer beim Umspringen von Grün auf Gelb anhalten, wenn er
mit einer normalen Bremsung noch vor der Haltelinie zu stehen kommen
könne. Dies müsse aber ohne eine starke Abbremsung oder eine
Notbremsung möglich sein.

Das Gericht müsse nachweisen, dass der Fahrer hätte anhalten können.
Sei er allerdings zu schnell gefahren, trage er die Schuld. Auch wenn
der Fahrer die Haltelinie erst bei der Rot erreicht habe, könne er
entsprechend verurteilt werden. Entscheidend sei aber, dass die
Umstände genau festgestellt würden. Daher müsse das Amtsgericht hier
noch einmal neu entscheiden.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung VerkR 28/19 vom 24. Juli 2019

Verkehrsrechtsanwälte im Deutschen Anwaltverein

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin
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VERKEHR/770: Sperrung einer attraktiven Strecke für Motorräder? (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 24. Juni 2019

Ressort: Justiz/Verkehr

Sperrung einer attraktiven Strecke für Motorräder?



Münster/Berlin (DAV). Manche Landstraßen sind für Motorräder besonders
interessant. Sperrt der Landkreis eine Strecke für Motorräder aufgrund
der erhöhten Unfallgefahr und Lärmbelästigung, muss er dabei den
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz beachten. Eine komplette Sperrung
während der Motorradsaison ist ohne zeitliche Einschränkung
unverhältnismäßig und damit rechtswidrig. Dies ergibt sich aus einer
Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen vom
6. Juni 2019 (AZ: 8 B 821/18), wie die Arbeitsgemeinschaft
Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) mitteilt.

Eine Landstraße im Märkischen Kreis war für Motorradfahrer auf einer
1,8 Kilometer langen Strecke besonders attraktiv. Sie wies Kurven von
etwa 180° Radius auf. Motorradfahrer kamen zum Teil aus dem Ausland
dorthin. Ungeachtet der bestehenden Verkehrsvorschriften kam es
ähnlich wie bei Rennen zu Kurvenfahrten mit hohen Geschwindigkeiten
und in extremer Schräglage, so dass die Fahrer mit dem Knie sogar
Asphaltkontakt hatten.

Der Märkische Kreis erließ für diese Strecke eine Streckensperrung für
Motorradfahrer vom 1. April bis 30. September 2019. Er begründete dies
mit der Unfallgefahr sowie dem Schutz der Wohnbevölkerung und von
Erholungssuchenden.

Das Oberverwaltungsgericht entschied, dass eine vollständige
Streckensperrung unverhältnismäßig und somit rechtswidrig sei. Zwar
sei das Verkehrsrisiko und die Unfallgefahr ein guter Grund. Aber
schon der Lärmschutz zu Gunsten der Bevölkerung und Erholungssuchenden
könne nicht pauschal behauptet werden. Auch kämen mildere Mittel als
eine vollständige Sperrung in Betracht. So könnten etwa
Mittelschwellen im gesamten Kurvenbereich die Gefahren verringern.
Auch komme eine weitere zeitliche Einschränkung in Betracht. Die
Motorradfahrer nutzten diese Strecke vor allen Dingen an den
Wochenenden und Feiertagen und ab dem späten Nachmittag. Eine
Vollsperrung sei daher nicht unbedingt notwendig.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung VerkR 27/19 vom 24. Juli 2019

Verkehrsrechtsanwälte im Deutschen Anwaltverein

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06998: Madame Postmoderne (SB)


Sackgasse! Alles scheint für den Nachziehenden verloren! Die
Doppeldrohung Tc3xc8+ und Te1xg1 überwindet auch kein elektronisches
Gehirn, wie dann ein menschliches? Nun, der ungarische Meister Kapu
konnte durchaus eine organische Lösung beisteuern trotz beschränkter
Kilobyte und Konzentrationslücken. Zu gering darf man von diesem
humanen Schaltorgan nicht denken. Wir verdanken ihm immerhin eine
Reihe glänzender Dramen und Prosawerke. Die Postmoderne allerdings
hält es mehr mit dem Zeitgeist. Was nicht innerhalb einer bestimmten
Spanne gelöst wird, verwirft sie kalten Blickes. Sie ist eine
unerbittliche Dame, diese Postmoderne, und wer sich ihr verweigert,
der kann sich des Spottes sicher sein. Allein, die Schnelligkeit
selbst ist, gemessen am Resultat, oft schleichender als die
lahmfüßigste Schnecke, denn, um an den Anfang im heutigen Rätsel der
Sphinx zurückzukehren, wo der Streitpunkt verloren scheint, legt sie
die Hände einfach in den Schoß und schreit Error! Für den Menschen,
nicht wahr, Wanderer, beginnt da erst die Kreativität!






[image: SCHACH-SPHINX/06998: Madame Postmoderne (SB)]



Tipary - Kapu

Ungarn 1955


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Allzu leichtfertig mit seiner Majestät umgegangen, rächt sich wie
folgt: 1.Td4xc4+! Kc5-b6 - 1...Kc5xc4? 2.Dd1-c2# - 2.a5-a6+! und
Schwarz gab auf, da er die Dame nur für einen Turm verliert.



Erstveröffentlichung am 26. Juli 2006
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





TREFF/037: Leer - "Sahaja Yoga Meditation" im Evenburgpark jeden Dienstag bis zum 20.8.2019


Landkreis Leer

Sahaja Yoga Meditation statt Qi Gong im Evenburgpark

Jeden Dienstag ab 19 Uhr



Die wöchentliche Qi Gong-Unterrichtseinheit im Schlosspark der
Evenburg ist bei vielen Bürgern bereits fest im Kalender eingetragen.
Bis zu 130 Personen nutzen das Angebot jede Woche und versammeln sich
auf der Wiese hinter dem Schloss. Aufgrund eines Ausfalles des
Kursleiters wird in diesem Sommer der Qi Gong-Kurs jedoch ausfallen
müssen. Ersatzweise bietet das Schloss Evenburg ab morgen, 30. Juli,
immer dienstags ab 19 Uhr eine Sahaja Yoga Meditation an.

Sahaja Yoga ist eine einfache, leicht zu erlernende Meditation. Sie
verhilft zur inneren Balance, sich zu entspannen und gut zu fühlen.
Vorkenntnisse sind nicht erforderlich. Wer hat, bringt einen
Klappstuhl mit. 

Die Veranstaltung ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist
nicht erforderlich. Die wöchentliche Unterrichtseinheit findet ab dem
30. Juli bis 20. August im ruhigeren, südlichen Parkteil der Evenburg
statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Juli 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1290: Hamburg - Theaternacht am Lichthof Theater, 7.9.2019


LICHTHOF Theater

Theaternacht



Zur Theaternacht geben die Künstler*innen Silke Rudolph, Lois Bartel,
Charlotte Pfeifer, Antje Velsinger und Ingo Meß 20-minütige Einblicke
in ihre Arbeiten.


Samstag, 07.09.2019

19:00-19:30 und 20:00 - 20:30

Silke Rudolph: WILLKOMMEN IN FRAU MANZINGERS WELT! 

Eine extraterritoriale Situation aus "Das Himbeerreich" von A.
Veiel

Frau Manzinger sagt, wie es ist, bzw. wie es war, wie alles kam und
zusammenhängt, dass das Geld nicht stinkt, auch wenn das jetzt alle
denken.

Denn das Glück des Einzelnen besteht nicht nur in der Deckung von
Grundbedürfnissen, sondern auch in der Verwirklichung von
Freiheitsrechten. Die spektakulärste Freiheit ist, zwischen
verschiedenen Möglichkeiten wählen zu können. Das birgt die
Möglichkeit von Fehlentscheidungen. Kleine Verluste - genauso wie
spektakuläre Zusammenbrüche - sind der Preis der Wachstumsdynamik die
für allgemeinen Wohlstand sorgt.

Der Mensch erdenkt sich immer neue Lebensräume und Narrative - weil er
das kann - und zerstört sich dabei selbst. Exemplarisch erzählt an
einem winzigen Ausschnitt und auch nicht abschließend.


19:30-20:00 und 20:30-21:00

Lois Bartel: IMAGINES

Die Performerin Lois Bartel gewann 2018 den Nachwuchs-Mentoring-Preis
des Haupstsache Frei Festivals für ihre Solo-Performance TRICKS. Bei
der Theaternacht gibt sie Einblicke in ihr neues Stück IMAGINES, das
voraussichtlich im April 2020 Premiere feiern wird.


21:00-21:30 und 22:00-22:30

Charlotte Pfeifer: BOY H. WERNER HÄLT EINEN VORTRAG

Die außergewöhnliche Hamburger Performerin Charlotte Pfeifer spielte
im Juni mit ihrer viel gefeierten PMS LOUNGE auf dem Impulse Festival
in Düsseldorf. Für die Theaternacht verwandelt sie sich in den
Experten Boy. H. Werner und hält einen Vortrag. Das ist ein Erlebnis
der dritten Art: Eine aufregende Verwirrung fliegt wie die Sporen
eines interstellaren Pilzes durch den Raum und infiziert alle
Anwesenden. Aber zum Glück ist ja Boy bei uns, mit seiner
mansplaining-warmherzigen Souveränität. Uns kann nichts passieren.


21:30-22:00 und 22:30-23:00

Antje Velsinger: DREAMS IN A CLOUDY SPACE

Im November feiert das Tanzstück DREAMS IN A CLOUDY SPACE von Antje
Velsinger Premiere. Es ist der zweite Teil ihrer Serie BODIES OF
CAPITALISM. In einem Dialog zwischen einer 35jährigen und einer
77jährigen Tänzerin wird das Thema "körperliche Effizienz" kritisch
beleuchtet und ein alternativer Blick auf den Körper ermöglicht. Ein
Vorgeschmack wird bei der Theaternacht gezeigt.


23:00-0:00

Ingo Meß: Ein Theaterstück entsteht...

Ingo Meß lädt das Publikum bei der Theaternacht dazu ein, Autor*innen,
Regisseur*innen, Kritiker*innen und Dramaturg*innen an einem Abend zu
werden. Ein Theaterstück entsteht vor den Augen des Publikums und wird
direkt im Anschluss der Kritik freigegeben. Keine Angst, niemand muss
auf der Bühne stehen und selbst spielen, aber alle sind eingeladen,
ihre Ideen einzubringen.

Tickets: www.theaternacht-hamburg.de

 * 

Quelle:

LICHTHOF Theater

Mendelssohnstraße 15 B, 22761 Hamburg

Tel. 040 / 300 33 74 80

Karten unter: www.lichthof-theater.reservix.de/events

Internet: www.lichthof-theater.de
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INTERVIEW/039: Veganes Straßenfest - Kinderernährung, kein veganes Sonderproblem ...    Carmen Hercegfi im Gespräch (SB) 




Carmen Hercegfi berät vegan lebende Familien in Ernährungsfragen, um werdenden
und stillenden Müttern wie ihren Kindern zu ermöglichen, auf vollwertige und
gesunde Weise ohne Tierprodukte auszukommen. Ihre Bücher "Vegan in anderen
Umständen", verfaßt mit Co-Autorin Sarah Gebhardt, "Vegan für unsere
Sprösslinge", verfaßt mit der Oecotrophologin Anna Maynert, sowie das in
Zusammenarbeit mit mehreren Bloggern entstandene Buch "Vielfalt für vegane
Familien" enthalten ernährungsphysiologisch fundierte Informationen zu einer
veganen Lebensweise, die nicht nur für Mütter und Kinder von Interesse sind.
Weitere Hinweise rund um das Thema Veganismus finden sich auf ihrem Blog "Vegane
Familien". Nach ihrem Vortrag auf dem 6. Veganen Straßenfest in Hamburg [1]
beantwortete Carmen Hercegfi dem Schattenblick einige Fragen.




[image: Im Veranstaltungszelt mit Mikro vor Projektionswand - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Carmen Hercegfi beim Vortrag "Vegane Ernährung für Schwangere und Kinder"

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Im Vortrag bist du kurz auf Vorurteile gegen vegane Mütter
eingegangen. Worum geht es dabei?

Carmen Hercegfi (CH): Manchmal hört man Leute sagen, das sei ja ein Fall fürs
Jugendamt. Es gibt Fälle extrem veganer Eltern, also extrem im Sinne von "ich
muß das Kind nicht supplementieren, ich stille auch nicht, irgendeine
Pflanzenmilch reicht". Wenn das in der Presse hochkocht wie bei einem Fall aus
Australien, aus Belgien und aus Schweden, schürt das dann natürlich derartige
Vorurteile. Diese Fälle haben natürlich nichts mit veganer Ernährung zu tun,
sondern einfach mit Vernachlässigung des Kindes. Es kann natürlich auch sein,
daß Eltern, die ihr Kind mischköstlich ernähren, es vernachlässigen und sich
nicht richtig um das Kindeswohl kümmern.

SB: Hältst du es für zwingend erforderlich, daß eine Mutter, die sich vegan
ernährt und ihr Kind stillt, den Aufwand betreibt, sich so differenziert mit
Ernährungsfragen auseinanderzusetzen, wie du es tust?

CH: Ich würde das allen Menschen für ihre Kinder empfehlen, besonders natürlich,
wenn sie schwanger sind oder bereits stillen, auch ganz unabhängig von der Art
der Ernährung. Wir haben als Veganer im Grunde genommen den Vorteil, daß wir
gezwungen sind, uns im Unterschied zu Mischköstlern um unsere Ernährung zu
kümmern. Zwar informieren sich beim Thema Schwangerschaft und Kinder viele
Eltern intensiver über Ernährung. Aber manche denken auch, daß das, was ich im
Supermarkt bekomme, ausreicht und ich nur essen muß, was ich gewohnt bin zu
kaufen. Als Veganer hingegen ist man richtiggehend gezwungen, sich zu
informieren - das machen zwar auch nicht alle, aber es ist auf jeden Fall
verbreiteter als unter nichtvegan lebenden Menschen.

SB: Du hattest vorhin gesagt, daß die Stillzeit anhalten kann, bis das Kind
sieben Jahre alt ist. Gibt es tatsächlich Frauen, die ihre Kinder so lange
stillen?

CH: Ja, das Langzeitstillen gibt es schon, aber die werden immer als extreme
Mütter abgetan. Aber man hat tatsächlich herausgefunden, daß das natürliche
Abstillalter irgendwo im Bereich zwischen zweieinhalb und sieben Jahren liegt.
Da geht es allerdings nicht mehr darum, daß die Kinder vollständig ernährt
werden, sondern sie kommen ab und zu und nuckeln ein bißchen, das hat auch viel
mit Bindung zu tun. Natürlich spielen auch die Antikörper eine Rolle, die von
der Mutter auf das Kind übertragen werden, das ist von Natur her sicher
sinnvoll.

SB: Empfiehlt sich das Erlangen umfassenden Wissens über die Art und Weise der
Ernährung auch für Erwachsene, oder würdest du sagen, daß die meisten mit einer
durchschnittsveganen Kost ganz gut klarkommen?

CH: Es geht schon um die kritischen Nährstoffe, um deren Aufnahme sich Veganer
mehr kümmern müssen. Im Gegenzug sind sie auch mit einigen Nährstoffen besser
versorgt, die bei Mischköstlern viel zu kurz kommen. Veganismus kann wirklich
die gesündeste Ernährung sein, vorausgesetzt, man achtet auf bestimmte
Nährstoffe gesondert und supplementiert einige Dinge. Dann ist sie aufgrund des
hohen Ballaststoffreichtums und der vielen sekundären Pflanzenstoffe extrem
gesund. Aber wir müssen halt auf bestimmte Nährstoffe achten, die tatsächlich
erst mittelfristig problematisch werden würden. Der Speicher von Vitamin B12 zum
Beispiel reicht ja ein paar Jahre beim Erwachsenen.

SB: Wenn Mütter nicht direkt stillen, verwenden sie häufig
Säuglingsersatznahrung, die auf Kuhmilch basiert. Gibt es auch Menschen, die
Säuglingen direkt Kuhmilch mit der Flasche verabreichen?

CH: Das ist eher ungesund, weil die Zusammensetzung von normaler Kuhmilch eben
nicht der der Muttermilch entspricht und unter anderem die Nieren wegen des
Proteingehalts überfordert werden. Die Zusammensetzung von Kuhmilch paßt einfach
nicht.

SB: Im Veganismus wird an Kuhmilch häufig kritisiert, daß sie für Kälber
gebildet wird, die nach zwei Jahren ausgewachsen sind. Ein Mensch hingegen
braucht zwölf und mehr Jahre, um vollständig auszuwachsen. Wo liegt deiner
Ansicht nach das Hauptargument, daß sich gegen den Konsum von Kuhmilch bei
Kindern und Jugendlichen richten könnte?

CH: Mein großer Sohn, das hatte ich vorhin im Vortrag gesagt, den ich nach der
Abstillzeit anfangs nicht vegan ernährte, litt häufig an Mittelohrentzündung. Er
bekam, ich weiß nicht wie oft, Antibiotika und hatte auch schon zwei OPs hinter
sich. Kurz vor der dritten OP hatte mir der Heilpraktiker gesagt, ich soll die
Kuhmilch weglassen. Von heute auf morgen hatte er keine Mittelohrentzündung
mehr. Das ist zehn Jahre her, und mein jüngster Sohn hatte nie eine. Kuhmilch
hat viele Nährstoffe, die wir, wenn wir älter sind, irgendwie verarbeiten
können. Wir haben uns in Europa an den Verzehr von Kuhmilchprodukten gewöhnt,
und bilden Laktase, um sie aufspalten zu können, natürlich hilft uns das. Aber
bei der üblicherweise konsumierten Menge an Kuhmilch wird es problematisch, denn
es gibt unfaßbar viele Milchprodukte. Über die Jahrhunderte hinweg war der
Anteil von Milchprodukten wesentlich kleiner. Deshalb tritt die körperliche
Wirkung der Kuhmilch inzwischen so hervor.

Im Grunde haben wir unsere Mütter, die uns säugen, solange wir es brauchen. Wenn
wir abgestillt sind, brauchen wir im Grunde keine Muttermilch und erst recht
keine artfremde mehr. Es gibt inzwischen viele Studien, auch gerade zu Käse, die
aufzeigen, daß das wirklich alles andere als gesund ist, auch aufgrund des
extrem hohen Fettgehaltes. Letztes Jahr auf dem VegMed-Kongreß in Berlin wurden
viele Studien erwähnt, die die negativen Auswirkungen von Käse belegen. Das fand
ich erschreckend.

SB: Carmen, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnote:


[1] http://www.schattenblick.de/infopool/tiere/report/trbe0015.html
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INTERVIEW/038: Veganes Straßenfest - Reißleine Tierversuch, Halteseil Mensch ...    Katharina Feuerlein im Gespräch (SB) 


Die Hamburger Ärztin im Ruhestand, Katharina Feuerlein, ist Mitglied im Vorstand
der Organisation Ärzte gegen Tierversuche e.V. Auf dem 6. Veganen Straßenfest in
Hamburg [1] referierte sie über die mangelhafte Aussagekraft qualvoller und
tödlich endender Tierversuche hinsichtlich der Verwendung der dabei getesteten
Medikamente bei Menschen und stellte Ersatzverfahrene von weit höherer Relevanz
für die Humanmedizin vor, die Medikamententests an Tieren vollständig ersetzen
könnten. Im Anschluß daran beantwortete sie dem Schattenblick einige Fragen.






[image: Im Gespräch - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Katharina Feuerlein

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Frau Feuerlein, durch Tierversuche für medizinische Zwecke
soll Schaden am Menschen abgewendet werden. Angenommen, Tierversuche würden
komplett eingestellt, weil sie sich als überflüssig erwiesen hätten, käme es
dann zu einer Häufung gefährlicher Menschenversuche?

Katharina Feuerlein (KF): Nein, denn die gefährlichen Menschenversuche finden
jetzt schon statt. Zunächst einmal zu den grundsätzlichen Vorgängen bei der
Zulassung eines Medikamentes: An erster Stelle steht der Tierversuch, danach
kommen vier verschiedene Stadien von Menschenversuchen, wenn man das einmal so
plakativ sagen will. In der Phase eins wird das an Tieren bereits getestete
Medikament an einigen jungen gesunden Männern getestet, gerne Männer, weil
Frauen schwanger sein könnten, was das Risiko vergrößern würde. Als nächstes
wird eine größere Gruppe von Gesunden getestet, dann eine große Gruppe Kranker,
und dann erst kann das Medikament zugelassen werden, aber als neu zugelassenes
Medikament mit einem schwarzen Dreieck versehen und dadurch noch unter
besonderer Beobachtung stehend. Das ist vorgeschrieben, da führt kein Weg daran
vorbei. Wenn der Tierversuch vorher weggelassen würde und gleich mit Hilfe dieses
Microdosing, was ich eben erwähnte, an den jungen Menschen getestet würde, dann
hätten sie eine sehr viel höhere Sicherheit, als wenn sie sich auf das
fehlerbehaftete Prozedere der Tierversuche stützen.

SB: Die von Ihnen erwähnten Organoide werden aus Stammzellen gebildet. Besteht
ein Zusammenhang zu der umstrittenen Nutzung menschlicher Stammzellen, die im
Rahmen der Reproduktionsmedizin unter Bedingungen erwirtschaftet werden, gegen
die nicht nur Feministinnen Einwände erheben?

KF: Das sind völlig andere Stammzellen, deswegen sind diese induzierten
pluripotenten Stammzellen (iPS) eine solch bahnbrechende Erfindung. Sie nehmen
das Haar eines Menschen und machen daraus pluripotente Zellen. Damit wird die
sogenannte personalisierte Medizin möglich. Sie haben wirklich die Organe eines
bestimmten Menschen, genauer geht es nicht, genauer kann man nicht forschen.

SB: Also ist die Pluripotenz auch in einem Haar enthalten?

KF: Ja, wenn man diese spezialisierten Zellen in einen embryonalen Zustand
zurückentwickelt. Für die Entdeckung dieser Stammzellen haben John B. Gurdon
und Shinya Yamanaka 2012 den Nobelpreis erhalten. 

SB: Xenotransplantation ist ein besonders grausames Verfahren. Wie lautet die
Kritik der Ärzte gegen Tierversuche an der Forschung an Tieren zwecks Produktion
von Ersatzorganen für Menschen?

KF: Es wird seit Jahren versucht, die Abstoßungsreaktion zu unterdrücken, und es
gelingt nicht, trotz jahrzehntelanger grausamster Tierforschung. Man setzt zum
Beispiel Pavianen Schweineherzen ein. Ich glaube, die längste Überlebensdauer betrug
sechs Monate, dann sterben diese Tiere. Es klappt einfach nicht. Man kann diese
Abstoßungsreaktionen nicht so unterdrücken, daß sie nicht mehr stattfinden. Das
ist eigentlich der grausamste Forschungszweig.

SB: Unter VeganerInnen wird mitunter kritisiert, daß mit pharmazeutischen Mitteln
eine Art Scheingesundheit erhalten wird, während eine bessere Ernährungsweise
für gesundheitliche Zwecke viel förderlicher wäre. Wie sehen Sie dieses
Verhältnis von medizinischer Substitution und eigenem Bemühen in Sachen
Gesundheit?

KF: Man sollte für seine Gesundheit tun, was immer man kann. Ausreichende
Bewegung, gesunde Ernährung, nicht rauchen, keine schädlichen Dinge zu sich
nehmen. Wenn man jedoch krank wird und nichts dafür kann, weil es sich nicht
mittels Ernährung oder Lifestyle-Änderung beheben läßt, dann bleibt einem nichts
anders übrig, als Medikamente zu nehmen, die im Tierversuch getestet wurden,
weil es keine anderen gibt. Die soll man auch nehmen, man rettet kein Tier, wenn
man die Medikamente nicht nimmt und sich selber schadet.

SB: Wir sind hier auf einem veganen Straßenfest, haben Sie als
Verband eine Position zum Veganismus?

KF: Ja, wir sind da sehr zugewandt und unterstützen ihn. Die meisten von uns
sind auch Veganer. Manche mehr, manche weniger.

SB: Frau Feuerlein, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnote:


[1] http://www.schattenblick.de/infopool/tiere/report/trbe0015.html


30. Juli 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AKTION/378: Kohlweißlinge und Distelfalter liegen vorn bei der Schmetterlings-Zählaktion in NRW (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 23. Juli 2019

Kohlweißlinge und Distelfalter am häufigsten gemeldet

NABU stellt Ergebnisse der Schmetterlings-Zählaktion in NRW vor | Die
Meldungen der meisten Tagfalterarten sind geringer als in den
Vorjahren



Düsseldorf - Bereits seit 5 Jahren ruft der NABU mit dem Projekt "Zeit
der Schmetterlinge", das in diesem Jahr von der Deutschen Postcode
Lotterie gefördert wird, vom 15. Juni bis 15. Juli zum Zählen aller
Tagfalter auf. Nun wurden wieder 4 Wochen lang die Schmetterlinge in
NRW gezählt. Für eine Überraschung sorgte diesmal der Distelfalter:
Das Schlusslicht der Vorjahre wurde in diesem Jahr am zweithäufigsten
gemeldet und flog somit beinahe so oft durch die Gärten wie die
Kohlweißlinge. Die Zahlen der anderen Tagfalterarten sind hingegen
besorgniserregend niedrig.

Das Ergebnis im Detail: Mit 1650 Meldungen sind die Kohlweißlinge
wieder die meist beobachteten und gemeldeten Tagfalter. Im Vergleich
zu 2018 mit 13.000 Kohlweißling-Meldungen waren die weißen Falter
allerdings viel seltener unterwegs. Auf dem zweiten Platz liegt in
diesem Jahr überraschenderweise und erstmalig seit Beginn der
Zählaktion der Distelfalter mit 1200 Meldungen. Dieser Wanderfalter
ist somit die einzige Falterart der Zählaktion, die in diesem Jahr
häufiger beobachtet werden konnte als 2018. Alle anderen Arten wurden
deutlich seltener gesehen: Platz 3 belegt mit 1100 Meldungen das Große
Ochsenauge. Je 500 Mal wurden die Braun-Dickkopffalter und der
Schornsteinfeger gemeldet. Zitronenfalter (400), Bläulinge (350) und
Admiral (250) sind ebenfalls deutlich seltener gesehen worden als im
Vorjahr. Gleichauf liegen die Beobachtungszahlen von C-Falter und
Tagpfauenauge: Mit jeweils 200 Meldungen liegen sie zusammen auf dem
vorletzten Platz der Zählaktion. Das Schlusslicht bildet in diesem
Jahr der Kleine Fuchs, er wurde nur knapp 100 Mal gemeldet.

Die hohe Anzahl der Distelfalter lässt sich auf ein Naturphänomen
zurückführen, welches etwa alle 10 Jahre zu beobachten ist. Wie
zuletzt 2009 kam es in diesem Jahr zu einer Masseneinwanderung dieser
Tagfalterart aus Ost und Südost. Der Grund hierfür lag in Saudi
Arabien, hier hatten Raupenfutterpflanzen des Falters durch hohe
Niederschlagsmengen wohl ein gutes Jahr. Daher konnten sich besonders
viele Distelfalter entwickeln und sich nach ihrer Raupen- und
Puppenphase dann über das östliche Mittelmeer, die Türkei und den
Balkan auf den Weg nach Norden machen. Die lange Reise sah man den
guten Fliegern auch an, sie waren blass und die Flügel wiesen
deutliche Gebrauchsspuren auf. "Kein Wunder", bestätigt Karl-Heinz
Jelinek, Sprecher des NABU-Landesfachausschusses Entomologie: "Die
Distelfalter, die wir hier zählen konnten, hatten teilweise mehrere
hundert Kilometer in wenigen Tagen zurückgelegt. Diese Falterart zeigt
ein beeindruckendes Wanderverhalten, welches es ihr ermöglicht
temporäre Nahrungshabitate optimal zu nutzen in dem sie ihnen einfach
nachreist. Je nach Jahreszeit reicht das Nutzungshabitat daher von
Island bis zur Sahelzone, es erstreckt sich also über ein Gebiet von
7000 Kilometern".

Erschreckend gering sind dagegen die Meldungen der anderen
Tagfalterarten in diesem Jahr: "Viele Teilnehmer berichten von
auffallend wenigen Schmetterlingen im Garten und sind sehr besorgt,
was den Bestand unserer heimischen Tagfalter betrifft", so Christian
Chwallek, stellvertretender Vorsitzender des NABU NRW. Vor allem die
kühle Witterung im Mai, aber auch die Dürre des letzten Sommers kommen
hier als Gründe in Frage. Vermutlich sind besonders bei den
Falterarten mit Spätsommergenerationen, wie dem Tagpfauenauge, ganze
Generationen der Trockenheit zum Opfer gefallen, da die
Raupenfutterpflanzen vertrocknet sind.

Untersuchungen der letzten Jahrzehnte belegen erschreckende Rückgänge
nicht nur bei der Artenvielfalt, sondern auch bei der Menge der
Insekten. Die Meldungen früherer Allerweltsarten wie dem Kleinen Fuchs
gehen seit Jahren zurück und sind so gering wie nie zuvor. "Umso
erfreulicher ist daher die Konsequenz, die viele Teilnehmer aus dieser
Beobachtung ziehen: Sie möchten ihren Garten schmetterlingsfreundlich
machen", so Chwallek weiter. Wie genau das geht, welche Pflanzen
Schmetterlinge besonders mögen, Beispielgärten und Porträts der 50
häufigsten Tagfalter, ist auf der Projekt-Homepage unter
www.schmetterlingszeit.de. nachzulesen.

Mit der Zählaktion möchte der NABU NRW aufmerksam machen auf
Schmetterlinge und möglichst viele Menschen dazu motivieren, die
Falter bei der Gestaltung von Garten und Balkon zu berücksichtigen:
"Mit der Anpflanzung von heimischen Pflanzen, die Schmetterlinge als
Raupenfutter und Nektarquelle nutzen können, kann jeder seinen Beitrag
leisten" so Chwallek.

Die Meldungen der Zählaktion gingen über den NABU NRW und über die
Onlineplattform des Kooperationspartners naturgucker.de ein. Wer in
diesem Sommer weiterhin Schmetterlinge melden möchte, kann dies gern
über folgenden Link tun: 

http://www.naturgucker.de/.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 36/2019, 24.07.2019

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de
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FORSCHUNG/1533: Startschuss für die Deutsche Allianz Meeresforschung (idw)


Deutsche Allianz Meeresforschung - 18.07.2019

Startschuss für die Deutsche Allianz Meeresforschung

Bund und norddeutsche Länder unterzeichnen Vereinbarung zum Aufbau des
Verbunds deutscher Meeresforschungseinrichtungen



Mit den Unterschriften von Bundesforschungsministerin Anja Karliczek,
der Bremer Wissenschaftssenatorin Eva Quante-Brandt, der Hamburger
Wissenschaftssenatorin Katharina Fegebank, Wissenschaftsministerin
Karin Prien aus Schleswig-Holstein, Wissenschaftsministerin Bettina
Martin aus Mecklenburg-Vorpommern und der niedersächsischen
Staatssekretärin Sabine Johannsen tritt heute die
Verwaltungsvereinbarung zu Aufbau und Förderung der Deutschen Allianz
Meeresforschung (DAM) in Kraft.

Bundesforschungsministerin Anja Karliczek betonte: "Die Deutsche
Allianz Meeresforschung bündelt die Expertise von
Forschungseinrichtungen und Hochschulen unter einem Dach. Das ist
wichtiger denn je, denn die Meeres-und Klimawissenschaften tragen
entscheidend zu unserer Zukunftssicherung bei. Die Deutsche Allianz
Meeresforschung soll Handlungswissen zu gesellschaftlich relevanten
Fragen - wie etwa die Artenvielfalt in den Meeren oder zum Klimaschutz
- liefern. Das Meer gilt nicht umsonst als Klimamaschine der Erde. Die
Deutsche Allianz Meeresforschung wird dazu beitragen, die
lebenswichtige Rolle der Meere und Ozeane noch besser zu verstehen und
wertvolles Wissen für die Gestaltung unserer Zukunft zu gewinnen.
Deshalb wird der Bund bis 2022 bis zu 45 Millionen Euro für die
Deutsche Allianz Meeresforschung bereitstellen. Herausragende
Meeresforschung aus Deutschland heraus muss ein Markenzeichen in der
internationalen Zusammenarbeit werden und damit unseren Beitrag zum
Klimaschutz sichtbarer machen."

"Die Motivation der Länder für die Deutsche Allianz Meeresforschung
liegt in dem Bestreben, das immense Know-how an den norddeutschen
Forschungseinrichtungen zur Beantwortung der drängenden Fragen in der
Meeresforschung zu bündeln, mit dem Ziel, die internationale
Spitzenposition zu sichern und weiter auszubauen" sagte Bremens
Wissenschaftssenatorin Eva Quante-Brandt, die derzeit Vorsitzende der
Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK) ist.

Damit wird eine der weltweit größten marinen Forschungsallianzen ins
Leben gerufen, die sich zum Ziel gesetzt hat, lösungsorientiertes
Handlungswissen für den nachhaltigen Umgang mit den Meeren und Ozeanen
zu erarbeiten. Der Bund und die fünf norddeutschen Länder Bremen,
Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein
stellen dafür gemeinsam bis zum Jahr 2022 insgesamt 56,25 Millionen
Euro bereit. Der Bund beteiligt sich zu 80 Prozent an der
Finanzierung, die Länder tragen gemeinsam 20 Prozent bei.

Die fünf norddeutschen Länder sind ein wesentlicher Standort der
deutschen Meeresforschung. Die Deutsche Allianz Meeresforschung bringt
Universitäten sowie außeruniversitäre Forschungseinrichtungen wie
Helmholtz-Zentren, Leibniz- und Max-Planck-Institute zusammen und
ermöglicht gemeinsame Spitzenforschung auf international höchstem
Niveau. Die Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren e.V.
unterstützt und fördert die DAM und ihre Geschäftsstelle wesentlich
durch den Aufbau von vernetzten Dateninfrastrukturen, um neue
Erkenntnisse aus erhobenen Forschungsdaten zu ermöglichen.

Gemeinsam den nachhaltigen Umgang mit den Meeren und Ozeanen stärken

"Die Allianz adressiert die großen gesellschaftlich relevanten
Zukunftsfragen der Meeresforschung in gemeinsamen Forschungsmissionen
auf höchstem Niveau", erklärte Michael Bruno Klein,
Vorstandsvorsitzender der DAM. "Dafür werden unsere Kompetenzen
gebündelt und vorhandene sowie neue Infrastrukturen, Technologien und
Informationssysteme weiterentwickelt und ausgebaut."

Meere und Ozeane spielen eine zentrale Rolle für globale
Klimaprozesse, zählen zu den bedeutendsten Ökosystemen der Erde und
beeinflussen das Leben von Millionen Menschen unmittelbar. "Sie sind
erheblichen vom Menschen verursachten Belastungen ausgesetzt, etwa
durch ansteigende Kohlendioxidkonzentrationen, Verschmutzung und
intensive Nutzung," erklärte Michael Schulz, Stellvertretender
Vorsitzender der DAM.

Die DAM entwickelt in gemeinsamen Forschungsmissionen
Handlungsoptionen für den nachhaltigen Umgang mit dem Meer. Die ersten
zwei Themen für die Pilotphase umfassen einerseits Optionen für Schutz
und Nutzung mariner Räume zum Erhalt der Biodiversität und
Ökosystemfunktionen und andererseits Analysen zur Zukunft mariner
Kohlenstoffspeicher als Handlungswissen für die Klimapolitik. Außerdem
unterstützt die DAM das Datenmanagement und die Digitalisierung in den
Meereswissenschaften und soll langfristig die Nutzung der großen
marinen Infrastrukturen koordinieren und optimieren.

Die deutsche Meeresforschung deckt ein breites Spektrum verschiedener
Fachdisziplinen der Küsten-, Meeres-, Klima- und Polarforschung ab.
Mit ihren Forschungsschiffen und -stationen, Flugzeugen, Observatorien
und Unterwasserfahrzeugen verfügt sie über einzigartige
Forschungsinfrastrukturen. Mit mehr als 4.000 Beschäftigten in
Norddeutschland stellt die Meeresforschung zudem einen wichtigen
Wirtschaftsfaktor dar.

Vereinsgründung am 4. Juli: In der Wissenschaft breit verankert

Die Deutsche Allianz Meeresforschung wurde am 4. Juli in Berlin
bereits in der Rechtsform eines eingetragenen Vereins von den
folgenden Einrichtungen gegründet: das Alfred-Wegener-Institut
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI), die Carl von
Ossietzky Universität Oldenburg mit ihrem Institut für Chemie und
Biologie des Meeres (ICBM), die Christian-Albrechts-Universität zu
Kiel (CAU) mit Kiel Marine Science (KMS), GEOMAR Helmholtz-Zentrum für
Ozeanforschung Kiel, Helmholtz-Zentrum Geesthacht -Zentrum für
Material- und Küstenforschung (HZG), das Leibniz-Institut für
Ostseeforschung Warnemünde (IOW), das Leibniz-Zentrum für Marine
Tropenforschung (ZMT), MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften
der Universität Bremen, die Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der
Wissenschaften e.V.(MPG) mit dem Max-Planck-Institut für Marine
Mikrobiologie (MPI-MM) und dem Max-Planck-Institut für Meteorologie
(MPI-M), die Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung mit
Senckenberg am Meer, die Universität Hamburg mit ihrem Centrum für
Erdsystemforschung und Nachhaltigkeit (CEN), und die Universität
Rostock mit ihrem Department Maritime Systeme (MTS).

Dabei wurde auch der Vorstand der Allianz gewählt: Hauptamtlicher
Vorstandsvorsitzender ist Michael Bruno Klein, der seit über 20 Jahren
im Wissenschaftsmanagement tätig ist, u.a. als Generalsekretär der
Leibniz-Gemeinschaft und als Generalsekretär von acatech - Deutsche
Akademie der Technikwissenschaften. Stellvertretender Vorsitzender ist
Michael Schulz, Direktor des MARUM - Zentrum für Marine
Umweltwissenschaften der Universität Bremen. Karin Lochte, ehemalige
Direktorin des Alfred-Wegener-Instituts Helmholtz-Zentrum für Polar-
und Meeresforschung (AWI), und Peter Herzig, Direktor des GEOMAR
Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel, sind weitere Mitglieder
des Vorstands, der für eine Amtszeit von vier Jahren gewählt ist.

Deutsche Allianz Meeresforschung (DAM)

Wissenschaftsforum

Markgrafenstraße 37, 10117 Berlin

presse@deutsche-meeresforschung.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.allianz-meeresforschung.de

http://www.bmbf.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news719471

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2380

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Allianz Meeresforschung - 18.07.2019
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FORSCHUNG/1532: Deutsche Allianz für Meeresforschung startet (idw)


Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur -
18.07.2019

Deutsche Allianz für Meeresforschung startet

Bund und norddeutsche Länder unterzeichnen Vereinbarung zur
gemeinsamen Förderung



Mehr Wissen über die Meere: Das ist das Ziel der Deutschen Allianz
Meeresforschung (DAM), die die norddeutschen Länder gemeinsam mit dem
Bund ins Leben rufen wollen. Die länder- und einrichtungsübergreifende
Initiative soll die deutschen Meeresforschungsaktivitäten
koordinieren, vernetzen und strategisch weiterentwickeln. Unter dem
Begriff der Meeresforschung werden dabei die Disziplinen der Küsten-,
Meeres-, Klima- und Polarforschung verstanden. Eine entsprechende
Verwaltungsvereinbarung, die die gemeinsame Förderung und damit die
Gründung der DAM ermöglicht, wurde heute vom Bund sowie den fünf
norddeutschen Ländern Niedersachsen, Schleswig-Holstein,
Mecklenburg-Vorpommern, Hamburg und Bremen unterzeichnet.

"Wenn wir über den Klimawandel sprechen, müssen wir über die Meere und
Ozeane und unseren Umgang mit ihnen reden. Die Nutzung der Meere nimmt
immer mehr zu, gleichzeitig ist unser Wissen über sie nach wie vor
sehr begrenzt. Um maßgebliche Fortschritte bei der Erforschung des
Klimawandels, der Rückkopplungsmechanismen sowie der Interaktion von
Mensch und Meer zu erzielen, müssen wir unsere Forschungsaktivitäten
bündeln und verstärken", sagt Niedersachsens Minister für Wissenschaft
und Kultur, Björn Thümler. "Für Niedersachsen als Küstenland ist ein
vertieftes wissenschaftliches Verständnis dieser Ökosysteme
essenziell, um daraus konkretes Handlungswissen für Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft abzuleiten. Der Transfergedanke steht
deshalb für uns im Mittelpunkt der Arbeit der DAM."

Die DAM soll als Verbund die außeruniversitären und universitären
Akteure im Bereich Meeresforschung umfassen. Umgesetzt werden sollen
strategische, langfristig angelegte Forschungsvorhaben mit komplexen
Fragestellungen unter Beteiligung mehrerer Einrichtungen und
Disziplinen. Projekte dieser Größenordnungen sind über die
herkömmlichen Förderprogramme bislang nicht realisierbar. Ziel ist es,
eine weitere Steigerung der Sichtbarkeit und Wirksamkeit der deutschen
Meeresforschung auf nationaler und internationaler Ebene zur
erreichen. Die Aktivitäten der DAM erstrecken sich dabei auf vier
Kernbereiche: Neben der Entwicklung und Durchführung von
wissenschaftlichen Missionen werden die Bereiche Infrastruktur,
Datenmanagement und -digitalisierung sowie Transfer von Themen,
Forschungsfragen und -ergebnissen in Politik, Wirtschaft und
Gesellschaft gemeinschaftlich koordiniert und bearbeitet.

Der Aufbau der DAM ist stufenweise innerhalb einer vierjährigen
Konzept-und Projektphase vorgesehen, an die sich eine strategische
Evaluation anschließt. Die Förderung erfolgt zunächst auf Projektbasis
- 80 Prozent der Mittel kommen vom Bund, 20 Prozent erbringen die
Länder zu gleichen Teilen. Der niedersächsische Anteil für die Jahre
2019 bis 2022 in Höhe von rund 2,25 Millionen Euro wird vom
Ministerium für Wissenschaft und Kultur für den
Herbstverwendungsvorschlag des Niedersächsischen Vorab der
VolkswagenStiftung vorgeschlagen.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news719483

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution769
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur -

18.07.2019
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POLITIK/1179: Afrika im Kampf gegen den Klimawandel unterstützen - Bundesministerin Karliczek in Ghana (BMBF)


BMBF / Bundesministerium für Bildung und Forschung - 29. Juli 2019

Bundesministerin für Bildung und Forschung reist nach Ghana -
Klimaforschung im Fokus



Bundesministerin Anja Karliczek hält sich gegenwärtig in Ghana auf.
Anlass ihrer Reise ist die Teilnahme an der Ministerkonferenz des
Westafrikanischen Kompetenzzentrums für Klimawandel und angepasstes
Landmanagement, WASCAL an diesem Dienstag in Accra. An diesem Montag
führt Frau Karliczek zunächst bilaterale Gespräche und informiert sich
über die Umsetzung von Förderprojekten ihres Hauses.

Hierzu erklärt die Ministerin:

"Afrika ist noch stärker als Europa vom Klimawandel betroffen. Es
drohen in den kommenden Jahrzehnten noch stärkere Dürren und
Extremwetterereignisse, die bis zur Unbewohnbarkeit von immer weiteren
Regionen führen könnten. In der Sahara drohen Oasen zu verdorren.
Diese Entwicklung hat auch konkrete Folgen für Europa. Europa und
Afrika sind Nachbarkontinente.

Wir haben eine moralische Pflicht, den afrikanischen Staaten zu
helfen, weil diese Länder viel weniger Treibhausgasgase pro Kopf
ausstoßen und damit sicher nicht die Hauptverursacher für den
Klimawandel sind. Zudem müssen wir uns vor Augen führen, dass der
Klimawandel zu neuen Migrationsbewegungen führen wird, von denen vor
allem Europa betroffen sein könnte. Mein Haus arbeitet mit den
afrikanischen Staaten schon seit 2010 zusammen. Aber wir müssen die
Zusammenarbeit noch intensivieren. Dazu soll meine Reise ein Beitrag
sein.

Ich werde in Ghana an einer Ministerkonferenz des sogenannten
WASCAL-Kompetenzzentrums für Klimawandel und angepasstes
Landmanagement teilnehmen. WASCAL ist ein exzellentes Beispiel für
eine erfolgreiche regionale Zusammenarbeit in Afrika im Bereich
Klimawandel und Nachhaltigkeit. Wir fördern die akademische Aus- und
Weiterbildung hochqualifizierter Klimaexperten in den 11 beteiligten
Ländern. Im WASCAL-Forschungsprogramm finanzieren wir die
Bereitstellung neuer räumlicher Klima- und Umweltdaten für die Region
Westafrikas. Für beides stellt mein Haus rund 25 Millionen Euro in den
nächsten Jahren bereit.

Wie bei uns müssen wir zunächst einmal das Ausmaß des Klimawandels
verstehen. Dazu dient die Erhebung der Daten. Auf Grundlage der Daten
können die betroffenen Länder dann konkrete Maßnahmen einleiten, um
die Folgen des Klimawandels abzumildern. Das beginnt mit besseren
Regenvorhersagen für die Bauern, beinhaltet aber auch Vorschläge für
die Bepflanzung der Felder. Es geht aber auch um den Schutz vor
Bodenerosionen.

Auf meiner Reise werde ich mich aber auch mit dem ghanaischen
Forschungsminister Kwabena Frimpong-Boateng treffen. Gemeinsam werden
wir ein Projekt zur Energiegewinnung aus Müll starten. Abfall ist
eines der größten Probleme für Ghana. Durch die unkontrollierte
Verrottung und Verbrennung werden erhebliche Treibhausgase verursacht.
Außerdem gehen durch die Müllberge erhebliche Gefahren für die
Gesundheit der Menschen aus."

Hintergrund

Im internationalen Leuchtturmprojekt WASCAL (West African Science
Service Centre on Climate Change and Adapted Land Use), schafft das
BMBF seit 2010 mit den Mitgliedsländern Benin, Burkina Faso,
Elfenbeinküste, The Gambia, Ghana, Kapverden, Mali, Niger, Nigeria,
Senegal und Togo gemeinsame wissenschaftliche Kooperationsstrukturen
in der Region. Ziel ist es, die Wissensbasis zum Thema "nachhaltiges
Landmanagement unter dem Einfluss von Landnutzung- und Klimawandel" zu
verbessern, um so die wirtschaftliche und soziale Situation und die
Resilienz Westafrikas zu stärken.

Waste2Energy arbeitet an einer innovativen Lösung auf der Grundlage
von Solarenergie. Hierdurch werden Siedlungsabfälle energetisch
genutzt und geregelt entsorgt.

Ein weiterer Programmpunkt findet in der University of Ghana statt,
mit 37.940 Studierenden einer der wichtigsten Universitäten Ghanas.
Dort informiert sich die Ministerin über TAKeOFF, ein Projekt zum
Thema Filariose. Filariose betrifft mehr als 200 Millionen Menschen
weltweit - vor allem in Afrika und Asien. Dabei verursacht die
Krankheit starke Schmerzen durch Lymphödeme und führt zu schweren
körperlichen Beeinträchtigungen und sozialem Stigma. TAKeOFF setzt
sich zum Ziel, diese vernachlässigte Tropenkrankheit zu eliminieren.
Das BMBF fördert das Projekt TAKeOFF mit 7,4 Mio. Euro über einen
Zeitraum von fünf Jahren.

Ferner soll ein Abkommen über eine deutsch-ghanaische Zusammenarbeit
in der Berufsbildung unterzeichnet werden. Eine weitere
Absichtserklärung sichert die künftige Förderung des African Institute
for Mathematical Sciences (AIMS), deren Ziel es ist, die mathematische
Expertise in Afrika zu verbessern und diese dann auch für Probleme des
Alltags vor Ort zu nutzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 080/2019 vom 29.07.2019

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin

Telefon: 030/18 57-50 50, Fax: 030/18 57-55 51
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PREIS/338: Tierversuchsfreie Testverfahren für Umweltgifte (Uni Konstanz)


Universität Konstanz - 29. Juli 2019

Tierversuchsfreie Testverfahren für Umweltgifte

Umweltpreis 2019 der Stiftung "Umwelt und Wohnen an der Universität
Konstanz" für Konstanzer Biologen Johannes Delp



Für seine innovative Forschungsarbeit zu zellbasierten und
computergestützten Testmethoden zur Untersuchung neurotoxischer
Substanzen erhält der Konstanzer Biologe Johannes Delp den mit 7.500
Euro dotierten Umweltpreis 2019. Johannes Delp ist wissenschaftlicher
Mitarbeiter an der Professur für In-vitro-Toxikologie und Biomedizin
an der Universität Konstanz unter Leitung von Prof. Dr. Marcel Leist.
Der Umweltpreis wird von der LBS Landesbausparkasse Baden-Württemberg
gemeinsam mit der Stiftung "Umwelt und Wohnen an der Universität
Konstanz" verliehen. Die Verleihung wird am Mittwoch, 31. Juli 2019,
um 17.30 Uhr im Rahmen einer Festveranstaltung in der LBS
Landesbausparkasse Baden-Württemberg in Stuttgart stattfinden.
Johannes Delp ist wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Arbeitsgruppe
In-vitro-Toxikologie und Biomedizin an der Universität Konstanz unter
Leitung von Prof. Dr. Marcel Leist.

In seiner Promotionsarbeit entwickelte Johannes Delp Testmethoden zur
Aufdeckung und Charakterisierung von Umweltchemikalien wie sie zum
Beispiel in Insektenvernichtungsmitteln oder Flammschutzmitteln zu
finden sind. Seine experimentellen Testverfahren kombinieren
menschliche Nervenzellen mit Computermodellen, um neurotoxische
Substanzen auf ihren potenziell schädlichen Einfluss auf das
menschliche Nervensystem zu untersuchen. Im Vergleich zu Verfahren,
die bisher in der Chemikalien- und Medikamentenzulassung verwendet
werden, hat der Test des Konstanzer Biologen mehrere Vorteile: Erstens
ist der Test frei von ethischen Konflikten, denn das Verfahren beruht
weder auf embryonalen Stammzellen noch auf Tierversuchen. Zweitens ist
der Test deutlich schneller und kostengünstiger als Tierversuche.
Drittens sind die Testresultate aussagekräftiger und die auf Grundlage
der Testergebnisse festgelegten Unschädlichkeitsgrenzwerte somit
zuverlässiger.

Die von Johannes Delp entwickelten Testmethoden finden bereits heute
im nationalen und internationalen Umfeld Anwendung. So wird der Test
zum Beispiel von der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit
angewendet. In Kreisen der OECD und der Europäischen
Chemikalienbehörde wird derzeit beraten, ob das Testverfahren für
zukünftige Chemikalienzulassungen verwendet werden soll.

Der Umweltpreis 2019 wird durch Stefan Siebert, Vorstandsvorsitzender
der LBS Landesbausparkasse Baden-Württemberg, und Prof. Dr. Kerstin
Krieglstein, Rektorin der Universität Konstanz, überreicht. Die
Preisverleihung wird in den Räumen der LBS Baden-Württemberg in
Stuttgart stattfinden. Anlässlich der Verleihung wird Prof. Dr. Thomas
Hinz, der die Professur für Empirische Sozialforschung mit Schwerpunkt
Surveyforschung an der Universität Konstanz innehat, den Festvortrag
zum Thema "Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt" halten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.07.2019
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PROTEST/155: "Raus aus der Steinkohle" - Münchner Bürgerwillen achten (Umweltinstitut München)


Umweltinstitut München e. V. - 24. Juli 2019

Proteste erfolgreich: Münchner Stadtrat beschließt unabhängiges
Gutachten, um bestmögliche Umsetzung des Bürgerentscheids zu
prüfen



Nach intensiver Diskussion hat der Münchner Stadtrat in der heutigen
Vollversammlung die Entscheidung über die Zukunft des Kohlekraftwerks
HKW Nord 2 vertagt und sich zum Einholen eines unabhängigen Gutachtens
entschieden. Der Wirtschaftsausschuss hatte ursprünglich
vorgeschlagen, das Kraftwerk noch bis mindestens 2028 zu betreiben und
in diesem Zeitraum noch weitere rund 4,5 Millionen Tonne Kohle zu
verfeuern [1]. Das Umweltinstitut begrüßt die auf zwei Anträge von SPD
und CSU hin gefallene Entscheidung des Stadtrats, nun in einem
unabhängigen Gutachten prüfen zu lassen, wie der Bürgerentscheid 'Raus
aus der Steinkohle' durch ein Verschieben des Kraftwerks in die
Reserve bestmöglich umgesetzt werden kann.

"Wir sind hoch erfreut, dass Oberbürgermeister und Stadtrat die von
den Bürgerinnen und Bürgern herbeigeführte Entscheidung nicht
leichtfertig missachtet haben", sagt Dr. Philip Bedall,
Energiereferent am Umweltinstitut München. "Es ist beruhigend, dass
die Stadt sich nicht mehr nur auf die einseitigen und unvollständigen
Informationen der Stadtwerke München verlassen will, sondern auf ein
von der Landeshauptstadt in Auftrag gegebenes, unabhängiges Gutachten -
 und das bis Oktober", so Bedall weiter.

Im Vorfeld der Vollversammlung des Stadtrats hatte das Umweltinstitut
gemeinsam mit der Gruppe Scientists4Future München und der
Petitionsplattform WeAct einen Aufruf gestartet, den in wenigen Tagen
über 7.300 Münchnerinnen und Münchner unterzeichnet hatten. Sie
forderten den Stadtrat unter anderem dazu auf, den Bürgerwillen zu
achten, am heutigen Mittwoch keine voreilige Entscheidung zu treffen
und in einem unabhängigen Gutachten prüfen zu lassen, wie der
Bürgerentscheid bestmöglich umgesetzt werden könne.

"Die heutige Entscheidung sehen wir als Beweis dafür, dass es eine
lebendige und wachsame Zivilgesellschaft braucht, um den lokalen
Klimaschutz immer wieder neu zu erkämpfen. Dass heute nicht für die
weitere Verbrennung von 4,5 Millionen Tonnen Kohle gestimmt wurde, ist
der Erfolg von Hunderten unermüdlichen AktivistInnen, einem Eilappell
und intensiven Hintergrundgesprächen mit den Fraktionen", so Bedall.

Quelle: Umweltinstitut München e.V.

Pressemitteilung, 24.07.2019
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Umweltinstitut München e. V. - 23. Juli 2019

Münchner BürgerInnen fordern SPD und CSU auf: Bürgerentscheid zum
Kohleausstieg retten!

Morgen soll der Stadtrat über die Zukunft des Münchner
Kohlekraftwerks HKW Nord 2 entscheiden. Ein Vorbeschluss des
Wirtschaftsausschusses sieht vor, die Betriebsgenehmigung des Meilers
noch bis 2028 zu verlängern. In nur drei Tagen haben nun schon über
7.000 Münchner BürgerInnen die Stadtratsfraktionen von SPD und CSU in
einem Eil-Appell dazu aufgefordert, das Votum der Bevölkerung beim
Bürgerentscheid '*Raus aus der Steinkohle' zu respektieren und an der
weitestgehenden Stilllegung 2022 festzuhalten. Am heutigen Dienstag
nahm die Stadtregierung die Unterschriften entgegen.

Viel Post für die Münchner Stadtregierung: Mehr als 7.000
MünchnerInnen fordern die Stadtratsfraktionen von SPD und CSU auf, den
Bürgerentscheid 'Raus aus der Steinkohle' zu retten und am kommenden
Mittwoch nicht für einen Betrieb des Kraftwerks über 2022 hinaus zu
stimmen. Am 16. Juli hatte der Wirtschaftsausschuss mit den Stimmen
von SPD, CSU und der Bayernpartei dem Stadtrat empfohlen, das
Heizkraftwerk Nord 2 noch bis 2028 laufen zu lassen. Zwar solle ab
2020 die Menge der verbrannten Kohle reduziert werden - von jährlich
750.000 Tonnen Steinkohle bei annäherndem Volllastbetrieb auf im
Durchschnitt jährlich rund 550.000 Tonnen. Mit Blick auf den
tatsächlichen Kohleeinsatz im letzten Jahr bleibt diese Rechnung
jedoch eine Luftbuchung: 2018 verbrauchte das Kraftwerk bereits nur
rund 550.000 Tonnen Steinkohle. Bei steigenden CO2-Preisen ist auch in
Zukunft ein niedrigerer Kohleeinsatz zu erwarten.

Die TeilnehmerInnen der Aktion, die vom Umweltinstitut München, der
Gruppe ScientistsForFuture München und der Petitionsplattform WeAct
ins Leben gerufen wurde, richten drei Forderungen an den Stadtrat:
Die Vollversammlung des Stadtrats darf am 24. Juli keinesfalls
beschließen, das Heizkraftwerk Nord 2 bis 2028 weiter zu betreiben.

Der Stadtrat darf sich nicht auf die einseitige und unvollständige
Darstellung der Faktenlage durch die Stadtwerke verlassen, da diese
kein neutraler Akteur in der Debatte ist. Statt die Forderungen des
Bürgerentscheids vorschnell zu beerdigen, muss der Stadtrat die
Argumentation der Stadtwerke von unabhängigen Expertinnen und Experten
überprüfen lassen. Dies gilt vor allem in Bezug auf die mögliche
Verschiebung des Kraftwerks in die Reserve für die Strom- und
Wärmeversorgung [2].

Der Stadtrat soll ein unabhängiges Gutachten erstellen lassen, das die
technische und juristische Machbarkeit der Überführung des HKW Nord 2
in die Reserve von dritter Seite überprüft und aufzeigt, wie der
Bürgerentscheid bestmöglich - im Sinne einer maximalen Reduzierung von
Treibhausgasemissionen - umgesetzt werden kann.
Unterstützt wird der Protest gegen die Vorlage des
Wirtschaftsausschusses durch das Bündnis 'Raus aus der Steinkohle',
dem über 70 Organisationen angehören, sowie durch das Bündnis 'München
muss handeln', in dem knapp 200 Münchner Organisationen und
Unternehmen die Stadt München zu wirkungsvolleren Anstrengungen beim
Klimaschutz auffordern.

Quelle:

Umweltinstitut München e.V.

Pressemitteilung, 23.07.2019


 * 




Umweltinstitut München e. V. - 16. Juli 2019

München: Weiterhin keine stichhaltigen Argumente gegen
Kohleausstieg 2022

Der Wirtschaftsausschuss des Stadtrats beriet heute zum Münchner
Kohleausstieg. Noch immer haben Stadtregierung und Stadtwerke nicht
dargestellt, wo die angeblichen Defizite in der Wärmeversorgung liegen
und warum die Verschiebung des Kraftwerks in die Reserve für die Strom-
 und Wärmeversorgung kein gangbarer Weg sein soll.

"Weder die Stadtwerke München noch die Stadtregierung konnten bisher
schlüssig darlegen, warum der fast vollständige Kohleausstieg über die
Verschiebung des HKW Nord in die Reserve unmöglich sein soll", sagt
Dr. Philip Bedall, Referent für Energiepolitik am Umweltinstitut. "Die
Stadtwerke müssen ihre Argumente - insbesondere die zu einem
angeblichen Wärmedefizit - auf den Tisch legen und damit eine externe
Überprüfung ermöglichen. Die Stadtwerke sind hier in der Bringschuld,
doch stattdessen mauern sie."

Der Ausschuss für Arbeit und Wirtschaft des Stadtrates hat in seiner
heutigen Sitzung über ein Konzept für den Kohleausstieg beraten. Eine
Mehrheit aus SPD, CSU und Bayernpartei beschloss dabei die Empfehlung
an die Vollversammlung, zwar ab 2020 den Kohleeinsatz im HKW Nord 2 zu
vermindern, den Block dafür aber weit über 2022 hinaus laufen zu
lassen.

"Angesichts der Klimakrise ist schnelles und entschiedenes Handeln
gefragt. Die Münchner Bürgerinnen und Bürger haben sich klar für den
Kohleausstieg 2022 entschieden", so Bedall weiter. Technisch ist der
Bürgerentscheid - mit der Option der Verschiebung des Kraftwerks in
die Reserve - fast vollständig umsetzbar."

Den endgültigen Beschluss über den Münchner Kohleausstieg fällt der
Stadtrat in seiner Vollversammlung am 24. Juli.

Quelle: Umweltinstitut München e.V.

Pressemitteilung, 16.07.2019



[1]Quelle: Süddeutsche Zeitung: 'Stadtrat stimmt über Kohleausstieg
ab'

https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-stadtrat-kohleausstieg-1.4536480

[2]: Das Kraftwerk kann in die 'Netzreserve' verschoben werden und
muss nur bei Stromengpässen zur Verfügung stehen. Die Wärmeversorgung
kann durch die bestehenden Gaskraft- und Gasheizwerke gedeckt werden.
Auch hier kann der Steinkohleblock entgegen der Aussage der Stadtwerke
künftig im 'warmen Stand-by' unter weitestgehendem Verzicht auf
CO2-Emissionen als Reserve dienen.

Hintergrund

- Aktion 'Der Bürgerentscheid darf nicht baden gehen!' beim
Umweltinstitut

https://www.umweltinstitut.org/buergerentscheid-retten
- Gleichlautender Appell bei WeAct

https://weact.campact.de/petitions/burgerentscheid-retten-raus-aus-der-steinkohle

- Das Positionspapier des Bündnisses "Raus aus der Steinkohle" finden
Sie hier

https://www.raus-aus-der-steinkohle.de/wp-content/uploads/sites/3/Positionspapier_des-Buendnisses-Raus-aus_der_Steinkohle.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen vom 16., 23. und 24.07.2019

Herausgeber:

Umweltinstitut München e.V.

Landwehrstraße 64a, 80336 München

Tel.: 0 89 / 30 77 49 - 0

E-Mail: info@umweltinstitut.org

Internet: www.umweltinstitut.org
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WALD/176: Naturnahe Wälder sind Verbündete im Kampf gegen Klimawandel (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 25. Juli 2019

NABU: Naturnahe Wälder sind Verbündete im Kampf gegen
Klimawandel

Kowalski: Waldumbau darf nicht nur wirtschaftliche Ziele im Blick
haben



Berlin - Unserem Wald geht es schlecht: Sich stark vermehrende
Eichenprozessionsspinner und Borkenkäfer, ausgetrocknete Böden,
vertrocknende Waldbäume, die Zunahme von Waldbränden - all das sind
Auswirkungen der Klimakrise, in der wir uns längst befinden. "Die
durch Insektenbefall stark in Mitleidenschaft gezogenen forstlichen
Monokulturen sollten uns ein Warnsignal sein", so Heinz Kowalski,
waldpolitischer Sprecher des NABU. Die sich abzeichnenden
Trockenheitsprobleme bei den standortheimischen Laubbäumen seien sogar
noch alarmierender. "Die Hitze macht derzeit den Klimawandel spürbar
und die vielen durch Dürre und Borkenkäfer abgestorbenen und braun
gewordenen Fichtenbestände machen ihn für viele Menschen sichtbar",
beschreibt Kowalski die Situation. "Die Entwicklung, die unsere Wälder
gerade nehmen, ist besorgniserregend."

Naturnahe Wälder und ihre Böden sind starke Verbündete im Kampf gegen
die Klimakrise. Bäume, die hundert und mehr Jahre alt werden, bieten
die Chance, atmosphärischen Kohlenstoff längerfristig zu binden. Wenn
die Wälder diese Funktion verlieren, verschärft sich die Situation des
Klimawandels. Die Politik ist daher dringend gefordert, schnell
wirksame Gegenmaßnahmen einzuleiten. Dazu gehören allen voran die
zügige, konsequente und wirksame Senkung des Ausstoßes von
Treibhausgasen. Darüber hinaus muss alles getan werden, um die
Senkenfunktion der Wälder zu erhalten und durch Neupflanzungen mit
Laubbäumen nach Möglichkeit zu verbessern. Dabei ist es nicht allein
damit getan, neue, vermeintlich klimaresiliente Bäume anzupflanzen.
Auch der Wasserhaltung in der Landschaft, der Fähigkeit des Waldes zur
Naturverjüngung bei Vermeiden von Wildverbiss, der Bildung von
Mischwäldern oder der Ausweisung von Waldwildnisgebieten muss die
besondere Aufmerksamkeit gelten.

Die Tatsache, dass das Ziel des Naturschutzes von fünf Prozent
Waldwildnis bis 2020 nicht erreicht werden wird, zeigt, welchen
Stellenwert dem Wald von der Politik bisher eingeräumt wurde. Von der
Politik fordert der NABU deshalb überarbeitete Waldbaukonzepte, die
den Wald nicht unter dem Primat der wirtschaftlichen Nutzung
betrachten, sondern gerade angesichts des voranschreitenden
Klimawandels den vielfältigen Ökosystemleistungen breiten Raum
einräumen.



Mehr Infos: 

www.nabu.de/natur-und-landschaft/waelder/waldpolitik/26084.html

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 77/19, 26.07.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 31. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





WALD/175: Klimakrise führt zu neuem Waldsterben - flächendeckender Waldumbau muss endlich vorrangig werden (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 24. Juli 2019

Klimakrise führt zu neuem Waldsterben: flächendeckender Waldumbau
von Nadelforsten hin zu Laubmischwäldern muss endlich vorrangig
werden



Berlin. Angesichts absterbender Waldbestände in ganz Deutschland
fordert der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND),
endlich wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um die Klimakrise zu stoppen
und ein "Waldsterben 2.0" abzuwenden. Dazu gehöre eine umwelt- und
sozialverträgliche CO2-Abgabe ebenso wie ein umfassendes
sektorspezifisches Maßnahmenpaket, insbesondere der überfällige
Einstieg in den Ausstieg aus der Kohle. Der BUND mahnt zudem,
Nadelholz-Monokulturen endlich in Laubmischwälder umzubauen und die
Wälder schonender zu bewirtschaften, um diese besser gegen den
Klimastress zu wappnen. Der BUND stellt hierzu zehn Forderungen an die
Entscheiderinnen und Entscheider in Politik, Forstwirtschaft und Jagd.

"In Deutschland sind die Wälder am stärksten von der Klimakrise
betroffen. In Folge der anhaltenden Trockenheit und Hitze der letzten
Jahre spitzt sich die Situation dramatisch zu, es droht ein
'Waldsterben 2.0'", warnt Hubert Weiger, Vorsitzender des BUND. "Die
Bäume sind durch den permanenten Eintrag von Luftschadstoffen und
durch die Überdüngung aus der Luft geschwächt, der Waldboden ist
ausgedorrt. Waldbrände, Stürme und Massenvermehrungen von Borkenkäfer
und Nonne lassen in der Folge ganze Waldbestände aus naturfernen
Fichten- und Kiefernmonokulturen zusammenbrechen", erläutert Weiger.
Doch auch einige Buchenwälder seien durch den Klimastress so
geschwächt, dass die Bäume ihr Laub frühzeitig abwerfen oder gar
absterben.

"Es ist ein Wettlauf mit der Zeit. Wenn wir nicht jetzt die Ursachen
für die Klimakrise und das Waldsterben bekämpfen, haben wir irgendwann
nur noch Katastrophenholz und verlieren die heutigen Wälder", mahnt
Weiger. "Wir brauchen endlich mutige Entscheidungen zum Schutz des
Klimas, auch auf globaler Ebene. Wir fordern die Politiker und
Politikerinnen auf Landes-, Bundes- und Europaebene auf, mit gutem
Beispiel voranzugehen und umgehend wirkungsvolle Klimaschutzmaßnahmen
zu beschließen", so Weiger. Die Schäden für Gesellschaft sowie
Waldbesitzerinnen und Waldbesitzer durch die Klimakrise seien heute
schon enorm, erklärt Weiger. Die Folgekosten durch ein weiteres
Aussitzen der Klimakrise durch die Politik seien deutlich höher als
die Kosten für längst überfällige Klimaschutzmaßnahmen. "Denn wenn die
Wälder sterben, verlieren wir mit ihnen unser naturnächstes Drittel in
Deutschland - mit unübersehbaren Folgen, vor allem für die
Trinkwasserversorgung für Millionen von Menschen", so Weiger.

Weiger weiter: "Um die gestressten Wälder besser gegen die
Auswirkungen der Klimakrise zu schützen, müssen wir sie schonender
behandeln. Wir müssen unsere Wälder endlich ökologisch verträglich
bewirtschaften, sodass mehr Feuchtigkeit im Wald verbleibt und dieser
sich selbst stabilisieren kann. Das bedeutet: weniger drastische
Eingriffe für die Holzernte, ein Stopp der Entwässerung von Wäldern
und die Vermeidung der Verdichtung von Waldböden durch Befahrung." Für
diese und andere Punkte sei endlich eine gute forstliche Praxis zu
definieren und in allen Waldgesetzen verbindlich zu verankern, fordert
Weiger.

"Naturferne Fichten- und Kiefernforste müssen dringend in naturnahe
Laubmischwälder umgebaut werden", mahnt der BUND. Dafür sei es
zwingend notwendig, erhebliche Finanzmittel, auch für mehr
Forstpersonal, bereitzustellen. Vorhandene Erfolge wie in den Wäldern
um Berlin, dem brandenburgischen Stadtwald Treuenbrietzen oder dem
Nürnberger Stadtwald zeigen, dass solche Waldumbaumaßnahmen die
Waldbrandgefahr verringern. Überfällig sei es auch, die Vorgaben zum
Wildtiermanagement so zu entwickeln und umzusetzen, dass durch
entsprechende Bejagung des Schalenwilds eine natürliche Verjüngung von
Laubbäumen ohne teure Zäune möglich ist. "Es ist ein Skandal, dass
jahrelange Bemühungen von engagierten Försterinnen und Förstern, junge
Laubbäume in Nadelholz-Monokulturen hochzubringen, aufgrund von
Versäumnissen bei der Jagd immer wieder von Rehen und anderem
Schalenwild vernichtet werden", sagt Weiger.

Waldbesitzer und Kommunen, die ihre Nadelholz-Monokulturen zu
naturnahen Laubmischwäldern umbauen wollen, seien finanziell besser zu
unterstützen, fordert der BUND, beispielsweise durch den
Waldklimafonds. Weiger begrüßt, dass Bundeskanzlerin Angela Merkel den
Waldbauern in besonderer Weise unter die Arme greifen wolle. Für ein
Wiederaufforstungsprogramm, wie von der
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner gefordert, dürften
jedoch keine Steuergelder für ein "Weiter so" in der Forstwirtschaft
verschwendet werden. Stattdessen sollte ein Mix aus Laubbäumen
gepflanzt werden, Nadelbäume nur noch in Beimischung, auf exotische
Baumarten wie Douglasie oder Roteiche müsse aus Naturschutzgründen
verzichtet werden, fordert Weiger. Zudem sei die heimische Weißtanne
zu fördern.

Der BUND fordert auch, dass sich langfristig mindestens zehn Prozent
der Wälder dauerhaft als Naturwälder frei von forstlichen Eingriffen
entwickeln dürfen. In diesen "Urwäldern von morgen" würden nicht nur
seltene Tiere, Pflanzen und Pilze besonders geschützt, sondern die
Forschung könne hier wertvolle Erkenntnisse gewinnen, wie sich der
Wald in der Klimakrise selbst helfen kann.

"Die aktuelle, alarmierende Situation muss für die Bundesregierung
Anlass sein, rascher und konsequenter die überfälligen
Klimaschutzbeschlüsse herbeizuführen. Spätestens auf der Sitzung des
Klimakabinetts im September müssen verbindliche Maßnahmen beschlossen
und diese dem Bundestag umgehend zur Befassung vorgelegt werden", so
Weiger.



Hintergrund:

Die "BUND-Forderungen zum Waldsterben durch Klimakrise" finden Sie
unter:

www.bund.net/waldkrise

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 24.07.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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WETTER/051: Hitzewellen und Rekordtemperaturen - was bringt die Zukunft? (KIT)


Karlsruher Institut für Technologie - 26. Juli 2019

KIT-Experte zum Thema:

Hitzewellen und Rekordtemperaturen - was bringt die Zukunft?



Die aktuelle Hitzewelle hat Deutschland fest im Griff, der
Temperaturrekord aus dem Jahr 2015 in Kitzingen, wurde bereits am
Mittwoch, 24. Juli 2019, um mehr als ein Grad übertroffen und wurde
gestern (25. Juli) geradezu pulverisiert: 42,6 Grad Celsius wurden in
Lingen (Ems) gemessen, wie der Deutsche Wetterdienst inzwischen
bestätigt. Eine Frage, die daraus gerade angesichts des Klimawandels
folgt und an der das KIT forscht, lautet: Werden diese Extreme bald
Normalität?

"Aussagen von neuen Modellen, die wir hier am KIT in hoher räumlicher
Auflösung errechnet haben, lassen Temperaturen von mehr als 40 Grad
Celsius in den nächsten zehn Jahren fast jährlich erwarten", sagt
Christoph Kottmeier, Leiter des Instituts für Meteorologie und
Klimaforschung - Department Troposphärenforschung des Karlsruher
Instituts für Technologie (KIT). Auch Hitzewellen, wie wir sie zurzeit
erleben, würden künftig häufiger, so der Klimaforscher: "Insbesondere
bis Mitte des Jahrhunderts erwarten wir eine signifikante Änderung.
Hitzewellen werden dann deutlich wahrscheinlicher sein als heute."

Die Angst vor Temperaturen jenseits der 45-Grad-Marke, sei in naher
Zukunft jedoch unbegründet. "Davon sind wir noch sehr weit weg. Unsere
Modelle zeigen, dass gegen Mitte des Jahrhunderts 42 Grad so oft knapp
erreicht werden dürften wie heute 40 Grad Celsius. Erst in der zweiten
Jahrhunderthälfte dürften in Deutschland Temperaturen von mehr als 45
Grad Celsius erreicht werden", betont Kottmeier. "Nicht zu
unterschätzen sind aber lokale Hitzespitzen in Städten, etwa an
Kreuzungen oder Baustellen. Auch in Karlsruhe konnten wir gestern an
einem solchen Hotspot 42 Grad Celsius messen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 26.07.2019

Karlsruher Institut für Technologie (KIT)

Presse, Kommunikation und Marketing

Kaiserstraße 12, 76131 Karlsruhe

Telefon: +49 721 608-4 7414, Fax: +49 721 608-4 3658

E-Mail: presse@kit.edu

Internet: www.kit.edu
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ATOM/1370: Beträchtlicher nuklearer Zwischenfall - mysteriöse radioaktive Freisetzung aufgeklärt (Uni Hannover)


Leibniz Universität Hannover - Presseinformation 092/2019, 29. Juli
2019

Präzisionsanalysen klären mysteriöse radioaktive Freisetzung
auf

Internationales Expertenteam vom IRSN und der Leibniz Universität
Hannover veröffentlicht Studie über die radioaktive Wolke vom Herbst
2017



Kein Reaktorunfall, sondern ein Unfall in einer
Wiederaufbereitungsanlage: Was im September 2017 europaweit als
"leichte Radioaktivität" in der Öffentlichkeit kaum wahrgenommen
wurde, war tatsächlich ein beträchtlicher nuklearer Zwischenfall, die
gravierendste Freisetzung seit Fukushima. Dafür sprechen mehr als
1.300 Messwerte, die 70 Expertinnen und Experten aus ganz Europa zu
einem stichhaltigen Datensatz beigesteuert haben, der von Dr. Olivier
Masson vom Institut de Radioprotection et de Sûreté Nucléaire (IRSN)
und Prof. Dr. Georg Steinhauser vom Institut für Radioökologie und
Strahlenschutz an der Leibniz Universität Hannover gemeinsam
ausgewertet wurde. Gemessen wurde radioaktives Ruthenium-106 - die
Messwerte weisen auf die wahrscheinlich größte singuläre Freisetzung
von Radioaktivität aus einer zivilen Wiederaufbereitungsanlage hin.
Die Ergebnisse der Studie hat das gesamte Team unter der Leitung der
beiden Wissenschaftler jetzt in der renommierten Zeitschrift
Proceedings of the National Academy of Sciences of the USA (PNAS)
veröffentlicht.

Im Herbst 2017 wurde in zahlreichen Ländern Europas eine Wolke von
Ruthenium-106 gemessen, mit Höchstwerten in der Höhe von 176
Millibecquerel pro Kubikmeter Luft. Die Halbwertszeit des radioaktiven
Isotops beträgt 374 Tage. Die Werte waren bis zu 100-mal höher als
jene, die nach Fukushima in Europa gemessen wurden.

Die Tatsache, dass neben Ruthenium keine anderen radioaktiven Stoffe
freigesetzt wurden, lieferte das entscheidende Indiz, dass die Quelle
eine Wiederaufbereitungsanlage gewesen sein musste. Das Ereignis 2017
war also eine durch und durch ungewöhnliche Freisetzung. Und auch die
Ausdehnung der Ruthenium-106-Wolke war bemerkenswert - sie wurde in
weiten Teilen Mittel- und Osteuropas, Asiens, der arabischen Halbinsel
und sogar bis in die Karibik nachgewiesen. Den Nachweis hat ein
informelles, internationales Netzwerk nahezu aller europäischen
Messstationen erbracht. Insgesamt waren 176 Messstationen aus 29
Ländern beteiligt; allein in Deutschland gibt es 23 solcher Stationen.

So ungewöhnlich die Freisetzung auch war, die Werte haben (zumindest
in Europa) nirgendwo gesundheitsschädigende Levels erreicht. Aus der
Analyse der Daten lässt sich eine Gesamtfreisetzung von etwa 250 bis
400 Terabecquerel an Ruthenium-106 ableiten. Für diese beträchtliche
Freisetzung im Herbst 2017 hat bis heute kein Staat die Verantwortung
übernommen.

Die Auswertung des Konzentrationsverteilungsmusters und
atmosphärischer Modellierungen legen einen Freisetzungsort im
südlichen Ural nahe. Dort befindet sich die russische Nuklearanlage
Majak. Die russische Wiederaufbereitungsanlage war im September 1957
Schauplatz der zweitgrößten nuklearen Freisetzung in der Geschichte -
nach Tschernobyl und noch vor Fukushima. Damals war ein Tank mit
flüssigen Abfällen aus der Plutoniumproduktion explodiert, was eine
massive Kontamination der Gegend verursachte.

Olivier Masson und Georg Steinhauser grenzen den Zeitpunkt der
aktuellen Freisetzung auf die Zeit zwischen dem 25. September 2017,
18:00 Uhr, und dem 26. September 2017 mittags ein - also fast auf den
Tag genau 60 Jahre nach dem Unfall von 1957. Diesmal sei es eine
gepulste Freisetzung gewesen, die nach kurzer Dauer vorüber gewesen
sei, erläutert Professor Steinhauser. Im Unterschied dazu dauerten die
Freisetzungen von Tschernobyl oder Fukushima über Tage hinweg an. "Wir
konnten zeigen, dass der Unfall in der Wiederaufbereitung von
abgebrannten Brennelementen passiert ist, und zwar in einem weit
fortgeschrittenen Stadium der Wiederaufbereitung, kurz vor dem Ende
der Prozesskette", ergänzt Georg Steinhauser. "Auch, wenn es derzeit
noch keine offizielle Stellungnahme gibt, haben wir eine recht
detaillierte Vorstellung davon, was passiert sein könnte."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.07.2019
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ENERGIE/1537: Power-to-X nicht per se klimafreundlich, ohne Nachhaltigkeitsregeln potentiell schädlich (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 29. Juli 2019

Power-to-X
ist nicht per se klimafreundlich und ohne Nachhaltigkeitsregeln
potentiell schädlich 



Berlin. Strombasierte Energieträger, sogenannte Power-to-X (PtX),
werden in der Debatte um Klimaschutzmaßnahmen in den Sektoren Verkehr,
Industrie und Gebäude aktuell als klimaneutraler Ersatz für fossile
Brennstoffe angepriesen. Dass PtX jedoch nicht per se klimafreundlich
ist und unter Umständen sogar negative Folgen für Umwelt und Klima
aufweisen kann, zeigt ein heute veröffentlichtes, im Auftrag des Bund
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) erarbeitetes
Impulspapier des Öko-Instituts auf.

Daran anknüpfend zieht der BUND fünf Schlussfolgerungen für die
Debatte über PtX. Vor allem sei problematisch, dass die Herstellung
von PtX-Stoffen aufgrund der großen Umwandlungsverluste enorme Mengen
an Strom benötigt. Die bestehende erneuerbare Stromerzeugung könne den
Mehrbedarf nicht decken. "Die erste Voraussetzung ist deshalb, dass
PtX-Stoffe vollständig aus zusätzlich erzeugtem erneuerbarem Strom
produziert werden", sagt der stellvertretende BUND-Vorsitzende
Ernst-Christoph Stolper. "Andernfalls kann die CO2-Bilanz von
strombasierten Energieträgern sogar noch weitaus schlechter sein als
bei fossilen Brennstoffen wie Erdgas oder Diesel."

Für die Herstellung von PtX-Stoffen wird darüber hinaus CO2 benötigt,
welches Hauptverursacher des Klimawandels ist. Stolper dazu: "Es muss
unbedingt vermieden werden, dass die PtX-Produktion dazu führt, dass
der CO2-Ausstoß, zum Beispiel aus Industrieanlagen, verlängert wird.
Anderenfalls werden wir die Klimaziele von Paris nicht erreichen. Wenn
strombasierte Energieträger zur Nutzung im Verkehr beispielsweise mit
klimaschädlichen Industrieabgasen erstellt werden, entstehen weiterhin
Treibhausgasemissionen - in diesem Fall nur am Autoauspuff statt am
Industrieschornstein." Stolper spricht sich deshalb dafür aus, einen
Schwerpunkt auf die CO2-Gewinnung für PtX aus der Luft zu setzen. "Das
ist technisch anspruchsvoll, aber der einzige Weg, auf Dauer das
1,5-Grad-Limit des Pariser Klima-Abkommens nicht zu verletzen."
Weitere Punkte der kritischen Betrachtung von Öko-Institut und BUND
sind die Wasserversorgung in sonnenreichen, aber wasserarmen Gebieten
sowie der gesteigerte Flächenverbrauch.

Der umfassenden Nutzung von PtX im Verkehrsbereich erteilt Stolper
eine Absage. "Aufgrund der im Vergleich zur direkten Nutzung
elektrischer Energie erheblich schlechteren Energieeffizienz darf PtX
nur dort Anwendung finden, wo keine andere Alternative zur
Dekarbonisierung besteht." Das sei kontinuierlich zu überprüfen.
Stolper: "Die Hoffnung, mit strombasierten Treibstoffen die
Klimagasemissionen des Verkehrssektors zu minimieren, ohne den
notwendigen Ausstieg aus dem Verbrennungsmotor und den Ausbau des
öffentlichen Verkehrs anzugehen, führt in die Irre. Wir sollten bei
PtX nicht dieselben Fehler machen wie bei den Biokraftstoffen. Nur
wenn von Anfang an sichergestellt ist, dass PtX die effizienteste
Lösung darstellt und wirklich Treibhausgase reduziert werden, kann PtX
Teil einer CO2-Minderungsstrategie sein, die mit dem Paris-Abkommen
vereinbar ist."

Die höchste Prämisse müsse weiterhin sein, den Energieverbrauch
drastisch zu reduzieren. Nur so könnten die Klimaschutzziele natur-
und sozialverträglich erreicht werden.




Weitere Informationen:

Das Impulspapier wurde im Rahmen des Kopernikus-Projekts "P2X"
erstellt, welches durch das Bundesministerium für Forschung und
Bildung gefördert wird. Es steht hier zum Download zur Verfügung: 
 
www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Impulspapier-soz-oek-Kriterien-e-fuels.pdf

BUND-Schlussfolgerungen zu PtX:

www.bund.net/ptx-schlussfolgerungen

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 29.07.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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EUROPA/449: Nitratrichtlinie - "Mahnung aus Brüssel nehmen wir sehr ernst" (NMELV)


Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz - 26. Juli 2019

"Mahnung aus Brüssel nehmen wir sehr ernst"

Landwirtschaftsministerin Barbara Otte-Kinast zur Einhaltung der
Nitratrichtlinie



Hannover. "Niedersachsen ist sich seiner Verantwortung für den
Wasserschutz bewusst. Wir nehmen die Mahnung aus Brüssel sehr ernst",
betonte Landwirtschaftsministerin Barbara Otte-Kinast heute
(Donnerstag) während einer Pressekonferenz. Damit reagiert Otte-Kinast
auf das heutige Mahnschrieben der Europäischen Kommission an die
Bundesrepublik Deutschland. Darin heißt es, dass das Urteil des
Europäischen Gerichtshofes zur Einhaltung der Nitratrichtlinie
weiterhin nicht umgesetzt werde.

"Kein anderes Bundesland ist bei der Lösung der Nährstoffproblematik
so engagiert unterwegs wie wir", erklärte Otte-Kinast. Ihr Ministerium
verfolge einen besonders ambitionierten Ansatz, der drei Bausteine
umfasst: die Ausweisung nitratsensibler Gebiete und die Ausweisung
phosphatsensibler Gebiete und die Einführung elektronischer
Nährstoffmeldungen im gesamten Land (ENNI). Das Land macht damit von
zwei Länderermächtigungen gemäß § 13 der Düngeverordnung (DüV)
Gebrauch.

Zum Schutz des Grund- und Oberflächenwassers werden in den
ausgewiesenen Gebieten bestimmte Auflagen für die Bewirtschaftung
verhängt. Niedersachsen schlägt für die nitrat- und phosphatsensiblen
Gebiete jeweils drei Maßnahmen vor. Unter anderem das Aufbringen und
Einarbeiten von Dünger innerhalb von einer Stunde oder eine
verminderte Phosphatdüngung auf hoch versorgten Böden. Hinzu kommen
demnächst die Maßnahmen, die derzeit zwischen der Bundesregierung und
der EU-Kommission verhandelt werden. Beispielsweise die Absenkung der
Düngung um 20 Prozent unter Bedarf oder die Verlängerung von
Sperrzeiten für die Ausbringung von Wirtschaftsdüngern.

"Die Abgrenzung der sensiblen Gebiete ist abgeschlossen. Die Karten
liegen uns vor", sagte Ministerin Otte-Kinast. Der Verordnungstext sei
zwischen Landwirtschafts- und Umweltministerium abgestimmt.

Landwirtschaftsministerin Barbara Otte-Kinast erklärte: "Die
Herausforderungen für die landwirtschaftlichen Betriebe werden durch
den deutlichen Druck aus Brüssel erheblich verschärft. Ich denke dabei
an Ertragseinbußen oder Investitionen in Lagerraum für
Wirtschaftsdünger." Mit Hilfe der Landwirtschaftskammer und anderen
Beratungsträgern wolle man beratend zur Seite stehen. "Das muss auch
alles von den Familienbetrieben zu leisten sein. Sonst erleben wir
einen Strukturbruch", betonte Otte-Kinast. Wer durch den Abbau seines
Tierbestandes leichter als durch andere Maßnahmen die Vorgaben
einhalten könne, werde vermutlich diese Konsequenzen ziehen.

Hintergrund

Was steckt hinter den Länderermächtigungen?

Die Verordnung nach § 13 Absatz 6 DüV zu Meldepflichten des
Nährstoffvergleichs und der Düngebedarfsermittlung befindet sich in
der Verbandsbeteiligung. Damit wird die Transparenz der
Nährstoffströme deutlich verbessert und eine konsequente Umsetzung der
düngerechtlichen Regelungen unterstützt. Für die Erfassung der
Nährstoffströme hat die niedersächsische Düngebehörde der
Landwirtschaftskammer im Auftrag des Landes die Datenbank ENNI -
Elektronische Nährstoffmeldung Niedersachsen - programmiert. ENNI ist
jetzt im Testbetrieb. Betriebsinhaber werden dann verpflichtet,
Angaben zum Nährstoffvergleich und zum Düngebedarf jeweils zum 31.
März für das abgelaufene Jahr zu melden. Niedersachsen ist mit dieser
Datenbank übrigens Vorreiter in Deutschland. Wenn die Kommission
fordert, dass schnelle Aussagen über die Wirksamkeit der Maßnahmen
vorgelegt werden sollen, dann könnte das Niedersachsen künftig.
Nährstoffströme werden zu 100 Prozent transparent sein.

Die Umsetzung der Länderverordnung nach § 13 Absatz 2 DüV
erforderte umfangreiche Abstimmungen zur Festlegung der
Gebietskulissen der nitrat- und phosphatsensiblen Gebiete. Der
Verordnungsentwurf wird derzeit zwischen dem Landwirtschafts- und
Umweltministerium endabgestimmt. Nach jetzigem Stand umfassen die
nitratsensiblen Gebiete gemäß § 13 Absatz 2 Düngeverordnung rund
38 Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche in Niedersachsen. Eine
Binnendifferenzierung auf Grundlage des Zustandes von Teilflächen der
Grundwasserkörper ist erfolgt und hat zu diesem Wert geführt. Die
geplante Länderverordnung ist übrigens nach Kenntnis des ML neben
Schleswig-Holstein bundesweit die einzige, die verpflichtende
Maßnahmen in Phosphat belasteten Gebieten beinhaltet. Diesen Ansatz
hatten BMEL und BMU bislang nicht verfolgt. Niedersachsen hält das
aber ebenso wie die EU-Kommission für notwendig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 26.07.2019

Nds. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
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EUROPA/448: Nitratrichtlinie - Deutschland erhält Mahnschreiben (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 26. Juli 2019

Nitratrichtlinie: Deutschland erhält Mahnschreiben



Die Europäische Kommission hat gegenüber Deutschland heute das
Zweitverfahren wegen Verstößen gegen die Nitratrichtlinie eröffnet.
Auch die Düngeverordnung von 2017 reicht nach ihrer Auffassung nicht
zur Umsetzung des EuGH-Urteils aus. Das Bundesumweltministerium und
das Bundeslandwirtschaftsministerium hatten im Juni, nach intensiver
Diskussion mit Ländern, Verbänden und Abgeordneten Vorschläge zur
Anpassung der geltenden Düngeregelungen an die Europäische Kommission
übermittelt, um den Schutz der Gewässer vor dem Eintrag des
Pflanzennährstoffs Nitrat zu verbessern. Auch diese Vorschläge sind
aus Sicht der Europäischen Kommission nicht ausreichend.

Die beiden Bundesministerien werden jetzt den Inhalt des
Mahnschreibens der Europäischen Kommission prüfen und die Antwort
innerhalb der Bundesregierung unter Einbeziehung der Länder abstimmen.
Die Bundesregierung arbeitet daran in der nur achtwöchigen Frist eine
Einigung zu erzielen. In dieser Zeit wird die Bundesregierung
weiterhin Gespräche mit der EU-Kommission führen, um zügig zu einer
einvernehmlichen Lösung zu gelangen. Klares Ziel ist es nach wie vor,
das Urteil vom 21. Juni 2018 so schnell wie möglich und vollständig
umzusetzen und eine mögliche Verurteilung zu vermeiden und
Strafzahlungen abzuwenden.

Mit Urteil vom 21. Juni 2018 hat der Europäische Gerichtshof (EuGH)
festgestellt, dass Deutschland die Nitrat-Richtlinie verletzt hat. Der
Verstoß liege darin, dass die Bundesrepublik im September 2014 keine
weiteren "zusätzlichen Maßnahmen oder verstärkte Aktionen" zum Schutz
der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus der Landwirtschaft
ergriffen habe, obwohl deutlich gewesen sei, dass die bis dahin
ergriffenen Maßnahmen nicht ausreichten. Die am 2. Juni 2017 in Kraft
getretene novellierte Düngeverordnung war nicht Gegenstand des
Verfahrens, sondern die alte Düngeverordnung von 2006. Auf Grund des
Urteils des Europäischen Gerichtshofes sieht die Europäische
Kommission allerdings auch Anpassungsbedarf an der Düngeverordnung aus
2017. Mit dem Mahnschreiben leitet die Kommission das Zweitverfahren
ein, da Deutschland nach Auffassung der Kommission noch nicht die
notwendigen Maßnahmen zur Umsetzung des genannten Urteils getroffen
hat.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 161/19, 26.07.2019

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Referat MK1, Pressestelle

Hausanschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3170, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 31. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT





EUROPA/447: EU reißt der Geduldsfaden - Deutschland droht doppelte Klage wegen Versäumnissen in der Agrarpolitik (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 25. Juli 2019

NABU: EU reißt der Geduldsfaden - Deutschland droht doppelte Klage
wegen Versäumnissen in der Agrarpolitik

Miller: Wiesen und Weiden in ökologisch katastrophalem Zustand,
peinliche Flickschusterei beim Düngerecht



Brüssel/Berlin - Erneut steht Deutschland wegen massiver Versäumnisse
in der Agrarpolitik am Pranger: Am heutigen Donnerstag hat die
EU-Kommission gleich zwei Vertragsverletzungsverfahren gegen die
Bundesrepublik eröffnet. Brüssel kritisiert darin den ökologisch
katastrophalen Zustand von Wiesen und Weiden sowie die weiterhin
unzureichende Umsetzung des Düngerechts. "Die Verfahren zeigen erneut:
Deutschland versagt beim Schutz der Natur vor der eigenen Haustür",
kritisierte NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller.

Mit dem neu eingeleiteten Verfahren zu Wiesen und Weiden bestätigt die
EU eine Beschwerde, die der NABU bereits 2014 in Brüssel eingereicht
hat. Vor allem die artenreichen Teile des so genannten Grünlands
verschwinden hierzulande in rasantem Tempo. 80 Prozent der Lebensräume
auf Wiesen und Weiden sind in Gefahr, 35 Prozent sogar von
vollständiger Vernichtung bedroht. Die Folge: Das Insektensterben wird
massiv angeheizt.

"Lebendige Wiesen und Weiden sind für unsere Artenvielfalt so wichtig
wie die Regenwälder Südamerikas. Doch Deutschland hat es
jahrzehntelang zugelassen, dass wertvolle Wiesen verschwanden und
heute nur noch Graswüsten sind. Damit wurde das Rückgrat unserer
Artenvielfalt systematisch zerstört", so NABU-Bundesgeschäftsführer
Leif Miller.

Wiesen und Weiden machen fast 14 Prozent der deutschen Landesfläche
aus. Mehr als zehn Prozent von ihnen sind europarechtlich geschützt.
Als Kohlenstoffspeicher sind sie im Kampf gegen die Klimakrise
unerlässlich, hier leben zudem 40 Prozent aller in Deutschland auf der
Roten Liste stehenden Arten. Die Bundesregierung hat nun zwei Monate
Zeit, in Brüssel konkrete Lösungen für den besseren Grünlandschutz auf
den Tisch zu legen. Andernfalls droht im schlimmsten Fall die Klage
vor dem Europäischen Gerichtshof - und mögliche Strafzahlungen in
Milliardenhöhe, wie aktuell beim Düngerecht.

"Bund und Länder müssen jetzt dringend handeln, um artenreiche Wiesen
und Weiden besser zu schützen", so Miller. Notwendig sind dazu
spezielle Förderprogramme für Landwirte, die blühende Wiesen und
Weiden pflegen wollen. Solche Programme existieren zwar bereits, sind
aber meist mit zu wenig Geld ausgestattet. "Und in Naturschutzgebieten
muss gelten: kein Gift, weniger Dünger und weniger Tiere pro Fläche.
Andernfalls wird der Begriff Naturschutzgebiet ad absurdum geführt",
so Miller.

Auch beim Dauerthema Düngeverordnung reißt der EU-Kommission nun
offenbar der Geduldsfaden. Die Kommission kritisiert die zuletzt
vorgelegten Nachbesserungen der Bundesregierung als wissenschaftlich
nicht ausreichend begründet. Außerdem fordert sie einen Gesetzentwurf,
der ebenfalls in den kommenden acht Wochen vorliegen muss. "Diese
Flickschusterei beim Düngerecht ist hochgradig peinlich. Mit ihrer
Untätigkeit schadet die Bundesregierung nicht nur unserem Grundwasser,
sondern auch den Insekten. Und den Landwirten fehlt weiterhin jede
Rechts- und Planungssicherheit", so Miller.

Aufgrund der Versäumnisse Deutschlands sei es umso wichtiger, dass die
EU konsequent als Hüterin der Gesetze auftritt. So habe der scheidende
Umweltkommissar Karmenu Vella beide Verfahren - und weitere gegen
andere Mitgliedstaaten - als eine seiner letzten Amtshandlungen
umgesetzt. Auch die designierte EU-Kommissionspräsidentin Ursula von
der Leyen muss nach Ansicht des NABU dafür sorgen, dass alle
Mitgliedstaaten die EU-Umweltgesetze konsequent umsetzen, im Sinne des
Gemeinwohls. Dies sei auch Wunsch der Bevölkerung: Bei der Europawahl
haben sich die Wähler für eine starke EU ausgesprochen, in der Klima-
und Naturschutz Priorität haben. Verfahren gegen Mitgliedstaaten
müssen zudem deutlich schneller ablaufen - denn auch die Artenvielfalt
verschwindet in enormem Tempo.

Um den Durchbruch zur Rettung der Artenvielfalt zu erzielen, sei ein
Schritt zwingend notwendig: eine grundlegende Reform der
EU-Agrarpolitik. Die EU müsse ihre bislang umweltschädliche
Subventionsverteilung beenden und stattdessen jene Landwirte belohnen,
die naturverträglich arbeiten und damit die Artenvielfalt und unsere
Lebensgrundlagen schützen. Für die Förderung dieser konkreten
Naturschutzleistungen von Landwirten müssen EU-weit künftig mindestens
15 Milliarden Euro pro Jahr bereitstehen.



NABU-Beschwerde zum Verlust von artenreichem Grünland (April 2014):

 www.NABU.de/gruenland-klage

Mitteilung der EU-Kommission zu den heute eingeleiteten
Vertragsverletzungsverfahren:

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/INF_19_4251

Mehr zu den NABU-Forderungen an die neue EU-Kommission:

www.NABU.de/news/2019/07/26556.html

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 76/19, 25.07.2019
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RECHT/094: Zum BVerfG-Urteil über Melde- und Dokumentationspflichten für Dünger (NMELV)


Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz - 27. Juli 2019

Statement des ML zum Urteil des Bundesverfassungsgerichtes 


(Meldepflichten für Dünger)



Zu dem heutigen Urteil des Bundesverfassungsgerichtes in Bezug auf die
Melde- und Dokumentationspflichten für Dünger sagt eine Sprecherin des
ML:

"Wir begrüßen das Urteil. Damit wird nochmals bestätigt, dass Abgaben
und Aufnahmen von Wirtschaftsdüngern gemeldet werden müssen.
Niedersachsen hat den Anspruch, dass Nährstoffströme zu 100 Prozent
transparent sein müssen. Nur dann können die düngerechtlichen
Regelungen konsequent umgesetzt werden. Dieses wird durch das Urteil
eindeutig gestärkt. Zur Sicherung der 100-prozentigen Transparenz
bereitet Niedersachsen gerade eine Länderermächtigung vor, die dieses
sicher stellen soll. Das Urteil gibt uns auch dafür Rückenwind. Für
die Transparenz der Nährstoffströme wurde das elektronische
Meldeprogramm ENNI (Elektronische Nährstoffmeldungen Niedersachsen)
von der LWK im Auftrag des Landes programmiert. In das Programm müssen
in Zukunft alle Landwirte ihre Nährstoffverwendungen melden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 27.07.2019
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VERBAND/394: Eskalation im Düngestreit unverhältnismäßig (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 25. Juli 2019

Eskalation im Düngestreit unverhältnismäßig

Bauern erwarten von der Politik ein Ende des Gerangels zwischen
Kommission und Bundesregierung



Die heute erfolgte Einleitung der ersten Stufe eines Zweitverfahrens
gegen Deutschland im Vertragsverletzungsverfahren hinsichtlich der
Umsetzung der europäischen Nitratrichtlinie ist aus Sicht des
Deutschen Bauernverbands unverhältnismäßig und unangemessen. Diese
Eskalation seitens der EU-Kommission sei angesichts der laufenden
konstruktiven Gespräche zwischen der Bundesregierung, den Ländern und
der EU-Kommission über die Nachbesserung der Düngeverordnung
unverständlich. Die deutschen Bauern erwarten von der Politik, dass
der jahrelange Streit über das deutsche Düngerecht endlich zu einem
Abschluss gebracht wird und die Maßnahmen in der Praxis wirken
könnten.

Vor allem beanstandet der DBV, dass die Kommission Deutschland zwar
Fortschritte bei der Umsetzung des EU-Rechts bescheinige und den
weiteren Zeitplan für eine erneute Änderung der Düngeverordnung
abstimme, zeitgleich aber die Bundesregierung erneut mit einem
Vertragsverletzungsverfahren überziehe. Dieses Vorgehen sei insofern
kontraproduktiv, weil hierdurch die Umsetzung des umfangreich
geänderten Düngerechts zur Verbesserung des Gewässerschutzes ein
weiteres Mal in Frage gestellt werde. Ebenfalls nicht nachvollziehbar
ist aus Sicht des DBV die Kleinteiligkeit der Nachforderungen seitens
der EU-Kommission. Diese stünden im Widerspruch zu den bisherigen
Bekundungen, die Mitgliedsstaaten hätten einen breiten Spielraum zur
Umsetzung regional angepasster Maßnahmen für Landwirtschaft und
Gewässerschutz. Die "Salamitaktik" der mehrfachen Nachforderungen
lasse Zweifel daran entstehen, dass es der EU-Kommission um die Sache
gehe.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25. Juli 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle
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BILDUNG/3380: Stickstoffbelastung von Gewässern - Schüler und Bürger forschen zusammen mit Wissenschaftlern (idw)


Universität Osnabrück - 26.07.2019

"Ihr ganz persönlicher
Einsatz für die Umwelt" - Citizen-Science-Projekt zum Gewässerschutz




OSNABRÜCK.- Zum ersten Mal haben Bürgerinnen und Bürger aus dem
Weser-Ems-Gebiet die Möglichkeit, aktiv an einem Forschungsprojekt zum
Gewässerschutz der Universitäten Osnabrück und Oldenburg teilzunehmen.
Das von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt inhaltlich und finanziell
geförderte Projekt "Schüler und Bürger forschen zusammen mit
Wissenschaftlern zum Thema Stickstoffbelastung von Gewässern" bietet
dabei die Möglichkeit, sich für die nachhaltige Wassernutzung
einzusetzen. Ab sofort können sich Bürgerinnen und Bürger unter
www.nitrat.uos.de für das Nitrat-Monitoring anmelden.

An dem Monitoring teilnehmen können alle Bürgerinnen und Bürger aus
den Landkreisen Osnabrück (Nord), Cloppenburg, Vechta und Emsland
sowie aus der Stadt Osnabrück. Nach der Anmeldung erhalten sie
kostenlos von den Universitäten in Osnabrück und Oldenburg alle
Materialien zur Messung der Nitrat-Konzentration in einem beliebigen
Gewässer in ihrer Region. Die Federführung für das Projekt hat an der
Universität Osnabrück die AG Chemiedidaktik (Prof. Dr. Marco Beeken)
und an der Universität Oldenburg die AG Chemiedidaktik (Prof. Dr.
Verena Pietzner)

Das Nitrat-Monitoring läuft über einen Zeitraum von anderthalb Jahren
(September 2019 - Februar 2021), wobei die einzelnen Messungen etwa
zweiwöchentlich stattfinden. Die Messung ist ganz einfach: Sie erfolgt
in den meisten Fällen über Nitrat-Teststäbchen, welche für einige
Sekunden in eine Gewässerprobe gehalten werden. Anschließend wird die
Farbe eines Testfeldes mit einer Farbskala verglichen und die
entsprechende Nitratkonzentration einfach abgelesen und in einer App
hochgeladen.

Begleitet werden die teilnehmenden Bürgerinnen und Bürger über den
gesamten Zeitraum von sogenannten Forschungspaten, also von
Schülerinnen und Schülern aus ihrer Region, welche ein Seminarfach
rund um das Thema Nitrat belegen und sie bei Fragen zum
Nitrat-Monitoring unterstützen können. Fragen zur Anmeldung oder zum
allgemeinen Ablauf des Nitrat-Monitorings beantwortet die
wissenschaftliche Mitarbeiterin Frauke Brockhage unter
frauke.brockhage@uos.de

Zwischenergebnisse und Ergebnisse des Nitrat-Monitorings werden
regelmäßig als Wanderausstellung an den Regionalen Umweltzentren in
der Region ausgestellt - hier wird vor Beginn des Nitrat-Monitorings
auch eine offizielle Eröffnungsveranstaltung stattfinden.

"Das Projekt an den Universitäten Osnabrück und Oldenburg ist
entstanden, weil insbesondere im Weser-Ems-Land und im nördlichen
Osnabrücker Land das Thema Nitratbelastung in der gesellschaftlichen
und politischen Diskussion einen immer größer werdenden Stellenwert
einnimmt", so der Chemiedidaktiker an der Universität Osnabrück,
Prof. Dr. Marco Beeken. Seit Jahren werde von einer steigenden
Nitratbelastung berichtet, wobei die Schuldzuweisungen oftmals
einseitig seien und es trotz des hohen Interesses seitens der
Bürgerinnen und Bürger es an fachlichen Informationen mangele.
"Gleichzeitig ist in der modernen Gesellschaft ein zunehmender Bedarf
am Verständnis fachwissenschaftlicher Errungenschaften erkennbar. In
diesem Kontext ist der Citizen-Science-Ansatz entstanden, bei denen
interessierte Bürgerinnen und Bürger unmittelbar an der Forschung zu
hochaktuellen Fragestellungen teilnehmen", erläutert Beeken.

Im Weser-Ems-Gebiet werden folgende Schulen an dem Projekt teilnehmen:
Albertus-Magnus Gymnasium Friesoythe (LK Cloppenburg),
Clemens-August-Gymnasium Cloppenburg (LK Cloppenburg), Gymnasium
Liebfrauenschule Cloppenburg (LK Cloppenburg), Copernicus Gymnasium
Löningen (LK Cloppenburg), Gymnasium Damme (LK Vechta), Gymnasium
Bersenbrück (LK Osnabrück), Gymnasium Angelaschule Osnabrück (Stadt
Osnabrück), Windthorst-Gymnasium Meppen (LK Emsland), BBS am
Museumsdorf, Cloppenburg (LK Cloppenburg).



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.chemie.uni-osnabrueck.de/forschung/didaktik_der_chemie/forschung/citizen_science/nitrat_und_gewaesserschutz.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news719877

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution66

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Osnabrück - 26.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FEST/114: Hamburg, 4.8. - Kranichfest am Duvenstedter BrookHus (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 5. Juli 2019

Ein Fest für die Natur

Am Sonntag, den 4. August dreht sich von 10-17 Uhr am Duvenstedter
BrookHus wieder alles um den Kranich / Viele Attraktionen für große
und kleine Naturfreunde



Bevor sich die Kraniche des Duvenstedter Brooks im Oktober auf den Weg
in ihre Winterquartiere machen, widmet ihnen NABU und NAJU wieder ein
Fest. Am 4. August stehen beim traditionellen Kranichfest rund um das
BrookHus, am Rande des Naturschutzgebiets Duvenstedter Brook, die
Natur und Naturerlebnisse im Mittelpunkt. Es gibt spannende Spiele,
interessante Informationen, leckeres Essen und Live-Musik. Für Kinder
steht die Rollenrutsche bereit sowie Kinderschminken und tolle
Bastelideen. Darüber hinaus gibt es viele Mitmachspiele, die sich rund
um die Natur drehen und der Naturerlebnisbus "FuchsMobil" wartet mit
spannenden Präparaten unter dem Mikroskop auf neugierige
Naturforscher/innen. Neu dabei ist in diesem Jahr ein Barfuß-Pfad, an
dem Kinder und Erwachsene Freude haben.

Fragen rund um den Naturschutz und das Naturschutzgebiet werden gerne
von der NABU-Gruppe Walddörfer und der Naturschutzjugend beantwortet.
Für das leibliche Wohl ist auch gesorgt: Kaffee und Kuchen, Eis und
Gegrilltes stillen den großen und kleinen Hunger und lassen sich zu
den Klängen der Band Quadromania gut gelaunt genießen.

Das Kranichfest am Duvenstedter BrookHus, Duvenstedter Triftweg 140
findet am Sonntag, 4. August 2019 von 10 bis 17 Uhr statt. Die
Besucher werden gebeten mit öffentlichen Verkehrsmitteln anzureisen,
da nur wenige Parkplätz vorhanden sind. Zu erreichen ist das Infohaus
über die U1 bis Haltestelle "Ohlstedt" oder mit der Buslinie 276 bis
Haltestelle "Duvenstedter Triftweg".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 05.07.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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TOUR/567: 'Welt-Ranger-Tag' am 31. Juli (Nationalpark Eifel)


Nationalparkverwaltung Eifel im Landesbetrieb Wald und Holz NRW - 29.
Juli 2019

'Welt-Ranger-Tag' am 31. Juli: Ranger sind weltweit zum Schutz von
wertvollen Naturgütern im Einsatz

Gedenktag erinnert an die wichtige Arbeit von Rangern zum Schutz von
Natur- und Kulturerbe



Schleiden-Gemünd, den 29.07.2019. Der markante Hut ist ihr
Erkennungszeichen - bekannt sind die Ranger im Nationalpark Eifel aber
auch als sympathische 'wandelnde Infosäulen', die Besucherinnen und
Besuchern des Schutzgebiets Rede und Antwort stehen und viele andere
Aufgaben wahrnehmen. Der 'Welt-Ranger-Tag' am 31. Juli erinnert an die
wichtige Arbeit von Frauen und Männern weltweit, die sich als Ranger
dem Schutz von Natur- und Kulturerbe unserer Erde widmen. An diesem
Tag wird besonders der jährlich mehr als 100 Ranger gedacht, die im
Dienst verletzt oder getötet wurden. Insbesondere in afrikanischen
Schutzgebieten werden immer wieder Ranger beim Dienst getötet. Dabei
geht die größte Gefahr von Wilderern aus.

Ins Leben gerufen hat 2007 den 'Welt-Ranger-Tag' die International
Ranger Federation (IRF) - unterstützt wird er von der 'The Thin Green
Line Foundation' (TTGLF) und anderen Organisationen. TTGLF ist eine
Stiftung, die überwiegend in Entwicklungsländern und Konfliktzonen
arbeitet und unter anderem die Familien getöteter Ranger unterstützt.

Weniger gefährlich ist der Einsatz der Ranger hierzulange. Doch was
sind überhaupt die Aufgaben eines Rangers - speziell im Nationalpark
Eifel? Sie führen Nationalpark-Interessierte durch die Wildnis von
morgen, bieten wichtige Orientierungshilfe und leisten im Notfall
Erste Hilfe, kontrollieren die Einhaltung der Nationalpark-Regeln im
Schutzgebiet, unterstützen Forschungsprojekte und begleiten Foto- und
Filmproduktionen. Vor allem aber sensibilisieren sie für einen
nachhaltigen und verantwortungsvollen Umgang mit der Natur. Für den
Schutz der Tier- und Pflanzenwelt und die Umweltbildung, also die
'Kernaufgaben' eines Nationalparks, sind die insgesamt 36 Ranger der
Nationalparkverwaltung Eifel deshalb unverzichtbar. Ranger ist in
Deutschland übrigens kein Ausbildungs- sondern ein
Weiterbildungsberuf: Ranger haben einen grünen Beruf gelernt und
mehrere Jahre ausgeübt, bevor sie sich in einer fünfmonatigen Schulung
zu 'Geprüften Natur- und Landschaftspflegern' weitergebildet haben.

Wer im Nationalpark Eifel mit einem Ranger unterwegs sein möchte, hat
dazu verschiedene Möglichkeiten: An fast jedem Tag der Woche starten
immer zur selben Zeit am selben Treffpunkt regelmäßige und kostenfreie
Rangertouren durch den Nationalpark. Im Nationalpark-Zentrum Eifel
führen Ranger durch die Erlebnisausstellung 'Wildnis(t)räume' und
veranstalten Angebote für Gruppen. In der Wildniswerkstatt Düttling
und dem Natur-Erlebnis-Treff im Jugendwaldheim Urft bringen Ranger -
und die einzige weibliche Rangerin im Nationalpark Eifel - Kindern und
Jugendlichen die Natur bei Tages- oder Mehrtagesaufenthalten näher.
Eher im Verborgenen arbeiten dagegen die Ranger der Waldentwicklung,
der Verkehrssicherung und der Nationalpark-eigenen Holzbauwerkstatt:
Sie unterstützen die Entwicklung der Nationalparkwälder etwa durch
Pflanzung junger Buchen, errichten und unterhalten die Infrastruktur
entlang der Wege und sorgen für die Sicherheit der Gäste.

Während der Rangertour am diesjährigen Welt-Ranger-Tag, Mittwoch,
31.7.2019, Start 14 Uhr am Kloster Mariawald, werden Situation der
Ranger weltweit und Möglichkeiten der Unterstützung von
Hinterbliebenen getöteter Rangers über die International Ranger
Federation (www.internationalrangers.org) besonders thematisiert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.07.2019

Landesbetrieb Wald und Holz NRW

Nationalparkforstamt Eifel

Urftseestraße 34, 53937 Schleiden-Gmünd

Tel.: 02444/9510-0, Fax: 02444/9510-85

E-Mail: info@nationalpark-eifel.de

Internet: www.nationalpark-eifel.de
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TOUR/565: Hamburg, 31.7. - Vielfalt der Nachtfalter entdecken. Leuchtabend an der Carl Zeiss Vogelstation in Wedel


NABU Landesverband Hamburg - 24. Juli 2019

Vielfalt der Nachtfalter entdecken

Am Mittwoch, den 31. Juli 2019 ab 22 Uhr Nachtfalter an der Carl Zeiss
Vogelstation in Wedel beobachten



Nachtfalter sind viel mehr als nur Motten. Ihre Artenvielfalt und
Farbenpracht ist erstaunlich und steht den beliebten Schmetterlingen
in nichts nach. Dennoch ist diese Tiergruppe eher unbekannt. Dabei
lohnt es sich, genauer hinzuschauen. Spannende Eindrücke in die Welt
der Nachtfalter verspricht der Leuchtabend am 31. Juli um 22:00 Uhr an
der Carl Zeiss Vogelstation in der Wedeler Marsch, veranstaltet vom
NABU Hamburg und der Lepidopterologischen Arbeitsgruppe Südwestliches
Schleswig-Holstein.

Die Schmetterlingskundlerin Birgitt Piepgras lockt dabei mit
speziellen Leuchten Nachtfalter an, ohne sie zu gefährden. So können
die Teilnehmer die Tiere in aller Ruhe betrachten und sie sogar in die
Hand nehmen. "Für die meisten Menschen ist der Leuchtabend die erste
Begegnung mit Nachfaltern", stellt Birgitt Piepgras fest. "Sie kennen
die Tiere eigentlich nur aus dem Scheinwerferlicht, haben sie aber
noch nie aus der Nähe sehen können." Dabei gibt es viel zu entdecken.
In Schleswig-Holstein leben etwa 850 nachtaktive
Großschmetterlingsarten. Über 700 davon hat die Lepidopterologische
Arbeitsgruppe bereits fotografisch dokumentiert. Am Leuchtabend
erklärt Birgitt Piepgras die Lebensweise der Tiere und informiert über
deren Bedeutung sowie über Gefährdungsursachen und Möglichkeiten des
Nachtfalterschutzes.

Der öffentliche Leuchtabend findet am Mittwoch, den 31.07.2019 um
22:00 Uhr an der Carl Zeiss Vogelstation in der Wedeler Marsch
westlich von Fährmannssand statt. Eine Anmeldung für die Veranstaltung
ist nicht erforderlich. Der NABU und die Lepidopterologische
Arbeitsgruppe Südwestliches Schleswig-Holstein bitten um eine Spende.

WICHTIGER HINWEIS: Teilnehmer sollten eine Taschenlampe mitbringen, da
der Weg vom Parkplatz zum Veranstaltungsort nicht beleuchtet ist. Zu
erreichen ist die Station mit der S1 bis "Wedel", von dort weiter zu
Fuß (ca. 1 Std.) oder mit dem Rad (ca. 25 Min.) oder mit dem Auto bis
Fährmannssand (von dort 25-30 Min. Fußweg). Einen Lageplan gibt es
unter www.NABU-Hamburg.de/vogelstation oder kann beim NABU Hamburg
unter Tel.: 040 / 69 70 89 0 angefordert werden.

Weitere Information zu Nachtfaltern finden Sie unter

www.nachtfalter-sh.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 24.07.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BEGEGNUNG/1912: Hanau - Plaudernachmittag im Erzählcafé am 12. August 2019


Stadt Hanau

Plaudernachmittag im Erzählcafé Wolfgang



Eine wunderbare Gelegenheit, sich bei einem Eiskaffee oder einer
Eisschokolade in gemütlicher Atmosphäre angeregt auszutauschen, bietet
das nächste Erzählcafé am Montag, 12. August, von 15 Uhr bis 17 Uhr in
den Räumen des Familien- und Jugendzentrums Wolfgang in der
Lehrhöferstr. 45. Das Team freut sich auf viele interessierte
Seniorinnen und Senioren.

Seit rund vierzehn Jahren veranstaltet das Familien- und Jugendzentrum
in regelmäßigen Abständen das Erzählcafé. Geboten wird dabei
Informatives, Kulturelles, Nützliches und Heiteres rund um den
Stadtteil. Auskünfte zu der Veranstaltungsreihe erhalten interessierte
Bürgerinnen und Bürger unter der Rufnummer 06181 / 57 41 05.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 31. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1274: Leer - "Marmeladen, Dips, Chutney & mehr" am 7. August 2019


Landkreis Leer

7. August: Marmeladen, Dips, Chutney & mehr

Kreativkursus im Schloss Evenburg



Süß, sauer oder würzig - Kräuter eignen sich zum dippen, würzen, als
Beilage zu Fleisch oder Fisch oder auch als leckerer Brotaufstrich.
Gemeinsam mit Kursleiterin Carmen Schnieder werden am 7. August
Marmeladen, Dips und Saucen hergestellt und mit hausgebackenem Brot
gegessen. Der Kurs beginnt um 14.30 Uhr.

Eine Teilnahme kostet 22,50 Euro, zwei bis drei Gläser oder Dosen zum
Abfüllen sind mitzubringen. Anmeldungen unter T.: 0175 1533028.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 26. Juli 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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MARKT/4201: Hanau - Abendflohmarkt am 23. August 2019


Stadt Hanau

Abendflohmarkt im Bürgerhaus Wolfgang



Einen Abendflohmarkt veranstaltet das Familien- und Jugendzentrum
Wolfgang am Freitag, 23. August, im und um das Bürgerhaus Wolfgang. In
der Zeit von 15 bis 20 Uhr kann Nützliches, Originelles, Kurioses und
Sehenswertes aus zweiter Hand - oftmals für einen
Schnäppchenpreis - erstanden werden. Das Team des Familien- und
Jugendzentrums Wolfgang wird zusätzlich ein buntes Angebot für die
kleinen Flohmarktbesucherinnen und Besucher anbieten.

Anmeldungen nimmt das Familien- und Jugendzentrum ausschließlich am
Mittwoch, 7. August, zwischen 10 und 12 Uhr persönlich, per Fax oder
Email entgegen. Eine telefonische Anmeldung ist nicht möglich. Die
Standgebühr beträgt 8 Euro.

Weitere Informationen zu diesem und anderen Angeboten des
Familien- und Jugendzentrums Wolfgang sind telefonisch unter 
06181 - 574105, per Fax unter 06181 - 3646943, online über die Emailadresse
torsten.rosa@hanau.de oder persönlich in der Lehrhöfer Straße 45,
63457 Hanau-Wolfgang erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TOUR/7478: Leer - Theaterführung "Besser ein schweres Leben als ein leeres Leben" am 3.8.2019


Zeitreisen auf Schloss Evenburg

Theaterführung am 3. August: Pflanzenjägerin Amalie Dietrich - "Besser
ein schweres Leben als ein leeres Leben"



Am Samstag, 3. August, können die Besucher der Evenburg ab 16 Uhr an
einer Theaterführung mit der Pflanzenjägerin Amalie Dietrich
teilnehmen. Sie war im 19. Jahrhundert die Frau eines Botanikers und
ging in Auftrag eines Botanikers für fast zehn Jahre auf Reise nach
Australien. Beim Spaziergang durch den Park hören die Teilnehmer vom
erstaunlichen Leben einer fast vergessenen Pflanzenjägerin.

Der Eintritt kostet acht Euro. Kinder bis 17 Jahre haben freien
Eintritt. Eine Anmeldung ist im Schloss unter Telefon 0491 9975-6000
erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Juli 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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TOUR/7477: Lippstadt - Radtour auf den Spuren von Geschichte(n) und Bäumen am 4.8.2019


Stadt Lippstadt

Radtour auf den Spuren von Geschichte(n) und Bäumen in Lippstadts
Westen

Öffentliche Führung am 4. August



Lippstadt. Am Sonntag, dem 4. August, sind alle Fahrrad- und
Naturfreunde eingeladen, den Stadtführer Ulrich Bökenkamp auf einer
öffentlichen Fahrradtour durch das westliche Stadtgebiet zu begleiten.

Die Tour ist 21 km lang und dauert ca. 3 Stunden. Sie führt vom
Marktplatz in Lippstadt über Bad Waldliesborn vorbei an einigen
typischen Bauernhöfen des südlichen Münsterlandes mit ihren
Streuobstbeständen und dem typischen Eichenhain zum Stift nach Cappel.
In dem ehemaligen Prämonstratenser-Kloster steht wohl der imposanteste
Baum dieser Tour, ein Mammutbaum, der in seiner fernen Heimat der
Sierra Nevada bis zu 80 m hoch werden kann. Am "Karnickelknapp" geht
es durch die Weichholzaue mit ihren typischen Vertretern der Erle und
Weide weiter zum Wasserschloss Overhagen. Die ursprüngliche Siedlung
Overhagen ist entstanden, nachdem die Menschen durch die ständigen
Überflutungen an der Lippe "over den Hagen" (über die Höhe) gezogen
sind. In Hellinghausen an den Gräften des ehemaligen Schlosses
Oberhellinghausen endet die Führung.

Treffpunkt ist um 14.00 Uhr am Rathaus, der Kostenbeitrag beträgt 6,00
Euro für Erwachsene und 3,00 Euro für Kinder, Schüler und Studenten.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 / 58515 wird gebeten, da die Teilnehmerzahl begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 26. Juli 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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